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Mediale Kompetenzen

Mehr und mehr wird bei vielen Gelegenheiten der Ruf nach
journalistischen Kernkriterien laut, welche die Gewißheit nach
Wahrheitsgehalt, Faktizität und struktureller Richtigkeit
überprüf- und ermittelbar macht. Eine Quelle beispielsweise durch eine
weitere und möglichst dazu noch durch eine unabhängige Bestätigung für
eine Behauptung, für einen Bericht oder für eine Beschreibung zu
hinterfragen und zu sichern, wäre ein solches Kriterium.

Die gründliche Recherche und die Berücksichtigung von
Gegenstandpunkten gehört da selbstverständlich ebenso zum Arbeitsset
wie der Blick auf weitreichendere Zusammenhänge. Zur Überprüfung
solcher publizistischer Selbstverständlichkeiten wird schlußendlich
sogar für diesen Bewertungs- und Beurteilungszweck mit dem Gedanken an
eine entsprechende wissenschaftliche Instanz gespielt.

Selbst Fakten können jedoch auf unterschiedlichere Art erlebt,
erfahren, erlitten und bewältigt worden sein, als es eine gezielte
Lesart oder ein bestimmtes Übermittlungsinteresse zugestehen würde.

Auch die Wahrheit wäre, auf ihre sprachgeschichtliche Urfunktion
zurückgeführt, doch lediglich eine unter Umständen bevorzugte Sicht
welcher Dinge oder Ereignisse auch immer.

Wie hergeholt und konstruiert erscheint da ein Kriterienstrangulat,
das bei allgemein medialer Verarbeitung so etwas wie Gültigkeit und
Ungültigkeit in die Arena des Austausches zu bringen versucht. Es muß
schon eine große Furcht vor demokratischen Prozessen im Spiele sein,
wenn dazu übergegangen wird, eine Kapelle gegen den Wind aufzurichten,
um über diese gemauerte Fessel die freie Luft auf die eigene Seite zu
zwingen.

Schattenblick-Redaktion


9. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/151: Halbwertzeit - Fukushima-Gedenktag und kein Ende ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 8. März 2018

7 Jahre nach Fukushima - BBU fordert Sofortausstieg! 

Bundesweit Gedenk-und Protestveranstaltungen



(Bonn / Berlin, 08.03.2018) Anlässlich des 7. Jahrestages des Beginns
der Atomkatastrophe in Fukushima (Japan, 11. März 2011) ruft der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) bundesweit zur
Teilnahme an Gedenk- und Protestveranstaltungen rund um den Jahrestag
auf. "Die Katastrophe und ihre anhaltenden Folgen dürfen nicht in
Vergessenheit geraten. Das Mitgefühl des BBU gilt den betroffenen
Menschen in Japan. Und in der Bundesrepublik muss der Atomausstieg
endlich richtig und umfassend vollzogen werden", fordert
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz. Dreckiger Kohlestrom darf dabei
keine Alternative zum Atomstrom sein. "Die Zukunft gehört der
Solarenergie und der Windkraft".

Der BBU weist darauf hin, dass besonders Initiativen im Bereich von
Atomanlagen und von Atommüll-Lagern mit vielfältigen lokalen
Veranstaltungen an die Fukushima-Katastrophe erinnern und einen
umfassenden Atomausstieg einfordern. Der Weiterbetrieb von
Atomkraftwerken bis z. T. Ende 2022 ist unverantwortlich und auch die
sonstigen Atomanlagen wie die Uranfabriken in Gronau und Lingen müssen
sofort stillgelegt werden.

Hier eine unvollständige Übersicht lokaler und überregionaler Aktivitäten:

10.03., Berlin, Kazaguruma-Demonstration, 13 Uhr, Brandenburger Tor /
Pariser Platz

10.03., Gronau, Mahnwache, 12.00 - 13.00 Uhr, Neustraße (vor "Bruno
Kleine")

10.03., Landshut, Filmvorführung zum Thema Atommüll, 17 Uhr, Landshuter
Umweltmesse, Niedermayerstraße 100

10.03., Mosbach, Mahnwache, 11.30 Uhr - 12.00 Uhr, Kirchplatz

11.03., Bonn, Filmvorführung über Fukushima, 11.00 Uhr, Neue Filmbühne,
Friedrich-Breuer-Straße 68-70

11.03., Gorleben, Sonntagsspaziergang am Bergwerksgelände, 13.00 Uhr

11.03., Lingen, Mahnwache, 18.00 - 18,30 Uhr, Altes Rathaus, Marktplatz

11.03., Münster, Filmvorführung über Fukushima, 12.00 Uhr, Cinema,
Warendorfer Str. 45

11.03., Neckarwestheim, überörtliche Demonstration zum Atomkraftwerk,
13.00 Uhr ab Bahnhof Kirchheim / Neckar

12.03., Dannenberg, Mahnwache, Kundgebung und Treckerkonvoi, 18.00 Uhr,
Marktplatz

13.03., Hamburg, Infoveranstaltung über die Gefahren der Atomtransporte,
19.00 Uhr, Centro Sociale, Raum Kubus, Sternstr. 2, Ecke Neuer Kamp

18.03., Ahaus, Kundgebung, 14.00 Uhr, Innenstadt / am Mahner

Weitere Informationen:

https://www.facebook.com/BBU72


Europäischer Brücken-Aktionstag gegen Atomgefahren

Zudem findet am Samstag, 10.03., eine international vernetzte Aktion
statt, in deren Rahmen in vielen Städten auf Autobahnbrücken mit
Transparenten und Anti-Atomkraft-Fahnen demonstriert wird. Damit soll
auf die europäische Bedrohung durch die Nutzung der Atomkraft und deren
Gefahren (GAU, Terrorgefahren, Verlängerung der Laufzeiten, Ausbau von
AKWs etc.) hingewiesen werden. In der Bundesrepublik gibt es dabei
Aktionen u. a. auf Brücken in Berlin, Freiburg, Karlsruhe, Saarbrücken
und Trier. Auch in Belgien und Frankreich finden Brückenproteste statt.


http://chainehumaine.fr/aufruf-zum-europaischen-bruckentag

Mit diesen und vielen weiteren Aktionen soll verdeutlicht werden, dass
kein weiterer Atommüll, für den es weltweit keinen sicheren Platz gibt,
produziert werden darf. Mit der notwendigen Stilllegung der AKW und
Atomanlagen wird das Risiko großer Katastrophen reduziert, deren
Wahrscheinlichkeit steigt, weil die Anlagen schon alle sehr alt sind.

Über die konkreten Folgen der Atomkatastrophe in Japan schreibt Kazuhiko
Kobayashi aus Tokyo: "Aber die Regierung will für die aus Fukushima
geflohenen Mütter und Kinder kein Geld ausgeben. Sie holt sie sogar mit
allen gemeinen psychischen und physischen Druckmitteln und Tricks wieder
in Fukushima zurück. So sind von den aus Fukushima geflohenen 17,895
Kindern mehr als Hälfte, nämlich 9,271 Kinder wieder in Fukushima
zurückgeholt worden, so bleiben nur noch 8,624 Kinder im Fluchtort
außerhalb von Fukushima, deren Mütter trotz aller Schwierigkeiten
weiterhin unbedingt ihre Kinder vor der atomaren Strahlungsgefahr
schützen wollen." (Vollständiger Text, siehe unten). Der BBU hat in den
letzten Jahren wiederholt Vortragsveranstaltungen mit Kazuhiko Kobayashi
in der Bundesrepublik durchgeführt.

 * 

Zum 7. Fukushima-Jahrestag

Liebe Freundinnen und Freunde,

genauso wie jene grauenvollen Tage des Atombombenabwurfs über Hiroshima
und Nagasaki mit unzähligen zivilen Opfern heute bei den meisten
japanischen Bürgern längst in die Ferne der Vergessenheit gerückt sind,
verschwindet ebenso der 11. März 2011 aus dem Bewußtsein von
allermeisten Japanern. So bleiben nur noch leidende Opfer, insbesondere,
geflohene Mütter und Kinder schutzlos dem ungerechten Schicksal
ausgeliefert.

Nach Schätzung will die Regierung ca. 2000 Milliarden Yen (d.h. ca.
16 Millarden Euro) für die Olympiade 2020 in Tokyo ausgeben, wobei ca.
450 Millarden Yen (d.h. ca. 3,45 Millarden Euro) als Einnahmen durch die
Veranstaltung zu erwarten sind. Mit anderen Worten, 1550Milliarden Yen
(= ca. 11,92Milliarden Euro), d.h. mehr als Dreiviertel der gesamten
gigantischen Veranstaltungskosten werden aus den japanischen Steuern
bezahlt. damit einige Industrien daran Geld verdienen.

Aber die Regierung will für die aus Fukushima geflohenen Mütter und
Kinder kein Geld ausgeben. Sie holt sie sogar mit allen gemeinen
psychischen und physischen Druckmitteln und Tricks wieder in Fukushima
zurück. So sind von den aus Fukushima geflohenen 17,895 Kindern mehr als
Hälfte, nämlich 9,271 Kinder wieder in Fukushima zurückgeholt worden, so
bleiben nur noch 8,624 Kinder im Fluchtort außerhalb von Fukushima,
deren Mütter trotz aller Schwierigkeiten weiterhin unbedingt ihre Kinder
vor der atomaren Strahlungsgefahr schützen wollen. Dabei werden sie
sogar immer mehr von den ahnungslosen Mitbürgern kalt belächelt, als ob
sie die Schuldigen und Dummen wären!! So läuft alles in allem wie
geplant und gewollt von der Regierung!!!

Wir, die freiwilligen, unterstützenden Mitbürger werden leider weniger,
sind aber noch da und fühlen uns jetzt umso stärker mit den leidenden
Opfern solidarisch gebunden.

Unsere Wut wird stärker und intensiver.

Unser Verlangen nach der Gerechtigkeit wird größer und heftiger.

Tokyo, am 08. März 2018

Kazuhiko Kobayashi


An meinem Lebensabend habe ich nur noch einen Wunsch:
 Aus meiner innersten Seele heraus zu sprechen und nach meinem Gewissen
 zu handeln für die hilflosen, unschuldigen Kinder und für unsere
 einmalig kostbare, schöne und unersetzbare Erde, die nun weltweit
 immer mehr verseucht wird und schweigend um Hilfe ruft.



 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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ATOM/150: Halbwertzeit - systemisch brechen ... (NaturFreunde)


Sayonara Nukes Berlin, NaturFreunde Berlin, Anti Atom Berlin, Greenpeace
Energy, IPPNW, Strahlentelex, Bürgerinitiative Umweltschutz
Lüchow-Dannenberg, ausgestrahlt, AK Rote Beete, DIE LINKE Berlin, BUND
Berlin, COOP Berlin - Anti-War-Cafe, MC Kuhle Wampe Berlin, WOLF, ican,
Deutsch-Japanische Gesellschaft Halle/Saalekreis,

Gemeinsame Pressemitteilung der teilnehmenden Organisationen für die
Demonstration zum Fukushima-Jahrestag

"Die nukleare Kette brechen!"



73 Jahre nach Hiroshima und Nagasaki, 32 Jahre nach Tschernobyl und 7 Jahre
Fukushima: Wir müssen die nukleare Kette weltweit brechen, um das atomare
Zeitalter Geschichte werden zu lassen! Deshalb ruft ein breites Bündnis zur
Fukushima-Demonstration in Berlin auf.

Mit hunderten Windrädern (Kazaguruma) werden die Teilnehmenden für ein Ende
der Atomenergie und für die Energiewende demonstrieren.

KAZAGURUMA-DEMO: Die nukleare Kette brechen!

Samstag, 10.03.2018,

13.00 Uhr Pariser Platz (Brandenburger Tor)

Dazu erklärt der Jochen Stay (Sprecher .ausgestrahlt): "Sieben Jahre nach
Fukushima ist Deutschland noch immer zweitgrößter Atomstrom-Produzent in
der EU. Der Atomausstieg ist eine Schnecke. Die alten Meiler werden nicht
weniger gefährlich, wenn ein Abschaltdatum beschlossen ist. Wir fordern,
die noch laufenden sieben Reaktoren sofort abzuschalten."

Derzeit versucht die Atomindustrie, in einigen EU-Ländern mit neuen -
unwirtschaftlichen und deshalb hoch subventionierten Reaktorprojekten -
eine Wiederkehr dieser gefährlichen Technologie zu erreichen. "Dass
ausgerechnet das Atomausstiegsland Deutschland wiederholt kneift und höchst
umstrittene AKW-Bauten wie Hinkley Point C in England oder Paks II in
Ungarn nicht EU-rechtlich untersuchen lassen will, ist dabei höchst
bedauerlich", kritisiert Christoph Rasch, Pressesprecher von Greenpeace
Energy

Dazu Uwe Hiksch (NaturFreunde Deutschlands): "Die NaturFreunde fordern ein
weltweites Verbot von Uranabbau. Die sogenannte zivile Nutzung der
Atomenergie und die militärische Herstellung von Atombomben sind zwei
Seiten einer Medaille. Deutschland muss den Atomverbotsvertrag beitreten
und den EURATOM-Vertrag kündigen."

Ablauf der Demonstration:

13.00 Uhr: Auftakt-Performance

Kazuma Glen Motomura - Mad World Dance

Redner*innen Auftaktkundgebung:

- Dr. Hiroomi Fukuzawa (Sayonara Nukes Berlin)

- Günther Hemeyer ( BI Lüchow-Dannenberg)

- Michael Müller (Bundesvorsitzender NaturFreunde Deutschlands)

- Jochen Stay (Sprecher von .ausgestrahlt)

14.00 Uhr Beginn Demo

Demo-Strecke: Auftakt-Kundgebung: Pariser Platz, Unter den Linden,
Friedrichstraße, Französische Straße, Charlottenstraße, Unter den Linden,
Abschluss-Kundgebung: Pariser Platz

14.45 Uhr Redner*innen Abschlusskundgebung:

- Dr. Alex Rosen (Vorsitzender der deutschen Sektion von IPPNW)

- Christoph Rasch (Pressesprecher Greenpeace Energy)

- Sascha Hach (Vorstandsmitglied ICAN)

15.15 Uhr Abschluss-Performance

Kunst & Musik von Sympathetic Cardiogram (Daichi Matsusaki & Fumihiro Ono)

 * 

Quelle:

NaturFreunde Deutschlands

Verband für Umweltschutz, sanften Tourismus, Sport und Kultur

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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ATOM/149: Halbwertzeit - Bemessungswillkür ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 7. März 2018

BBU kritisiert fehlende Eichpflicht für Geräte zur Messung von
Radioaktivität



(Bonn / Stuttgart, 07.03.2018) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) kritisiert mit Nachdruck die fehlende Eichpflicht für
Geräte zur Messung von Radioaktivität. Dem BBU liegen (über seine
Mitgliedsgruppe Initiative AtomErbe Obrigheim s.u.) Informationen vor, dass
die "Freimessung" von radioaktivem Material aus dem Abbau von
Atomkraftwerken in Baden-Württemberg mit Messgeräten vorgenommen wird,
die nicht geeicht sind. Hintergrund ist, dass eine Eichung nicht
vorgeschrieben ist. Der BBU wird beim Bundesumweltministerium
nachfragen,ob die Überprüfung des Abbaumaterials von Atomanlagen in
anderen Bundesländern mit geeichten Messgeräten vorgenommen wird.

Mit der sogenannten Freimessung soll festgestellt werden, ob der Müll
nur relativ gering radioaktiv belastet ist und nicht mehr unter das
Atomrecht, sondern unter das Abfallrecht fällt. Er könnte dann auf eine
Deponie oder in eine Verbrennungsanlage gebracht werden oder er wäre
sogar als Recycling-Material frei verwertbar. Damit würden, so die Sorge
des BBU,die immer noch darin enthaltenen radioaktiven Stoffe beliebig
und unkontrollierbar in die Umwelt verteilt.

Fehlende Eichpflicht ist unverständlich

Bekannt ist, dass jeder Strom- oder Wasserzähler geeicht sein muss.
"Dass es diese Vorschrift für die Messung von ionisierender Strahlung
nicht gibt, ist unverständlich. Schließlich geht es dabei um
gesundheitsschädliche Stoffe" meint BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Insgesamt sind mehrere Millionen Tonnen aus dem schon laufenden und noch
kommenden Abbau der Atomkraftwerke in Deutschland zu erwarten.
Angesichts dieser Massen ist es unabdingbar, eine möglichst genaue
Messung der Radioaktivität durchführen zu können. Um das Vorgehen bei
der "Freimessung" zu versachlichen, hält der BBU eine Prüfung der
Eichpflicht für Geräte zur Messung der Radioaktivitätskonzentrationen
für erforderlich.

Eine weitere Forderung des BBU ist, dass die gesamte "freigemessene"
Abbaumasse am Standort der abgebauten Atomanlagen verbleibt. Es darf
keine Verteilung auf Deponien, in Verbrennungsanlagen und zur freien
Verwertung erfolgen, bis klar ist, wie viel Radioaktivität am Ende
insgesamt darin enthalten und dies für die Bevölkerung nachvollziehbar
dokumentiert ist. Die Strahlenbelastung von Mensch und Umwelt darf nicht
immer weiter erhöht werden. Aus diesem Grund fordert der BBU auch die
sofortige Stilllegung der noch laufenden Atomkraftwerke und Uranfabriken.

7 Jahre Fukushima - Demonstration zum AKW Neckarwestheim

Am Sonntag (11. März) ist der 7. Jahrestag des Beginns der
Atomkatastrophe in Fukushima (Japan). Bundesweit finden an diesem
Wochenende zahlreiche Gedenk- und Protestveranstaltungen statt. In
Baden-Württemberg führt z. B. am Sonntag eine Demonstration zum
Atomkraftwerk Neckarwestheim. Beginn ist um 13 Uhr am Bahnhof Kirchheim
(Neckar). Bürgerinitiativen und Umweltverbände, darunter auch der BBU,
rufen zur Teilnahme auf.

Weitere Informationen:

https://www.endlich-abschalten.de

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Initiative AtomErbe Obrigheim - Pressemitteilung vom 1. März

AKW Obrigheim: Messgeräte für die Freimessung sind nicht geeicht




Die Mitglieder der Initiative AtomErbe Obrigheim sind sich einig, dass
EnBW, der Betreiber des Atomkraftwerks Obrigheim (KWO), bei den Transporten
der hochradioaktiven abgebrannten Brennelemente von Obrigheim nach
Neckarwestheim großes Glück hatte, dass nichts Nennenswertes passiert ist.
Bleiben wird die Sorge, ob das unterirdische Zwischenlager am AKW
Neckarwestheim auf längere Sicht standhält, denn es steht in einem
Karstgebiet mit löchrigem Untergrund, der durch Grundwasserbewegungen immer
weiter ausgehöhlt wird.

Auch wenn jetzt kein hochradioaktiver Atommüll mehr in Obrigheim ist, muss
der mittel-und schwachradioaktive Atommüll aus dem Abbau des Kraftwerks in
Gebäuden des KWO aufbewahrt werden, bis ein anderes Lager zur Verfügung
steht. Den größten Teil der Kraftwerksmasse will EnBW aber komplett
loswerden. Dazu wird die sog. Freimessung durchgeführt, mit der
festgestellt werden soll, ob der Müll nur gering radioaktiv belastet ist.
Dann könnte er auf eine Deponie (z. B. nach Buchen-Sansenhecken) oder in
eine Verbrennungsanlage (z. B. ins Müllheizkraftwerk in Mannheim) gebracht
werden oder er wäre sogar als Recycling-Material frei verwertbar. Damit
würden die immer noch darin enthaltenen radioaktiven Stoffe beliebig und
unkontrollierbar in die Umwelt verteilt.

Nach Informationen, die der Initiative AtomErbe Obrigheim vorliegen, sind
die Geräte, mit denen die "Freimessung" durchgeführt wird, nicht geeicht
und es gibt keine Verpflichtung, dass diese Geräte zur Messung von
Radioaktivität geeicht sein müssen. Allgemein bekannt ist, dass jeder Strom-
 oder Wasserzähler geeicht sein muss. Auch Abfüllgeräte, z. B. für Milch,
unterliegen einer Eichpflicht. "Dass es diese Vorschrift für die Messung
von Radioaktivität zur Freimessung nicht gibt, ist unverständlich. Es
erklärt aber möglicherweise, warum eine Kontrollmessung der Abfälle auf der
Deponie nicht vorgesehen ist" meint Gertrud Patan von der Initiative
AtomErbe Obrigheim.

Allein in Baden-Württemberg sind etwa eine Million Tonnen radioaktiv
belasteterAbbaumaterialien aus den Atomkraftwerken zu erwarten. Um das
Vorgehen bei der "Freimessung" zu versachlichen, fordert die Initiative
eine Eichpflicht für Geräte zur Messung der Radioaktivitätskonzentrationen
in den Materialien. Eine weitere Forderung ist, dass die gesamte
"freigemessene" Abbaumasse am Standort verbleibt und keine Verteilung auf
Deponien, in Verbrennungsanlagen und zur freien Verwertung erfolgt, bis
klar ist, wie viel Radioaktivität am Ende insgesamt darin enthalten und
dies für die Bevölkerung nachvollziehbar dokumentiert ist. Die
Strahlenbelastung von Mensch und Umwelt darf nicht immer weiter erhöht
werden.

Info:

www.atomerbe-obrigheim.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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GEFAHR/032: Brandsatz Fukushima - menschengefährdende Verschleierungsmanöver ... (SB)
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Brandsatz Fukushima 

Grafik: © 2013 by Schattenblick



Die Menschen, die im Erdölfördergebiet des Nigerdeltas leben, haben
ein schwerwiegendes Problem: Die Ölverseuchung ihrer Umwelt ist
umfassend. Hängen sie ihre Wäsche zum Trocknen raus, setzen sich
ölige Rußpartikel darauf ab; ziehen sie Salate und Gemüse im eigenen
Garten auf, schmecken die daraus zubereiteten Speisen ölig; der
Fisch, den sie aus einem der vielen Seitenarme des weitverzweigten
Flußsystems des Niger fangen, riecht und schmeckt ebenfalls nach
Erdöl. Eine treffende Kenngröße, die das Leiden der Menschen in
Nigeria auf abstrakte Weise ausdrückt: Die Lebenserwartung der
Bewohnerinnen und Bewohner des Nigerdeltas liegt mit 41 Jahren ganze
zehn Jahre unter dem Durchschnitt des übrigen Landes.

Es soll kein Trost sein, nicht einmal ein schwacher, doch in einer
Hinsicht können sich die Menschen aus dem Nigerdelta glücklich
schätzen: Sie sehen, schmecken, riechen und fühlen die verseuchte
Umwelt. Das gilt für die Menschen, die in die Sperrzone rund um das
am 11. März 2011 havarierte japanische Atomkraftwerk Fukushima
Daiichi zurückkehren sollen und einer ganz anderen, akuten Gefahr für
Leib und Leben ausgesetzt sein werden, nicht. Die Strahlengefahr ist
allgegenwärtig.

Menschen haben offenbar kein Sinnesorgan für Radioaktivität, sie wird
von ihnen nicht wahrgenommen. Sofern sie nicht so extrem hoch ist,
daß sie augenblicklich zu schwersten gesundheitlichen
Beeinträchtigungen führt, kann ionisierende Strahlung nur mit
technischen Hilfsmitteln erfahrbar gemacht werden. Wir haben nichts
anderes, und doch sind die Instrumente in vielerlei Hinsicht
unzureichend, wenn es darum geht, das Ausmaß einer Strahlengefahr zu
detektieren, geschweige denn, ihre tatsächliche biologische Wirkung
zu erfassen.

Zu den technisch-physikalischen Schwierigkeiten der Strahlenanalyse
gesellt sich das Problem der politischen Bewertung der Gefährlichkeit
von Strahlung und somit der Festlegung von Grenzwerten. Vorweg
geschickt: Diese wären ohne eine Nutzung der Kernenergie gar nicht
erforderlich. Am weitreichendsten wären Menschen vor ionisierender
Strahlung geschützt, wenn es überhaupt keine künstlichen radioaktiven
Quellen gäbe.

Die behördliche Festlegung von Grenzwerten bedeutet nicht, daß einer
Person, die stets unterhalb des Grenzwerts bleibt, deshalb kein
Schaden zugefügt würde. Auch sehr schwache ionisierende Strahlung
unterhalb der gültigen Grenzwerte kann zu Zellveränderungen und
daraufhin Immunschwäche, Krebs und anderen Krankheiten führen. Darum
sind Grenzwerte politische Größen. Mit ihnen wird festgelegt, wie
viele Menschen die gesellschaftlichen Entscheidungsträger willens
sind, unter Beibehaltung der vorherrschenden Produktionsverhältnisse
zu opfern.

Aus gesundheitlichen Gründen wäre, wie gesagt, eine Nullösung am
besten. Legt man die potentielle Strahlenbelastung - fachsprachlich
Äquivalentdosis - einer Person auf 1 Millisievert pro Jahr (mSv/y)
fest, wie es in Deutschland und vielen anderen Ländern üblich ist,
läßt sich abschätzen, wie viele Menschen aufgrund dieses Grenzwerts
erkranken oder frühzeitig sterben werden. Was sie bei einer Nullösung
eben nicht würden.

Legte man jedoch den Grenzwert von 1 mSv/y pauschal für sämtliche
Berufsgruppen fest, gäbe es wahrscheinlich weder Atomkraftwerke noch
Langzeitflüge, vielleicht nicht einmal Strahlenmedizin, denn niemand
dürfte langfristig die Meiler, Flugzeuge und strahlenmedizinischen
Geräte bedienen, da er noch innerhalb eines Jahres die zulässige
Höchstmenge an Radioaktivität erreicht hätte. Darum hat die Politik
für Berufsgruppen in diesen Bereichen die Grenzwerte um das 20fache
auf 20 mSv/y hochgesetzt. Die zu erwartende höhere Erkrankungsrate in
den genannten Berufsgruppen wird von der Regierung einkalkuliert. Das
heißt, zum vermeintlichen Wohl der Gesellschaft erkranken oder
sterben Menschen vorzeitig.

Diese grundsätzlichen Ausführungen zur Grenzwertdiskussion
vorweggeschickt lassen sich die Meßergebnisse besser einordnen, die
die Umweltorganisation Greenpeace Japan in ihrem aktuellen Report
"Reflections in Fukushima: The Fukushima Daiichi Accident - Seven
Years On", Untertitel "Radiation investigations in the exclusion zone
of Namie and open areas of Namie and Iitate", präsentiert. [1]

Der Bericht hätte durchaus die Brisanz, in Japan eine
gesellschaftliche Debatte über den menschenverachtenden Umgang der
Administration Premierminister Shinzo Abes mit den Evakuierten
anzuregen. Eben deshalb, so steht zu befürchten, wird der Konter der
Regierung, der für das Akw Fukushima Daiichi verantwortlichen
Betreibergesellschaft TEPCO und weiterer Lobbyisten der Atomenergie
darin bestehen, die Studie zu ignorieren und totzuschweigen.

Wie der Schattenblick im ersten Teil seines Brennpunkts "Brandsatz
Fukushima" aus Anlaß der Veröffentlichung der Greenpeace-Studie
berichtete [2] und hier nicht noch einmal im Detail wiederholt werden
soll, wurden in den Städten Iitate und Namie sowie deren Umgebung
teils extrem hohe Strahlenwerte gemessen, daß sie, träten sie im
Innern eines Kernkaftwerks auf, den Alarm und eine
Evakuierungsanordnung auslösen würden.

Bei Iitate und Namie dagegen verhält es sich genau umgekehrt. Die
japanische Regierung hat im März 2017 die Evakuierungsanordnung für
einige Flächen, die nach dem dreifachen GAU im AKW Fukushima Daiichi
gesperrt worden waren, aufgehoben und arbeitet an dem Ziel, bis zum
Jahr 2023 weitere Inseln innerhalb der hochgradig strahlenbelasteten
Gebiete - euphemistisch "Schwierig-zurückzukehren-Zone", bzw.
englisch "difficult to return zone" genannt - freizugeben. Die
Menschen sollen zurückkehren, so daß der Eindruck von Normalität
entsteht. Einen Rotalarm wie in einem Akw wird es genau nicht geben,
obschon er aufgrund der potentiellen Strahlenbelastung gerechtfertigt
wäre.

In dem Greenpeace-Bericht wird darauf hingewiesen, daß die Regierung
den angestrebten Grenzwert der zu dekontaminierenden Gebiete von 0,23
Mikrosievert pro Stunde (µSv/h), der aufgerechnet einer Jahresdosis
von 1 mSv entspricht, auf jene 20 mSv anheben will, die, wie weiter
oben beschrieben, normalerweise nur für besonders strahlenexponierte
Berufsgruppen gelten. Einen entsprechenden Vorschlag habe der
Vorsitzende der Atomaufsichtsbehörde (Nuclear Regulation Authority -
NRA) im Januar dieses Jahres mit der Begründung unterbreitet, daß die
gegenwärtige Zielvorgabe "ein Hindernis für die Rückkehr der
Evakuierten" darstellt.

Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen wird klar, was das
bedeutet: Der NRA-Vorsitzende hat vorgeschlagen, ein paar Menschen
mehr aufgrund der höheren Belastung mit ionisierender Strahlung über
die Klinge springen zu lassen - um es unverblümt zu sagen. Mit seinem
Vorstoß lotet er anscheinend schon mal die Stimmung in Regierung und
Gesellschaft aus, wie diese das in letzter Konsequenz unabweisliche
Todesurteil gegen einige Menschen, deren Namen und Gesichter man zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht kennen kann, aufnehmen werden.

Sowohl die Messung ionisierender Strahlung als auch die Beurteilung,
was die ermittelten Werte bedeuten, ist kompliziert. Es kann einen
entscheidenden Unterschied machen, wo, wie und was gemessen wird.
Beispielsweise hat Alphastrahlung nur eine Reichweite von ein bis
zehn Zentimetern, würde also unter Umständen gar nicht registriert,
wenn nicht das Meßgerät in die unmittelbare Nähe gebracht wird.
Alphastrahlung ist aber sehr gefährlich, falls so ein
Strahlenpartikel mit der Atmung oder Speise inkorporiert wird und in
unmittelbaren Kontakt zu menschlichen Zellen gelangt.

Schwer vorstellbar, daß die angeblich dekontaminierten Flächen von
Iitate und Namie so gründlich abgescannt wurden, daß dabei jeder
einzelne Alphastrahler entdeckt und beseitigt wurde. Und selbst wenn
man behaupten wollte, das Vorhaben sei gelungen, könnte eine Fläche
im unmittelbaren Anschluß an die Messung erneut kontaminiert worden
sein. Denn 70 bis 80 Prozent der Region sind bewaldet. Die
Waldflächen wurden jedoch nicht dekontaminiert, sie sind ein
ständiger Quell für radioaktiven Staub aus dem ursprünglichen
Fallout, aber auch aus organischem Material, das zerfällt und mit
Wind und Wetter weite Strecken zurücklegen kann.

Sollten die Dekontaminationsarbeiter ein Dosimeter beispielsweise am
Band um den Hals oder am Gürtel tragen, würden womöglich weder Alpha-
noch Betastrahler erfaßt. Letztere haben, je nach Energiegehalt, eine
Reichweite von wenigen Zentimetern bis einigen Metern. Wenn nun
Menschen in die von der Regierung freigegebenen Gebiete zurückkehren,
werden sie sich permanent in einem Flickenteppich von harmlosen,
leicht gefährlichen und sehr gefährlichen Gebieten bewegen müssen.
Mehr noch, dieser Flickenteppich erwiese sich als dynamisch. Was
heute als okay gemessen wurde, kann schon morgen wieder verstrahlt
sein.

Bis jetzt sind nur wenige Prozent der ursprünglichen Bevölkerung von
Iitate und Namie zurückgekehrt. Besonders gefährlich ist das für
Kinder, denn der heranwachsende Organismus reagiert empfindlich auf
ionisierende Strahlung. Es werden daher, wenn überhaupt, vor allem
ältere Menschen die schwere Entscheidung treffen - vielleicht
aufgrund eines ökonomischen Drucks, da die Regierung ihnen die
finanzielle Unterstützung entzogen hat oder noch entziehen wird -,
und nach Iitate oder Namie zurückkehren. Das kommt der Regierung
entgegen, denn wenn ein Mensch älter ist und dann beispielsweise an
Krebs erkrankt oder einen Herzinfarkt erleidet, könnte das immer auf
"natürliche" Alterserscheinung abgeschoben werden.

Die Greenpeace-Studie zeigt am Beispiel zahlreicher Meßpunkte, aber
auch anhand von Messungen, die laufend mit einem durch die Region
fahrenden Auto vorgenommen wurden, die Verantwortungslosigkeit der
Regierung gegenüber der Bevölkerung. Weder können die bereits
freigegebenen Gebiete in Iitate und Namie als "sicher" (im Sinne des
Grenzwerts von 1 mSv/y) angesehen werden, noch besteht die Aussicht,
daß die bis 2023 zur Dekontamination vorgesehenen Flächen in den
folgenden Jahrzehnten auch nur in die Nähe einer als unbedenklich zu
bezeichnenden Radioaktivität gelangen werden.


Fußnoten:

[1] http://www.greenpeace.org/japan/Global/japan/pdf/RefFksm_EN.pdf

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/brenn/ubge0031.html
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GEFAHR/031: Brandsatz Fukushima - strahlende Fakten ... (SB)
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Brandsatz Fukushima
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Die japanische Sektion der Umweltorganisation Greenpeace hat
umfangreiche Radioaktivitätsmessungen in den Städten Iitate und
Namie, aus denen Menschen nach Beginn der Fukushima-Katastrophe
evakuiert worden waren, durchgeführt. Dabei wurde festgestellt, daß
die Strahlung stellenweise weiterhin extrem hoch ist. Eine Rückkehr
der Menschen, wie sie von der Regierung seit rund einem Jahr forciert
wird, ist viel zu riskant, schreibt die Organisation. Örtlich würden
die Strahlenwerte noch Jahrzehnte, wahrscheinlich sogar bis ins
nächste Jahrhundert hinein viel zu hoch sein, um auch nur in Erwägung
ziehen zu können, die Menschen gefahrlos zurückkehren zu lassen. [1]

Unmittelbar nach der Zerstörung des Akw Fukushima Daiichi am 11. März
2011 zunächst durch ein Erdbeben, dann wenige Minuten darauf durch
einen Tsunami war die größte Sorge, die Menschen vor dem radioaktiven
Fallout zu schützen und aus hochverstrahlten Städten wie Iitate
herauszuholen. Heute müßte man sagen, es geht darum, die Menschen aus
Iitate herauszuhalten.

Doch unverdrossen setzt die Regierung Premierminister Shinzo Abes ihr
umfassendes Beschwichtigungsprogramm zur Bewahrung der Kernenergie
fort. Bereits vor einem Jahr wurde die Evakuierungsanordnung für
einige Gebiete der Sperrzone aufgehoben und die ursprüngliche
Bevölkerung aufgefordert zurückzukehren. Bis zum Jahr 2023
sollen weitere, noch stärker verstrahlte Inseln innerhalb der
Sperrzone zunächst dekontaminiert und dann freigegeben werden. Solch
ein Menschenexperiment hat es bislang in der von zahlreichen Unfällen
bestimmten Geschichte der Kernenergienutzung noch nicht gegeben.

Die Strahlenmessungen von Greenpeace zeigen, daß der Begriff
"Sicherheit" der Regierung ein gänzlich anderer ist als einer, wie er
aus gesundheitlichen Gründen geboten wäre. So schreibt die
Umweltschutzorganisation, daß in den Gebieten von Iitate und Namie,
für die im März 2017 die Evakuierungsanordnungen aufgehoben worden
waren, noch jahrzehntelang die Strahlenbelastung über dem
international anerkannten Grenzwert von 1 Millisievert pro Jahr (1
mSv/y) liegen wird. Um diesen Grenzwert einzuhalten, sähen die
Berechnungen der Regierung als langfristiges Ziel eine Strahlendosis
von 0,23 Mikrosievert pro Stunde (µSv/h ) vor. Dabei gehe die
Regierung jedoch davon aus, daß sich eine Person nur durchschnittlich
acht Stunden am Tag draußen und ansonsten abgeschirmt von der
Strahlung im Innern eines Holzhauses aufhält. Greenpeace legt jedoch
einen strengeren, dem Wohlergehen der Menschen zugewandteren Maßstab
an und berechnet die Jahresdosis auf der Basis der durchschnittlichen
Strahlenexposition in einem Meter Abstand über 365 Tage (8760
Stunden).

Greenpeace hat umfangreiche Messungen innerhalb und außerhalb von
Wohnhäusern, auf landwirtschaftlichen Flächen, im Wald und entlang
von Straßen durchgeführt. In einem Haus, das ein angeblich
gründliches Dekontaminationsprogramm durchlaufen hat, wurde im
Durchschnitt eine Strahlendosis von 1,3 und als Maximum 5,8
µSv/h registriert. Im nahegelegenen Wald würde sich eine Jahresdosis
von 17 mSv, also dem 17fachen des internationalen Grenzwerts,
ergeben. In der Gemeinde Obori von Namie käme man sogar auf eine
Jahresdosis von 101 mSv. Nur 50 Meter von der für den öffentlichen
Verkehr freigegebenen Route 114 wurde der Grenzwert sogar um das
287fache überschritten. Dieser Wert steigerte sich, als nicht in 100
cm, sondern 10 cm Höhe über dem Boden gemessen wurde, auf das
3400fache über dem Grenzwert der zulässigen Jahresdosis. Und so
weiter und so fort. Was Greenpeace hier berichtet, zeichnet ein Bild
von der Situation in der Evakuierungszone von Fukushima.

Jeder, der schon einmal eine Röntgenuntersuchung über sich ergehen
lassen mußte, weiß, daß das Personal den Raum verläßt, bevor das
Röntgenbild angefertigt wird. Der Grenzwert für medizinisches
Personal im Röntgenbereich liegt bei 5 mSv/y. Ein Niveau, das
"selten" erreicht wird, berichtete der Krebsspezialist Misao Fujita.
Von den Evakuierten wird jedoch erwartet, daß sie in einer Umgebung
leben und ihre Kinder zur Schule schicken, in der die radioaktive
Strahlung viermal so hoch ist. [2]

Ende Februar berichtete die Universität Manchester, daß der
radioaktive Fallout des Akw Fukushima Daiichi innerhalb der
Evakuierungszone winzige Strahlenpartikel (Mikropartikel) von Uran,
Cäsium und Technetium enthielt und daß die Strahlenbelastung
möglicherweise viel länger anhält als ursprünglich angenommen.
"Unsere Forschungen zeigen sehr deutlich, daß es notwendig ist,
weitere, detaillierte Untersuchungen des Brennstoffabfalls von
Fukushima innerhalb und möglicherweise außerhalb der Sperrzone
durchzuführen", sagt der an der Studie beteiligte Dr. Gareth Law von
der Universität Manchester. [3]

Bislang haben die Betreibergesellschaft TEPCO und die japanische
Regierung den Eindruck zu erwecken versucht, daß durch die
havarierten Reaktoren nur flüchtige, gasförmige Radionuklide wie
Cäsium und Jod freigesetzt wurden. Die winzigen, festen Partikel
jedoch - über die übrigens nicht zum ersten Mal berichtet wurde -
stellen langfristig eine viel größere Gefahr dar, da sie sich
beispielsweise mit Staub verbinden und dann eingeatmet werden können.

Die Beobachtungen von Greenpeace und auch der Forschergruppe
demaskieren die Verachtung der Regierung gegenüber den Menschen, von denen
sie gewählt wurde, schonungslos. Müßte es nicht oberste Pflicht einer
Regierung sein, Schaden von der Bevölkerung abzuwenden? Da die
sogenannte Dekontamination weitgehend gescheitert ist und auch gar
nicht funktionieren kann, da man keine Chance hat, die ausgedehnten
Bergwälder von radioaktiven Partikeln zu befreien, handelt es sich
lediglich um Inszenierungen, wenn nun Arbeiter in weißen
Schutzanzügen und mit Staubmasken vor Mund und Nase Laub einsammeln,
Rasenflächen abtragen, Gebäude absprühen, Bäume beschneiden und
ähnliche Tätigkeiten mehr verrichten.

Dieses Freilufttheater soll dem Publikum suggerieren, daß die
Regierung die Dinge anpackt und unter Kontrolle hat. Daß die
Arbeiter, die seit vergangenem Jahr in den stärker verstrahlten
Gebieten sogenannte Dekontaminationsarbeiten ausführen, dabei einem
akuten Gesundheitsrisiko ausgesetzt werden, kümmert die Regierung
nicht, denn ihr steht genügend Menschenmaterial als Ersatz zur
Verfügung. Eine Krebserkrankung, wie sie bei einer zu hohen
Strahlenbelastung droht, ist nur in den wenigsten Fällen auf eine
Ursache rückführbar. Das zeigen nicht zuletzt die zynischen Versuche,
den Anstieg an Schilddrüsenkrebs unter Kindern und Jugendlichen in
der Präfektur Fukushima zu einem Meßphänomen oder bloßen
statistischen Effekt wegzuerklären.

Überträgt man die Erkenntnisse von Greenpeace auf andere Gebiete
staatlicher Regulation, muß man davon ausgehen, daß beispielsweise
auch die Angaben über das täglich ins Meer fließende Grundwasser, das
von unterwärts durch die maroden Fundamente in die havarierten
Reaktoren fließt und sich dort mit dem täglich zugeführten Kühlwasser
vermischt, erheblich geschönt sind. Angeblich läßt der inzwischen
fertiggestellte Eiswall, der das Erdreich bis zu 30 Meter tief rund
um die vier havarierten Reaktoren gefrieren läßt und dadurch ein
Eindringen von Grundwasser verhindern soll, noch immer täglich 95
Tonnen Wasser hindurch. Vor der Installation des Eiswalls waren es
laut der Betreibergesellschaft TEPCO 200 Tonnen. Der größere Teil der
täglich anfallenden 500 Tonnen verstrahlten Grundwassers wird
allerdings über Dutzende Brunnen abgepumpt und in Tanks gelagert, was
bedeutet, daß der 35 Milliarden Yen (320 Mio. Dollar) teure, aus
Steuergeldern finanzierte Eiswall einen geringeren Effekt hat als das
konventionelle Pump- und Drainagesystem.

Niemand weiß ganz genau, in welchen Mengen radioaktives Grundwasser
vom Akw-Gelände aus dem Meeresboden dringt und den Pazifischen Ozean
kontaminiert. Frühere Angaben von 300 bis 400 Tonnen täglich
(ununterbrochen seit Beginn der Katastrophe!) waren eine bloße
Schätzung. Man muß davon ausgehen, daß die Regierung die Menge eher
unter- als überschätzt hat. Auch der Eiswall kann nicht verhindern,
daß weiterhin verstrahltes Grundwasser ins Meer fließt.


Fußnoten:

[1] http://www.greenpeace.org/japan/Global/japan/pdf/RefFksm_EN.pdf

[2] https://www.channelnewsasia.com/news/cnainsider/fukushima-daiichi-nuclear-radiation-residents-return-safety-9888552

[3] https://www.sciencedaily.com/releases/2018/02/180228092241.htm
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KOHLEALARM/418: Klimakampf und Kohlefront - Medienmonster ... (SB)




Wo Rauch ist, da ist auch Feuer ... allein es zündet der Verdacht.
 
(H. B.)

Am Sonntagmorgen wurde der Finanzvorstand des Unternehmens Innogy,
Bernhard Günther, überfallen. Der Manager war auf dem Heimweg vom 
Brötchenholen noch rund 200 Meter von seinem Haus in Haan bei Düsseldorf 
entfernt, als er zu Boden gestoßen und sein Gesicht mit Säure übergossen 
wurde. Dem 51jährigen gelang es, nach Hause zu eilen und den Rettungsdienst 
zu verständigen. Mit einem Hubschrauber wurde er zur Behandlung in eine
Spezialklinik geflogen. Gegenüber den Sanitätern soll er angegeben haben, 
daß es sich bei den Tätern um zwei Männer zwischen 20 und 30
Jahren und von südländischem Aussehen handelte. Die Polizei
bestätigte diese Angaben zunächst nicht, unter Verweis darauf, daß
sie den Verletzten noch nicht befragen konnte. Inzwischen wurde eine
Befragung durchgeführt, aber Günther konnte keine näheren Angaben zu
den Tätern machen. Die Polizei ermittle in alle Richtungen, heißt es.
Wegen eines möglicherweise politischen Motivs des Anschlags
wurde der Staatsschutz in die Ermittlungen einbezogen.

Innogy ist eine Tochterfirma des Energiekonzerns RWE und deren
Aushängeschild für erneuerbare Energien. Unter anderem betreibt das
Unternehmen Ladestationen für Elektroautos. Die Bildzeitung zog
sogleich eine Verbindung des Anschlags zum umstrittenen Tagebau
Hambach, für den RWE ein riesiges Waldgebiet opfert. Im verbliebenen
Rest des Waldes harren seit Jahren Waldbesetzerinnen und -besetzer
aus, um die Erweiterung des Braunkohletagebaus zu verhindern. Die von
Bild lancierte Mutmaßung über die angebliche Gewaltbereitschaft der
Besetzer wurde von anderen Medien aufgegriffen und weiter verbreitet.
Stellvertretend genannt seien hier Tagesspiegel, Deutsche Welle,
Welt, FAZ und Badische Zeitung.

Diese berichteten im vermeintlich sachlich gehaltenen Tonfall, daß
die Polizei vor allem in zwei Richtungen ermittle. Zum einen könnte
es sich um einen Anschlag ähnlich dem auf den Mannschaftsbus des
Fußballclubs Borussia Dortmund im April 2017 handeln, um sich am 
fallenden Aktienkurs zu bereichern, zum anderen wird der Säureanschlag 
in Verbindung mit den Protesten gegen den Braunkohletagebau Hambach
gebracht. Beweise? Nicht einen. Indizien? Keine.

In der Vergangenheit hat es immer wieder Versuche seitens der Medien
und auch des Energiekonzerns RWE, respektive seines
Sicherheitsdienstes, gegeben, die Leute, die an der Waldbesetzung
beteiligt sind, zu kriminalisieren und als gewalttätig darzustellen.
Mit der geballten Medienmacht im Rücken ist es sehr einfach, einen
Verdacht gegen die "Schmuddelkinder" im Wald auszusprechen. Auch wenn
der Verdacht im gleichen Atemzug wieder zurückgenommen wird, wurde
mit im Widerschein des angeblichen Qualitätsjournalismus bestens
erprobter Unschuldsmiene schon mal die Hand an die Lunte gelegt, eine
Hand, die fix dabei ist, die Tat zu vollenden, sollte sich der Wind
drehen und das eigene Fähnchen flattern lassen. 

So fragt man sich, was schwerer wiegt, wie die Bildzeitung mit grobem
Keil irgendwelche wilden Spekulationen über eine mögliche Beteiligung
der Waldbesetzerinnen und -besetzer an dem Säureattentat in die Welt
zu setzen, oder unter Berufung auf die Bildzeitung deren Stochern im
Nebel als Information von vermeintlicher Bedeutung weiterzugeben.

Der Katharina-Blum-Effekt greift noch immer, daran hat sich nie etwas
geändert, seit Heinrich Böll seine inzwischen berühmte Erzählung "Die
verlorene Ehre der Katharina Blum" über die Macht des
sensationslüsternen Revolverblatts namens ZEITUNG veröffentlicht hat.
Die Mechanismen, die das sehr viel größere, heutige Medienmonster wie
im Schlaf anzuwenden versteht, sind jedoch noch subtiler, als in dem
lesenswerten Roman geschildert. Vor dem Hintergrund früherer
Bezichtigungen der Waldbesetzerinnen und -besetzer wird durch die
Mainstreammedien, Schritt für Schritt, allmählich der Nährboden
bereitet, auf dem sich die Ab- und Ausgrenzung exekutieren läßt. Daß dann
irgendwann die schwarz-gelbe Landesregierung von NRW die endgültige
Räumung des Hambacher Forstes anordnet und eine Wiederbesetzung
verhindert, wäre nur noch der logische Vollzug.

Die Presse, die zeitweilig und zumindest partiell relativ wohlwollend
über die Proteste gegen den Braunkohletagebau berichtet hatte - denkt
man beispielsweise zurück an die im vergangenen November
medienwirksam inszenierte Besetzung des Hambacher Tagebaus auf
Initiative der Organisation Ende Gelände -, wird dann erwartungsgemäß
sekundieren. Einen Makel wie den, möglicherweise an einem
Säureattentat beteiligt gewesen zu sein, werden die Leute vom
Hambacher Forst so schnell nicht wieder los, ganz egal, ob sie etwas
damit zu tun hatten oder nicht. Die Bezichtigung ist es, die im
Gedächtnis bleibt, nicht die Entlastung vom Verdacht. Wer erinnert
sich noch an irgendeine Gegendarstellung zu irgendeiner Behauptung in
der Zeitung, die sich als Falschmeldung erwiesen hat? 

Für die Mainstreampresse und deren Leserschaft ist es sicherlich
bequemer und nicht zuletzt beruhigender, das immer wieder formulierte
Anliegen der Beteiligten an der Waldbesetzung, sich für eine
friedliche und gewaltfreie Welt einzusetzen, mit einem Federstrich
ins Gegenteil zu verkehren, und sie in die Nähe des willkürlich
interpretierbaren Vorwurfs des "Linksextremismus" (Die Welt,
Tagesspiegel ...) zu rücken, als die eigene, in der Regel
verbrauchsintensive Lebensweise ernsthaft mit dem Anliegen der so
Bezichtigten zu konfrontieren.

Der vierten Gewalt im Staate steht für solche Manöver in der
Berichterstattung längst das entsprechende Instrumentarium zur
Verfügung. Man spricht gar von "Terrorismus" und meint damit in der
Konsequenz, daß die von vornherein schuldig gesprochenen Menschen
ihren Anspruch verwirkt haben, Teil der Gesellschaft zu sein. Man
versagt ihnen die Anerkennung und gestattet ihnen aber auch nicht,
sich in einem Stückchen Wald dauerhaft einzurichten und dort die
eigenen Vorstellungen davon, wie sie leben wollen, zu pflegen.

Und diese in der Praxis weiterzuentwickeln. Denn was ist schon der
persönliche Widerspruch der "Waldmenschen" vom Hambacher Forst, die
natürlich auch von der industriegestützten Lebensweise profitieren,
indem sie deren Reste verwerten, gegenüber dem eklatanten Widerspruch
eben jener industriegestützten Lebensweise, für die vom Rheinland bis
zu den Ländern des Südens riesige Waldflächen verwertet und der
Lebensraum und die Lebensweise von Millionen indigener Menschen
zerstört werden - von der planetaren Bedrohung durch den von der
fossilen Energiewirtschaft vorangetriebenen Klimawandel ganz zu
schweigen?

Die Menschen im Hambacher Forst sind der Stachel im Fleisch einer
Gesellschaft, die mit unermeßlicher Vernichtungsgewalt gegenüber
ihrer Um- und Mitwelt den eigenen Fortbestand sichert und mit vielen
Dingen äußerst intensiv befaßt ist, nur nicht damit, den menschlichen
und nicht-menschlichen Blutfluß zum Versiegen zu bringen sowie die
Myriaden Brandherde als zerstörerisches Resultat der vorherrschenden
Produktionsweise und des bevorzugten Konsumstils unwiederbringlich zu
löschen.
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SEMINAR/3148: Mönchengladbach - "Die Papierflut des Alltags eindämmen" am 17.3.2018


VHS: Die Papierflut des Alltags eindämmen!



Am Samstag, 17. März, können die TeilnehmerInnen eines VHS-Workshops
von 10 bis 17 Uhr lernen, wie sie ihren Alltag effizienter
organisieren und dabei die Papierflut eindämmen. Durchdachte
Strukturen helfen.dabei. Aufgaben schnell und einfach zu erledigen.
Der Workshop findet im City-Haus an der Mühlenstraße 2 - 4 statt.
(Kosten: 69 Euro, Kurs-Nr. 181B3000F)

Weitere Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2018 
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VORTRAG/8299: Hamburg - Vorlesungsreihe "Einstein-Forum", Termine bis 11.06.2018


idw - Pressemitteilung: Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg

Neues Einstein-Forum: Vorlesungsreihe von HAW Hamburg und Planetarium Hamburg 



Nach der Ausstellung "Einstein inside - 100(+) Jahre Allgemeine
Relativitätstheorie" im Winter 2017 bauen die HAW Hamburg und das
Planetarium Hamburg die Zusammenarbeit weiter aus. Ab März 2018 findet
die gemeinsame Vorlesungsreihe "Einstein-Forum" statt.

09.03.2018 Einstein-Forum im Planetarium,19:30 Uhr:

"Exotische Sterne - Über Riesen, Zwerge und andere Exoten":

So faszinierend unsere Sonne auch ist, so ist sie doch recht
unspektakulär und unscheinbar verglichen mit anderen kosmischen
Objekten. Nach einer kurzen Einführung über unsere Sonne gibt der
Vortrag einen Überblick der vielen exotischen Himmelskörper wie den
Neutronensternen, Hyperriesen, Unterriesen und Zwergen sowie den noch
hypothetischen Quarksternen und Gravasternen. 

Referent: Gotthold Fläschner, ETH Zürich, Ort: Planetarium Hamburg

12.03.2018 Einstein-Forum, 17:00 Uhr

"Supraleitung - Der Weg des geringsten Widerstandes"

Im Gegensatz zu herkömmlichen Leitern, weisen Supraleiter keinerlei
elektrischen Widerstand auf. Die Folge ist, dass Strom verlustfrei und
ohne Entstehung von Wärme transportiert werden kann. Doch bis zur
Erfüllung des Traumes, jedes elektrische Gerät mit diesen Leitern
auszustatten, muss noch viel geforscht werden. Momentan müssen
Supraleiter noch extrem kalt sein. Neben den elektrischen
Eigenschaften haben Supraleiter auch erstaun-liche magnetische
Eigenschaften, die sie für Anwendungen interessant machen. Der Vortrag
beleuchtet die quantenmechanischen Grundlagen der Supraleiter, ihre
Eigenschaften und ihre möglichen sowie bereits existierenden
Anwendungen. 

Referent: Gotthold Fläschner, ETH Zürich, Ort: HAW Hamburg, Berliner
Tor 5, Hörsaal 1.12

11.06.2018 Einstein-Forum, 17:00 Uhr

"Kryptographie - von Caesar bis Bitcoin und Quantencomputer"

Die Kunst sich verschlüsselt auszudrücken wird seit Jahrtausenden von
Menschen praktiziert und weiterentwickelt. Mit der Entstehung des
Computers und besonders des Internets kam der Kryptographie eine
Schlüsselrolle in unserer täglichen, elektronischen Kommunikation zu.
Der Vortrag beschäftigt sich mit berühmten kyptographischen Methoden,
wie dem RSA-Verfahren, mit der Technologie hinter Bitcoins, der
Bedrohung durch Quantencomputer und deren Potential. 

Referent: Gotthold Fläschner, ETH Zürich, Ort: HAW Hamburg, Berliner
Tor 21, Hörsaal 110

HAW HAMBURG, Berliner Tor 21, 20099 Hamburg

PLANETARIUM HAMBURG, Linnering 1 (Stadtpark), 22299 Hamburg

VORLESUNGSREIHE "EINSTEIN-FORUM": 09.03. bis 11.06.2018

Weitere Informationen:

www.planetarium-hamburg.de

www.haw-hamburg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution399

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, Dr. Katharina Jeorgakopulos, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8298: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Marc-Enrico Ibscher ... "Der österreichische Komponist Wilhelm Kienzl (1857-1941)", 26.4.2018


Vortragsreihe "Klassische Abende" im Kulturcafé Komm du - April 2018

Ein "One-Hit-Wonder":

Der österreichische Komponist, Pianist und Musikschriftsteller Wilhelm Kienzl (1857-1941)

Vortrag mit vielen Musikbeispielen und Bildern von Marc-Enrico Ibscher

am Donnerstag, 26. April 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto des Referenten Marc-Enrico Ibscher - Foto im Flyer: © by Hildegard Nieberle]

[image: Plakat zum Vortrag von Marc-Enrico Ibscher über den österreichischen Komponisten Wilhelm Kienzl (1857-1941) am 26. April 2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Hildegard Nieberle]





Das Komm du lädt ein zu einem "Klassischen Abend"

am Donnerstag, den 26.04.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Ein "One-Hit-Wonder"

Der österreichische Komponist, Pianist und Musikschriftsteller Wilhelm Kienzl (1857-1941)

Multimedia-Vortrag von Marc-Enrico Ibscher

Wilhelm Kienzl gilt neben Engelbert Humperdinck und Siegfried
Wagner, den großen Komponisten von Märchenopern, als wichtigster
Opernschöpfer der romantischen Wagner-Nachfolge und reiste als
Pianist und Dirigent durch ganz Europa. Heute ist er in erster Linie
durch seinen Wunschkonzert-"Schlager" "Selig sind, die Verfolgung
leiden" aus dem musikalischen Schauspiel "Der Evangelimann" (1895)
bekannt. Das mag auch daran liegen, daß Kienzl, dessen Stärken eher
in volkstümlichen Szenen lagen, unter dem Eindruck moderner
Musikströmungen und des Verismus, der sich der Darstellung sozialer
Zeitprobleme widmete, ab 1926 keine großen Werke mehr schrieb. Der
Vortrag von Marc-Enrico Ibscher zeichnet mit vielen
Musikbeispielen und Bildern Stationen von Wilhelm Kienzls
"Lebenswanderung" nach, als die er seine Autobiographie benannt hat.


Zum Reinhören & Anschauen:

Kienzl, Evangelimann "Selig sind..."; Julius Patzak

https://www.youtube.com/watch?v=WC20svDKZHM

Kienzl, "Der Kuhreigen" - Szene aus dem I. Aufzug; Rudolf Schock:

https://www.youtube.com/watch?v=PEN385MYKzg


Der Multimedia-Vortrag im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Marc-Enrico Ibscher bei einem Vortrag im Kulturcafé Komm du - Foto: © 2017 by Kulturcafé Komm du]

Die Vorträge von Marc-Enrico Ibscher zeichnen sich durch besondere Lebendigkeit und Anschaulichkeit aus

und versprechen einen ebenso unterhaltsamen wie gehaltvollen Abend

Foto: © 2017 by Kulturcafé Komm du




Stichworte zum Vortrag über Wilhelm Kienzl:

"Bei Gott, ich halte mich nicht für einen ragenden Künstler, aber für einen echt und ehrlich empfindenden Menschen, der sein kleines Pfand mit Liebe zu nutzen verstanden hat."



Nicht nur in der Pop- und Rockmusik finden wir sogenannte
"One-Hit-Wonder", sondern auch in der Klassik. Wilhelm Kienzl
(1857-1941) ist eins davon. Der österreichische Komponist und
Musikschriftsteller ist heute allerhöchstens noch durch seinen
Wunschkonzert- oder Sonntagskonzert-"Schlager" "Selig sind die
Verfolgung leiden" aus seiner Oper "Der Evangelimann" (1895)
bekannt. 

Kienzl verfaßte u.a. eine Wagner-Biographie und hatte sogar die
Möglichkeit, Wagner persönlich zu begegnen. Er erzürnte sich aber
sehr schnell mit ihm, was seiner Verehrung jedoch keinen Abbruch tat.

An seinen Wirkungsstätten in Österreich, besonders am Ort seiner
30jährigen "Sommerfrische" in Bad Aussee, wird sein Andenken noch
recht hoch gehalten. In den Jahren 1890/91 war Kienzl Kapellmeister
am Hamburger Stadttheater, dem Vorläufer der Staatsoper!

Der Vortrag zeichnet mit vielen Musikbeispielen (nicht nur aus dem
"Evangelimann") das Leben des österreichischen Komponisten nach,
eine Powerpointpräsentation illustriert die Stationen seines Lebens.

Lebenslauf und Werk von Wilhelm Kienzl (1857-1941)

https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_Kienzl


Über den Referenten:

Marc-Enrico Ibscher ist 1. Vorsitzender des
Richard-Wagner-Verbands Flensburg. Schon in der Kindheit entdeckte
er seine Liebe zur klassischen Musik und setzte sich später intensiv
mit Komponistenbiographien und Werkgeschichte auseinander. Im
Zentrum seines Musikinteresse steht seit mehr als 30 Jahren das
Leben und Werk Richard Wagners. Dabei blickt er gern und viel über
diesen Tellerrand hinaus und verfaßt Vorträge über klassische
Komponisten in Wagners Umfeld, aber auch vor und nach Wagner.
Besonders die Zeit zwischen 1756 und 1924 liegt dem begeisterten
Opernfreund am Herzen.

Mit großem Erfolg referiert Marc-Enrico Ibscher bundesweit
über bekannte und auch auch weniger bekannte Meister und lenkt den
Blick insbesondere auf ihr soziales Umfeld. Mit seinen lebendigen
Vorträgen, die stets mit zahlreichen Musikbeispielen aufgelockert
und illustriert werden, gelingt es dem Referenten, seinen Zuhörern
die Furcht und Zurückhaltung vor klassischer Musik zu nehmen und sie
mit seinen gehaltvollen und spannenden Ausführungen an die Musik
heranzuführen bzw. vorhandenes Wissen zu vertiefen. Dabei werden
auch ernste Themen unterhaltsam vorgetragen, so daß es durch
geschickt platzierte Anekdoten durchaus gelegentlich etwas zu
schmunzeln gibt.

Artikel über den Referenten Marc-Enrico Ibscher in "Tiefgang", dem Kulturfeuilleton des Hamburger Südens

http://www.sued-kultur.de/tiefgang/mit-tristan-gegen-die-tristesse/


Weitere Termine und Themen der Vortragsreihe "Klassische Abende" mit Marc-Enrico Ibscher im Kulturcafé Komm du:

Donnerstag, 28.06.2018: Robert Schumann (1810-1856), Schwerpunktkomponist beim Schleswig-Holstein Musik Festival 2018

Donnerstag, 25.10.2018: Georges Bizet (1838-1875)

Donnerstag, 24.01.2019: Friedrich Smetana (1824-1884)

Donnerstag, 25.04.2019: Antonin Dvorak (1841-1904)

Donnerstag, 14.11.2019: Leopold Mozart (1719-1787), Vater von Wolfgang Amadeus 

Beginn: jeweils 20:00 Uhr - Eintritt frei / Hutspende




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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NAHOST/304: Neuer Report macht auf Spätfolgen des Giftgasanschlags auf Halabja aufmerksam


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. März 2018

30 Jahre Halabja - Die Opfer des Völkermords leiden bis heute



Kurz vor dem 30. Jahrestag des Giftgasangriffs auf die
irakisch-kurdische Stadt Halabja veröffentlicht die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) einen neuen Menschenrechtsreport, der Opfer
und Angehörige selbst zu Wort kommen lässt und macht auf die
Spätfolgen dieses grausamen Angriffs aufmerksam.

Am 16. und 17. März 1988 bombardierte die Luftwaffe des damaligen
Diktators Saddam Hussein Halabja mit Giftgas. Diesen Angriff hatten
auch deutsche und europäische Firmen ermöglicht, unter anderem durch
ihre Beteiligung am Aufbau der irakischen Giftgasproduktion.
Mindestens 5.000 Menschen starben innerhalb weniger Stunden, weitere
10.000 wurden verletzt.

Bis heute leiden die Menschen aus Halabja unter den Folgen dieses
Angriffes, den viele Regierungen mittlerweile als Völkermord
anerkannt haben. In Interviews, die in gekürzter Version in dem
27-seitigen Report abgedruckt sind, berichten Vertreter aus Politik
und Zivilgesellschaft unter anderem von ungewöhnlich vielen Fällen
von bösartigem Krebs, Hautkrankheiten, Atemproblemen,
Unfruchtbarkeit, Fehlgeburten und angeborenen Missbildungen. Zudem
fehlt es bis heute an finanziellen Mitteln für den Aufbau einer
medizinischen Infrastruktur, um die Opfer dieser Spätfolgen
angemessen versorgen zu können.

"Es müssen endlich ein Fonds für Halabja und die umliegenden Dörfer
eingerichtet und die medizinische und ökonomische Infrastruktur
verbessert werden", erklärt der GfbV-Nahostreferent Kamal Sido.
"Außerdem erwarten die Opfer eine Entschuldigung der Bundesregierung
für die Beteiligung deutscher Firmen am irakischen
Chemiewaffenprogramm. Gerade im Zusammenhang mit dem derzeitigen
fortdauernden Angriffskrieg der Türkei auf Kurden in Syrien verlangen
wir ein klares Nein zu Waffenlieferungen in die Region."

Die GfbV engagiert sich seit Jahrzehnten immer wieder für die
Bewohner Halabjas. Wir laden Sie ein, sich durch unseren
Menschenrechtsreport "30 Jahre Halabja - Gerechtigkeit für die Opfer
des Völkermordes" ein Bild der Situation zu verschaffen. Auch
erklären wir in dem Report noch einmal die Hintergründe des Angriffs
und die Verstrickung deutscher Unternehmen.

Sie können unseren Menschenrechtsreport "Irakisch-Kurdistan: 30 Jahre
Halabja - Gerechtigkeit für die Opfer des Völkermordes" hier herunterladen:
(pdf)

https://www.gfbv.de/fileadmin/redaktion/Reporte_Memoranden/2018/Menschenrechtsreport_83_30-Jahre-Halabja.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/876: Ehemalige iranische Botschaft in Bonn besetzt (IFA Bonn)


Insitut für Anarchismus Forschung - Agentur gegen Arbeit

Pressemitteilung vom 8. März 2018

Besetzung der ehemaligen iranischen Botschaft in Bonn 

Solidaritätsbekundung für die Proteste im Iran



Gestern, am 08.03.2018 um 15:00 wurde die ehemalige iranische Botschaft in
Bonn Godesberger Allee 133-137 besetzt. An der Fassade wurde die
Potraits von im Iran inhaftierten gefangenen Aktivisten entrollt. Das
Gebäude soll ab sofort und langfristig als selbstbestimmtes, kulturelles
Zentrum geöffnet bleiben.

Die Besetzer wollen mit ihrer Aktion ein Zeichen der Solidarität mit den
Menschen setzen, die seit Wochen im Iran gegen das Regime protestieren.
Unzählige Gründe, wie gerechte Arbeitsverhältnisse, die Forderung nach
der Freiheit politischer Gefangener, aber auch nach geringeren
Lebensmittelpreisen, Heizkosten und Mieten, treiben die Menschen auf die
Straße. Die iranische Regierung antwortet mit der gewaltsamen
Niederschlagung der Proteste. Sie selbst gibt öffentlich bekannt, dass
seit Beginn der Proteste 3500 Regierungsgegner eingesperrt und 50
weitere getötet wurden. Vertreter der sozialen Bewegungen gehen von
deutlich höheren Zahlen aus.

Die Aktivistin Maryam: "Uns geht es auch darum, die Verknüpfungen zu
Deutschland sichtbar zu machen. Beispielsweise werden
Überwachungstechnologien, die dazu verwendet werden, die Menschen brutal
zu unterdrücken von deutschen Unternehmen wie Siemens verkauft."

Die Besetzung findet am Weltfrauentag statt, um sich vor allem mit den
Frauen im Iran zu solidarisieren. Diese sind besonders von sozialen
Restriktionen betroffen und begehren mit kreativen Aktion dagegen auf.

Das besetzte Haus, das sich immer noch im Besitz des iranischen Staates
befindet, soll ab sofort als politisches und soziales Zentrum dienen.
Hier soll ein Raum für politische Bildung und Kulturveranstaltungen
entstehen. Die Besetzung richtet sich auch gegen die zunehmende
Gentrifizierung und steigende Mieten in Bonn.

 * 

Aktionserklärung zur Besetzung der ehemaligen iranischen Botschaft


Wir haben heute die ehemalige iranische Botschaft in Bonn besetzt!

Diese Aktion soll ein Zeichen für Solidarität mit den emanzipatorischen
Protesten im Iran setzen und gleichzeitig die Möglichkeit bieten, der
neoliberalen Stadtpolitik in Bonn einen nicht-kommerziellen Raum der
Begegnung und der Selbstverwaltung entgegenzusetzen.

Seit Monaten sind die Menschen im Iran wieder auf der Straße, um ein
weiteres Mal gegen das iranische Regime zu protestieren. Sie tun dies trotz
des Risikos auf Gefängnisstrafen, Folter oder Ermordung. Die Bandbreite der
Gründe umfasst Kämpfe für gerechte Arbeitsverhältnisse, für die Freiheit
von politischen Gefangenen, außerdem die Forderung nach geringeren
Lebensmittelpreisen, Heizkosten und Mieten. Die Forderungen nach
Veränderungen reichen von einer Demokratie nach westlichem Vorbild bis hin
zu einer nicht kapitalistischen Gesellschaft.

Neben den progressiven Kräften beteiligen sich aber auch reaktionäre
Interessensgruppen an den Protesten. So finden sich auch Anhänger*innen des
Schahs darunter, die darauf hoffen, dass die aktuellen Machthaber durch ein
anderes, autoritäres Regime ersetzt werden.

Das iranische Regime geht entschlossen gegen die Protestierenden vor: Laut
der iranischen Regierung wurden seit Beginn der Proteste 3500
Regierungsgegner*innen eingesperrt. 50 mussten ihren Widerstand sogar mit
dem Leben bezahlen. Aktivist*innen gehen von deutlich höheren Zahlen aus.

Wir haben Ort und Zeit bewusst gewählt, um uns am internationalen
Frauenkampftag mit kämpfenden Frauen weltweit solidarisch zu zeigen. Eine
lebenswerte Welt können wir uns nur im Sinne der radikalen
Gleichberechtigung von allen Geschlechtern vorstellen. Die Besetzung der
iranischen Botschaft soll als solidarischer Gruß an die mutigen Frauen im
Iran gesendet werden, die sich gegen das repressive und patriarchale Regime
auflehnen.Vor allem sie haben unter dem aufgezwungenen Sittendiktat der
iranischen Despoten zu leiden. Ihnen geht es u.a. darum die sozialen
Restriktionen wie den Zwang zum Tragen des Kopftuches im öffentlichen Raum
aufzuheben. Sie fordern die selbstbestimmte Entscheidung darüber, ob Frauen
ein Hijab tragen möchten und dies als Teil ihrer Identität verstehen oder
nicht.

Wir sind darüber hinaus ein Zusammenschluss verschiedener Menschen, die
sich mit dem Thema Recht auf Stadt und Stadtentwicklung von unten
auseinandersetzen. Wir sehen, dass sich in Bonn gerade eine Menge verändert
und dass dies nicht unbedingt zugunsten der Bürger und Bürgerinnen
geschieht. Das lässt sich an den verschiedenen Initiativen erkennen, die
versuchen, ihrem Willen eine Stimme zu verleihen, so wie "Viva Viktoria" im
Viktoria Viertel, "Kurfürstenbad bleibt"/"Frankenbad bleibt" in Bezug auf
das geplante Zentralbad und vielen anderen. Zusätzlich steigen die Mieten
stetig und die Leerstände werden immer mehr.

Mit Sorge sehen wir die Entwicklungen, in denen wir zu erkennen glauben,
dass Bonn im Stile einer neoliberalen Politik zusehends
einkommensschwächere Menschen verdrängt, das Stadtbild mit
Einzelhandelsketten und Großunternehmensbüros vereinheitlicht und
anonymisiert.

Um gegen diesen Prozess zu protestieren und ihm etwas entgegenzusetzen,
haben wir besagtes Gebäude bezogen. Hier werden wir in der nächsten Zeit
ein kulturelles Zentrum eröffnen, in dem Menschen die Möglichkeit gegeben
werden soll, sich selbstständig zu organisieren, zu begegnen und
auszutauschen. Weil es kaum Orte in Bonn gibt, an denen Menschen sich
aufhalten können, ohne Eintritt bezahlen oder etwas kaufen zu müssen,
wollen wir einen Raum eröffnen, an dem dies möglich ist. Weil wir einen
solchen Ort des freien Austauschs für wichtig halten, haben wir diesen
ohnehin leerstehenden Ort bezogen, um ihn mit Leben zu füllen.

In der nächsten Zeit werden wir diesen Raum nutzen, um uns über
emanzipatorische Kämpfe weltweit und vor allem im Iran auszutauschen und
zugleich Impulse für eine gerechtere Stadtentwicklung zu setzen.

Wir haben vor, hier das Institut für Anarchismusforschung zu etablieren.
Als Agentur gegen Arbeit geht es uns darum, eine radikale Kritik an den
bestehenden Verhältnissen zu entwicklen, in denen Menschen nicht nur unter
autokratischen Regimes wie dem Iran, sondern auch unter kapitalistischen
Disziplinierungen, wie dem Leistungszwang und Konformismus leiden.

Interessierte sind herzlich eingeladen vorbei zu kommen, sich mit uns zu
unterhalten und dabei zu sein wie dem alten Gebäude neues Leben eingehaucht
wird!

 * 

Quelle:

Insitut für Anarchismus Forschung - Agentur gegen Arbeit

E-Mail: agenturgegenarbeit@riseup.net

Internet: https://ifabonn.blackblogs.org/
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ATTAC/1888: Kultur des Widerstands - Weltsozialforum in Salvador de Bahia, 13. bis 17. März 2018


Attac Deutschland - Presseankündigung

Frankfurt am Main, 9. März 2018

Für eine Kultur des Widerstands

Attac beim 14. Weltsozialforum in Salvador de Bahia



"Widerstehen heißt gestalten, widerstehen heißt verändern" lautet das
Motto des 14. Weltsozialforums vom 13. bis zum 17. März im
brasilianischen Salvador de Bahia. Zehntausende Teilnehmerinnen und
Teilnehmer aus allen Teilen der Welt werden zu diesem Festival der
sozialen Bewegungen erwartet.

Das Weltsozialforum versteht sich als Gegenveranstaltung zu den Gipfeln
der Welthandelsorganisation (WTO), dem Davoser Weltwirtschaftsforum
(WEF) und den jährlichen Treffen der Regierungschefs der G8-Staaten.
2016 fand es im kanadischen Montreal und damit erstmals in einem Staat
des industriellen Nordens statt. Mit dem diesjährigen Veranstaltungsort
im afrobrasilianischen Teil Brasiliens richten die Organisatoren den
Fokus wieder auf die Probleme des globalen Südens und seine vielfältigen
Formen des Widerstands. Der Bundesstaat Bahia gilt mit seiner
Linksregierung als Hochburg der Protestbewegung gegen den
brasilianischen Putsch-Präsidenten Michel Temer.

Den Auftakt bildet eine Massendemonstration am Dienstag durch Salvador.
Inhaltlich orientiert sich das Forum an Themenachsen wie Demokratie,
ökonomische Alternativen, Umwelt und Kampf gegen Rassismus. Auch die
zukünftige Orientierung des Weltsozialforums steht zur Debatte, die in
einer Sitzung des Internationalen Rats im Anschluss fortgesetzt werden
soll.

Das Europäische Attac-Netzwerk wird mit mehreren Workshops vertreten
sein. Am Rande des Forums kommen Attac-Aktive aus aller Welt zu einem
globalen Treffen zusammen. Aus Deutschland beteiligen sich zudem die
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, die evangelische
Hilfsorganisation "Brot für die Welt" sowie die Friedrich-Ebert-Stiftung
und die Rosa-Luxemburg-Stiftung.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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STANDPUNKT/244: Bürgerrechtsorganisationen kritisieren Verbot von Newroz-Veranstaltungen (RAV)


Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Pressemitteilung vom 9.3.2018

Bürgerrechtsorganisationen kritisieren Verbot von Newroz-
Veranstaltungen



Die Versammlungsbehörde Hannover hat angekündigt, eine Versammlung zum
kurdischen Neujahrsfest Newroz zu verbieten. Bürgerrechtsorganisationen
kritisieren den schwerwiegenden Eingriff in die Versammlungsfreiheit.

Der Dachverband kurdischer Vereine in Deutschland NAV-DEM hatte für den 17.
März 2018 eine Versammlung zum kurdischen Neujahrsfest Newroz in Hannover
angemeldet. Im Rahmen der Newroz-Feier sollte auch die Situation im
kurdisch besiedelten Kanton Afrin in Nordsyrien thematisiert werden. Die
Stadt Hannover hatte angekündigt, diese Versammlung zu verbieten, weil sie
angeblich der Propaganda der PKK diene. NAV-DEM hat daraufhin seine
Anmeldung zurückgezogen. Eine von einem Bündnis aus Abgeordneten, linken
Gruppen und migrantischen Organisationen danach angemeldete Versammlung,
die sich unter anderem gegen das angekündigte Verbot der Newroz-Versammlung
richten sollte, soll nun auch von der Stadt Hannover verboten werden. Die
Versammlungsbehörde behauptet, es handele sich bei der Bündnisdemo um eine
reine Ersatzveranstaltung.

Die unterzeichnenden Bürgerrechtsorganisationen verurteilen diesen massiven
und ungerechtfertigten Eingriff in die Versammlungsfreiheit. Newroz-Feiern
und Newroz-Versammlungen sind zentrale Veranstaltungen für die kurdische
Bevölkerung. Sie konnten bisher jedes Jahr stattfinden - auch in Hannover.
Die jetzige Verbotspraxis hat nichts mit einer angeblich neuen
Erkenntnislage zu tun, sondern ist Ausdruck eines verschärften Vorgehens
der Behörden gegen Kurdinnen und Kurden in Deutschland. Damit reagieren die
deutschen Behörden auf ständige Forderungen aus der Türkei, gegen die
kurdische Bewegung stärker vorzugehen.

"Während deutsche Waffen beim völkerrechtswidrigen Angriff auf Nordsyrien
eingesetzt werden, beschränken die deutschen Behörden die dagegen
gerichteten Proteste; sie machen sich mit dieser Verletzung von
Grundrechten zum verlängerten Arm der Erdoan-Türkei", kritisiert
Rechtsanwältin Franziska Nedelmann, die stellvertretende Vorsitzende des
Republikanischen Anwältinnen- und Anwältevereins (RAV).

Die Unterzeichner rufen zu Protesten gegen die Verbote auf.

Internationale Liga für Menschenrechte e.V. (ILMR)

 Komitee für Grundrechte und Demokratie

 Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein (RAV)

 Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen 
(VDJ)



 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. März 2018

Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e. V.

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalder Straße 4 | 10405 Berlin

Telefon +49 (0)30 417 235 55 | Fax +49 (0)30 417 235 57

E-Mail: kontakt@rav.de

Internet: www.rav.de
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STANDPUNKT/243: "Newroz ist auch unser Newroz" (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V. - 8.3.2018

"Newroz ist auch unser Newroz"

Aufruf und das Statement der Anmelder (Interventionistische Linke,
Afrin-Solidaritätsplattform, Tobias Pflüger für die Linke) der
Newroz-Demonstration am Samstag, den 17. März 2018 in Hannover



Jedes Jahr feiert die kurdische Bewegung in Deutschland Newroz, dieses Jahr
in Hannover. Doch die Polizei wollte Newroz verbieten. Vor diesem
Hintergrund hat das Demokratische Gesellschaftszentrum der Kurdinnen und
Kurden in Deutschland (NAV-DEM) die Anmeldung zurückgezogen. Wir aber haben
eine Demonstration zu Newroz angemeldet. Denn: Newroz, das ist ein
Neujahrsfest der Menschen im Nahen- und Mittleren Osten. Newroz, das ist
das Fest des Widerstands für Demokratie, Freiheit und Frieden. Newroz das
ist eine große Feier, ein Fest der Kulturen. Spätestens mit dem Kampf der
kurdischen Bewegung gegen den Islamischen Staat, ist Newroz auch die Sache
aller fortschrittlichen und demokratischen Menschen dieser Erde. Newroz ist
auch unser Newroz.

Dieses Jahr findet Newroz vor dem Hintergrund des völkerrechtswidrigen
Angriffs der Türkei auf den nordsyrischen Kanton Afrin statt. Afrin ist
eines der drei demokratisch selbstverwalteten Gebiete, die die
Demokratische Föderation Nordsyrien umfasst. Seit 2012 wird hier das
Projekt des Demokratischen Konföderalismus trotz Krieg und Embargo
aufgebaut. Dieses strebt die gleichberechtigte Selbstverwaltung und
demokratische Selbstbestimmung von Ethnien, Religionen und Geschlechtern
an. Unter der Führung von Frauen findet ein Aufbruch statt, der für die
gesamte Region richtungsweisend sein und ein Lösungsmodell für
jahrzehntealte Konflikte darstellen kann. Dieses Projekt, das Hoffnung auf
ein friedliches und demokratisches Syrien macht und einen positiven Effekt
auf die gesamte Region haben kann, verdient unsere Unterstützung.

Doch, anstatt diesen Krieg zu verurteilen, hat die Bundesregierung nichts
Besseres zu tun, hier Protest als terroristisch zu diffamieren. Wir fragen,
was unterscheidet die Bundesrepublik von der Türkei, wenn sie selbst eine
kulturelle Feier, wie Newroz verbieten lässt.

Um unserer Solidarität Nachdruck zur verleihen, rufen wir dazu auf,
gemeinsam am Samstag, den 17. März 2018 in Hannover zu demonstrieren. Kommt
alle!

Interventionistische Linke

Afrin-Solidaritätsplattform

Tobias Pflüger für die Linke

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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STANDPUNKT/242: "Allen Verboten zum Trotz - Wir werden Newroz feiern!" (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

"Allen Verboten zum Trotz: Wir werden Newroz feiern!"

Presseerklärung des Demokratischen Gesellschaftszentrums der Kurdinnen und
Kurden in Deutschland (NAV-DEM) vom 08.03.2018



In den vergangenen Tagen wurde über das Verbot einer Großdemonstration in
Hannover am 17. März anlässlich des kurdischen Newrozfestes berichtet. Die
Anmelder der Demonstration von NAV-DEM melden sich nun mit einer
schriftlichen Erklärung zu dem Verbot zu Wort und erklären, dass sie
gemeinsam mit der Bevölkerung zum Newrozfest in jedem Fall auf den Straßen
sein werden.

"Newroz ist ein Fest des Widerstandes. In Zeiten, in denen die Türkei
gemeinsam mit islamistischen Gruppierungen, mit der Duldung der
internationalen Mächte und ausgestattet u.a. mit deutscher Waffentechnik
und Geheimdienstinformationen einen brutalen und blutigen Angriffskrieg
gegen unsere Menschen in Afrin führt, werden wir uns dieses Recht auf
Widerstand nicht nehmen lassen! Wir werden in jedem Fall Newroz auf den
Straßen feiern. Weder in Deutschland, noch an einem anderen Ort der Welt
lassen wir uns das Newrozfest verbieten?, mit diesen Worten nimmt Ayten
Kaplan, Co-Vorsitzende des größten kurdischen Dachverbands in Deutschland
NAV-DEM Stellung zu den Berichten [1] über ein Verbot der diesjährigen
Newrozdemonstration in Hannover.

Kaplan bewertet das Verbot des Newrozfestes in Hannover als direkten
Angriff gegen die kurdische Identität. Sie erklärt mit folgenden Worten,
dass die Verbote des Newrozfestes in Nordkurdistan mit dem Widerstand der
Bevölkerung durchbrochen werden konnte: "In der Türkei wurden die Kurdinnen
und Kurden über lange Jahrzehnte verleugnet und unterdrückt. Folglich wurde
auch ihre Sprache und Kultur nicht anerkannt und bekämpft. Dennoch sind die
Menschen insbesondere mit dem Aufflammen des Widerstandes in Kurdistan ab
Ende der 1980er selbstbewusst am 21. März jeden Jahres auf die Straßen
gegangen, um ihr Newrozfest zu feiern. Der türkische Staat hatte große
Angst vor diesem neuerlangten kurdischen Selbstbewusstsein. Anfang der
1990er Jahr kam es bei Angriffen der türkischen Armee auf die Newrozfeste
in Städten wie Nusaybin und Cizre zu großen Massakern, viele Zivilisten
wurden brutal ermordet. Doch die kurdische Bevölkerung hat dennoch
weiterhin Jahr für Jahr ihr Newrozfest gefeiert und die Verbote
durchbrochen. Heute erkennt die ganze Welt die Kurdinnen und Kurden an. Und
das ist ein Ergebnis dieses Widerstandes."

Weiterhin führt die NAV-DEM Co-Vorsitzende aus, dass die AKP-Regierung nun
zwar erneut sich an eine Verbots- und Verleugnungspolitik gegenüber der
kurdischen Bevölkerung klammere, sie aber hiermit auf verlorenem Posten
stehe: "Die AKP versucht mit Verboten, Festnahmen und zivilen Massakern die
kurdische Bevölkerung wieder einzuschüchtern. Doch auch in diesem Jahr
werden in Nordkurdistan und dem Westen der Türkei hunderttausende, wenn
nicht Millionen Menschen auf die Straßen gehen, das Newrozfest feiern und
ihre Solidarität mit den Menschen in Afrin zum Ausdruck bringen. Dass die
Bundesregierung diese schmutzige Politik der Türkei allerdings auch auf
Deutschland überträgt und meint auch hier, mit Repressionen und Verboten
die kurdische Bevölkerung und ihre Freundinnen und Freunde einzuschüchtern,
ist brandgefährlich. Auf diese Weise beteiligt sich die Bundesregierung an
der Verleugnungs- und Unterdrückungspolitik der Kurdinnen und Kurden. Wir
wissen, dass hinter dieser Politik die schmutzigen Deals zwischen Sigmar
Gabriel und seinem türkischen Amtskollegen Mevlüt Cavusoglu stecken. Wir
rufen die Bundesregierung dringend dazu auf, diesen falschen Kurs umgehend
zu korrigieren."

Zum Schluss bedankt sich Kaplan bei allen Menschen, die nach dem
Bekanntwerden des Verbotes des Newrozfestes in Hannover ihrem Verband die
Unterstützung angeboten haben. "Lasst uns gemeinsam ein großes, buntes und
friedliches Newroz feiern! Von unrechtmäßigen Verboten lassen wir uns nicht
von unserem Weg abbringen! Das diesjährige Newrozfest wird eine
eindrucksvolle Solidaritätsbekundung mit dem Widerstand von Afrin sein?, so
Kaplan abschließend.


Anmerkung:

[1] http://www.sueddeutsche.de/politik/newroz-versammlungsverbot-kurdisches-neujahrsfest-abgesagt-1.3894365?reduced=true

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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AKTION/142: Gießen - Aktionen für Nulltarif und autofreie Innenstädte, 14.03.-18.03.2018


Projektwerkstatt Saasen

Ab 14. März: Aktionen für Nulltarif und autofreie Innenstädte

Im Mittelpunkt: Ein neuer Schwarzfahrprozess am Landgericht Gießen



Es ist erst wenige Wochen her, dass gefälschte Flugblätter nicht nur einige
Aufregung verursachten, sondern der Idee des Nulltarifs in Gießen hohe
Aufmerksamkeit bescherten. Kurz danach kam der fahrscheinlose Nahverkehr
erneut in die Debatte, weil die Bundesregierung ihn als Lösung der
Luftverschmutzungsprobleme ins Spiel brachte. Das Dieselverbotsurteil und
ein kritischer Bericht des Fahrgastbeirates in Gießen gossen neues Öl ins
Feuer. Das wollen Aktivist*innen aus dem Umfeld des Aktionsraums im
Antiquariat Guthschrift und der Projektwerkstatt Saasen nutzen und ihre
Forderungen nach einer konsequenten Verkehrswende Mitte März mit mehreren
Aktionen weiter vorantreiben. Den Anlass liefert ausgerechnet die Seite,
die viele der Aktionen eigentlich verhindern will. Die Gießener
Staatsanwaltschaft akzeptierte den vor fast zwei Jahren unter erheblicher
medialer Aufmerksamkeit gefällten doppelten Freispruch für demonstratives,
also offen sichtbares und mit politischen Forderungen verbundenes
Schwarzfahren nicht. Das Oberlandesgericht in Frankfurt hob auf ihr
Betreiben das Urteil im Dezember 2016 auch tatsächlich auf - und so muss am
Donnerstag, den 15.3. ab 9 Uhr im Landgericht Gießen neu verhandelt werden.
Angeklagt ist Jörg Bergstedt, nicht nur seit vielen Jahren aktiv für eine
Verkehrswende und vor einem Jahr Mitautor des Verkehrsutopieplanes für
Gießen, sondern auch geübter Selbstverteidiger vor Gericht. Es dürfte also
spannend werden, denn der Angeklagte will vor Gericht erneut einen
Freispruch erstreiten. Aus seiner Sicht ist nämlich nicht nur der ganze
Schwarzfahrparagraph überflüssig, sondern das demonstrative Schwarzfahren
von diesem gar nicht erfasst. "Der Paragraph heißt Erschleichung von
Leistungen. So manche Robenträger*innen sind die einzigen, die das nicht
verstehen - oder verstehen wollen", kritisiert er Verurteilungen vieler
seiner Mitstreiter*innen in anderen Städten - und den Beschluss des OLG.
Ähnlich wie Bergstedt hatte vor zwei Jahren auch der der eigentlich
zuständige Richter Dr. Nink argumentiert und sich über die teilweise sehr
seltsamen Rechtsverdrehungen seiner Kolleg*innen in dieser Sache beschwert.
Bergstedt findet jedenfalls: "Was wir machen, ist eine Demonstration - für
den Nulltarif und gegen die Kriminalisierung des Schwarzfahrens!" Die neue
Vorsitzende Richterin Enders-Kunze hat inzwischen zumindest die
komplizierte Rechtslage anerkannt und dem Angeklagten zusätzlich noch einen
Pflichtverteidiger bestellt.

Vor und nach dem Schwarzfahrprozess: Aktionen in der Stadt und Vorträge
zum Nulltarif

Rund um den Termin am Landgericht soll es vielfältige Aktionen für
Nulltarif und Verkehrswende geben. Am Mittwoch, den 14.3., also einen Tag
vor Prozessbeginn, startet um 15 Uhr der traditionelle UmsonstZug vom
DGB-Haus durch den Seltersweg bis zum Elefantenklo. Neben dem Verteilen von
Lebensmitteln, Kleidung und mehr soll die Idee des Nulltarifs diesmal einen
besonderen Schwerpunkt bilden. Zudem werden Starter-Sets fürs demonstrative
Schwarzfahren verteilt. Für 16 Uhr sind Parteivertreter*innen zum
Kugelbrunnen geladen, um dort ihre Ansichten zum Nulltarif kundzutun - via
Mikrofon im UmsonstZug. Im Abschluss laden die UmsonstZügler*innen zu einer
kreativen Raddemonstration rund um den Anlagenring ein. Start ist gegen
17.30 Uhr am Elefantenklo (Selterstor), direkt nach dem dort endenden
UmsonstZug.

Am Folgetag geht es dann um 8.30 Uhr mit Aktionen vor dem Landgericht
weiter, um 9 Uhr startet dort der Strafprozess. Abends sind alle eingeladen
zu Kurzfilm, Vortrag und Diskussion "Argumente für Nulltarif und autofreie
Städte" um 19.30 Uhr im Aktions- und Kleinkunstraum im Antiquariat
Guthschrift, Bahnhofstr. 26. Einen Tag später, also Freitag, den 16.3.,
findet die gleiche Veranstaltung nochmals statt, diesmal um 20.15 Uhr in
der Projektwerkstatt (Reiskirchen-Saasen, Ludwigstr. 11, per Bahn und
Fahrrad von Gießen/Buseck/Grünberg gut zu erreichen). Am Wochenende folgt
dann dort ein Ideenfindungs- und Planungstreffen zum Nulltarif.

Kurz danach (11.4.) wird auch in München der Aktionsschwarzfahr-Prozess
wiederholt. Hier geht es um die Demofahrt am 2.3.2015, wo neben Schild und
Flyer noch viel mehr Aktion war - also eine Verurteilung wegen
"Erschleichung" noch absurder ist - aber vom Amtsgericht Starnberg mit
absurden Begründungen erfolgte. Lustig: Der in Gießen Angeklagte ist dort
Verteidiger (und für das dort angeklagte Aktionsschwarzfahren bereichs
freigesprochen!).

Alle Termine zum Thema im Überblick

• Di, 13.3. ab 22 Uhr in GI und Umgebung: Containern für den
UmsonstZug

• Mi, 14.3. von Koblenz nach Gießen: Aktionsschwarzfahrt - gemeinsam
unterwegs, ohne Ticket, aber mit Werbeflyern für den Nulltarif!

Aktions-Schwarzfahrt zur Wiederholung vom Schwarzfahrprozess in Gießen.
Nachmittags vom Hauptbahnhof Koblenz über Limburg-Weilburg-Wetzlar nach
Gießen. Wer noch mitmachen oder zusteigen will kann sich zur Koordinierung
bei f.e.i.v.e.l@riseup.net melden. Vielleicht haben ja auch noch andere
Menschen Lust am selben Tag von anderen Startpunkten eine Aktionsfahrt zu
machen.

• Mi, 14.3. ab 10 Uhr in GI (Aktionsraum im Antiquariat Guthschrift,
Bahnhofstr. 26): Vorbereitung UmsonstZug - helft mit beim Sortieren,
Gestalten der Verteilwägen usw. ... und dann:

- 15 Uhr durch Gießen (von Walltorstraße/Ecke Asterweg durch Seltersweg bis
E-Klo): UmsonstZug: Nutzen statt wegwerfen! 

- Ca. 17 Uhr ab Selterstor/Elefantenklo: Kreative Fahrraddemo rund um den
Anlagenring - für Nulltarif&Verkehrswende (wer zum UmsonstZug kommt: bitte
Fahrräder schon am am Selterstor abstellen, damit wir direkt von dort
starten können!) 

- anschließend: noch 1-2 Stunden zusammen aufräumen ...

• Do, 15.3. um 8.30 Uhr vor dem Landgericht: 30min Aktionen zur
Verkehrswende (Nulltarif, Entkriminalisierung des Schwarzfahrens usw.),
dann folgt:

9 Uhr am Landgericht Gießen (Ostanlage15, Raum 227): Wiederholung im
Schwarzfahrprozess

Das Verfahren endete bereits einmal mit einem Freispruch, aber das
Oberlandesgericht hob Ende 2016 das Urteil auf. Es geht um die Frage, ob
Schwarzfahren mit einem Hinweisschild noch "Erschleichung" ist oder durch
die Kennzeichnung die Strafbarkeit aufgehoben wurde. Unabhängig vom Ausgang
dieses Verfahrens hat selbst die Staatsanwaltschaft ein Schwarzfahren mit
Hinweisschild und Flyerverteilen als ausreichend auffällig anerkannt - so
fährt mensch also straffrei ohne Ticket! Infoseite ist
www.schwarzfahren.tk!

• Do, 15.3. um 19.30 Uhr in Gießen (Aktionsraum im Antiquariat
Guthschrift, Bahnhofstr. 26)

Kurzfilm, Vortrag und Diskussion "Argumente für Nulltarif und autofreie
Städte" - Warum ein fahrscheinloser öffentlicher Verkehr sozial gerecht und
ökologisch sinnvoll ist - und was das Aktionsschwarzfahren damit zu tun
hat ... Kurzfilm, Vortrag und Diskussion zur Frage, wie eine Verkehrswende
aussehen muss - und welche Zwischenschritte nötig sind. Vorgestellt wird
dabei die Verkehrsutopie für Gießen, mit der bis 2025 eine autofreie
Innenstadt erreicht werden soll.

• Fr, 16.3. um 20.15 Uhr in Saasen (Projektwerkstatt, Ludwigstr. 11):
Kurzfilm, Vortrag und Diskussion "Argumente für Nulltarif und autofreie
Städte" (Wiederholung vom 15.3., zum Inhalt siehe dort)

• Sa/So 17./18.3. je ab 11 Uhr bis abends in Saasen (Zug ab GI 10.44
Uhr, Trampen über A5 zur Raststätte Reinhardshain und dann ca. 4,5 km zu
Fuß, Radweg "R7" entlang der Wieseck; Übernachtung möglich):
Seminar/Aktionsplanungstreffen zum Thema "Verkehrswende, Nulltarif,
Aktionsschwarzfahren und mehr"

Wir haben ein kleines Konzept für eine Kampagne für den Nulltarif verfasst.
Wer hat Lust, da mit einzusteigen? Überlegt doch, ob Ihr mit eigenen
Aktivitäten vor Ort oder überregional mit durchsetzt, dass das elende
Ticketwesen verschwindet, der Autostau dann auch, und das Schwarzfahren
keine Straftat mehr ist.

• 19.3. um 23.30 Uhr auf RTL: 30min Deutschland mit einem Bericht über
das Aktionsschwarzfahren

• 11.4. um 13 Uhr in München (Landgericht, Nymphenburger Str. 16, Raum
B170/1. Stock): Schwarzfahrprozess (Fahren mit Hinweisschild, Flyern,
Megafon, Transpi, vorheriger Demo und Pressearbeit ... soll trotzdem
"heimlich" gewesen sein)


Hinweise:

Für Gießen ist eine Verkehrsutopie erarbeitet worden, die einen 7-
Jahresplan in drei Stufen vorsieht, um die Infrastruktur so zu verändern,
dass ein Nulltarif und eine autofreie Innenstadt möglich werden. Download
des Planes und eines Infoblattes dazu über: 

www.giessen-autofrei.tk.

Der aktuell zur Verteilung vorgeschlagener Flyer beim Aktionsschwarzfahren
befindet sich zum Download auf der Infoseite zur Aktion:

www.schwarzstrafen.tk.

 * 

Quelle:

Projektwerkstatt Saasen

Ludwigstr. 11, 35447 Reiskirchen-Saasen

E-Mail: saasen@projektwerkstatt.de

www.projektwerkstatt.de/saasen
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TAGUNG/079: Oldenburg - Geflüchteten den Zugang zu Hochschule und Arbeitsmarkt erleichtern, Workshop 07.04.18


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Workshop: Geflüchteten den Zugang zu Hochschule und Arbeitsmarkt erleichtern



Oldenburg. Wie können sich Geflüchtete ihre bereits erworbenen
Kompetenzen für einen Studien- oder Berufsstart in Deutschland
anrechnen lassen? Um diese Frage geht es in einem Workshop für
hauptberufliche und ehrenamtliche HelferInnen in der Flüchtlingsa
rbeit, den die Universität Oldenburg am Samstag, 7. April, von 10.00
bis 16.00 Uhr anbietet. Die Veranstaltung "Durch die
Bildungsbiographie zu neuen Perspektiven" richten Mitarbeiterinnen des
Projekts "Portfolios für Geflüchtete" sowie vom International
 Student Office und dem C3L - Center für lebenslanges Lernen der
Universität aus. Der Workshop findet im C3L - Center für lebenslanges
Lernen (Ammerländer Heerstraße 136, Raum V02 0-002) statt.
Interessierte werden gebeten, sich bis zum 30. März bei Sarah Lammers
unter sa.lammers@uni-oldenburg.de anzumelden. Die Teilnahme ist
kostenlos.

Für Geflüchtete ist es ohne entsprechende Hilfe schwierig, ihre
Bildungsbiographie und ihre bereits erworbenen Kompetenzen möglichst
detailliert nachzuzeichnen - so die Erfahrung der
Workshop-Organisatorinnen. Viele könnten die Chancen für den Einstieg
in ein Studium oder die Fortsetzung eines im Heimatland begonnenen
Studiums nur schwer einschätzen. Hier könne ein Kompetenzportfolio
unterstützen, das die HelferInnen gemeinsam mit den Geflüchteten
erstellen, sagt Lea Sophie Diekmann. Welche Vorteile ein Portfolio hat
und wie man dieses erstellt, wird ein Schwerpunkt des Workshops sein.
Des Weiteren informiert Katja Kaboth-Larssen vom International Student
Office, welche Voraussetzungen Geflüchtete für eine Hochschulzulassung
mitbringen müssen. Im Anschluss stellen Lea Sophie Diekmann und Sarah
Lammers repräsentative Bildungswege anhand von Fallbeispielen vor, die
sie im Rahmen des Projekts "Portfolios für Geflüchtete" erlebt haben.
Seit dem Projektbeginn im Frühjahr 2016 konnte die Universität rund 80
 Geflüchteten auf diese Weise zu einem guten Start ins deutsche
Bildungswesen beziehungsweise in die Arbeitswelt verhelfen. Die
bisherigen ProjektteilnehmerInnen stammen vorwiegend aus Syrien, Irak
und Iran. Mehr als 60 Prozent von ihnen bringen einen Abschluss mit,
der einem deutschen Bachelor entspricht.

Weitere Informationen zum Projekt sowie zum Workshop sind erhältlich
unter: uol.de/r/portfolios-fuer-gefluechtete

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 064/8 vom 8. März 2018

Pressedienst der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Presse & Kommunikation

Redaktion: Dr. Corinna Dahm-Brey

26111 Oldenburg

Tel: 0441 / 7 98 - 54 46, Fax: 0441 / 7 98 - 55 45

E-Mail: presse@uni-oldenburg.de

Internet: www.uni-oldenburg.de
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TREFF/224: Magdeburg - Beratung fürs Leben im Alter am 13. März 2018


Beratung fürs Leben im Alter

Am nächsten Mittwoch von 13.00 bis 16.00 Uhr



Die Gesellschaft für Prävention im Alter (PiA) bietet am kommenden
Mittwoch, 14. März, wieder persönliche Beratungen rund um Pflege und
Service für Senioren in besonderen Lebensumständen an. In der
Beratungsstelle "Leben & Wohnen ohne Barrieren" in der Leiterstraße 4
steht dafür von 13.00 bis 16.00 Uhr eine Mitarbeiterin des Sozial- und
Wohnungsamtes als Ansprechpartnerin zur Verfügung.

Schwerpunkte sind unter anderem Fragen zur Antragstellung von
Leistungen der Pflegeversicherung und zur Inanspruchnahme von
altersgerechten Diensten sowie zu Hilfen bei Demenzerkrankungen und
bei der Alltagsbewältigung im Alter. Die Ansprechsprechpartnerin Sonja
Rohden ist vor Ort unter der Rufnummer 03 91/99 06 50 46 zu erreichen.

Ratsuchende können aber auch weiterhin die Sprechstunde des
Pflegeinformationsbüros im Sozial- und Wohnungsamt,
Wilhelm-Höpfner-Ring 4, dienstags von 9.00 bis 12.00 Uhr und von 14.00
bis 17.30 Uhr nutzen. Ansprechpartner ist dort Martin Lehwald, der
telefonisch unter der Rufnummer 03 91/5 40 24 30 zu erreichen ist. Die
Beratungsangebote sind kostenlos.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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TREFF/223: Mönchengladbach - Themenabend "Ich bleibe zu Hause!" für Senioren, 14. März


Themenabend: "Ich bleibe zu Hause!"

Welche Hilfs- und Unterstützungsangebote machen das Leben im Alter zu
Hause möglich?



Wir alle werden älter und damit steigt auch die Wahrscheinlichkeit,
dass wir im Alltag Hilfe und Unterstützung benötigen, um in den
eigenen vier Wänden wohnen bleiben zu können.

Beim nächsten Themenabend der Sozial-Holding am Mittwoch, 14. März um
18.30 Uhr im Dienstleistungszentrum Kamillus, Kamillianerstraße 44,
werden dazu Informationen gegeben und Fragen beantwortet. Titel des
Abends ist: "Ich bleibe zu Hause - Welche Hilfs- und
Unterstützungsangebote machen das Leben im Alter zu Hause möglich?
Fachleute des Beratungszentrums der Sozial-Holding informieren
darüber, welche Angebote es für das Leben im Alter gibt und welche
Hilfen ältere Menschen erhalten können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TREFF/222: Wiesbaden - Equal Pay Day 2018, Transparenz gewinnt! im Theater im Pariser Hof am 22.03.18


Theater im Pariser Hof Wiesbaden

Equal Pay Day 2018: "Transparenz gewinnt!"

Sonderveranstaltung des BPW Wiesbaden e.V.

Do., 22. März 2018 - Beginn: 19:00 Uhr



Erstmalig findet in den Räumlichkeiten des Theaters im Pariser Hof der
Equal Pay Day 2018 des ortsansässigen Frauennetzwerks BPW Wiesbaden
e.V. (Business and Professional Women - Germany Club Wiesbaden) statt.

Der Equal Pay Day (EPD) markiert in jedem Jahr symbolisch die
Lohnlücke zwischen Männern und Frauen. Sie beträgt laut Statistischem
Bundesamt aktuell 21 Prozent. Daraus ergeben sich 77 Tage, an denen
Frauen seit Jahresbeginn quasi unbezahlt arbeiten. Damit nimmt
Deutschland innerhalb Europas seit Jahren eine traurige
Spitzenposition ein. Aus diesem Anlass lädt der Wiesbadener Club des
Netzwerks Business & Professional Women (BPW) zu einem unterhaltsamen
und informativen Abend am Donnerstag, 22. März 2018, 19 Uhr, ins
Theater am Pariser Hof, Spiegelgasse 9, Wiesbaden.

Der Equal Pay Day 2018, eine weltweite Initiative des BPW, steht unter
dem Motto "Transparenz gewinnt!" Seit Juli 2017 ist das
Entgelttransparenzgesetz in Kraft. Aber hilft es wirklich, die
Lohnlücke zu schließen und Frauen vor Altersarmut zu schützen? Dieser
Frage geht der BPW Wiesbaden an diesem Abend nach und der Theater im
Pariser Hof e.V. freut sich, hier unterstützen zu dürfen, wenn es
heißt: "Lassen Sie uns über Geld reden, meine Damen!".

Programm

Ab 19 Uhr Ankunft und Netzwerken

Humorvolle Einführung in das Thema und musikalische Begleitung durch
das Duo Stilbruch

Impuls "Frauen und Geld: ein Mysterium?" von Finanzpsychologin Monika
Müller

Podiumsdiskussion "PREIS - WERT? Wie Frauen verdienen, was sie
verdienen!"

Elisabeth Kolz (Geschäftsführerin E.U.L.E. e.V. und Initiatorin
der Wohlstandsgenossenschaft BerufsErfolg & AltersReichtum eG),
Monika Müller (Diplom-Psychologin, FCM Finanz Coaching),
Stefan Serret (Autor und Gründer der GeldSchule),
Andrea Wallenwein (Finanzplanerin, Finawa-Finanzplanung).

Moderation: Rechtsanwältin Jutta Schreiber

Abschluss mit Chansonette Gabrielle und Liedern zum Thema des Abends:
"Money makes the world go round"

Ausklang und Netzwerken an der Theater-Bar

Durch das Programm führen Julia Richter, PR-Beraterin und 1.
Vorsitzende BPW Wiesbaden, und Liss Lind, Grafikerin und BPW-
Vorstandsfrau. Zur besseren Planungen sind Anmeldung erwünscht unter
dem Button "Anmeldung" oder direkt: anmeldung@bpw-wiesbaden.de. Der
Eintritt für BPW-Clubfrauen beträgt 10 Euro, für Gäste 20 Euro. Karten
sind auch an der Abendkasse erhältlich.

BPW Germany Club Wiesbaden e. V.

Pfingstbornstraße 13

65207 Wiesbaden

Tel: +49 (0) 6122 707 337

www.bpw-germany.de und www.bpw-wiesbaden.de

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Tel +49 (0)611 - 94 580 697

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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VORTRAG/164: Bielefeld - "Private Vorsorge regeln" am 13. März 2018


Private Vorsorge regeln



Bielefeld (bi). Vorsorgevollmacht, Patientenverfügung und
Betreuungsverfügung sind am Dienstag, 13. März, Themen einer
Veranstaltung des Aktionskreises Betreuung in Kooperation mit der
Volkshochschule. Von 18.15 bis 19.45 Uhr geht es in der Aula des
Brackweder Gymnasiums, Beckumer Straße 10, um rechtzeitige Vorsorge.
Referent Marco Möller vom AWO-Betreuungsverein erklärt, was zu
beachten ist und welche Fragen auftreten können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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VORTRAG/163: Hanau - "Die Kraft der Herkunftsfamilie" am 15. März 2018


Die Kraft der Herkunftsfamilie

Vortrag in Kooperation mit der VHS Hanau am 15. März im Brockenhaus



In jeder Familie treffen unterschiedliche Familienkulturen
aufeinander. Es gibt optische Ähnlichkeiten und Lebensläufe, die sich
wiederholen. Es gibt aber auch tief sitzende Konflikte bis hin zum
Kontaktabbruch. Diplom Sozialarbeiterin und Systemische Supervisorin
Stephanie Kämmerer schärft in ihrem Vortrag den Blick auf die
Ressourcen und Potenziale, die wir von unseren Vorfahren mitbekommen
haben. Sie setzt Impulse, wie mit Familiensituationen aus systemischer
Sicht umgegangen werden kann. Der Vortrag in Kooperation mit der VHS
Hanau findet am 15. März 2018, um 19 Uhr im Brockenhaus Hanau,
Lamboystraße 52, statt. Der Eintritt beträgt acht Euro. Information
und Anmeldung unter www.vhs-hanau.de, fit@vhs-hanau.de, oder Telefon
06181/92380-0.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUSSICHTEN/8210: Und morgen, den 10. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.03.2018 bis zum 11.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8210 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolken, Nebel,

Regenschauer,

Ostwindsäbel,

Jean auf Lauer.
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MELDUNG/090: Europäischer Gerichtshof verbietet ISDS-Paralleljustiz zwischen EU-Staaten (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Europäischer Gerichtshof verbietet ISDS-Paralleljustiz zwischen
EU-Staaten

Mitteilung von Mehr Demokratie e.V., 7. März 2018



07.03.2018 - Mehr Demokratie e.V. - Pressenza Muenchen. Freier Handel
um jeden Preis: so hatten sich die großen Multinationalen dieser Welt
das vorgestellt, und wenn das irgend einem nationalen Parlament nicht
gefällt, so kann dieses in außerstaatlichen Schiedsgerichten verklagt
und zu Schadensersatz verpflichtet werden. Jahrelang haben tausende
von NGOs, Bürgerbewegungen und Umwelt- und Sozialverbände gegen
undemokratische Handelsverträge wie TTIP und CETA gekämpft, und im
Zuge dessen auch gegen die höchst fragwürdigen und außerhalb jeglicher
parlamentarischer Kontrolle stehenden Schiedsgerichte. Nun hat der
Europäische Gerichtshof ein Urteil gefällt, das in großindustriellen
Kreisen wie eine Bombe einschlagen dürfte.

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am 6. März, entschieden, dass
Schiedsgerichte in Bezug auf Investitionsschutzabkommen zwischen
EU-Staaten bestehende Rechtsvereinbarungen nicht einfach umgehen
können. Mit anderen Worten: Nichtstaatliche Schiedsgerichte innerhalb
der EU sind laut dem Urteil unvereinbar mit EU-Recht.

Das gestrige Urteil des Gerichtshofs der Europäischen Union [1] im
Achmea-Fall könnte das Ende der rund 200 Investitionsschutz-Abkommen
mit Klauseln zu Investor-Staat-Schlichtungsverfahren (ISDS) zwischen
EU-Staaten bedeuten.

Der EuGH betont, dass Schiedsgerichte nicht für sich in Anspruch
nehmen können, Gerichte eines Mitgliedstaates zu sein. Über
Streitigkeiten zwischen Investoren und Staaten müsse aber ein Gericht
entscheiden, das zum Gerichtssystem der EU gehöre und somit auch in
der Lage sei, die Anwendung des EU-Rechtes sicherzustellen. "Alle
EU-Mitgliedstaaten täten jetzt gut daran, ihre
Investitionsschutzabkommen mit anderen Mitgliedsländern zu kündigen",
folgert unser Geschäftsführender Bundesvorstand Roman Huber.

Das Urteil ist auch ein positives Signal für die Überprüfung des
Handelsabkommens CETA zwischen der EU und Kanada auf seine
Vereinbarkeit mit EU-Recht. Belgien hat dazu den EuGH angerufen und
besonders auf ISDS Bezug genommen. Bisher werden ISDS-Verfahren von
ausländischen Investoren genutzt, um die Gerichte im jeweiligen
Mitgliedstaat zu umgehen und stattdessen ihre Rechte vor privaten
Tribunalen durchzusetzen. Gegen CETA sind in Karlsruhe mehrere
Verfassungsbeschwerden und ein Organstreitverfahren der Linken
anhängig. Die von Mehr Demokratie [2], Campact [3] und foodwatch [4]
initiierte Verfassungsbeschwerde "Nein zu CETA" [5], in der die durch
ISDS entstehende Paralleljustiz als Demokratieproblem kritisiert wird,
haben mehr als 125.000 Bürger/innen unterstützt. Aus Sicht des
Bündnisses sollten Konflikte zwischen Investoren und Staaten im Rahmen
des bestehenden Rechtssystems geklärt werden. In Ländern mit
funktionierender Rechtsstaatlichkeit braucht es keine zusätzlichen
Sonderklagerechte für Investoren.


Hintergrundinformationen:

Das EuGH-Urteil bezieht sich auf einen Streit zwischen der zu einem
niederländischen Versicherungskonzern gehörenden Gesellschaft Achmea
und der Slowakei. Fraglich war, ob der Konzern auf Grund eines
bestehenden Investitionsschutzabkommens zwischen den Niederlanden und
der Slowakei Schadensersatzforderungen gegenüber der Slowakei geltend
machen kann. Achmea hatte die Slowakei wegen entgangener Gewinne
verklagt, nachdem diese die Liberalisierung des Versicherungswesens
teilweise wieder rückgängig gemacht hatte. Ein in Frankfurt am Main
tagendes Schiedsgericht hatte 2012 entschieden, dass die Slowakei
gegen das Investitionsschutzabkommen mit den Niederlanden verstoßen
habe und dafür 22,1 Millionen Euro Schadensersatz an Achmea zu zahlen
habe. Die Slowakei wiederum klagte vor dem deutschen Bundesgerichtshof
auf Aufhebung des Schiedsspruches (da Ort des Schiedsspruchs Frankfurt
am Main war, sind deutsche Gerichte für seine Überprüfung zuständig).
Der vom Bundesgerichtshof angerufene EuGH entschied schließlich, dass
die von der Slowakei angefochtene Schiedsklausel mit dem Vertrag über
die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) nicht vereinbar ist.


Weiterführende Informationen:

Pressemitteilung des Gerichtshofs der Europäischen Union [6]


Anmerkungen:

[1] https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2018-03/cp180026de.pdf

[2] https://www.mehr-demokratie.de/

[3] https://www.campact.de/

[4] https://www.foodwatch.org/de/startseite/

[5] https://www.ceta-verfassungsbeschwerde.de/

[6] https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2018-03/cp180026de.pdf


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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FERIEN/893: Hanau - "Magic of Summer" bei den Hanauer Ferienspielen 2018 - Anmeldung ab 21.3.


Stadt Hanau

"Magic of Summer" bei den Hanauer Ferienspielen 2018 

Anmeldephase für den Sommer beginnt am 12. März



Unter dem Motto "Magic of Summer" können Kinder und Jugendliche im
Alter von 6 bis 16 Jahren bei den Hanauer Ferienspielen sowie dem
Sommer Camp einen wahrhaft magischen Sommer 2018 verbringen. Bereits
zum 16. Mal werden die Ferienspiele und das Sommer Camp vom Verein
Kaleidoskop e. V. im Auftrag der Stadt durchgeführt. Ein deutliches
Zeichen dafür, dass die Stadt Hanau großen Wert auf Kontinuität legt.
"Somit können wir Eltern während den Ferienspielen und des Sommercamps
eine professionelle Betreuung garantieren", versichert Bürgermeister
Axel Weiss-Thiel. Die Rückmeldungen aus dem Kreis der fast 600
Teilnehmenden aus dem letzten Jahr seien - wie immer - überaus positiv
gewesen, so der Bürgermeister. Auch in diesem Jahr habe der Verein
wieder ein abwechslungsreiches Programm zusammenstellt, das den Nerv
der Kinder und Jugendlichen treffe.

Die Termine und Standorte stehen fest und die Anmeldephase beginnt am
Montag, 12. März, 2018. Bei Anmeldung bis einschließlich 31. Mai 2018
garantiert Bürgermeister Axel Weiss-Thiel jedem Kind einen Platz an
seinem Wunschstandort. Für das Sommer-Camp gilt aus organisatorischen
Gründen eine begrenzte Teilnehmerzahl.

Die erste Phase der Ferienspiele, vom 2. bis 13. Juli, für die Gruppe
der 6- bis 11-Jährigen, findet im Herbert-Dröse-Stadion in Wilhelmsbad
und in der Lindenauschule in Großauheim statt. Als dritter Standort
fiel die Wahl in diesem Jahr aus organisatorische Gründen auf die
Robinsonschule & Elisabeth-Schmitz-Schule in Wolfgang . Für einen
Bustransfer aus Klein-Auheim nach Wolfgang wird gesorgt. In der
zweiten Ferienspiel-Phase vom 16. bis 27. Juli bleiben das
Herbert-Dröse-Stadion und die Lindenauschule als Standorte, dazu kommt
als dritter Standort die Eppsteinschule in Steinheim hinzu.

Das Sommer-Camp für die 12 bis 16-Jährigen findet in zwei Phasen von
je zwei Wochen, vom 2. bis 13. Juli sowie vom 16. bis 27. Juli jeweils
im Jugendbildungs- und Kulturzentrum (JuBiKuz) Hans Böckler statt.

Die Betreuungszeit ist 8.00 bis 16.00 Uhr, jeweils Montag bis Freitag.
Jedes Kind aus Hanau darf an einer Phase (zwei Wochen) teilnehmen. Die
Teilnahmegebühr beträgt 95 Euro pro Kind und Ferienspielphase.
Ermäßigungen sind gegen Vorlage aktueller Einkommensnachweise möglich.
Im Angebot enthalten ist außer der Betreuung, Versicherung und allen
pädagogischen Kosten (Eintritte, Spiel- und Bastelmaterial etc.) auch
die Verpflegung. Diese besteht aus einem Frühstück (auf Wunsch),
warmen Mittagessen, einem Nachmittagssnack sowie Getränken über den
ganzen Tag.

Kinder und Jugendliche mit körperlicher und geistiger Beeinträchtigung
sind ebenfalls bei den Ferienspielen und im Sommer-Camp willkommen.
Über Details zur Finanzierung von zusätzlichen Betreuungskräften sowie
dem Transfer zum Standort und zurück informiert Kaleidoskop e. V. Für
Kinder und Jugendliche, die außerhalb der Brüder-Grimm-Stadt wohnen,
ist Voraussetzung für die Anmeldung, dass die Familie oder
Alleinerziehende einen Bezug zu Hanau hat: Beispielsweise, dass ein
Elternteil in der Stadt Hanau beschäftigt ist, Sohn oder Tochter in
der Brüder-Grimm-Stadt zur Schule geht oder einen der örtlichen
Sportvereine besucht. Für auswärtige Kinder beträgt die
Teilnahmegebühr 190 Euro.

Ein informativer Elternabend findet am 7. Juni 2018 um 18.00 Uhr in
der Mensa der Karl-Rehbein Schule statt. Der Elternabend richtet sich
vor allem an die Eltern, deren Kinder zum ersten Mal teilnehmen, aber
auch alle anderen Eltern sind herzlich eingeladen. Gerne können Kinder
mitgebracht werden, da für die Betreuung gesorgt ist.

Es gibt zwei Möglichkeiten sich anzumelden: online auf
www.ferienspiele-hanau.de oder telefonisch immer donnerstags von 10
bis 16 Uhr bei Kaleidoskop e. V. unter Telefon 069/95909017.
Informationen gibt es im Stadtladen im Rathaus, in den Stadtteilläden
und im Lamboyladen im Nachbarschaftshaus Lamboy Tümpelgarten.

Für Rückfragen steht Thomas Boeuf im Jugendbildungs- und Kulturzentrum
der Stadt Hanau zur Verfügung (Telefon 06181/18006-25, E-Mail:
thomas.boeuf@hanau.de).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSE/442: Hanau - Comiczeichnen mit Rautie am 6. April 2018


Stadt Hanau

Comiczeichnen mit Rautie



Ein Workshop zum Thema Comiczeichnen für Kinder ab acht Jahren findet
am Freitag, 6. April, in der Stadtbibliothek im Kulturforum Hanau
statt. In der Zeit zwischen 15 und 18 Uhr lernen die Mädchen und
Jungen unter der Anleitung von Rautie (Michael Rautenberg), einem
überregional bekannten Comiczeichner, wie man vom Strichmännchen hin
zur raffiniert gestalteten Funny-Comic-Figur gelangt. Dabei gelingt es
auch Anfängerinnen und Anfängern, witzige bis schrille Comicfiguren zu
entwickeln, und mit diesen eine Geschichte zu erzählen. Die
Teilnahmegebühr beträgt 15 Euro. Anmeldungen sind möglich unter
edith.reusswig@hanau.de oder unter der Telefonnummer 0151/18063862.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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LESUNG/1707: Leverkusen - "Was macht das Pferd in Bauer Michels Bett?" am 15.3.2018


Stadt Leverkusen

Was macht das Pferd in Bauer Michels Bett?



Unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" wird an jedem Donnerstag in
der Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 15. März, liest
Vorlesepatin Michélé Demel das Bilderbuch "Was macht das Pferd in
Bauer Michels Bett?" von Regina M. Ehlbeck und Günther Jakobs vor.
Bauer Michel liegt mit Schnupfen, Fieber und Schüttelfrost im Bett.
Welch ein Glück, dass seine Tiere so gute "Tier-Ärzte" sind und viele
Hausmittel kennen - eine Herz erwärmende Geschichte über Freundschaft
und Hilfsbereitschaft.

Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle
interessierten Kinder ab 5 Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung
beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist
nicht erforderlich.

Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der
Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de
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AUSSTELLUNG/9403: Cuxhaven - "Tuch Tuch" von Elke Prieß vom 25. März bis 6. Mai 2018


"Tuch Tuch" - Eine Ausstellung von Elke Prieß im Schloss
Ritzebüttel 



Am 25. März um 11 Uhr wird mit einer Einführung des Kulturjournalisten
Dr. Rainer Beßling die Ausstellung von Elke Prieß im Schloss
Ritzebüttel eröffnet. Die Künstlerin verweist mit ihrem Titel "Tuch
Tuch" auf das Thema, das Material und die Form der gezeigten Arbeiten.
In unterschiedlichen Varianten tauchen in dieser Ausstellung Tücher
auf. Vielfach ist der Malgrund ein Tuch. Elke Prieß zeigt z.B. eine
Serie von Kopftücher ihrer Mutter, die sie übermalt und überdruckt
hat. Es gibt auch überarbeitetet Geschirr-, Tisch- und Taschentücher.
Auch in ihren Stickobjekten findet sich das Thema. Bilder aus der
Frührenaissance, in denen viele Frauen Hauben und Tuchvariationen
tragen, wurden von der Künstlerin durch Übersticken verfremdet und in
eine dreidimensionale Form gebracht.

Mit kräftigen Farben, Symbolen, abstrakten Formen, naiven
Darstellungen von Figuren und Alltagselementen legt die Künstlerin in
vielen Schichten Musterbilder an. "Die Wiederholung der Motive ist für
mich eine meditative künstlerische Vergewisserung der Wahrnehmung und
Erfahrung, die hoffentlich auch die Wirksamkeit im Bild steigert,"
sagt Elke Prieß. Sie hat Kunstpädagogik in Göttingen und freie Kunst
in Bremen studiert und arbeitet auch als Kunstvermittlerin. Viele
kulturelle Projekte (Wieder schön, pinkfive) in Norddeutschland hat
sie initiiert, Lehrgänge der ästhetischen Bildung geleitet,
Stadtteilkunstprojekte bei Quartier in Bremen durchgeführt und
Ausstellungen kuratiert, u.a. auch 7 Jahre lang als 1. Vorsitzende den
Cuxhavener Kunstverein. Die Bremerin hat ein großes Atelier in
Nordholz Spieka und zeigte in zahlreichen Ausstellungen im In- und
Ausland schon ihre eigenen Werke.

Ihre künstlerische Beschäftigung mit Mustern und Ornamenten führten
Elke Prieß in den letzten Jahren zu Reisen zur islamischen Kunst. 2017
hat sie an dem Homar Kunst Festival im Iran teilgenommen. Über ihre
Reisen in den Iran wird sie auch unter dem Titel "Ein Blick auf den
Iran und die Kunst" am 8. April um 11 Uhr einen Bildervortrag im
Schloss halten (Kartenvorverkauf Kulturinformation
Cuxhaven 04721-62213).

Die Ausstellung im Schloss ist bis zum 6. Mai 2018 zu den gewohnten
Öffnungszeiten zu besichtigen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018
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AUSSTELLUNG/9402: Bonn - Malerei als "Verbindung zwischen Ost und West" vom 10.3. bis 20.4.


Malerei als "Verbindung zwischen Ost und West"



BN - Sie ist eine Meisterin der leisen Töne. Die Arbeiten der
japanischen Künstlerin Junko Madea bestechen durch Humor und
bildkompositorische Leichtigkeit. Von Samstag, 10. März, bis Freitag,
20. April 2018, zeigt die Stadtteilbibliothek Endenich, Am Burggraben
18, Madeas Werke in der Ausstellung "Eine Hand voll Licht". Die
Ausstellungseröffnung ist am 10. März von 15 bis 17 Uhr. Der Eintritt
ist frei.

Zu Beginn ihrer Karriere beschäftigte sich Madea intensiv mit
klassischer japanischer Kunst, insbesondere mit den Farbholzschnitten
des 18. und 19. Jahrhunderts. Sie selbst versteht ihre Malerei
stückweise als "Verbindung zwischen Ost und West". Kunst-Interessierte
können die Bilder während der Öffnungszeiten dienstags bis freitags
von 10 bis 12 Uhr und von 15 bis 18 Uhr besichtigen. Weitere
Informationen gibt es unter www.bonn.de/@stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018
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GEGENWIND/747: Aufbruch? Dynamik? Zusammenhalt?


Gegenwind Nr. 354 - März 2018

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Aufbruch? Dynamik? Zusammenhalt?

CDU, SPD und CSU einigen sich auf Koalitionsvertrag

von Reinhard Pohl



Während dieses Heft produziert, gedruckt und verschickt wird,
stimmen die Mitglieder der SPD über den Koalitionsvertrag ab: Soll man
sich noch einmal für vier Jahre auf eine "große Koalition", die so
groß nicht mehr ist, einlassen? Dabei geht es nicht nur darum, ob die
vereinbarten politischen Ziele für die sozialdemokratische Seele
reichen. Es geht auch darum, was passiert, wenn man ablehnt.


Der Koalitionsvertrag ist fast 180 Seiten dick und hat im
Wesentlichen 10 Kapitel. Vorausgeschickt werden einige Punkte, die
unter "Aufbruch" und "Dynamik" ein paar Punkte aus den einzelnen
Kapiteln nennen. Am Schluss geht es um die Aufteilung der
Zuständigkeiten auf die Ministerien und deren Besetzung, wobei wie
üblich geregelt ist, welche Partei welche Ministeriumsspitze stellen
soll.

Familie

Bereits im ersten thematischen Kapitel wird klar: Man will im
Wesentlichen weitermachen wie bisher, nur einige Akzente setzen. Die
einleitenden Sätze "Familien halten unsere Gesellschaft zusammen. Sie
zu stärken und zu entlasten ist unser Ziel." muss natürlich von
Flüchtlingen als zynisch empfunden werden, denn für sie geht es ja
darum, dass ihre Familien von CDU und SPD gewaltsam getrennt werden
sollen. Den Parteien geht es aber um einheimische Familien: Für sie
soll das Kindergeld in zwei Stufen bis 2021 um 25 Euro erhöht werden.
Außerdem will man ein Recht auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter
schaffen, darüber will man aber erstmal mit Ländern und Kommunen
reden, es soll dann erst 2025 umgesetzt werden. Außerdem sollen
schrittweise mehr Mittel zur Verfügung gestellt werden, um für
Kita-Eltern die Beitragsfreiheit zu erreichen, wobei der Vertrag da
eine Konkretion vermeidet.

Kinderrechte sollen ins Grundgesetz aufgenommen werden. Auch hier wird
der Vertrag noch nicht konkret, denn weiter hinten wollen die Parteien
verhindern, dass hier allein lebende Kinder ihre Eltern nachholen
dürfen - hätten Kinder wirklich Grundrechte, ließe sich das so nicht
mehr verbieten.

Im öffentlichen Dienst sollen Führungspositionen in Zukunft
gleichmäßig von Männern und Frauen besetzt werden, hier will man die
Gleichberechtigung bis 2025 (also innerhalb von zwei
Legislaturperioden) erreichen. Die Gleichberechtigung soll in Zukunft
auch bei Gremien gelten, die vom Bund beschickt werden.

Gewalt gegen Frauen soll bekämpft werden, vor allem mit einer
Öffentlichkeitskampagne zur Ächtung von Gewalt. Entsprechend sollen
Hilfen für traumatisierte Frauen und Kinder geprüft werden. Zusagen
finden sich dazu in diesem Vertrag noch nicht.

Bildung, Forschung, Digitalisierung

Durch eine Grundgesetzänderung soll es in Zukunft möglich sein, dass
der Bund die Länder bei der Bildung (Schulen und Hochschulen)
unterstützt. Zur Verbesserung der Bildung soll ein "Nationaler
Bildungsrat" eingerichtet werden, der das diskutieren soll. Warum die
Kultusministerkonferenz das nicht machen kann, bleibt offen.

Bei der Ausbildung soll die 3+2-Regelung (Ausbildungs-Duldung für
abgelehnte Flüchtlinge) ausbildungsfreundlich umgesetzt werden. Das
wird allerdings nicht konkretisiert, so fehlt der Hinweis, ob das auch
für bisher davon ausgenommene Jugendliche gilt.

Zur Stärkung der beruflichen Bildung soll eine Kommission eingerichtet
werden, die darüber diskutiert.

Die Schaffung von studentischem Wohnraum soll gefördert werden, man
ist sich nur noch nicht klar darüber, in welcher Höhe das geschehen
soll. Wird es allerdings umgesetzt, würde es in den Uni-Städten allen
nützen, denn untergebrachte Studentinnen und Studenten treten auf dem
Wohnungsmarkt nicht mehr als Konkurrenz für andere auf.

Auch an Hochschulen sollen Frauen in Zukunft vermehrt
Führungspositionen erhalten. Dazu soll es - wieder - ein
"Professorinnen-Programm" geben. Außerdem soll an den Hochschulen die
Erforschung von Energie und Klima gefördert werden. Auch die Mobilität
soll erforscht werden, das soll in den Aufbau einer Batterieproduktion
münden.

Die flächendeckende digitale Infrastruktur soll Weltklasse werden, bis
2025 soll das Breitbandnetz ausgebaut werden. Funklöcher sollen zügig
geschlossen werden. WLAN soll aufgebaut werden, zum Beispiel an
öffentlichen Einrichtungen und in Zügen der Deutschen Bahn. Außerdem
soll das Angebot offener WLAN-Netze gemeinnützig sein. Zur
Digitalisierung wird ebenfalls angemerkt, dass die anonyme Bezahlung
mit Bargeld weiterhin möglich bleiben soll.

Arbeit

Die Koalition will Langzeitarbeitslose wieder in Arbeit bringen. Dazu
soll ein "ganzheitlicher Ansatz" dienen, der die gesamte Familie in
den Blick nimmt. Die Einzelheiten sollen später entwickelt werden. Man
will auch eine bessere Übersicht, wer von den Schulabgängerinnen und
Schulabgängern danach eine Ausbildung macht, dazu soll der
Datenaustausch erleichtert werden. Solche Versuche gibt es bisher nur
auf kommunaler Ebene als befristete Projekte.

In der öffentlichen Diskussion spielte die Befristung von
Arbeitsverträgen ohne sachlichen Grund eine große Rolle. Das wird
nicht abgeschafft, sondern begrenzt: Betriebe mit mehr als 75
Angestellten dürfen nur noch 2,5 Prozent der Verträge ohne Begründung
befristen. Die Befristung darf nur noch insgesamt 18 Monate dauern
(bisher 24 Monate) und nur noch einmal (bisher dreimal) verlängert
werden. Ausnahmen sollen aber bestimmte Gruppen wie Künstler oder
Fußballer bleiben, die sollen weiterhin befristete Verträge erhalten
(können).

Im Gegenzug hat die CDU durchgesetzt, dass Betriebe die Höchstarbeitszeit
überschreiten dürfen, und zwar durch Betriebsvereinbarungen.

Der Solidaritätszuschlag soll abgeschafft werden, damit will man aber
erst 2021 beginnen. Man beginnt dann bei den niedrigen Einkommen.

Wirtschaft

Im Grunde genommen will man einfach so weitermachen wie bisher. Die
Wirtschaft soll vor allem in Ruhe gelassen werden, man will nur
assistieren, indem man zum Beispiel die "Rohstoffagentur" weiter
finanziert, die Fördermengen und Importe nach Deutschland weltweit im
Auge behält.

Strukturschwache Regionen sollen gefördert werden. Der Mittelstand
soll gefördert werden. Freiberuflerinnen und Freiberufler sollen
gefördert werden. Der Export soll gefördert werden. Gründungen sollen
gefördert werden, vor allem durch Bürokratieabbau.

Es soll aber auch der Freihandel gefördert werden, insbesondere soll
das CETA-Abkommen mit Kanada in Kraft treten. Es sollen weiter
Freihandelsabkommen mit Staaten in Asien, Afrika und Lateinamerika
abgeschlossen werden.

Der Abschnitt über Energie und Energiewende ist ein wenig unlogisch:
Man will die Energiewende ausbauen. Und man will die internationale
Energiezusammenarbeit ausbauen, um die Vorreiterrolle Deutschlands zu
nutzen. Da aber Skandinavien vorreitet und Deutschland hinterherhinkt,
kann sich das eigentlich nur auf Osteuropa beziehen, ergibt aber dort
keinen Sinn.

Die Ziele der Energiewende für 2020 schreibt man offiziell ab, man
will aber möglichst viel CO2 einsparen. Über die Kosten dieser Politik
findet sich im Koalitionsvertrag nichts, die werden vermutlich vor
allem auf Privathaushalte abgewälzt - jeder Hausbesitzer muss sich ja
um die Folgen von Sturm und Starkregen kümmern, Schäden bezahlen oder
entsprechende Versicherungsbeiträge finanzieren.

In der Verkehrspolitik will man auch so weitermachen, nur die LKW-Maut
soll stärker auf Landstraßen ausgedehnt werden. Von der beschlossenen,
aber nicht in Kraft getretenen Maut für PKW ist nicht mehr die Rede.
Für Elektroautos will man 100.000 Ladepunkte schaffen, davon sollen
aber nur ein Drittel Schnellladesäulen sein.

Auch beim Luftverkehr soll alles so weiter gehen, es soll keine
Veränderungen bei den Steuern geben. Den BER will man "zügig"
fertigstellen.

Im Agrarsektor soll alles so weitergehen wie bisher. Hatte die SPD
noch zeitweise gegen die Zustimmung der Bundesregierung zur
Verlängerung der Zulassung von "Glyphosat" protestiert, kommt das im
Koalitionsvertrag nicht mehr vor.

Bei der Rente soll es eine Pflichtversicherung für Selbständige geben.
Das war schon lange im Gespräch. Es wird allerdings nicht
konkretisiert, nur dass die Systeme insolvenzsicher sein sollen und im
Ergebnis über der Grundsicherung liegen sollen.

Migration

Man hat sich für den Flüchtlingsschutz nicht auf die von der CSU
verlangte Obergrenze von 200.000 im Jahr geeinigt, sondern auf einen
Richtwert von 180.000 bis 220.000 im Jahr. Dazu soll eine
"Fachkommission" eingesetzt werden, denn man will Einreisen und
Ausreisen (die bisher ja nicht registriert werden) gegeneinander
aufrechnen. Außerdem soll in Zukunft Fluchtursachen bekämpft werden,
dazu soll eine Kommission "Fluchtursachen" geschaffen werden.

Der Familiennachzug zu Minderjährigen soll vermutlich komplett
abgeschafft werden, im Koalitionsvertrag heißt es: "Wir wollen Anreize
ausschließen, die dadurch entstehen, dass Minderjährige von ihren
Eltern unter Gefährdung des Kindeswohls zukünftig auf die gefährliche
Reise vorgeschickt werden."

Der Familiennachzug für subsidiär Geschützte, zwei Jahre lang per
Gesetz für Mitte März 2018 versprochen, wurde Ende Januar endgültig
ausgesetzt und soll als Rechtsanspruch aus dem Gesetz verschwinden -
dem hat die SPD ohne Mitgliederentscheid zugestimmt. Ersetzt werden
soll das bisherige Grundrecht durch eine Gnadenentscheidung: Ab dem 1.
August 2018, so das neue Versprechen, sollen 1000 Personen pro Monat
ein Visum erhalten, um hier in Deutschland die Familien zusammen zu
führen. Die Kosten werden nicht geklärt, denn der verzögerte Nachzug
vieler Kinder verursacht in den Schulen hohe DAZ-Kosten: Je früher die
Kinder kommen, desto schneller und einfacher lernen sie die Sprache.
Die meisten Kinder in Syrien, Jemen, Afghanistan oder in den
Flüchtlingslagern der Nachbarländer sind in der jetzt beschlossenen
meist mehrjährigen Wartezeit ohne Schulunterricht, das muss nach der
Ankunft in Deutschland teuer repariert werden. Zwar hofft die SPD,
dass sich - ein Teil des Familiennachzugs durch die täglichen
Bombardierungen in den Kriegsgebieten erledigt, aber auch diese
Ersparnis wird im Vertrag nicht beziffert. Wie genau die 1.000
Personen monatlich ausgewählt werden, sollen nach dem Text des
Koalitionsvertrages die Bundestagsabgeordneten festlegen.

Der Koalitionsvertrag sieht allerdings, dass durch die Drosselung des
Familiennachzuges Arbeitskräfte fehlen. Die sollen deshalb parallel im
Ausland angeworben werden, um die benötigte Gesamtzahl wieder zu
erreichen. Dazu soll ein "Regelungswerk" geschaffen werden, gemeint
ist vermutlich ein Einwanderungsgesetz mit einem Punktesystem.

Für die hier aufgenommenen Flüchtlinge sollen die Kommunen eine
Integrationspauschale erhalten. Im Gegenzug soll es konsequentere
Sanktionen geben, um die Neuankömmlinge in Deutschkurse zu bringen.

Die Asylverfahren sollen in Zukunft komplett in der Erstaufnahme, nun
"Anker-Zentrum" genannt, stattfinden. Neu ist, dass auch unbegleitete
Kinder dort untergebracht werden sollen, dazu soll es Außenstellen des
Jugendamtes dort geben. Erst nach einer Altersfeststellung sollen sie
vom Jugendamt in Obhut genommen werden. Nach der Entscheidung im
Asylverfahren sollen die Flüchtlinge verteilt oder abgeschoben werden.
Wenn das Asylverfahren länger dauert, soll der Aufenthalt von Familien
allerdings auf sechs Monate, von kinderlosen Erwachsenen auf 18 Monate
begrenzt werden.

Auch hier werden die Kosten nicht diskutiert: Bisher bekommen
Flüchtlinge im Schnitt acht Jahre lang Transferleistungen, bevor sie
Netto-Zahler beim Finanzamt und den Sozialversicherungen werden (in
Schweden sind es nur vier Jahre). Das soll durch die Anker-Zentren auf
zehn Jahre verlängert werden, gleichzeitig sollen Flüchtlinge von
frühen Sprachkursen und rechtzeitiger Beratung ferngehalten werden.

Allerdings soll für das BAMF eine "Qualitätsoffensive" gestartet
werden.

Alle Staaten unterhalb einer Anerkennungsquote von 5 Prozent sollen zu
"sicheren Herkunftsstaaten" erklärt werden. Genannt werden Marokko,
Algerien und Tunesien, die jetzt aber (um die formellen Entscheidungen
bereinigt) bei einer Anerkennungsquote von acht bis elf Prozent
liegen. Vermutlich will man einfach die Dublin-Verfahren mit
einrechnen, bei denen ohne inhaltliche Prüfung eine
"unzulässig"-Entscheidung ergeht, die dann als Ablehnung gewertet
wird.

Bezahlbares Wohnen

Die Koalitionspartner wollen die Lebensverhältnisse in Stadt und Land
angleichen.

In den Städten sollen 1,5 Millionen Wohnungen und Eigenheime gebaut
werden, allerdings wohl meistens privat finanziert. Dazu soll es einen
"Wohngipfel", geben, auf dem eine "Wohnraumoffensive" beschlossen
werden soll. Ab dem Jahr 2020 soll auch Geld für den sozialen
Wohnungsbau zur Verfügung gestellt werden. Außerdem soll es ein
Baukindergeld von 1200 Euro im Jahr geben.

Beim Verkehr, damit ist sowohl Autoverkehr als auch Bahnverkehr
gemeint, soll der Lärm reduziert und AnwohnerInnen vor Lärm besser
geschützt werden. Im Flugverkehr wird das international geregelt, das
will die Bundesregierung unterstützen.

Starker Staat

Die Koalition will die Bundesanwaltschaft stärken, 2000 neue Stellen
für RichterInnen und 15.000 Stellen bei Sicherheitsbehörden
einrichten, davon die Hälfte bei der Bundespolizei. Strafprozesse
sollen beschleunigt werden.

Außerdem soll es in Zukunft "Musterfeststellungsklagen" geben. Das
sind zwar keine Sammelklagen, wie man sie aus den USA kennt, aber
immerhin eine Stärkung für VerbraucherInnen.

Der Schutz gegen Einbrüche soll intensiviert werden. Allerdings sagt
man nicht wie: In der letzten Legislatur wurde die Mindeststrafe
erhöht, allerdings nicht die Aufklärungsquote. Dadurch werden mehr als
90 Prozent der Einbrüche überhaupt nicht bestraft.

Da die Länder unterschiedliche Polizeigesetze haben, will man ein
Muster-Polizeigesetz auf Bundesebene erarbeiten.

Für die Überwachung des Internets soll die Polizei gleiche Befugnisse
erhalten wie für die Überwachung des Telefons.

Digitales Eigentum, z.B. Profile, sollen in Zukunft vererbt werden
können.

Man will den radikalen Islam zurückdrängen und erwartet von Imamen,
dass sie Deutsch sprechen. Verfassungsfeindliche Einrichtungen sollen
beobachtet oder geschlossen werden, die Islam-Konferenz soll
fortgesetzt werden.

Umgang mit Ressourcen

Den Kindern und Enkeln soll eine intakte Natur hinterlassen werden.
Man will die Umwelt schützen, das Klima schützen, Energie effizient
verwenden.

Der Hochwasserschutz und der Küstenschutz soll verbessert und besser
finanziert werden. "Wir wollen die deutsche Anpassungsstrategie an den
Klimawandel fortentwickeln", lautet das ehrgeizige Ziel.

Man will die biologische Vielfalt schützen, das Insektensterben
bekämpfen, Eingriffe in Natur und Landschaft möglichst vermeiden. Das
alles soll in Zusammenarbeit mit der Landwirtschaft passieren.

Weiterhin will man bis Ende 2022 aus der Atomenergie aussteigen und
bis 2031 ein Endlager finden. Beim Klimaschutz will man die Ziele für
2030 auf jeden Fall erreichen, nur die von 2020 nicht, da will man
sich aber so weit wie möglich annähern. Dazu soll eine Kommission
eingesetzt werden.

Deutschlands Verantwortung für Frieden, Freiheit und Sicherheit


Deutschlands Außenpolitik soll dem Frieden verpflichtet bleiben. Dazu
soll Europa eigenständiger und handlungsfähiger werden. Die Ausgaben
für Verteidigung und für humanitäre Hilfe sollen in den nächsten
Jahren gleichmäßig erhöht werden.

Die Rüstungsexportrichtlinien sollen verschärft werden, die
Rüstungsexporte sollen "weiter" eingeschränkt werden. Länder, die am
Krieg gegen den Jemen beteiligt sind, sollen grundsätzlich nicht mehr
beliefert werden - nur alle vereinbarten Rüstungsexporte sollen noch
abgewickelt werden.

Die Länder des Westbalkan sollen langfristig der EU beitreten, dazu
sollen sie noch stärker als bisher unterstützt werden.

Die Beziehungen zu Russland sollen verbessert werden. Der Angriff auf
die Ukraine wird ausdrücklich bedauert, allerdings sollen die
Sanktionen abgebaut werden, sobald Russland damit beginnt, die Minsker
Vereinbarung umzusetzen. Diese sehen vor, dass Russland seine Truppen
hinter die Grenze zurückzieht und die Grenzsicherung wieder der
Ukraine übergibt. Umgekehrt soll die Ukraine dabei unterstützt werden,
wieder die Souveränität über das gesamte Staatsgebiet zurück zu
gewinnen.

Auch die Beziehungen zur Türkei sollen verbessert werden. Solange dort
die Demokratie abgebaut wird, soll es aber keine Fortschritte bei den
EU-Beitrittsverhandlungen oder der Visumfreiheit geben.

Die Bundesregierung will Syrien und den Irak in den gegenwärtigen
Grenzen erhalten. Man will die Entwicklungshilfe für beide Staaten
intensivieren und Rückkehrprogramme für hier lebende Flüchtlinge
aufbauen. In Saudi-Arabien will man die "Vision 2030" unterstützen.
Die Unterstützung der Kurden im Nord-Irak soll aufhören, dafür will
man die Regierung unterstützen. Den Krieg in Afghanistan und in Mali
will man aber fortsetzen.

Fazit

Der Koalitionsvertrag ist im Grunde genommen eine Fortsetzung der
bisherigen Regierungspolitik. Für die Jahre 2018 bis 2021 gibt es
keine besonderen Vorhaben, weder die CDU noch die SPD, zum Glück auch
nicht die CSU hatten besondere Vorschläge.

Insofern sind alle enttäuscht, die einen großen Wurf erwartet hatten.
Diejenigen, die fanden, Deutschland würde gut regiert, können mit dem
Koalitionsvertrag zufrieden sein - das betrifft nach dem Wahlergebnis
ungefähr die Hälfte der Bevölkerung.

Nur in der Flüchtlingspolitik und mit der Schaffung des
"Heimatministeriums" sind die drei Parteien der AfD hinterhergelaufen.
Die Folgen sind absehbar: Die CSU hat bereits vor einigen Jahren in
Bayern das "Heimatministerium" geschaffen. Seitdem hat sie rund zehn
Prozentpunkte verloren, die AfD hat rund 10 Prozentpunkte gewonnen.
Das könnte auf Bundesebene ähnlich sein.

Offen ist noch die Entscheidung der SPD, ob dieser Koalitionsvertrag
unterschrieben wird. Das Ergebnis wird erst Anfang März feststehen,
wenn dieses Heft bereits gedruckt ist.

 * 
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GLEICHHEIT/6589: Handelskrieg verschärft sich


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Handelskrieg verschärft sich

Von Nick Beams

9. März 2018



Am Donnerstag verhängte US-Präsident Donald Trump Strafzölle auf Stahl und
Aluminium von 25 und zehn Prozent. Die Maßnahmen sollen in zwei Wochen in
Kraft treten und möglicherweise noch Ausnahmen beinhalten. Ein umfassender
globaler Handelskrieg ist zwar bisher noch nicht ausgebrochen, aber die
Großmächte versuchen sich in die günstigste Position für einen
heraufziehenden Konflikt zu manövrieren.

Die EU-Handelskommissarin Cecilia Malmström erklärte schon am Mittwoch vor
der Verkündung, die EU werde die Angelegenheit vor die
Welthandelsorganisation (WTO) bringen und dabei mit anderen
zusammenarbeiten. Malmström bestätigte, dass die EU eine Liste von
Produkten im Wert von 2,83 Mrd. Dollar zusammengestellt habe, die mit
Zöllen belegt werden könnten, wenn die USA ihren Kurs fortsetzten. Zu den
betroffenen Produktgruppen könnten bestimmte Whiskey-Sorten und
Lebensmittel wie Erdnussbutter, Cranberrys und Orangensaft sowie
Harley-Davidson-Motorräder zählen.

Malmström erklärte, sie zögere, den Begriff "Handelskrieg" zu verwenden.
Die EU habe nicht die Absicht, dass "diese Sache außer Kontrolle gerät".
Sie fügte jedoch hinzu: "Wenn es dazu kommt, müssen wir bestimmte Maßnahmen
ergreifen. Andernfalls droht der europäischen Wirtschaft und unseren
Arbeitern ein schwerer Schlag."

Die europäischen Mächte hoffen darauf, dass sie von den Maßnahmen
ausgenommen sein werden. Diese Hoffnung beruht darauf, dass sie
strategische Verbündete der USA sind und die "nationale Sicherheit" als
Begründung daher nicht herangezogen werden kann.

Dieses Argument, das vom - mittlerweile ehemaligen - Direktor von Trumps
Nationalem Wirtschaftsrat, Gary Cohn, vorgebracht wurde, hat jedoch
offenbar kein großes Gewicht. Mit Cohns Rücktritt haben die
Wirtschaftsnationalisten, die dem Motto "America First" folgen, im Weißen
Haus noch größeren Einfluss gewonnen.

Bei einer Pressekonferenz mit dem schwedischen Ministerpräsidenten Stefan
Löfven, machte Trump deutlich, dass sich seine Maßnahmen vor allem gegen
die EU richten. "Die Europäische Union war zu den Vereinigten Staaten
besonders hart", erklärte er. "Sie macht es den Vereinigten Staaten fast
unmöglich, Geschäfte mit ihr zu machen. Und trotzdem schicken sie uns ihre
Autos und die ganzen anderen Dinge..."

Dies ist eine klare Drohung, dass die USA, sollte die EU auf die Stahl- und
Aluminium-Zölle reagieren, mit Maßnahmen gegen europäische Autos
zurückschlagen werden.

In einem Fernsehinterview versuchte Handelsminister Wilbur Ross am
Mittwoch, versöhnlichere Töne anzuschlagen. "Wir versuchen nicht, die Welt
in die Luft zu jagen", sagte er. "Das ist nicht die Absicht."

Laut der US-Handelskammer, einer der größten Wirtschaftslobbygruppen des
Landes, habe das Handeln der Regierung jedoch eindeutige Konsequenzen für
die ganze Welt.

Die Handelskammer sei, laut einer offiziellen Erklärung, "sehr besorgt"
über die "sich verdichtenden Anzeichen eines Handelskriegs, der die
wirtschaftliche Dynamik, die durch die Steuer- und Regulierungsreform der
Regierung erreicht wurde, in Gefahr bringen könnte" Weiter heißt es darin:
"Wir fordern die Regierung auf, diese Gefahr ernst und insbesondere von dem
Plan Abstand zu nehmen, weltweite Zölle auf Stahl und Aluminium zu
erheben."

Das Vorgehen der USA hat in herrschenden politischen und wirtschaftlichen
Kreisen in aller Welt Entsetzen hervorgerufen. Der Chef der australischen
Notenbank, Philip Lowe, griff Trumps Maßnahmen an und warnte, dass jede
Eskalation oder Vergeltung "der Weltwirtschaft einen sehr schweren Schock"
versetzen würde.

Lowe sagte, die Maßnahmen seien "äußerst bedauerlich und schlechte
Politik", für die Weltwirtschaft jedoch verkraftbar, solange sie auf zwei
Branchen begrenzt blieben. Er äußerte die Hoffnung, dass andere Länder
"einfach ruhig bleiben und nichts tun". Er fügte hinzu: "Das ist in manchen
Fällen das schwierigste, weil in einigen Ländern ein starker politischer
Druck herrscht, auf Maßnahmen zu reagieren, die als ungerecht empfunden
werden."

In den Vereinigten Staaten setzt sich innerhalb der Opposition zunehmend
die Ansicht durch, dass ein Handelskrieg als solcher nicht abzulehnen sei.
Doch macht sich die Besorgnis breit, dass die Trump-Regierung eine stumpfes
Instrument einsetzen könnte, das nicht den eigentlichen Gegner China
trifft, sondern strategische Verbündete der USA.

Im Wall Street Journal schrieb Greg Ip, dass die USA nicht das
einzige Land seien, das in Handelsfragen gereizt sei. In Bezug auf China
gebe es "zahllose weitere".

"Für Präsident Donald Trump könnte dies die Gelegenheit sein, eine
Koalition gegen Chinas räuberische Handelspraktiken anzuführen. Stattdessen
droht er jedoch gerade den Ländern mit Handelskrieg, die sich einer solchen
Koalition angehören könnten. Zudem geht es dabei um Waren, die für die
amerikanische Wirtschaft und nationale Sicherheit von wesentlich geringerer
Bedeutung sind, als die Bereiche, die von der Enteignung intellektuellen
Eigentums durch China bedroht sind."

Diese Haltung spiegelt sich auch in einem Brief von 107 Republikanischen
Abgeordneten an Trump vom Mittwoch wieder. Darin äußerten die Abgeordneten
"tiefe Besorgnis" über die Aussicht auf umfassende globale Zölle auf Stahl
und Aluminium.

Der Brief warnte vor "unbeabsichtigten negativen Konsequenzen" für die
US-Wirtschaft. Weiter heißt es: "Wir unterstützen Ihre Entschlossenheit,
sich jenen Verzerrungen zu widmen, die von Chinas unfairen Praktiken
ausgehen. Wir sind entschlossen, mit Ihnen und unseren Handelspartnern
sinnvolle und wirkungsvolle Maßnahmen zu ergreifen."

Im August des vergangenen Jahres begann das Büro des amerikanischen
Handelsbeauftragten eine Untersuchung gemäß Paragraph 301 des US Trade Act
von 1974, um festzustellen, ob die Politik Chinas hinsichtlich
Technologietransfer, geistigem Eigentum und Innovationen den amerikanischen
Interessen zuwider laufen.

Der Untersuchungsbericht wird für die nächsten Wochen erwartet. Laut dem
Gesetz hat der Präsident das Recht, gegen Handelspraktiken
zurückzuschlagen, die als unfair erachtet werden. Eine amerikanische
Untersuchung vom vergangenen Jahr behauptete, dass der Verlust infolge von
Produktfälschungen, Softwarepiraterie und dem Diebstahl von
Handelsgeheimnissen auf mindestens 225 Mrd. Dollar zu beziffern sei. Laut
den Schätzungen könnte der Verlust bis zu 600 Mrd. Dollar betragen. Der
Bericht machte China als den Hauptschuldigen aus.

Bloomberg berichtete, dass "im weitgehendsten Szenario, das die USA derzeit
prüfen, gegen eine breite Palette chinesischer Importe, Zölle verhängt
werden könnten - von Schuhen über Textilien bis zu Elektrogeräten." Es
werden zwei "sachkundige" Individuen zitiert, die anonym bleiben wollen.

China hat bisher zurückhaltend auf die Stahl- und Aluminiumzölle reagiert.
Dies ist vor allem der Tatsache geschuldet, dass es auf der Liste der
Länder, die Stahl und Aluminium in die USA exportieren, weit unten steht.
Mit großer Sicherheit wird China auf Maßnahmen nach Paragraph 301 jedoch
anders reagieren.

Indessen signalisierte Trump, dass sich seine Regierung für die
Durchführung von Maßnahmen bereit macht. Auf Twitter erklärte er am
Mittwoch: "Die USA handeln nun zügig gegen den Diebstahl geistigen
Eigentums. Wir können nicht zulassen, dass dies weiter so geschieht wie es
seit vielen Jahren der Fall ist!"

Der Wirtschaftskolumnist der Financial Times, Martin Wolf, traf in
dieser Woche die Feststellung, dass Trumps Initiative bei Stahl und
Aluminium kaum die letzte gewesen sein wird. Es sei "wahrscheinlicher, dass
sie der Anfang vom Ende der regelbasierten multilateralen Handelsordnung
sein wird, die von USA selbst geschaffen wurde."

Diese Einschätzung erhärtet sich durch Cohns Rücktritt, dem es nicht
gelungen war, die Maßnahmen auch nur etwas abzumildern. Es ist ein klares
Anzeichen dafür, dass die Einführung von Strafzöllen auf Stahl und
Aluminium den Beginn eines weltweiten Handelskriegs markieren, dessen
Ausmaße die katastrophalen Konflikte der 1930er Jahre noch in den Schatten
stellen könnten. Die damaligen Konflikte spielten als Bedingung für den
Zweiten Weltkrieg eine wesentliche Rolle.
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GRASWURZELREVOLUTION/1734: Ursula K. Le Guin (1929 - 2018)


graswurzelrevolution Nr. 427, März 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

- beilage libertäre buchseiten -

Ursula K. Le Guin (1929 - 2018)

Ein Nachruf von Antje Schrupp



Ursula K. Le Guin, Autorin zahlreicher Romane aber auch politischer
Essays, ist am 22. Januar im Alter von 88 Jahren gestorben.

"Ursula K. Le Guin hat uns gezeigt, was Science Fiction sein kann, um
uns zu zeigen, was wir sein könnten" twitterte Benni Bärmann
(@benni_b) kurz nach ihrem Tod, und das trifft die Sache sehr genau.
Unter Anarchist_innen ist Le Guin vor allem für ihren 1974
erschienenen Roman "Planet der Habenichtse" ("The Dispossessed")
bekannt, in dem es um zwei gegensätzliche Kulturen geht: den
kapitalistischen Planeten Urras und sein anarchistisches Pendant, den
kargen Mond Anarres.

Le Guins Romane werden häufig als Science Fiction beziehungsweise als
Fantasy klassifiziert, je nachdem ob sie in Welten mit
fortgeschrittener Technologie und Raumschiffen spielen (wie zum
Beispiel "Planet der Habenichtse") oder in naturverbunden-magischen
Welten (wie die "Erdsee"-Romane). Zutreffender wäre allerdings die
Bezeichnung "Social Fiction", denn die Themen, mit denen sich Le Guin
beschäftigt, sind nicht die Auswirkungen von Technologie oder Magie,
sondern die Frage, wie sich menschliche Beziehungen gestalten würden,
wenn die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen anders wären.

Geschlechterverhältnisse spielen dabei natürlich eine wesentliche
Rolle. In dem 1969 erschienenen Roman "Winterplanet" ("The Left Hand
of Darkness") etwa beschreibt Le Guin eine Welt, in der die Menschen
"ambisexuell" sind, das heißt, sie haben kein eindeutiges Geschlecht,
sondern erleben nur einmal pro Monat einige Tage sexueller Potenz.
Dann werden sie entweder männlich oder weiblich, jedes Individuum kann
also schon einmal Mann oder Frau, Vater oder Mutter gewesen sein. Doch
die meiste Zeit ihres Lebens sind sie geschlechtslos. Das setzt den
(männlichen) Besucher von der Erde in fruchtbares Erstaunen,
allerdings erweist sich der Versuch, wie feministische Kritikerinnen
einwandten, als nicht wirklich gelungen: Die vermeintlich androgynen
Bewohner des Winterplaneten sind irgendwie doch mehr Mann als Frau.

Le Guin selbst betrachtet das allerdings nicht als Scheitern, sondern
als Ergebnis eines literarischen Experiments: Da unsere Vorstellung
von "Menschentum" aufs Engste mit einer Norm des Männlichen verknüpft
ist, ist es eben so, dass ein einziges Geschlecht unweigerlich als
"männliches" erscheint. Nicht androgyne Gesellschaften, so Le Guins
humorvolle Schlussfolgerung, müssen erst noch erfunden werden, sondern
Frauen. Oder, wie sie über sich selbst in einem späteren Aufsatz
schrieb: "Ich bin ein Mann. Vielleicht denken Sie jetzt, ich hätte
mich in meinem Geschlecht geirrt oder ich wollte Sie reinlegen, weil
mein Vorname auf �a' endet oder ich drei BHs besitze oder fünf Mal
schwanger war und andere Details, von denen Sie vielleicht gehört
haben. Aber Details sind unwichtig. Fakt ist. Ich wurde Jahrzehnte vor
der Erfindung von Frauen geboren."

Le Guin schrieb den größten Teil ihrer Texte, bevor die Unterscheidung
zwischen Sex und Gender aufkam, daher konnte sie noch mit der
doppelten Bedeutung von "Sexualität" und "Geschlecht" (im gemeinsamen
Begriff "Sex"): "Sex ist noch langweiliger zum Zuschauen als alle
anderen Sportarten, selbst Baseball. Wenn ich gezwungen wäre, einen
Sport anzuschauen anstatt ihn selbst zu betreiben, würde ich
Springreiten wählen. Die Pferde sehen wirklich gut aus. Die Leute, die
sie reiten, sind zwar meistens so eine Art Nazis, aber wie alle Nazis
sind sie nur so mächtig und erfolgreich wie die Pferde, die sie
reiten, es ist ja schließlich das Pferd, das entscheidet, ob es über
dieses fünfbarrige Hindernis springt oder kurz davor anhält und den
Nazis runterfallen lässt. Nur dass das Pferd sich normalerweise nicht
daran erinnert, dass es diese Option hat.

Pferde sind nicht allzu schlau.

Jedenfalls haben Springreiten und Sex ziemlich viel gemeinsam. Wenn
ich die Wahl hätte, obwohl ich oft vergesse, dass ich eine Wahl habe,
würde ich jedenfalls ganz sicher Springreiten anschauen und Sex
machen, niemals andersrum. Aber jetzt bin ich ohnehin zu alt für
Springreiten, und für Sex - wer weiß? Ich weiß es. Sie nicht."

Ursula Le Guin will in ihren Büchern keinen Idealzustand beschreiben,
sondern es geht ihr um die "Aufhebung der gewohnten Denkweise, um
Metaphern dessen, wofür unsere Sprache bislang noch die Worte fehlen",
wie sie einmal schrieb. Dabei ist sie unglaublich originell, weshalb
sich auch ihre politischen und literaturwissenschaftlichen Essays
lohnen, wie sie zum Beispiel in dem Sammelband "The Wave in the Mind"
zu finden sind: "Manchmal denke ich, ich könnte genauso gut meine
Wahlmöglichkeit ausüben, kurz vor dem fünfbarrigen Hindernis stoppen
und den Nazi runterfallen lassen. Wenn ich sowieso nicht gut darin
bin, so zu tun, als wäre ich ein Mann, und wenn ich nicht gut darin
bin, jung zu sein, könnte ich genauso gut anfangen und so tun, als
wäre ich eine alte Frau. Ich bin nicht sicher, ob jemand bereits alte
Frauen erfunden hat, aber einen Versuch könnte es wert sein."

Eine alte Frau ist Ursula K. Le Guin jedenfalls geworden, und was für
eine! Kurz vor ihrem Tod führte sie noch eine schriftliche
Auseinandersetzung mit einem Leserbriefschreiber, der Science-Fiction
Romane mit "alternativen Fakten" im Stil der Trump-Administration
verglich. Aber der Vergleich funktioniert nicht, schrieb Le Guin: "Wir
Romanautorinnen denken uns Sachen aus. Manche davon sind
offensichtlich unmöglich, andere sind realistisch, aber nichts davon
ist real - es ist alles Einbildung, und deshalb nennen wir es Fiktion,
weil es eben keine Tatsachen sind."

Das Thema ihrer Bücher ist Politik, also das, was verhandelbar ist. Im
"Planet der Habenichtse" erzählt sie die Geschichte eines jungen
Physikers vom Planeten Anarres, der eine Erfindung gemacht hat, die
bedeutsam für das ganze Universum sein könnte. Da er auf seinem kargen
Heimatplaneten, wo alle mit Überleben beschäftigt sind, niemanden
kennt, um seine Thesen zu diskutieren, sucht er Kontakt zu
Wissenschaftlern des kapitalistischen Urras. Allerdings: Kontakte zum
"Anderen" gefährden unweigerlich die eigene Stabilität. Ist es
möglich, trotz kultureller Differenzen miteinander zu leben? Le Guin
zeigt zumindest, wie schwierig es ist.

Der Physiker wird von den eigenen Leuten angefeindet, weil sie
fürchten, dass die Aufgabe der strikten Separation die Stabilität der
eigenen Gesellschaft gefährdet. Die Machthaber auf Urras wiederum
versuchen tatsächlich, ihn zu vereinnahmen, ihn auszunutzen und zu
korrumpieren. Ob es richtig ist, die Kontaktsperre zwischen Urras und
Anares aufzuheben, ist keine Frage, die man mit "Ja" oder "Nein"
beantworten könnte in dem Sinne, dass eine dieser Antworten richtig
ist und die andere falsch. Politische Differenzen lassen sich nicht
neutral entscheiden.

Echte Differenz ist aber auch nicht bloßer Relativismus, sondern es
steht wirklich etwas auf dem Spiel. Das ist die große Stärke der
Science Fiction-Literatur: Dass sie mit Hilfe von Aliens tatsächliche
Differenzen in den Lebensformen ausarbeiten kann. Wirkliche Aliens
erkennt man nicht an der Hautfarbe und auch nicht am Geschlecht,
sondern daran, ob sie wirklich etwas Neues bringen.

Das ist der Grund, warum so viele Völker die Aliens zunächst für
Götter halten - wie die Waldwesen auf dem von der Erde
zwangskolonisierten Planeten New Tahiti, um die es in einem weiteren
Roman von Ursula K. Le Guin geht, "Das Wort für Welt ist Wald" von
1972. Die Menschen, die für die Waldwesen Aliens beziehungsweise
Götter sind, bringen ihnen eine ganz neue Fähigkeit: das Töten. Das
Konzept war ihnen bis dahin unbekannt. Eigentlich eine schlechte
Sache, sollte man meinen, aber nur so gelingt es ihnen, die irdischen
Alien-Invasoren wieder zu vertreiben. Eines der Waldwesen erklärt das
am Ende so: "Manchmal kommt ein Gott. Er bringt eine neue Art, etwas
zu tun, oder etwas Neues, das zu tun ist. Eine neue Art zu singen oder
eine neue Art von Tod. Er bringt es über die Brücke zwischen der
Traumzeit und der Weltzeit. Wenn er dies getan hat, ist es getan.

Man kann Dinge, die in der Welt existieren, nicht nehmen und
versuchen, sie in den Traum zurückzudrängen, sie innerhalb des Traums
mit Mauern und Heuchelei festzuhalten. Das ist Wahnsinn. Was ist, ist.
Es hat nun keinen Sinn mehr, so zu tun, als wüssten wir nicht, wie wir
einander töten können."

Vielleicht ist das der rote Faden in den Romanen von Ursula K. Le
Guin: Dass die größere Gefahr immer darin besteht, die eigenen Werte
und Überzeugungen selbst zu verraten gerade indem man versucht, sie um
jeden Preis zu schützen. Oder, wie es der Protagonist im
"Winterplanet" sagt: "Gegen etwas opponieren, bedeutet, es zu
erhalten. Man sagt hier: �Alle Wege führen nach Mishnory' (So heißt
die Hauptstadt des Planeten) Doch wenn man Mishnory den Rücken kehrt
und es verlässt, ist man zweifellos immer noch auf dem Weg nach
Mishnory. Gegen Vulgarität opponieren bedeutet unvermeidlich, selbst
vulgär zu sein. Nein, man muss woanders hingehen; man muss sich ein
anderes Ziel setzen. Dann beschreitet man einen anderen Weg."
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2228: Die 68er und die Neuen Frauenbewegungen


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3 · März 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Warum flog die Tomate?

Die 68er und die Neuen Frauenbewegungen

von Angela Klein



Eine der bedeutendsten Errungenschaften der 68er Bewegung ist die
Entstehung der Neuen Frauenbewegung.


Die kann sich viel auf ihre Fahnen schreiben: die Aktivierung
Zehntausender Frauen für das Selbstbestimmungsrecht über ihren Körper,
für ihr Recht auf Scheidung, ihre vollständige rechtliche
Gleichstellung mit Männern, für gleichen Lohn für gleiche Arbeit, für
die Abschaffung der geschlechtshierarchischen Arbeitsteilung, für die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf und vieles mehr. Vieles davon hat
seinen Niederschlag in Gesetzen und Tarifvereinbarungen gefunden, vor
allem aber hat sich das gesellschaftliche Klima geändert: Der "Muff
von 1000 Jahren" wurde ausgelüftet, die spießbürgerliche geistige Enge
ausgekehrt, die Nazi-Vergangenheit zum Thema gemacht.

Gisela Notz schreibt von den Neuen Frauenbewegungen in großen
Anfangsbuchstaben und im Plural. Aus gutem Grund: Zwar hat die Neue
Frauenbewegung Themen der alten Frauenbewegung aufgegriffen und sich
zu einem nicht kleinen Teil auch als sozialistisch verstanden, doch
stellte sie zugleich einen Bruch mit ihr dar, weil sie ihre
Existenzberechtigung nicht allein aus dem Kapitalismus, sondern auch
aus dem Patriarchat ableitete, über dessen Ursprung in grauer Vorzeit
und sein Verhältnis zur Klassengesellschaft trefflich und anhaltend
gestritten wurde. Den Plural verwendet Notz, weil das Aufbegehren der
Frauen nicht nur zu einer Vielzahl von Projekten, sondern auch zu sehr
unterschiedlichen Strömungen geführt hat.


Die Tomate

"Die Neuen Frauenbewegungen waren als Konsequenz der antiautoritären
Studentenbewegung entstanden und befanden sich zugleich im Widerspruch
zu ihr." Der symbolische Akt dieses Widerspruchs war der berühmte
Tomatenwurf auf einer Delegiertenkonferenz des SDS gegen dessen
Vorsitzenden Hans-Jürgen Krahl und den ganzen Vorstandstisch. Notz
legt dar, dass dieser Tomatenwurf allerdings durchaus nicht als
Abgrenzung gegen den SDS gemeint war. "Für die Mehrheit der SDS-Frauen
war der Tomatenwurf keine 'Revolte der Frauen im SDS' - im Gegenteil:
die meisten SDS-Frauen fanden unseren Auftritt eher peinlich", zitiert
Notz Helke Sander, Filmemacherin und Delegierte des Westberliner
Aktionsrats zur Befreiung der Frau zur besagten Konferenz.

Die Rolle der Frauen im SDS wurde im Nachhinein als sehr
unterschiedlich empfunden, doch fortan galt die Parole "Das Private
ist politisch". Das meinte, dass die Frauen vollen Anteil an der
politischen Arbeit des SDS haben wollten und keinen Bock hatten, daran
ständig durch Haushalt und Kinder gehindert zu sein. Die überwiegende
Mehrzahl der Männer, auch der protestierenden, lebten in
kleinbürgerlichen Zweierbeziehungen, die sie nicht in Frage stellten.
Dagegen richtete sich die "Revolte in der Revolte", und das brachte
köstliche Parolen hervor, die in dem Büchlein nachzulesen sind.

So richtig getrennte Wege ging die Frauenbewegung jedoch erst, nachdem
der SDS sich 1970 aufgelöst hatte, weil er in zahlreiche ideologische
Strömungen zerfallen war. 1971 schaffte sie den Sprung aus den
Universitäten heraus in die allgemeine Öffentlichkeit mit der von
Alice Schwarzer angezettelten Selbstbezichtigungskampagne "Mein Bauch
gehört mir". "Die Forderung nach ersatzloser Streichung des
Paragraphen 218 wurde fortan zum zentralen und bindenden Element des
Formierungsprozesses der Neuen Frauenbewegungen", schreibt Notz.
Später folgten zahlreiche Initiativen zur Schaffung autonomer
Frauenhäuser, die Frauen Zuflucht vor männlicher Gewalt bieten
sollten. Es dauerte allerdings bis 2002, bis ein Gewaltschutzgesetz in
Deutschland eingeführt wurde, und erst im März 2012 trat ein Gesetz
zur Einrichtung eines bundesweiten Hilfetelefons "Gewalt gegen Frauen"
in Kraft. Die Kampagne "Nein heißt Nein" nach der Kölner
Silvesternacht und auch die "#MeToo"-Kampagne können auf einem
veränderten Selbstverständnis der Geschlechterrollen aufsetzen, das
auf die Neuen Frauenbewegungen zurückgeht.

Doch sieht man daran auch, wie langsam die Mühlen mahlen. Und das
Erreichte ist längst nicht unumstritten: Nicht nur die AfD und ihr
christlich-fundamentalistischer Flügel versuchen, das Rad wieder
rückwärts zu drehen und die Frau auf ihre Aufgaben als Heimchen am
Herd festzunageln, auch konservative Politiker wie Sarkozy oder andere
haben dem Vermächtnis der "68er" ausdrücklich den Kampf angesagt.

Notz beleuchtet auch ausgiebig das schwierige Verhältnis zwischen
Sozialismus und Feminismus und die theoretischen Debatten, die es
darum gegeben hat.


Reichtum

Das Büchlein geht schließlich den zahlreichen anderen Impulsen nach,
die die Neuen Frauenbewegungen gegeben haben. Es tut sich da ein
ungeheurer Reichtum an gesellschaftlichen Initiativen auf - von
Kinderläden über feministische Publizistik, Verankerung einer
Frauenforschung im akademischen Betrieb bis hin zu einer neuen
Alternativkultur und einer massiven Wortmeldung der Frauen im
Tarifkampf um die 35-Stunden-Woche, dem Feministinnen den
6-Stunden-Tag entgegensetzten. Gerade die Kinderladenbewegung mit
ihren Konzepten antiautoritärer Erziehung - bis heute ein Feindbild
der Konservativen - hinterließ "deutliche Spuren der Liberalisierung
der auf Gehorsam und Anpassung ausgerichteten Erziehung in Familie,
öffentlichem und selbst kirchlichem Kindergarten, in Schule,
Universität und Berufsausbildung. Die veränderten Konzepte strahlen...
bis heute aus." Und im Zusammenhang mit der Eroberung der Lehrstühle
schreibt Notz von der "bestausgebildeten Frauengeneration, die es in
der Geschichte je gegeben hat".

Von der Rolle rückwärts im Zusammenhang mit dem Siegeszug des
neoliberalen Kapitalismus in den 90er Jahren blieben die Neuen
Frauenbewegungen gleichwohl nicht verschont. Und die nachfolgenden
Frauengenerationen haben deren Errungenschaften oft als allzu
selbstverständlich gewertet, so dass ihnen eine Fortsetzung dieser
Arbeit nicht mehr einleuchtete und sie andere Felder der Aktivität
suchten. Gleichwohl schreibt Notz am Schluss zu Recht: "Die Themen der
alten und neuen Frauenbewegungen haben sich keinesfalls erschöpft und
werden auch von jungen Frauen wieder aufgenommen und ergänzt." Die
internationalen Frauenstreiks bestätigen diese Auffassung aufs
Schönste.


Gisela Notz:

 Warum flog die Tomate?

 Die autonomen Frauenbewegungen der Siebzigerjahre

 2., komplett überarb. Aufl. Neu-Ulm: AG SPAK Bücher, 2018



 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 3, 33. Jg., März 2018, S. 15

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





GEWERKSCHAFT/193: Streiks zur dritten Verhandlungsrunde für Tageszeitungsredaktionen (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. März 2018

Streiks zur dritten Verhandlungsrunde für Tageszeitungsredaktionen



Berlin - Begleitet von Streiks und Aktionen in mehreren Bundesländern gehen
die Tarifverhandlungen für die rund 13.000
Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten am Montag (12. März
2018) in die dritte Runde. Bereits heute (9. März 2018) legten
diverse Redaktionen in Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und
Bayern die Arbeit nieder. Betroffen von den Streiks sind unter
anderem die Stuttgarter Zeitung und die Stuttgarter Nachrichten, der
Schwarzwälder Bote, die Neue Westfälische, die Lippische
Landeszeitung sowie die Augsburger Allgemeine: "Diese Streiks sind
nur der Anfang. Unsere Kolleginnen und Kollegen in den
Tageszeitungsredaktionen empfinden es als Provokation, dass der
Bundesverband Deutscher Tageszeitungsverleger (BDZV) sie mit einem
mageren Gehaltsplus von weniger als einem Prozent mehr Geld im Jahr
für die nächsten dreißig Monate weiter von der allgemeinen
Einkommensentwicklung abspeisen will. Auf die von uns geforderte
Attraktivitätsoffensive für den Nachwuchs gehen die Verleger gar
nicht ein. Das erzürnt, denn damit wird billigend in Kauf genommen,
dass die Jungen sich Arbeit zu besseren Bedingungen in Pressestellen
oder in der Werbung suchen und auch finden. Das erleben unsere
Kolleginnen und Kollegen in vielen Redaktionen. Perspektivisch
entstehen so ernsthafte Probleme für die journalistische Arbeit, die
den maßgeblichen Anteil der guten wirtschaftlichen Entwicklung der
Medienhäuser ausmacht", erklärte der Verhandlungsführer der Deutschen
Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in ver.di, Matthias von
Fintel.

Der Druck in den Redaktionen steige wegen der neuen digitalen
Ausspielwege und des Arbeitsplatzabbaus der vergangenen Jahre
kontinuierlich. Es gebe viele Stellschrauben, die Bedingungen zu
verbessern: "Jetzt aber kommt es aufs Geld an. Da müssen die Verleger
sich bewegen und zwar ordentlich. Dafür machen wir heute und mit
einer Ausweitung der Streiks und Aktionen zur dritten
Verhandlungsrunde Druck", kündigte von Fintel an.

Die dju in ver.di fordert für fest angestellte und freie
Tageszeitungsjournalistinnen und -journalisten ein Plus bei Gehältern
und Honoraren von 4,5 Prozent, mindestens aber 200 Euro. Der neue
Tarifvertrag soll eine Laufzeit von zwölf Monaten haben.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Günter Isemeyer - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/901: Deutschlandradio-Hörfunkrat fordert mehr gesellschaftliche Rückendeckung (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 09.03.2018

Deutschlandradio-Hörfunkrat fordert mehr gesellschaftliche
Rückendeckung für öffentlich-rechtlichen Rundfunk

Hörfunkratssitzung Berlin (Deutschlandradio/Christian Kruppa)



Der Deutschlandradio-Hörfunkrat hat sich am 8. März ausführlich mit
aktuellen medienpolitischen Themen befasst.

Im Mittelpunkt standen dabei der Bericht zu "Auftrag und
Strukturoptimierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks", die
Novellierung des Telemedienauftrags und die Auswirkungen des "No
Billag"-Referendums auf die Diskussion in Deutschland.

Das Schweizer Votum sei ein wichtiges Signal über die Landesgrenzen
hinaus, so Hörfunkratsvorsitzender Frank Schildt. Trotz der
zugespitzten Auseinandersetzung im Vorfeld hätten sich zentrale
Akteure und die große Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger letztlich
klar zum öffentlich-rechtlichen Journalismus bekannt. Ein solch
breites gesellschaftliches Bekenntnis brauche es auch in Deutschland:
"Wenn wir einen von wirtschaftlichen Interessen unabhängigen, dem
Gemeinwohl und dem demokratischen Diskurs verpflichteten Rundfunk in
Deutschland haben wollen, dann müssen wir das auch sagen. Hier sind
wir als Aufsichtsgremium ebenso gefordert wie Verbände, Wirtschaft,
Kirchen, Gewerkschaften, Wissenschaft, Sport, Kultur oder Politik."
Die stellvertretende Hörfunkratsvorsitzende Yvonne Magwas ergänzt:
"Der öffentlich-rechtliche Rundfunk ist ein unverzichtbarer
Qualitätsanker für pluralistische Meinungsbildung, muss sich dabei
aber den Herausforderungen einer rasant wandelnden Medienwelt stellen
und darf seinen Kernauftrag nicht aus den Augen verlieren."

Kritisch setzte sich der Hörfunkrat mit der aktuellen Diskussion um
den Telemedienauftrag auseinander. Für das Gremium stellte Frank
Schildt fest: "Für journalistische Inhalte mit Programmbezug muss eine
adäquate Darstellung im Netz möglich sein." Bei der Neugestaltung des
Telemedienrechts gelte es, die spezifischen Erfordernisse eines
Hörfunkprogramms zu berücksichtigen. "Gerade für jüngere Zielgruppen
ist eine attraktive Online-Präsenz für Hörfunkinhalte unerlässlich.
Wer mit seinem Rundfunkbeitrag ein anspruchsvolles Radioprogramm
möglich macht, muss es auch im Netz gut finden können." Wie wichtig
dies sei, zeige der Zuspruch für die Social-Media-Angebote von
Deutschlandradio. Deren Erfolg bemesse sich nicht allein an der Zahl
der User und Follower, sondern auch an der Qualität der im Social Web
moderierten Diskussionen.

Der Hörfunkrat befasst sich bei seinem ersten Treffen im Jahr 2018
darüber hinaus mit den Dokumentations- und Rechenschaftspflichten, die
für Deutschlandradio mit Inkrafttreten der Europäischen
Datenschutzverordnung am 25. Mai verbunden sind. Für die Umsetzung der
neuen Vorschriften wird zukünftig ein Rundfunkdatenschutzbeauftragter
ernannt. Bereits am Vorabend hatte sich der Programmausschuss des
Hörfunkrats ausführlich über die Arbeit der Rundfunk Orchester und
Chöre GmbH (ROC Berlin) informiert. Deutschlandradio ist mit 40
Prozent Hauptgesellschafter der vier unter dem Dach der ROC
vereinigten Klangkörper.

Der Deutschlandradio-Hörfunkrat hat gegenwärtig 39 Mitglieder und
besteht aus Vertreterinnen und Vertretern der Länder und des Bundes
sowie gesellschaftlich relevanter Gruppen. Er stellt die Richtlinien
für die Sendungen von Deutschlandradio auf, überwacht deren Einhaltung
gemäß der im Staatsvertrag aufgeführten Grundsätze und berät den
Intendanten in Programmfragen. Der Hörfunkrat tritt mindestens alle
drei Monate zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. Seine Amtszeit
beträgt vier Jahre. Die nächste Sitzung findet am 24. Mai in Köln
statt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DOKUMENTATION/1452: ZDF - ZDFzeit "Mensch Franziskus! Der unberechenbare Papst", am 13.03.2018 (ZDF)


Mensch Franziskus! Der unberechenbare Papst

Dienstag, 13. März 2018, 20.15 Uhr 

Inhalt:

– Sendetermin und Stab

– Mensch Franziskus! Der unberechenbare Papst

– Statements aus der "ZDFzeit"-Dokumentation

– Infos zur "ZDFzeit"



Dienstag, 13. März 2018, 20.15 Uhr, ZDF
ZDFzeit: Mensch Franziskus!
Der unberechenbare Papst
Film von Michael Strompen

Kamera: Michele Parente, Stefan Radke
Schnitt: Wolfgang Daut
Produktion: ZDF
Fachberatung: Jürgen Erbacher, ZDF-Redaktion Kirche und Leben/katholisch
Redaktion: Martina Schindelka
Leitung der Sendung: Ursula Schmidt
Länge: ca. 45 Minuten

 * 

Mensch Franziskus! Der unberechenbare Papst

Er ist bekennender Fußballfan und gelernter Chemietechniker. Er liebte einst den Tango – und wohl eine junge Frau. Vor fünf Jahren wurde er zum Papst gewählt. Seither hat Franziskus vieles anders gemacht als seine Vorgänger: keine roten Schuhe, kein Appartement im Papstpalast, dafür Gesten der Demut und Bescheidenheit. Ein Pontifex, der viele begeistert – und manche im Vatikan entsetzt.

Schon bei seinem ersten Auftritt versetzte der neu gewählte Papst Franziskus die Welt in Erstaunen. Statt in prunkvollen Gewändern trat er in einer schlichten weißen Soutane auf den Balkon des Petersdoms: für Traditionalisten eine Missachtung der päpstlichen Würde. Für viele Reformer innerhalb der Kirche ein Zeichen der Hoffnung. Auch bei vielen Gläubigen genoss der Papst bald Kultstatus.

Franziskus wurde Papst in einer Zeit des Umbruchs: Skandale um Missbrauch und Korruption erschütterten den Vatikan. Der katholischen Kirche liefen die Mitglieder in Scharen davon. Alle Hoffnungen ruhten deshalb auf dem Neuen aus Lateinamerika. Er soll in Rom den "Saustall aufräumen", so eine Anhängerin gegenüber "ZDFzeit".


Fulminanter Start

Papst Franziskus legte einen fulminanten Start hin. Er kritisierte die eigene Kurie scharf. Er ging hart gegen Geldwäsche und Korruptionsfälle in der Vatikanbank vor. Er tauschte Führungspersonal im Vatikan aus. Damit hat er sich nicht nur Freunde geschaffen. "Er hat viele kompetente Leute entlassen und Chaos verursacht", erzählt ein Insider. Plötzlich kamen die ersten Kritiker aus der Deckung: Besitzt der Erzbischof vom anderen Ende der Welt überhaupt die Fähigkeit, die Kurie und die Weltkirche zu reformieren?


Kampf gegen sexuellen Missbrauch

Wie schwierig es ist, etwas zu verändern, merkte Franziskus nicht zuletzt im Kampf gegen sexuellen Missbrauch. "ZDFzeit" trifft den Schweizer Daniel Pittet, der als Kind von einem Priester über Jahre hinweg vergewaltigt wurde – ein Fall unter vielen weltweit. Der Papst fand tröstende Worte. Aber die Aufarbeitung insgesamt stockt, weil die Kurie nicht mitzieht.

Die Mehrheit der Bischöfe verweigerte dem Papst die Gefolgschaft, als er Homosexuelle anerkennen wollte. Offene Opposition gab es beim Vorstoß des Papstes, wiederverheirateten Geschiedenen den Empfang der Kommunion zu erlauben. Wie viel Modernisierung lässt die traditionsreiche konservative Weltkirche überhaupt zu?


Bei den Ärmsten der Armen

Franziskus lässt sich nicht beirren. Immer wieder besucht er Flüchtlinge. Er trifft Verbrecher in Gefängnissen und reist zu den Ärmsten der Armen. Er wird nicht müde, die Profitgier der Wirtschaft zu geißeln. Bergoglio: "Das Geld muss uns dienen, es darf nicht regieren."


Der Lebenslauf

Der Papst – ein Radikaler? Als Spätberufener legte Jorge Mario Bergoglio eine steile Karriere bei den Jesuiten hin. Mit Mitte 30 stand er an der Spitze des mächtigsten katholischen Männerordens in ganz Argentinien. Bergoglio galt damals als autoritär und arrogant. Bis heute ist seine Rolle in der Militärdiktatur der 70er Jahre nicht restlos geklärt.

Mit Anfang 50 hielt Bergoglio inne. Er zog sich nach Boppard am Rhein zurück, um seinen Weg zu überdenken. Zurück in Argentinien, schien es mit der Karriere vorbei zu sein. Doch es kam anders: 2013 wurde er völlig unerwartet als erster Lateinamerikaner an die Spitze der katholischen Kirche gewählt – da war Bergoglio schon 76 Jahre alt.


Die Wirkung

Als Papst begeistert der Argentinier die Gläubigen. Zu seinen Messen kommen die Menschen zu Tausenden. Doch nach fünf Jahren Pontifikat beginnt der Zauber des Anfangs zu verblassen. Seine Gegner sind zahlreich – und sie sind mächtig. "In den letzten 100 Jahren hat es nie einen solchen Widerstand gegen den Papst gegeben", so Vatikan-Experte Marco Politi gegenüber "ZDFzeit".

"ZDFzeit" zieht Bilanz: Was hat Papst Franziskus bisher erreicht? Wie viel Zeit bleibt dem 81-Jährigen noch? Kann er seinen Feinden trotzen? Familie, Vertraute und Gegner lassen den Menschen Jorge Mario Bergoglio hinter dem Amt des Papstes aufscheinen.

 * 

Statements aus der "ZDFzeit"-Dokumentation

"Er hat ja nie reich gelebt oder im Luxus gelebt oder mit großen theatralischen Symbolen gelebt – und so wollte er auch als Papst weiterleben. Das finde ich eine freie und sehr souveräne Entscheidung."
Kardinal Reinhard Marx

"Er selbst beschreibt seine Kindheit als glücklich, in einer gut strukturierten Familie. Was ihn prägte, war die Tatsache, dass seine Familie sehr nüchtern war."
Francesca Ambroghetti, Journalistin, Bergoglio-Biografin

"Kardinal Müller ist in die Audienz mit dem Papst gekommen. Er dachte, er müsste über ganz normale Angelegenheiten sprechen. Und plötzlich hat ihm am Ende der Audienz der Papst gesagt: 'So, Sie können gehen. Und die nächsten fünf Jahre sind sie nicht mehr Präfekt der Glaubenskongregation.' Ich glaube, das zeigt auch eine gewisse Härte."
Marco Politi, Vatikan-Experte

"Die Grundverfassung der Kirche ist uns ja vorgegeben von Christus und den Aposteln, und der Papst kann viel weniger als manche sich das vielleicht vorstellen."
Kardinal Gerhard Ludwig Müller

"Mir persönlich wäre ein weniger politischer Papst auch lieber, weil ich immer die große Befürchtung habe, dass man, wenn man sich in Tagespolitik begibt, dass man schnell betriebsblind wird und zu schnell für die eine oder andere Seite Partei ergreift und das womöglich später bereut."
Gloria von Thurn und Taxis

"Eine Revolution kommt nicht nur durch einen. Sie kommt durch einen, der eine Idee hat und bei der andere dann mitmachen. Es kommt tatsächlich darauf an, ob das Programm Franziskus funktioniert. Ob dieser Papst tatsächlich eine Wirkungsgeschichte hat, liegt nicht an ihm, sondern es liegt an denen, die jetzt entscheiden müssen, ob sie diesen Weg mitgehen wollen oder nicht."
Johanna Rahner, Theologie-Professorin an der Universität Tübingen

 * 

Infos zur "ZDFzeit"

Auf dem Sendeplatz "ZDFzeit" sind am Dienstag um 20.15 Uhr große Primetime-Dokumentationen zu sehen. Neben investigativen, politischen und historischen Filmen werden dort auch verbrauchernahe Themen präsentiert. Hinzu kommen informative Einblicke in die Geheimnisse von Staatsmännern wie in "Mensch Putin!", "Mensch Schröder!", "Mensch Erdogan!" oder zuletzt "Mensch Trump!" (Erstsendung: 7.11.2017) und "Mensch Macron!" (Erstsendung: 28.11.2017).

"ZDFzeit" bietet seit Januar 2012 jährlich rund 35 Produktionen auf dem Sendeplatz am Dienstagabend.

Die "ZDFzeit"-Redaktion leitet seit dem 1. Oktober 2015 Ursula Schmidt. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – März 2018

Copyrights by ZDF
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DOKUMENTATION/1451: ZDF - Terra X "Rätselhafte Phänomene", am 11.03. und 18.03.2018 (ZDF)


Terra X: Rätselhafte Phänomene

Zweiteilige Dokumentation mit Dirk Steffens

Sonntag, 11. und 18. März 2018, jeweils 19.30 Uhr

Inhalt:

– Zu den Sendungen



Sonntag, 11. März 2018, 19.30 Uhr
Terra X: Rätselhafte Phänomene
1. Verschwundene Inseln und wandernde Steine
Zweiteilige Dokumentation mit Dirk Steffens

Alte Landkarten verzeichnen vor der Küste Siziliens eine Insel, von der heute nichts mehr zu sehen ist. Vor der Küste Japans scheinen Relikte einer uralten Zivilisation zu liegen. In der Wüste Nevadas wandern Steine. Und im Internet kursieren Bilder von unheimlichen Naturschauspielen. Diesen und weiteren zahlreichen vermeintlich unerklärlichen Phänomenen ist Dirk Steffens in der ersten Folge auf der Spur. 
Dirk Steffens sucht in der ersten Folge auch nach Erklärungen für Canyons, die von unglaublicher Schönheit, aber auch voller Gefahren sind, sowie für Berge, die urplötzlich mitten im Meer entstehen, oder für geschmolzenes Gestein, das erstaunlich regelmäßige Strukturen annimmt. Was hat Basalt zum Beispiel mit Schneeflocken und Bienenwaben zu tun, oder wie entsteht das geheimnisvolle Leuchtfeuer des Nordlichts?

 * 

Sonntag, 18. März 2018, 19.30 Uhr
Terra X: Rätselhafte Phänomene
2. Erdlöcher und blaue Wunder
Zweiteilige Dokumentation mit Dirk Steffens

In der zweiten Folge ist Dirk Steffens sowohl in den USA als auch in Schottland und in Indonesien unterwegs. In Nordamerika stößt er dabei auf die sogenannten "Sinkholes" – zu Deutsch Erdlöcher. Vor allem im Urlaubsparadies Florida reißt immer wieder vollkommen unerwartet die Erde auf und metertiefe Löcher und Krater entstehen. Es gibt dort eine regelrechte "Sinkhole Alley" – die "Erdloch-Allee".

Allerdings sind auch andere Länder nicht vor solchen Überraschungen gefeit. In Thüringen etwa gibt es 10000 dieser Erdlöcher. Zusammen mit Wissenschaftlern erklärt Dirk Steffens das Georisiko "Karstboden" und zeigt an anderen Orten der Welt, wie schön manche Erdfälle sein können.

Manchmal spielt bei der Entstehung von Erdlöchern und Kratern Methan eine Rolle. Methan ist für viele geheimnisvolle Phänomene auf der Welt verantwortlich. Dirk Steffens zeigt, wie das Gas entsteht, und erklärt manche rätselhafte Methan-Erscheinung wie etwa die sagenumwobenen Irrlichter.

In Indonesien erlebt Dirk Steffens am Ende seiner Expedition ein blaues Wunder. Auf Java, einer der Hauptinseln, reiht sich ein Vulkan an den anderen. Einer der 38 Feuerberge birgt ein leuchtendes Geheimnis, das erst bei Dunkelheit sichtbar wird. Für "Terra X" verbringt Dirk Steffens die Nacht auf dem Vulkan und zeigt, wie auch hier die Gesetze der Natur faszinierende Phänomene entstehen lassen.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – März 2018

Copyrights by ZDF
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MELDUNG/400: BR-alpha - "RESPEKT. Demokratische Grundwerte für alle!" ab 11.3.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 16. Februar 2018

"RESPEKT - Demokratische Grundwerte für alle!"

Neues multimediales Format

ab 11. März immer sonntags um 19.30 Uhr



Ab 5. März 2018 bietet ARD-alpha mit neuen Sendungen und einem neuen
Programmschema mehr Orientierung, mehr Vielfalt und viel Raum für
Neues. Dazu gehört das neue, multimediale Format "RESPEKT", das
ab 11. März immer sonntags um 19.30 Uhr auf dem Sendeplatz von
"alpha-Demokratie" 30-minütige TV-Reportagen rund um die Themen
Demokratie und Werteorientierung präsentiert. Auf der Website
www.br.de/respekt sind Online-Videos und weitere Materialien abrufbar.

"RESPEKT" will dazu beitragen, Demokratie, Grund- und Menschenrechte
nicht nur als abstrakte Begriffe zu verstehen, sondern als Werte des
gemeinschaftlichen Lebens.

Die Online-Videos und TV-Reportagen überprüfen Vorurteile und
Klischees wie Fremdenfeindlichkeit, Islamfeindlichkeit, Homophobie
oder Sexismus. Die Presenter Sabine Pusch, Rainer Maria Jilg und der
aus Syrien stammende Schauspieler Ramo Ali treffen Menschen, die sich
für Weltoffenheit und Toleranz einsetzen. Mit Ironie und in lockerem
Ton zeigen sie, wie Grundwerte und Menschenrechte im Alltag gelebt
werden können - und warum wir alle von einem solidarischen Miteinander
profitieren. Umfragen mit Passanten ergänzen den Blick auf das
jeweilige Thema. Eine "Zahlen- und Fakten"-Rubrik hilft dabei, die
unterschiedlichen Standpunkte zu beurteilen und sich eine fundierte
Meinung zu bilden.

Das Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung München
(ISB) erstellt derzeit begleitende Unterrichtsmaterialien, die auf der
Website www.br.de/respekt verfügbar sein werden. Die einzelnen Filme
sind zeitunabhängig auch in der neuen Mediathek des Bayerischen
Rundfunks abrufbar.


Erste Sendung in ARD-alpha am 11. März:

"Judenhass - alte neue Vorurteile und was wir dagegen tun
können" 

In sozialen Netzwerken, im Klassenzimmer und bei
Präsidentschaftswahlen - Hetze gegen Juden ist wieder Alltag: Auf
Facebook werden antisemitische Klischee-Comics massenhaft geteilt,
auch Hakenkreuz-Schmierereien erleben ein Comeback. Der Film zeigt,
wie aus dem alten Antisemitismus ein neuer Judenhass geworden ist. So
wurde unter anderem das Feindbild vom "allmächtigen Juden" ersetzt und
erweitert hin zum Feindbild Israel, sagt Antisemitismus-Forscher
Wolfgang Benz. Auch der Nahost-Konflikt trägt in Deutschland zur
Wiederkehr des Judenhasses bei. Rechtspopulisten und Rechtsextremisten
bilden eine Allianz mit Verschwörungstheoretikern und Israelfeinden,
die sich auch vermehrt unter Jugendlichen mit Migrationshintergrund
finden.

In der Reportage erzählt eine jüdische Ärztin von den Anfeindungen,
die sie jeden Tag erlebt. Mitarbeiter der jüdischen Gemeinde in
München berichten, wie sie sich immer wieder für die Regierungspolitik
Israels rechtfertigen müssen, obwohl sie deutsche Staatsbürger sind.
Außerdem untersucht der Film, wie alter Antisemitismus und neuer
Judenhass argumentieren und zeigt, dass es auch Gegenbewegungen gibt.
Beispielsweise die interreligiöse Gruppe "Religionauten": Hier treffen
sich Christen, Juden und Muslime, besprechen die vielen
Gemeinsamkeiten ihrer Religionen und arbeiten so an einem
demokratischen Miteinander im Alltag.


Die nächsten Folgen in ARD-alpha:

18. März: Flüchtlinge - Vorurteile, Bürokratie und das Recht auf einen
Neubeginn

25. März: Europa - Idee von gestern oder Vision von morgen?

 * 
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MUSIK/547: ARD-alpha - Konzertreihe "Frühling" in ARD-alpha, 11.3.-29.4.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. März 2018

Konzertreihe "Frühling" in ARD-alpha

Neuer Sendeplatz "Klassik in concert"



Auf dem neuen Sendeplatz "Klassik in concert" in ARD-alpha, sonntags
zur Primetime um 20.15 Uhr, präsentiert BR-KLASSIK zum Frühlingsanfang
eine Reihe von Werken, die sich in spezieller Weise dieser Jahreszeit
und ihrer besonderen Atmosphäre widmen. Zu sehen sind die
Konzertaufzeichnungen mit weltbekannten Klassik-Künstlern vom 11. März
bis zum 29. April an acht aufeinanderfolgenden Sonntagen.

Ob für Dichter, Maler oder Komponisten - der Frühling war schon immer
eine Inspirationsquelle für Künstler. In zahlreichen Kulturen rund um
den Globus gibt es jahrhundertealte Rituale und Feste, die den Zauber
des Neuanfangs und die Energie der aufblühenden, sich erneuernden
Natur feiern.

Das gilt auch für die Musik, zum Beispiel für das einstige
Skandalstück "Le Sacre du printemps" von Igor Strawinsky, das bei
seiner Uraufführung 1913 im Pariser Théâtre des Champs-Élysées für
Proteststürme und handfeste Tumulte sorgte. Aber auch Beethovens 6.
Symphonie, die "Pastorale", "Die vier Jahreszeiten" von Vivaldi oder
Robert Schumanns Symphonie Nr. 1, die "Frühlingssinfonie", gehören
dazu.

Interpretiert werden die Konzerte auf ARD-alpha von weltbekannten
Künstlern wie Sir Simon Rattle und den Berliner Philharmonikern, Julia
Fischer, Andris Nelsons und Leonidas Kavakos.Das komplette Programm,
immer am Sonntag um 20.15 Uhr in ARD-alpha:

11. März:

Sir Simon Rattle dirigiert

Igor Strawinsky: Le Sacre du printemps

Mit den Berliner Philharmonikern

18. März:

Julia Fischer spielt

Antonio Vivaldi: Die vier Jahreszeiten

Mit dem Kammerorchester des Symphonieorchesters des Bayerischen
Rundfunks

25. März

Enoch zu Guttenberg dirigiert

Joseph Haydn: "Der Frühling" aus "Die Jahreszeiten"

Mit dem Orchester der KlangVerwaltung, der Chorgemeinschaft Neubeuern
u. a.

1. April

Günter Wand dirigiert

Ludwig van Beethoven: Symphonie Nr. 6 "Pastorale"

Mit dem NDR-Sinfonieorchester

8. April

Concerto Köln spielt

Georg Friedrich Händel: Suite für Orchester Nr. 1 F-Dur HWV 348,
"Wassermusik"

Antonio Vivaldi: Konzert für Oboe, Streicher und Basso continuo C-Dur
RV 450

Evaristo Felice Dall'Abaco: Concerto a più istrumenti D-Dur op. 5 Nr.
6

15. April

Andris Nelsons dirigiert

Giuseppe Verdi: Eingangschor aus Nabucco

Ottorino Respighi: Pini di Roma

Mit dem Symphonieorchester und dem Chor des Bayerischen Rundfunks

22. April

Christoph von Dohnanyi dirigiert

Robert Schumann: Symphonie Nr. 1 "Frühlingssinfonie"

Richard Strauss: Don Juan

Mit dem NDR-Sinfonieorchester

29. April

Leonidas Kavakos spielt

Ludwig van Beethoven: Violinsonate Nr. 5 "Frühlingssonate"

Mit Enrico Pace (Klavier)

 * 

Quelle:
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FEATURE/984: Deutschlandfunk - Was übrig bleibt, wenn nix übrig bleibt, 11.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Was übrig bleibt, wenn nix übrig bleibt

Über das Nichts

Von Rolf Cantzen

DLF 2014

Freistil

Sonntag, 11. März 2018, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wenn Nichts nichts ist, was ist es dann? Nichts oder Etwas?
Philosophen verwarfen diese Frage als unlösbares Paradox. Aber diese
Verbannung des Nichts mache uns seinsfixiert, nichtsvergessen und
unglücklich, meint der Philosoph Ludger Lütkehaus. Er fragt: Wäre
nicht Nichts besser als Etwas? Astronomen spielen neuerdings mit dem
Gedanken, dass im Anfang Nichts war und dass das Sein aus dem Nichts
entstanden ist. Tatsächlich stellt sich die Frage, wenn es einen Gott
gäbe, der den Kosmos aus dem Nichts erschaffen könnte, warum hat er
sich nicht ein bisschen mehr Mühe gegeben oder gleich ganz darauf
verzichtet? Die Komikertruppe Monty Python hat die nichtsbewusste
Lösung aller Fragen gefunden: "Du kommst aus dem Nichts. Du gehst ins
Nichts. Was hast Du zu verlieren? Nichts!"

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/983: WDR 5 - Krebsheiler. Das Geschäft mit der Hoffnung, 11.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Krebsheiler - Das Geschäft mit der Hoffnung

von Martina Keller

Produktion: WDR/DLF/NDR 2018

Dok 5 - Das Feature

Sonntag, 11.03.2018, 11.05 - 12.00 Uhr | WDR 5



Ein Heilpraktiker aus Brüggen Bracht behandelte schwerstkranke
Krebspatienten mit einem nicht nach dem Arzneimittelrecht zugelassenen
Wirkstoff. Drei Patienten starben, die Staatsanwaltschaft ermittelt.
Ob Anklage erhoben werden kann, ist ungewiss.


Naturheilkunde mit Vitaminpillen

Die Tragödie ist kein Einzelfall. Jeder zweite Krebspatient - so eine
Schätzung - greift auf Angebote von alternativen Heilern zurück. Die
Ausbildung von Heilpraktikern ist nicht geregelt. Sie müssen beim
Gesundheitsamt einen Test über elementare medizinische Kenntnisse
absolvieren, praktische Fähigkeiten werden meist nicht überprüft.
Trotzdem dürfen sie selbsterfundene Rezepturen verabreichen und
vieles, wofür Ärzte oder Pflegepersonal eine lange Ausbildung brauchen
wie Krankheiten diagnostizieren und Spritzen geben. Die Wirksamkeit
alternativer Krebstherapien ist meist nicht belegt, manche schaden den
Patienten sogar. Was treibt Krebskranke in die Arme alternativer
Heiler? Was unternimmt die Politik, um Patienten vor
lebensgefährlichen Auswüchsen zu schützen?

Redaktion: Dorothea Runge

 * 

Quelle:
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HÖRSPIEL/1722: WDR 3/1LIVE - "Lost in Praha" von Martin Becker und Jaroslav Rudis, 11./12.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

"1LIVE Die dunkle Seite"

Themenwoche Depressionen und depressive Stimmungen

Lost in Praha

Von Martin Becker und Jaroslav Rudis

Mit Samuel Finzi, Jule Böwe, Vadim Glowna,

Martin Kusenda, Mark Oliver Bögel u.v.a.

Musik: KAFKA

Technische Realisation: Benno Müller-vom Hofe

Regie: Thomas Wolfertz

Produktion: WDR 2008/53'

Sonntag, 11. März 2018, 19.04 - 20.00 Uhr | WDR 3

Montag, 12. März 2018, 23.00 - 00.00 Uhr | 1LIVE



In Prag soll alles besser werden. Tomas, Mitte 30, ist deprimiert. Er
hat genug von seinem frustrierenden Leben als Lehrer in Berlin.
Kurzerhand bricht er alle Brücken ab, um in der "Goldenen Stadt" neu
anzufangen.

Seine ehemalige Schülerin Teresa begleitet ihn. Frisch verliebt laufen
sie gemeinsam durch die Stadt, von einer Touri-Attraktion zur
nächsten, was Teresa schnell auf die Nerven geht. Ihr Ding sind eher
die Kneipen und Punkkonzerte. Während Teresa schließlich mit dem
Punksänger Jara um die Häuser zieht, wird Tomas wieder von seiner
Depression eingeholt: Er landet mit unerklärlichen Magenschmerzen im
Krankenhaus Bulovka - und hat plötzlich einen prominenten
Zimmernachbarn: den berühmten tschechischen Schriftsteller Bohumil
Hrabal. Nur ist der eigentlich seit über zwanzig Jahren tot.

Die Hörspiel-Kooperation von 1LIVE und WDR 3 - Pop trifft Politik,
Doku trifft Drama, Herz trifft Schmerz. Jeden Montag!

Redaktion: Natalie Szallies

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

 * 
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MELDUNG/1656: WDR COSMO - "Daily Good News". WDR COSMO bringt gute Nachrichten, ab 12.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 9. März 2018

"Daily Good News": WDR COSMO bringt gute Nachrichten

Ab Montag, 12. März 2018, täglich um 7.20 Uhr



Terrorismus, Naturkatastrophen, Rechtspopulismus: Die Nachrichtenlage
ist häufig von negativen Themen geprägt, deswegen schätzen viele
Menschen die Weltlage düsterer ein, als sie tatsächlich ist. COSMO,
das internationale Radioprogramm von WDR, rbb und Radio Bremen, möchte
dem etwas entgegensetzen. Ab Montag, 12. März 2018, sind täglich um
7.20 Uhr die "Daily Good News" zu hören - on air im Radio, online auf
cosmoradio.de, in den sozialen Kanälen von COSMO, als Podcast sowie in
Kürze als Anwendung für sprachgesteuerte Systeme wie Alexa und Google
Home.

"Bad News sind gut fürs Geschäft. Viele Leute sind aber von der
Nachrichtenlage genervt, verzichten mehr und mehr darauf, überhaupt
Nachrichten zu konsumieren. An dieser Stelle möchten wir ansetzen",
sagt die neue COSMO-Programmchefin Schiwa Schlei. Das Konzept einer
reinen Good-News-Sendung sei in der deutschen Medienlandschaft
einzigartig und passe zum Trend des konstruktiven Journalismus, so
Schlei weiter. "Wir wollen die Welt nicht schöner machen als sie ist -
aber einmal am Tag den Fokus auf die guten Nachrichten legen, die
häufig untergehen. Die Welt ist besser, als wir denken."

Die Nachrichtenauswahl für die "Daily Good News" in COSMO
funktioniert nach anderen Auswahlkriterien als das konventionelle
Nachrichtengeschäft: Die Meldungen müssen nicht minutenaktuell sein,
wichtiger ist es, dass sie nah am Menschen sind, ohne zu speziell zu
sein.

Beispiele für die "Daily Good News" sind: "Die Wahrscheinlichkeit,
eine Krebserkrankung zu heilen, ist weltweit gestiegen" oder "Bei
einer Großrazzia wurde ein Schleuserring zerschlagen". Es können
nationale Nachrichten sein wie: "Das Kottbusser Tor in Berlin ist
sicherer geworden - die Gewalt ist im vergangenen Jahr deutlich
zurückgegangen." Oder auch internationale Meldungen: "Die New Yorker
Polizei hat zwei Männer festgenommen und damit wahrscheinlich einen
Terroranschlag verhindert. Die Polizei habe damit vermutlich sehr
viele Leben gerettet, so New Yorks Bürgermeister Bill de Blasio auf
einer Pressekonferenz."

Alle Infos zu den neuen COSMO-Nachrichten gibt es ab dem 12. März auch
unter dailygoodnews.wdr.de und www.cosmoradio.de

 * 
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MUSIK/2499: Deutschlandfunk Kultur - Jenseits der Grenzen des tonalen Denkens, 11.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Jenseits der Grenzen des tonalen Denkens

Die französische Komponistin Lili Boulanger

Von Bettina Brand

Musikfeuilleton

Sonntag, 11. März 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Als knapp Dreijährige las sie bereits Noten und mit neun Jahren
komponierte sie. Als die französische Komponistin Lili Boulanger im
März 1918 im Alter von 24 Jahren starb, hinterließ sie Kammermusik und
Orchesterwerke, doch ihre große Liebe galt der Vokalmusik. Ihre
Schwester Nadia ist weltweit als Komponistin und Pianistin bekannter,
doch Lili Boulanger war die begabtere. Igor Markévitch nannte sie "die
größte Komponistin der Musikgeschichte".

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. Februar 2018
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KURSUS/1715: Bonn - Workshop "Game.Lab" für junge Leute am 17. und 18.3.18


Junge VHS bietet Game.Lab-Wochenende 



BN - Im zweitägigen VHS-Workshop "Game.Lab" können Jugendliche ab zehn
Jahren Onlinewelten erleben. Social-Media-Manager Benjamin Wockenfuß
taucht mit den Teilnehmenden am Samstag, 17. März, und Sonntag, 18.
März 2018, jeweils ab 14 Uhr im Haus der Bildung, Mülheimer Platz 1,
in digitale Lernwelten ab.

An den zwei Nachmittagen können sich die "Digital Natives" spielerisch
durch sogenannte "Serious Games", also Spiele, die auf unterhaltsame
und ganz praktische Art Wissen vermitteln, klicken. Digitales Know How
wird nicht benötigt. Die Freude am Spiel genügt. Smartphones und
Tablets können mitgebracht werden. Wlan ist vorhanden. Da bei
Minderjährigen eine Einverständniserklärung eines
Erziehungsberechtigten erforderlich ist, ist eine Onlineanmeldung
nicht möglich. Interessierte können sich per Fax an 0228- 77 36 71
oder per E-Mail an Margret.Wichelhoven@bonn.de anmelden. Weitere
Informationen zum Workshop gibt es telefonisch unter 0228 - 77 49 04.
Die Teilnahme kostet zehn Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018
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KURSUS/1714: Bielefeld - Tipps zum "PressReader" am 14. März 2018


Tipps zum "PressReader"



Bielefeld (bi). Am Mittwoch, 14. März, bietet die Stadtbibliothek am
Neumarkt eine weitere Basisschulung in der Reihe "Trick 17 - Aller
Anfang leicht gemacht" an. Im Mittelpunkt der Veranstaltung um 16 Uhr
im Click-Center steht der "PressReader". Mitarbeiter erklären, wie aus
einem Angebot von über 5.500 tagesaktuellen Zeitungen, Magazinen und
Zeitschriften aus mehr als 100 Ländern persönliche Favoriten abgerufen
werden können. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

 * 

Quelle:
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GERIATRIE/288: Wissenschaftsforum Geriatrie startet groß angelegte multizentrische Studie (idw)


Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) - 07.03.2018

Wissenschaftsforum Geriatrie startet groß angelegte multizentrische Studie



Die stärkere Vernetzung von Geriatern im In- und Ausland, die
Unterstützung der klinischen Forschung sowie die Förderung von
Nachwuchswissenschaftlern - das sind die Ziele des Wissenschaftsforums
Geriatrie (WfG). Seit einem Jahr ist Professorin M. Cristina Polidori
(Foto) Vorsitzende des WfG. Zeit für eine erste Bilanz: Polidori leitet
die Klinische Altersforschung an der Klinik II für Innere Medizin der
Uniklinik Köln. Ihr besonderes Anliegen ist es, das geballte Know-how des
Wissenschaftsforums vor allem für junge Geriater verfügbar zu machen.

Mit Unterstützung der Deutschen Gesellschaft für Geriatrie (DGG) will
Polidori nun eine Bestandsaufnahme der Geriatrie in Europa vorlegen. Im
Interview spricht die Forscherin über die bisherige Arbeit des
Wissenschaftsforums Geriatrie und den Start einer groß angelegten
multizentrischen Studie.

Frau Professorin Polidori, was hat das WfG in den ersten Jahren nach
seiner Gründung 2014 auf den Weg gebracht?

In den ersten Jahren ging es grundsätzlich erst einmal um die Vernetzung,
das war richtige Aufbauarbeit. Die große Herausforderung bestand darin,
Expertinnen und Experten auf dem Gebiet der Medizin des Alterns und der
alten Menschen zusammenzubringen. Das ist dem WfG in den Gründungsjahren
gut gelungen.


Was ist denn in der geriatrischen Forschung in Deutschland anders als in anderen Ländern?

Das Problem in Deutschland ist, dass die Geriatrie noch keine lange
Tradition hat. Sie ist weniger eigenständig als in manchen anderen Ländern
und häufig auch anderen Fächern angegliedert. Dies schlägt sich zum
Beispiel in der Facharztausbildung nieder. Deswegen hat sich die Geriatrie
auch in der Forschung bisher nur unzureichend etablieren können. Da
hierzulande die ältere Generation der Geriater - und wenn man so will,
gibt es ja erst eine - nur teilweise vernetzt war, können auch die jungen
Geriater nicht gut gefördert werden. Wenn der Nachwuchs aber nicht
gefördert wird, kann sich auch keine Forschung entwickeln. Insofern liegt
mir die Nachwuchsförderung ganz besonders am Herzen.


Was wollen Sie den jungen Geriatern vor allem mit auf den Weg geben?

Für die jungen Geriater in Deutschland muss die personalisierte Medizin in
der Geriatrie selbstverständlich werden. Der ältere Patient muss als
individuelle Person mit allen seinen Facetten behandelt werden. Junge
Ärzte müssen lernen, sich grundsätzlich mehr auf ältere Patienten
einzustellen, eine solch vorausschauende Medizin ist zudem am Ende
natürlich auch kostengünstiger. Die vier Säulen des Eckinstrumentes
Comprehensive Geriatric Assessment - Körper, Psyche, Funktionen und
soziale Aspekte der älteren Person - können und müssen so schnell wie
möglich evaluiert werden, bevor man jede klinische Entscheidung trifft.


Gibt es nach diesen Jahren der intensiven und wichtigen Aufbauarbeit bereits konkrete Projekte, die das WfG umsetzen will?

Ja! Ein konkretes Projekt ist eine groß angelegte Studie, die mit rund 30
altersmedizinischen Zentren in ganz Europa umgesetzt wird. Die Leitung
dieser Studie im deutschsprachigem Raum übernimmt die Klinische
Altersforschung an der Klinik II für Innere Medizin der Uniklinik Köln.
Nach dem Erfolg der MPI_Age-Studie handelt es sich jetzt um eine weitere
observationale Studie, quasi eine Bestandsaufnahme der altersmedizinischen
Patienten Europas - diesmal mit der spezifischen Kondition des
Vorhofflimmerns. Diese Studie soll zeigen: Was bedeutet geriatrische
Versorgung in Europa bei typischen altersbedingten Krankheiten? Was heißt
es, hier älterer Patient zu sein? Wie geht es den Patienten aktuell?


Und wie genau wollen Sie Antworten auf diese Fragen finden?

Rund 3.000 geriatrische Patienten sollen in diesen 30 Zentren dafür
rekrutiert werden. Diese Studie setzt auf die sogenannte MPI_Age-Studie
auf, an der die Uniklinik Köln als einziges deutsches Zentrum teilgenommen
hat. Dort wurden Patienten multidimensional erfasst, das heißt neben ihren
körperlichen Beschwerden wurden auch psychische, soziale und funktionelle
Faktoren berücksichtigt - es geht also um das gesamte Wohlbefinden, die
personalisierte Prognoseberechnung. Das Innovative an der neuen
multizentrischen Studie ist, dass speziell Patienten und Patientinnen mit
Vorhofflimmern beobachtet werden. Der Grund: Gegen dieses Leiden nehmen
sie Medikamente ein, die bisher an jüngeren Menschen getestet wurden. Nun
sollen diejenigen untersucht werden, die auch wirklich betroffen sind.
Untersucht werden die rekrutierten Patientinnen und Patienten am Anfang
ihrer Hospitalisierung, am Ende und ein Jahr danach. Für das WfG ist dies
ein großes und wichtiges Projekt.


Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG)

Die Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG) ist die wissenschaftliche
Fachgesellschaft der Ärzte, die sich auf die Medizin der späten
Lebensphase spezialisiert haben. Wichtige Schwerpunkte ihrer Arbeit sind
neben vielen anderen Bewegungseinschränkungen und Stürze, Demenz,
Inkontinenz, Depressionen und Ernährungsfragen im Alter. Häufig befassen
Geriater sich auch mit Fragen der Arzneimitteltherapie von alten Menschen
und den Wechselwirkungen, die verschiedene Medikamente haben. Bei der
Versorgung geht es darum, den alten Menschen ganzheitlich zu betreuen und
ihm dabei zu helfen, so lange wie möglich selbstständig und selbstbestimmt
zu leben. Die DGG wurde 1985 gegründet und hat heute rund 1700 Mitglieder.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dggeriatrie.de/presse/pressemeldungen/1412-pm-wissenschaftsforum-geriatrie-startet-gro%C3%9F-angelegte-multizentrische-studie

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment64907

PM: Wissenschaftsforum Geriatrie startet groß angelegte multizentrische Studie

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1658
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Geriatrie (DGG), Torben Brinkema, 07.03.2018

WWW: http://idw-online.de
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NEUROLOGIE/954: Wichtiger Signalweg bei Hirnerkrankung entschlüsselt (idw)


Universitätsklinikum Tübingen - 07.03.2018

Tübinger Forscher entschlüsseln wichtigen Signalweg bei Hirnerkrankung



Degenerative Erkrankungen des Gehirns (wie Alzheimer oder Parkinson)
stellen angesichts einer alternden Bevölkerung weltweit ein wachsendes
Problem dar. Wissenschaftlern des Instituts für Medizinische Genetik und
Angewandte Genomik der Eberhard-Karls-Universität Tübingen ist es nun
gelungen, bei einer speziellen erblichen Hirnerkrankung einen
entscheidenden Signalweg der Krankheit zu identifizieren. Die Ergebnisse
der Tübinger Forscher sind soeben in der renommierten Fachzeitschrift
Proceedings of the National Academy of Science U.S.A. (PNAS)
veröffentlicht worden.

Eine Gehirnzelle ist typischerweise in unterschiedliche zelluläre Bereiche
unterteilt, unter anderem den Zellkern. Dort befindet sich einerseits das
menschliche Erbgut. Andererseits bilden sich bei bestimmten
Hirnerkrankungen genau im Zellkern charakteristische Eiweißklumpen. In
Zusammenarbeit mit Wissenschaftlern aus Berlin, Lübeck und Paris konnten
die Tübinger Forscher nun nachweisen, dass bei der untersuchten
Hirnerkrankung, einer erblichen Ataxie, ein krankhaft verändertes Eiweiß
nur in dem Fall zur Krankheit führt, wenn es in den Kern der Zelle
gelangt: Wird es nicht in den Kern gebracht, bleibt es harmlos.

In der Zelle gibt es spezifische Transporter, die das Befördern von
"Fracht" zwischen den Zellbereichen koordinieren und so auch für den
"Import" in den Zellkern verantwortlich sind. In umfangreichen Studien
konnten die Tübinger Wissenschaftler nun genau den Transporter
identifizieren, der das krankmachende Eiweiß in den Kern einschleust.
Durch das gezielte Ausschalten des Transporters konnten die Forscher
interessanterweise die Ausbildung der Eiweißklumpen ebenso verhindern, wie
überhaupt das Auftreten der Erkrankung. Die Forscher machten sich dabei
spezielle Maus- und Fliegenmodelle zu nutze.

Dr. rer. nat. Thorsten Schmidt, Leiter der Arbeitsgruppe SCA3 am Institut
für Medizinische Genetik und Angewandte Genomik und federführender
Wissenschaftler der Studie erläutert dazu: "Für unsere Arbeit stellen
diese Ergebnisse einen entscheidenden Durchbruch dar. Sie zeigen uns, an
welcher Stelle wir ansetzen können, um endlich eine Therapie der
Erkrankung zu entwickeln." Prof. Dr. med. Olaf Rieß, Ärztlicher Direktor
des Instituts, ergänzt: "Die hier gewonnenen Erkenntnisse gelten zunächst
für die von der Arbeitsgruppe Dr. Schmidt untersuchte modellhafte
Hirnerkrankung. Wir hoffen aber, dass die Erkenntnisse ebenso in die
Forschung an weitaus häufigeren Krankheiten, wie Alzheimer oder Parkinson
einfließen." Aktuell arbeiten die Wissenschaftler an der Frage, wie sich
die hier gewonnenen Erkenntnisse auf andere Hirnerkrankungen übertragen
lassen.


Publikation:

Sowa AS, Martin E, Martins IM, Schmidt J, Depping R, Weber JJ, Rother F,
Hartmann E, Bader M, Riess O, Tricoire H, Schmidt T (2018) 

Karyopherin α-3
is a key protein in the pathogenesis of spinocerebellar ataxia type 3
controlling the nuclear localization of ataxin-3. 

Proc Natl Acad Sci U S
A. pii: 201716071. 

doi: 10.1073/pnas.1716071115.

Das Institut für Medizinische Genetik und Angewandte Genomik der Eberhard-
Karls-Universität Tübingen gehört mit seinen mittlerweile über 120
Mitarbeitern zum Universitätsklinikum Tübingen und ist europaweit führend
auf dem Gebiet der Humangenetik. Ärztlicher Direktor des Instituts ist
Prof. Dr. med. Olaf Rieß.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution82
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Tübingen, Bianca Hermle, 07.03.2018
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NEUROLOGIE/953: Erholung von Rückenmarksverletzungen lässt sich vorhersagen (idw)


Universität Zürich - 07.03.2018

Erholung von Rückenmarksverletzungen lässt sich vorhersagen



Rückenmarksverletzungen führen zu einem Abbau von Nervengewebe in
Rückenmark und Gehirn. Diese neurodegenerativen Veränderungen lassen sich
mit bildgebenden Verfahren detailliert analysieren. Je nach Ausmass und
Entwicklung des Nervenverlusts nach sechs Monaten konnten UZH-Forschende
erstmals zuverlässig vorhersagen, wie gut sich Patienten zwei Jahre nach
der Verletzung erholen.

Verletzt sich ein Mensch am Rückenmark, führt dies innert kurzer Zeit zu
einem fortschreitenden Verlust von Nervengewebe. Dieser betrifft nicht nur
die verletzte Stelle, sondern mit der Zeit auch weitere Teile des
Rückenmarks und sogar das Gehirn. Die Magnetresonanztomografie ermöglicht
detaillierte Einblicke in diese neurodegenerativen Veränderungen. Ein
internationales Forscherteam um Patrick Freund vom Spinal Cord Injury
Center der Universität Zürich und des Universitätsspitals Balgrist hat zum
ersten Mal untersucht, wie der Abbau von Nervenzellen sowie Veränderungen
der neuronalen Mikrostruktur während den ersten zwei Jahren nach der
Rückenmarkverletzung verlaufen.

Je geringer der anfängliche Nervenabbau, desto besser die längerfristige Erholung

In ihrer Studie untersuchten die Wissenschaftler 15 Patientinnen und
Patienten mit einer akuten traumatischen Rückenmarksverletzung zusammen
mit 18 gesunden Studienteilnehmenden nach 2, 6, 12 und 24 Monaten. In
Gehirn und Rückenmark bestimmten sie jeweils das anatomische Ausmass der
Neurodegeneration, den Verlust an Myelin, wie die Isolationshülle der
Nervenfasern heisst, sowie die degenerations- und entzündungsbedingte
Ansammlung von Eisen im Nervengewebe. Dabei zeigte sich, dass die Erholung
der Patienten nach zwei Jahren in direktem Zusammenhang steht mit dem
Ausmass der neurodegenerativen Veränderungen sechs Monate nach der
Verletzung. «Je geringer der gesamthafte Verlust an Nervengewebe am Anfang
war, desto besser sind längerfristig die klinischen Fortschritte der
Betroffenen», sagt Patrick Freund.

Prognose der langfristigen Erholung dank Messung früher Veränderungen

Überraschend war für die Forschenden, dass die neurodegenerativen
Veränderungen im Gehirn und Rückenmark auch zwei Jahre nach einem Trauma
fortschreiten. Im Gegensatz dazu erholen sich Patienten in den ersten
sechs Monaten am stärksten, danach flacht diese Entwicklung ab. Dies
deutet darauf hin, dass sich früh nach der Verletzung neurodegenerative
und kompensierende Veränderungen konkurrenzieren, dass mit der Zeit aber
die Neurodegeneration überwiegt. Anhand der frühen, charakteristischen
Nervenzellveränderungen lässt sich präzise vorhersagen, wie sich ein
Patient mit Rückenmarksverletzung langfristig erholen wird. Die
hochauflösende Bildgebung ermöglicht zudem, die durch die
Rückenmarksverletzung verursachte Neurodegeneration von therapiebedingten
positiven Veränderungen zu unterscheiden. Neuroimaging-Experte Freund
ergänzt: «Wir haben nun ein Werkzeug, um Effekte von Behandlungs- und
Rehabilitationsmassnahmen im Vergleich zu den rein verletzungsbedingten
Veränderungen erstmals verlässlich ermitteln zu können. Klinische Studien
lassen sich damit zukünftig effizienter und kostengünstiger durchführen.»

Klinische Studien zum Einfluss von Arm- und Beintrainings geplant

Die in der Studie beteiligten Patienten werden nach fünf Jahren nochmals
mit der gleichen Methode untersucht. Die Wissenschaftler wollen
feststellen, ob die neurodegenerativen Veränderungen dann zu einem
Stillstand gekommen sind oder weiter voranschreiten. Patrick Freund uns
sein Team plant zudem Trainingsstudien, die aufzeigen sollen, ob
intensives Training von Arm- und Beinfunktionen hilft, den Verlust an
Nervengewebe zu bremsen oder aufzuhalten.


Literatur:

Gabriel Ziegler, Patrick Grabher, Alan Thompson, Daniel Altmann, Markus
Hupp, John Ashburner, Karl Friston, Nikolaus Weiskopf, Armin Curt, and
Patrick Freund. 

Progressive neurodegeneration following spinal cord
injury: implications for clinical trials. 

Neurology. March 7, 2018. 

DOI:
10.1212/WNL.0000000000005258

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/Prognose-Rueckenmarksverletzung.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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ONKOLOGIE/1905: Präzisere Therapie bei Leukämie (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 07.03.2018

Präzisere Therapie bei Leukämie

- Wissenschaftler haben unter Leitung der MHH Test für Hochrisikoleukämien entwickelt 

- Veröffentlichung im Journal of Clinical Oncology



Die häufigste Krebserkrankung bei Kindern und Jugendlichen ist die
sogenannte akute lymphoblastische Leukämie (ALL). An ihr erkranken in
Deutschland pro Jahr rund 500 junge Menschen. Etwa 80 Prozent von ihnen
können mit intensiver Chemotherapie geheilt werden, wobei die
individuellen Heilungsaussichten von bestimmten Risikofaktoren abhängen.
Viele dieser Faktoren sind schon bekannt: Vor allem mit Hilfe genomweiter
Analysen wurden in den vergangenen zehn bis 15 Jahren neue Erkenntnisse
über diese Krebserkrankung gewonnen, sie konnten aber bislang noch nicht
für die Patienten sinnvoll genutzt werden.

Die Wissenschaftler haben unter der Leitung der Medizinischen Hochschule
Hannover (MHH) an mehr als 1.400 Kindern mit ALL diese neuen Erkenntnisse
systematisch durchleuchtet und so einen neuen Test entwickelt, der
verschiedene Risikofaktoren zu einem Risikoprofil vereint. Der Test hilft,
einzuordnen, ob Patienten mit Chemotherapie mit großer Wahrscheinlichkeit
geheilt werden können oder ob die Heilungsaussichten nur begrenzt sind.
Die Forscher veröffentlichten ihre Erkenntnisse im Journal of Clinical
Oncology.

Das langfristige Ziel ist es, Patienten eine Chemotherapie zu ersparen,
wenn absehbar ist, dass sie nicht wirksam ist - und für sie Alternativen
bereit zu halten, zum Beispiel Immuntherapien. "Wir erhoffen uns dadurch,
die Heilungsraten für Kinder und Jugendliche mit ALL weiter zu
verbessern", sagt Professor Dr. Martin Stanulla von der MHH-Klinik für
Pädiatrische Hämatologie und Onkologie. Er hat das Projekt TRANSCALL
koordiniert, in dessen Rahmen die Wissenschaftler den Test entwickelt
haben. Zu den Projektpartnern gehören Teams aus Kiel, Monza und Padua,
Wien, Paris und Heidelberg sowie aus Tel Aviv. TRANSCALL ist Teil des
Programms "ERA-NET on translational cancer research TRANSCAN", das die
Europäische Union (EU) fördert. Auch das Folgeprojekt TRANSCALL II fördert
die EU mit mehr als einer Million Euro.

Der Test soll nun jährlich bei etwa 1.000 Kindern mit ALL in Deutschland,
Italien, Österreich, der Schweiz, Israel und Australien angewendet werden
- und zwar im Rahmen einer klinischen Studie, die Professor Dr. Martin
Schrappe von der Klinik für Kinder- und Jugendmedizin des
Universitätsklinikums Schleswig-Holstein in Kiel leitet. Sie startet noch
in diesem Jahr.


Die Originalpublikation finden Sie im Internet unter

http://ascopubs.org/doi/10.1200/JCO.2017.74.3617

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121
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ORTHOPÄDIE/368: Patientenleitlinie zeigt Menschen mit Rückenschmerzen Behandlungsoptionen auf (DGOU)


Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie - 8. März 2018

Patientenleitlinie zeigt Menschen mit Rückenschmerzen Behandlungsoptionen auf

Tag der Rückengesundheit



Die Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Unfallchirurgie e.V. (DGOU)
und der Berufsverband für Orthopädie und Unfallchirurgie e.V. (BVOU)
weisen anlässlich des Tages der Rückengesundheit am 15. März 2018 auf die
Nationale VersorgungsLeitlinie nicht-spezifischer Kreuzschmerz (NVL) als
Version für Patienten hin. Die Patientenleitlinie informiert Betroffene
darüber, wie Kreuzschmerzen aus ärztlicher Sicht eingeordnet und behandelt
werden können. Beispielsweise erklärt sie, warum Bewegung statt Bettruhe
bei nicht-spezifischen Kreuzschmerzen wichtig ist und Ärzte häufig nicht
sofort eine Bildgebung veranlassen.

Die 100-seitige Publikation können sich Betroffene auf der Website des
Ärztlichen Zentrums für Qualität in der Medizin (ÄZQ) unter
www.patienten-information.de herunterladen. Zu den wichtigsten Empfehlungen liegen
Kurzinfos von je einer Seite vor. "Vielfach suchen Patienten nach
vertrauenswürdigen Quellen im Internet. Mit der Patientenleitlinie
erhalten sie Einblick in die ärztliche Vorgehensweise bei Rückenschmerzen.
Den behandelnden Mediziner kann die Leitlinie jedoch nicht ersetzen",
erläutert DGOU-Generalsekretär Prof. Bernd Kladny.

Die Patientenleitlinie richtet sich an Menschen mit Kreuzschmerzen, bei
denen es keine Hinweise auf eine gefährliche Ursache oder krankhaft
veränderte Strukturen als Ursache gibt - man spricht hierbei vom
nicht-spezifischen Rückenschmerz. Wenn Kreuzschmerzen akut auftreten, erhoffen
sich Patienten häufig Sicherheit durch ein Röntgenbild oder eine
Magnetresonanztomographie (MRT). Bildgebende Diagnostik ist jedoch bei
nicht-spezifischen Kreuzschmerzen zunächst überflüssig. "Fehlen Hinweise
auf gefährliche oder spezifische Ursachen für Kreuzschmerzen wie
Frakturen, Infektionen oder einen Bandscheibenvorfall, helfen eine
symptomatische Behandlung und Bewegung. Röntgen- oder MRT-Aufnahmen
bringen da zu Beginn keinen Nutzen. Ein Gespräch mit dem Patienten und
eine sorgfältige körperliche Untersuchung sind viel wichtiger", erklärt
BVOU-Präsident Dr. Johannes Flechtenmacher.

Die Patientenleitlinie überträgt die für Ärzte formulierten
wissenschaftlichen Empfehlungen der NVL in eine allgemeinverständliche
Sprache. Hinter nicht-spezifischen Rückenschmerzen steckt nur selten eine
ernsthafte Erkrankung. In 60 bis 85 Prozent aller Fälle ist der Grund für
die Schmerzen nicht eindeutig erkennbar. Stress, mangelnde Bewegung,
verspannte Muskeln, aber auch psychische Belastungen können die Probleme
auslösen. Die Schmerzen verschwinden innerhalb weniger Wochen von selbst.
"Wichtig ist, auch bei Rückenschmerzen in Bewegung zu bleiben", sagt Dr.
Matthias Psczolla, Facharzt für Orthopädie, Physikalische und
Rehabilitative Medizin, Manuelle Medizin und Spezielle Schmerztherapie.
"Denn moderate Bewegung stärkt die Rückenmuskulatur, schmiert die Gelenke
und massiert die Bandscheiben. Dies ist wichtig für einen gesunden Rücken.
Muskeln, Wirbel, Bandscheiben, Gelenke und Bänder müssen perfekt
zusammenspielen, damit sich der Rücken gut bewegen kann und funktioniert.
Bettruhe dagegen ist schädlich, denn sie kann die Beschwerden verstärken."

Die wichtigsten Empfehlungen der Patientenleitlinie Kreuzschmerz:

Zurückhaltende Diagnostik: Beim Fehlen "roter Fahnen" als Warnhinweis auf
eine gefährliche Erkrankung soll der Einsatz bildgebender Verfahren erst
geprüft werden, wenn die Schmerzen länger als vier bis sechs Wochen
anhalten.

Bewegung statt Bettruhe: Ärzte sollen Patienten zu körperlicher Aktivität
auffordern und von Bettruhe abraten. Denn werden die Muskeln geschont,
werden sie schnell schwach. Jede Art von Bewegung ist hilfreich bei der
Genesung.

Schmerzmittel: Wenn Kreuzschmerzen so heftig sind, dass Betroffene eine
Schonhaltung einnehmen, können schmerzlindernde Medikamente helfen. Sie
können unterstützen, damit Schmerzen nicht so stark wahrgenommen werden
und die so wichtige Bewegung möglich ist.

Psyche und soziales Umfeld beachten: Bereits beim ersten Arztkontakt
sollen Belastungen im persönlichen Umfeld des Patienten, Schwierigkeiten
mit der Familie oder dem Arbeitsplatz besprochen werden, damit die
Rückenschmerzen nicht chronisch werden.

Massage, Akupunktur & Co: Massage und Akupunktur gelten als Verfahren, die
eher passives Verhalten fördern. Sie sollten deshalb nicht oder nur in
Verbindung mit aktivierenden Maßnahmen eingesetzt werden.

Chronische Schmerzen - Kombinierte Behandlung: Bessern sich Kreuzschmerzen
nach einigen Wochen nicht, sollten unterschiedliche Behandlungsansätze
kombiniert werden. Ein Schwerpunkt bleibt die Bewegung, daneben können
psychologische Therapieangebote, medikamentöse Schmerzbehandlung und
Maßnahmen zur Stressbewältigung eine Rolle spielen.


Hintergrund:

Grundlage für die Patientenleitlinie ist die Nationale VersorgungsLeitline
(NVL) Nicht-spezifischer Kreuzschmerz. Die 2. Auflage wurde 2017 von
Bundesärztekammer (BÄK), Kassenärztlicher Bundesvereinigung (KBV) und der
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF) veröffentlicht. Sie entstand in Zusammenarbeit
mit zahlreichen Organisationen und Fachgesellschaften. Daran beteiligt
waren auch die Deutsche Gesellschaft für Orthopädie und Orthopädische
Chirurgie e.V. (DGOOC) und die Deutsche Gesellschaft für Unfallchirurgie
e.V. (DGU).


Veranstaltungshinweis:

Das Thema Wirbelsäule ist eines der Schwerpunktthemen auf dem Deutschen
Kongress für Orthopädie und Unfallchirurgie vom 23. bis 26. Oktober 2018
in Berlin.

Weitere Informationen:

Die Patientenleitlinie Kreuzschmerz finden Sie unter: 

https://www.patienten-information.de/patientenleitlinien/patientenleitlinien-nvl/kreuzschmerz

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgou.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1739
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UMWELT/311: Weshalb Asbest so gefährlich ist (idw)


Schweizerischer Nationalfonds SNF - 08.03.2018

Weshalb Asbest so gefährlich ist



Die langen und spitzen Asbestfasern lösen chronische Entzündungen aus, die
zu Krebs führen können. Von SNF unterstützte Forschende fanden Gründe
dafür und hoffen damit Schäden zu vermeiden.

Dass Asbest Krebs auslöst, ist seit bald 50 Jahren weitgehend
unbestritten. Vom Schweizerischen Nationalfonds (SNF) geförderte
Forschende haben nun herausgefunden, weshalb die Fasern dem Körper derart
schaden. "Die chronische Exposition mit Asbest löst eine Art Wundheilung
aus", sagt die Studienleiterin Emanuela Felley-Bosco. "Dabei gerät das
Immunsystem aus der Balance und bekämpft die entstehenden Tumore nicht
mehr stark genug." Die Forschung, eine Zusammenarbeit zwischen den
Universitätsspitälern Zürich, Genf und Toronto (Kanada) sowie der
Universität Freiburg und der ETH Zürich, wurde im Fachmagazin Oncogene
publiziert (*).

Mikroverletzungen führen zu Zellteilung

Entgegen der landläufigen Meinung löst Asbest nicht Lungenkrebs aus,
sondern gelangt durch die Lunge in eine Zellschicht, die sämtliche inneren
Organe umgibt (Mesothel). Das Lymphsystem kann die langen und spitzen
Fasern jedoch nicht entfernen, weshalb sie im Mesothel hängen bleiben, das
Gewebe immer wieder verletzen und so Krebs auslösen können. Um die
Reaktion von Organismen zu untersuchen, injizierten die Forschenden die
Asbestfasern in die Bauchhöhle von Mäusen in der sich ebenfalls ein
Mesothel befindet.

Obwohl Asbest an sich chemisch harmlos ist, lösen diese Mikroverletzungen
eine Immunreaktion aus: Entzündungssignale werden ausgesandt und weisse
Blutkörperchen angelockt. Im entzündeten Mesothel-Gewebe werden
Signalstoffe für die Wundheilung aktiviert, die gleichzeitig aber auch die
Zellteilung anregen und damit die Bildung von Tumoren fördert. Das Team
fand zudem eine Häufung von Mutationen in der RNA - einer Art Arbeitskopie
der DNA. Die Forschenden gehen davon aus, dass unter anderem dadurch die
Immunreaktion gedämpft wird. Das Resultat: Entstehende Tumorzellen werden
nicht mehr konsequent bekämpft und es kann Krebs entstehen.

Sehr ähnlich funktioniert dies auch bei Menschen. In den Tumoren von
Patienten mit einem schlechten Krankheitsverlauf, war das Enzym, das die
RNA mutiert, in grösseren Mengen vorhanden. Dies zeigt eine Analyse einer
entsprechenden Gendatenbank.

Früherkennung und Immuntherapie

"Bisher war der von Asbest verursachte Krebs eine Blackbox", sagt
Felley-Bosco. Die Resultate ihres Teams sind nützlich, um schon die frühen
Signale der Entzündung zu erkennen und eine spezifische Therapie gegen den
Mesothel-Krebs zu entwickeln. "Eine Therapie gegen die Hemmer des
Immunsystems ist ein vielversprechender Ansatz", so die Forscherin. "Es
werden heute schon ähnlich gelagerte Therapieansätze gegen den
Mesothel-Krebs eingesetzt." Auch eine klinische Studie zur Immunotherapie im
fortgeschrittenen Stadium der Krankheit wird zurzeit an fünf Schweizer und
zehn weiteren Spitälern in Grossbritannien und Spanien durchgeführt (siehe
Links).

Die Entdeckungen könnten auch für das Verständnis anderen Krebsarten
nützlich sein, die durch chronische Entzündungen wie Colitis ulcerosa,
Morbus Crohn und Infektionen mit Helicobacter pylori verursacht werden
können.


(*) H. Rehrauer et al.: 

How asbestos drives the tissue towards tumors: YAP
activation, macrophage and mesothelial precursor recruitment, RNA editing
and somatic mutations. 

Oncogene (2018). DOI: 10.1038/s41388-018-0153-z

http://dx.doi.org/10.1038/s41388-018-0153-z

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.snf.ch/de/fokusForschung/newsroom/Seiten/news-180308-medienmitteilung-weshalb-asbest-so-gefaehrlich-ist.aspx 'Weitere Links und Download-Bilder'

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1165

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Schweizerischer Nationalfonds SNF, Martina Stofer, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2482: 7 Jahre Super-GAU von Fukushima - Schilddrüsenkrebsfälle nehmen weiter zu (IPPNW)


IPPNW - Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung
des Atomkrieges

Pressemitteilung vom 8. März 2018

Schilddrüsenkrebsfälle nehmen weiter zu

7 Jahre Super-GAU von Fukushima



Sieben Jahre nach der Atomkatastrophe von Fukushima werden die
gesundheitlichen Folgen für die Menschen in den verstrahlten Gebieten
immer deutlicher. Darauf weist die Ärzteorganisation IPPNW anlässlich
des siebten Jahrestages hin. Seit dem Jahr 2011 stellte die Fukushima
Medical University (FMU) in Reihenuntersuchungen bei 194 Kindern in
der Feinnadelbiopsie Krebszellen fest. 159 von ihnen mussten aufgrund
eines rasanten Tumorwachstums, einer ausgeprägten Metastasierung oder
einer Gefährdung vitaler Organe mittlerweile operiert werden. In 158
Fällen bestätigte sich die Verdachtsdiagnose "Schilddrüsenkrebs", in
nur einem Fall lag ein gutartiger Tumor vor. 35 Kinder warten
weiterhin auf eine Operation.

Besorgniserregend ist vor allem die Tatsache, dass zwischen Erst- und
Zweituntersuchung, also in einem Zeitraum von nur zwei Jahren, 50 neue
Krebsfälle detektiert wurden. Bei einer bislang untersuchten
Bevölkerung von rund 270.000 Kindern entspricht dies einer
Neuerkrankungsrate von etwa 9 Fällen pro 100.000 Kindern pro Jahr.
Noch stehen rund 30% aller Ergebnisse aus; sollte sich dieser Trend
jedoch bestätigen, würde dies einem rund 26-fachen Anstieg der
Neuerkrankungsrate entsprechen. Dieses Ergebnis lässt sich aufgrund
der eindeutigen Voruntersuchungen aller Patienten nicht durch einen
Screening-Effekt erklären oder relativieren. Auch zeigt sich
mittlerweile eine geographische Verteilung der Schilddrüsenkrebsfälle
in Fukushima, mit den höchsten Raten an Neuerkrankungen in den
Regionen, die 2011 am stärksten radioaktiv verstrahlt wurden.

Der Kinderarzt und IPPNW-Vorsitzende Dr. Alex Rosen weist angesichts
dieser besorgniserregenden Entwicklungen darauf hin, dass
Schilddrüsenkrebs trotz der relativ guten Behandlungsmöglichkeiten
keine Bagatellerkrankung ist und mit schwerwiegenden Einschränkungen
der Lebensqualität und der Gesundheit einhergehen kann. Laut einer
Studie der japanischen Stiftung für Kinder mit Schilddrüsenkrebs
hatten zudem bereits knapp 10% der operierten
SchilddrüsenkrebspatientInnen Rezidive, also neue Krebsgeschwüre, die
erneut operativ entfernt werden mussten: bei 8 von 84 betreuten
Kindern aus der Präfektur Fukushima kam der Krebs innerhalb weniger
Jahre wieder.

Dr. Rosen kritisiert zudem die aktuellen Bestrebungen in Japan, die
Schilddrüsenuntersuchungen zu reduzieren und ggf. ganz einzustellen.
So sollen die Untersuchungsintervalle entgegen ursprünglicher Pläne
und Ankündigungen ab dem 25. Lebensjahr von 2 auf 5 Jahre ausgeweitet
werden. Zudem wurde bekannt, dass MitarbeiterInnen der Fukushima
Medical University Schulen besuchen, um dort Kinder über deren "Recht
auf Nichtteilnahme" und "Recht auf Nichtwissen" aufzuklären. Rosen
dazu: "Es wird neben Schilddrüsenkrebs auch mit einem Anstieg weiterer
Krebsarten und anderer Erkrankungen gerechnet, die durch ionisierte
Strahlung ausgelöst oder negativ beeinflusst werden. Die
Schilddrüsenuntersuchungen der FMU stellen die einzigen
wissenschaftlichen Reihenuntersuchungen dar, die überhaupt relevante
Aufschlüsse über die gesundheitlichen Folgen der Atomkatastrophe von
Fukushima liefern können. Und sie laufen derzeit Gefahr, von den
Befürwortern der Atomenergie in Japan unterminiert zu werden."

Einen ausführlichen Artikel von Dr. Alex Rosen zu Schilddrüsenkrebs in
Fukushima finden Sie unter 

https://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Atomenergie/Fukushima/SD_Artikel_Fukushima_Maerz_2018.pdf

 * 

Die IPPNW ist eine berufsbezogene, friedenspolitische Organisation,
die 1981 von einer Gruppe von Ärzten aus den USA und Russland
gegründet wurde. Ihre Überzeugung: 

Als Arzt hat man eine besondere Verpflichtung zu sozialer Verantwortung.
Daraus entstand eine weltweite Bewegung, die 1984 den UNESCO-Friedenspreis und
1985 den Friedensnobelpreis erhielt. Heute setzen sich Mediziner und
Medizinerinnen der IPPNW in über 60 Ländern auf allen fünf Kontinenten
für eine friedliche, atomtechnologiefreie und menschenwürdige Welt ein.

 * 

Quelle:

IPPNW - Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges

Pressemitteilung vom 8. März 2018

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Angelika Wilmen, Pressesprecherin

Telefon: 030-69 80 74-0, Fax: 030-69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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MELDUNG/888: Medizinische Alterseinschätzung unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge - keine Gesetzesänderung (IPPNW)


IPPNW - Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung
des Atomkrieges

Pressemitteilung vom 8. März 2018

IPPNW gegen Gesetzesänderung zum verstärkten Einsatz medizinischer Methoden zur Alterseinschätzung

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge



Seit Monaten werden Forderungen zur medizinischen Alterseinschätzung
diskutiert, die der Öffentlichkeit suggerieren, hier fehle eine
gesetzliche Grundlage und die Jugendämter agierten in einem weitgehend
ungeregelten Raum. Die IPPNW lehnt die Forderungen nach gesetzlichen
Neuregelungen zur medizinischen Alterseinschätzung ab. Die Vermengung
des hochkomplexen Themas mit dem Thema Kriminalität von Geflüchteten
und der Ruf nach "schnellen und verlässlichen Lösungen" hat eine
Stimmung erzeugt, die einer sachlichen Debatte abträglich ist. Die
CDU/CSU-Fraktion etwa forderte gesetzliche Neuerungen und möchte das
Verfahren der Alterseinschätzung zukünftig in "zentralen Aufnahme-,
Entscheidungs- und Rückführungseinrichtungen" vornehmen lassen. Erst
nach der Alterseinschätzung in diesen Zentren sollen Kinder und
Jugendliche durch Jugendämter in Obhut genommen werden.

Auch mit bildgebenden Verfahren ist es unmöglich, das Alter so präzise
einzuschätzen, dass eine Minderjährigkeit mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann. Trotzdem werden
vielerorts Gutachten erstellt, die mittels solcher Verfahren die
Volljährigkeit der Untersuchten behaupten. Auf Grund der großen
Streubreite ist anzunehmen, dass umgekehrt ein relevanter Anteil
Volljähriger durch die Röntgenuntersuchungen als minderjährig
eingeschätzt wird. Ein Nutzen der radiologischen Altersdiagnostik für
die staatliche Asylpolitik ist daher nicht gegeben. Die Gutachten sind
zudem mit sehr hohen Kosten verbunden. Die ohne rechtfertigende
Indikation (RöV, § 23) angeordneten Röntgenuntersuchungen ohne
medizinische Indikation verursachen eine Strahlenbelastung, die aus
ethischen Erwägungen nicht zu rechtfertigen ist, wie die ZEKO in ihrer
Stellungnahme vom September 2016 feststellte. Diese Untersuchungen
stellen eine besondere Art von Körperverletzung dar und sind deshalb
zu unterlassen.

 * 

Die IPPNW ist eine berufsbezogene, friedenspolitische Organisation,
die 1981 von einer Gruppe von Ärzten aus den USA und Russland
gegründet wurde. Ihre Überzeugung: 

Als Arzt hat man eine besondere Verpflichtung zu sozialer Verantwortung.
Daraus entstand eine weltweite Bewegung, die 1984 den UNESCO-Friedenspreis und
1985 den Friedensnobelpreis erhielt. Heute setzen sich Mediziner und
Medizinerinnen der IPPNW in über 60 Ländern auf allen fünf Kontinenten
für eine friedliche, atomtechnologiefreie und menschenwürdige Welt ein.

 * 

Quelle:

IPPNW - Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges

Pressemitteilung vom 8. März 2018

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Angelika Wilmen, Pressesprecherin

Telefon: 030-69 80 74-0, Fax: 030-69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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HERZ/1037: DFG-Studie zur Koronargefäß-Verkalkung - Herzinfarktrisiko ... Einmal messen genügt (idw)


Universität Duisburg-Essen - 07.03.2018

UDE/UK Essen: DFG-Studie zur Koronargefäß-Verkalkung 

Herzinfarktrisiko: Einmal messen genügt



Gefäßverkalkung erkannt, Gefahr für's Herz gebannt: Mediziner können mit
der Messung des Koronarkalks das individuelle Risiko für einen Herzinfarkt
präzise einschätzen. Aber genügt dafür eine Messung oder braucht es
regelmäßige Checks? Die Antwort kennen die Wissenschaftler der
Medizinischen Fakultät der Universität Duisburg-Essen (UDE). Sie stellen
ihre Forschung aktuell in der renommierten Fachzeitschrift Circulation
vor.

Weiß man um sein individuelles Risiko, kann man bereits im Vorfeld eines
möglichen Herzinfarktes gegensteuern und diesen so im besten Falle ganz
verhindern. Das Herzinfarkt-Risiko zu erkennen, ist durch die Messung des
Koronarkalks heute erprobte Praxis. Maßgeblich dazu beigetragen hat die
Heinz Nixdorf Recall-Studie, die am Universitätsklinikum Essen (UK)
durchgeführt wurde. Nun gingen die UDE-Mediziner unterstützt von
verschiedenen Kliniken und der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) noch
einen Schritt weiter. Sie wollten wissen, unter welchen Umständen eine
weitere Untersuchung nach fünf Jahren sinnvoll ist.

Die Antwort: Die einmalige Kalkmessung genügt in den meisten Fällen. Sie
hilft bereits, Patienten im mittleren Risikobereich besser einschätzen zu
können. "Vor diesem Hintergrund kann man Patienten jetzt viel genauer
empfehlen, wann eine erneute Kalkmessung sinnvoll ist" resümiert Prof. Dr.
Raimund Erbel, einer der Initiatoren der Studie und Senior Scientist am
Institut für Medizinische Informatik, Biometrie und Epidemiologie (IMIBE).

"Die Tatsache, dass unser wissenschaftlicher Artikel von einem
ausführlichen Editorial führender Wissenschaftler auf diesem Gebiet
begleitet wird, betrachte ich als besondere Wertschätzung unserer Arbeit
in den letzten 20 Jahre auf diesem Gebiet" freut sich Prof. Dr. Karl-Heinz
Jöckel, Direktor des IMIBE.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://circ.ahajournals.org/content/137/7/665

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Cathrin Becker, 07.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/163: Organ Care System - kranke Lunge außerhalb des Körpers behandelt (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 07.03.2018

Organ Care System: MHH-Ärzte behandeln kranke Lunge außerhalb des Körpers

Im Tiermodell erfolgreich: Therapieoption bei schwerer Lungenentzündung
mit hundertfacher Antibiotikadosis



Aufgrund der vermehrt auftretenden Antibiotikaresistenzen gibt es für
schwere Lungenentzündungen immer öfter keine alternative
Behandlungsmöglichkeit mehr. Ärzte der Medizinischen Hochschule Hannover
(MHH) haben erstmals mit dem Organ Care System (OCS) erfolgreich eine von
antibiotikaresistenten Bakterien verursachte Lungenentzündung außerhalb
des Körpers behandelt. Der Vorteil: Wenn die Lunge für die Behandlung
explantiert wird, können die Mediziner sehr hoch dosierte Antibiotika
einsetzen. Diese Dosierungen wären aufgrund der Nebenwirkungen für den
Körper giftig. Die Wissenschaftler veröffentlichten ihre Ergebnisse im
Fachjournal "PLoS One".

In der Pilotstudie untersuchte das Team um Professor Dr. Axel Haverich,
Direktor der Klinik für Herz-, Thorax-, Transplantations- und
Gefäßchirurgie, ob sich die Behandlung von Schweinen, die an schwerer
Lungenentzündung erkrankt waren, mit hoch dosierten Antibiotika in einem
Organ Care System (OCS) als neue Therapie für ansonsten unheilbare
antibiotikaresistente Lungeninfektionen eignet. Die Mediziner behandelten
zum einen erkrankte Tiere mit der für den Körper verträglichen Dosis des
Antibiotikums Colistin und zum anderen den explantierten erkrankten
Lungenflügel im OCS mit der hundertfachen Dosis des Antibiotikums. "Eine
solche Dosis wäre für den Patienten nicht verträglich. Sie würde zu
Nierenversagen und Schäden am zentralen Nervensystem führen", erklärt Dr.
Norman Zinne, Facharzt in der Klinik für Herz-, Thorax-, Transplantations-
und Gefäßchirurgie.

Um die Infektion der Lunge im OCS zu behandeln, explantierten die Ärzte
zunächst den betroffenen Lungenflügel und implantierten ihn in ein OCS.
Das OCS ist ein mobiles Gerät für die ex vivo-Lungenperfusion. In dem
Gerät wird das Organ körperwarm transportiert, von Spenderblut
durchflossen und mit Nährstoffen versorgt - oder eben auch mit
Antibiotika. Die Lunge wird im OCS während der Behandlung beatmet und kann
sich so selbst mit Sauerstoff versorgen.

Nach der zweistündigen Behandlung implantierten die Ärzte den Lungenflügel
wieder in das Tier. "Während in der nicht behandelten Kontrollgruppe und
der konventionellen behandelten Gruppe nur ein Drittel der Schweine die
Lungenentzündung überlebte, erholten sich Zweidrittel der Tiere, deren
Lungen wir außerhalb des Körpers behandelt haben, von der Erkrankung",
sagt Dr. Zinne. Auch die klinischen Symptome der Infektion waren in der
OCS-Gruppe weniger schwerwiegend als in den anderen Gruppen. "Die
Ergebnisse zeigen, dass die Behandlung von multiresistenter
Lungenentzündung mit sehr hoch dosierten Antibiotika außerhalb des Körpers
eine neue therapeutische Strategie für schwer verlaufende Infektionen
darstellt, für die es ansonsten keine alternativen Therapien mehr gibt",
sagt Professor Haverich. "Bevor wir die Methode auf den Menschen
übertragen können, werden wir zur Sicherheit der Patienten noch weitere
Studien im Tiermodell durchführen", betont er. "Es ist durchaus denkbar,
die Methode auf weitere Organe wie das Herz oder andere Therapieoptionen
wie Chemo- oder Zelltherapien zu übertragen."

Das Antibiotikum Colistin

Colistin ist ein Antibiotikum, das bereits seit den fünfziger Jahren
bekannt ist, aufgrund seiner für den Körper giftigen Eigenschaften bisher
jedoch nur sehr selten verwendet wurde. Bedingt durch das Auftreten von
antibiotikaresistenten Bakterien wird Colistin seit einiger Zeit auch
vermehrt als Reserveantibiotikum zur Behandlung von Lungenentzündungen
eingesetzt, die durch das antibiotikaresistente Bakterium Pseudomonas
aeruginosa verursacht werden.

Das Projekt wurde unterstützt vom Deutschen Zentrum für Lungenforschung
BREATH (Biomedical Research in Endstage and Obstructive Lung Disease),
gefördert durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung - und vom
Exzellenzcluster REBIRTH (Von Regenerativer Biologie zu Rekonstruktiver
Therapie), gefördert von der Deutschen Forschungsgemeinschaft.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0193168

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover, Stefan Zorn, 07.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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NIERE/073: Zu hoher Blutdruck ist eine häufige Ursache für Nierenversagen (idw)


Deutsche Hochdruckliga - 07.03.2018

Weltnierentag: Zu hoher Blutdruck ist eine häufige Ursache für Nierenversagen



Ein zu hoher Blutdruck ist nach dem Diabetes die zweithäufigste Ursache
für schwere Nierenerkrankungen. In Deutschland könnte er für ein Viertel
aller Dialyse-Fälle verantwortlich sein. Die rechtzeitige Diagnose und
eine konsequente Behandlung können chronische Nierenschäden verhindern,
teilt die Deutsche Hochdruckliga (DHL®) anlässlich des Weltnierentags am
8. März mit.

Etwa 300 Mal am Tag wird das Blut in den Nieren gefiltert und von
Schadstoffen befreit. Die Arbeit erledigen in jeder Niere etwa eine
Million mikroskopisch kleine Nierenkörperchen mit einem angeschlossenen
Kanälchen, in denen der Urin entsteht. Zusammen werden diese Einheiten als
Nephrone bezeichnet.

Ein zu hoher Blutdruck kann die Nierenkörperchen zerstören. "Bereits beim
gesunden Menschen kommt es im Verlauf des Lebens zu einem Verlust von
Nephronen", erklärt DHL®-Vorstandsvorsitzender Professor Dr. med. Bernhard
Krämer, Direktor der V. Medizinischen Klinik an der Universitätsmedizin
Mannheim: "Bei Menschen mit Bluthochdruck ist dieser Prozess beschleunigt,
so dass am Ende nicht mehr genügend Nephrone vorhanden sind, um das Blut
von Stoffwechselschlacken zu befreien."

In Deutschland haben etwa 20 bis 30 Millionen Menschen einen zu hohen
Blutdruck. Zu den Folgen gehören neben Schlaganfall und Herzinfarkt auch
Nierenschäden. Die nephrologischen Fachverbände schätzen, dass ein
chronisches Nierenversagen in Deutschland zu 24 Prozent auf den
Bluthochdruck zurückzuführen ist. "Damit wäre der Bluthochdruck in
Deutschland für 20.000 von über 80.000 Dialysefällen verantwortlich", sagt
Professor Krämer.

Viele Erkrankungen können durch eine rechtzeitige und gute Behandlung des
Bluthochdrucks vermieden werden. Professor Krämer erläutert: "Wir verfügen
nicht nur über eine Reihe von Medikamenten, die den Blutdruck senken und
damit die Nieren schonen. Einige Mittel wie die ACE-Hemmer oder
AT1-Antagonisten können über eine Hemmung von Angiotensin II auch bei
Nierenerkrankungen den Blutdruck senken und häufig eine weitere
Verschlechterung der Nierenfunktion verhindern."

Wegen der engen Beziehung zwischen Blutdruck und Nieren, rät die Deutsche
Hochdruckliga allen Patienten mit hohem Blutdruck, die Nierenfunktion
regelmäßig überprüfen zu lassen. Dies geschieht heute durch eine
Untersuchung des Urins auf Albumin, das bei vielen Nierenerkrankungen
vermehrt ausgeschieden wird. Eine 24-Stunden-Blutdruckmessung gibt einen
ersten Hinweis, ob der Bluthochdruck seine Ursache in den Nieren hat. "In
diesem Fall fehlt häufig der leichte Abfall des Blutdrucks, zu dem es in
den Nachstunden kommt", erläutert Prof. Dr. Ulrich Wenzel vom
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf. Eine Ultraschall- und
Laboruntersuchungen können dann häufig die Ursache aufdecken. Bei einer
Verengung der Nierenarterien können in ganz ausgewählten Fällen eine
Angiografie mit Aufweitung und Stent-Einlage Blutdruck und Nierenfunktion
verbessern. Bei Patienten, deren Blutdruck sich durch Medikamente
definitiv nicht senken lässt, kann eine Verödung von Nervenfasern in den
Nierenarterien zur Blutdrucksenkung erwogen werden. Laut Professor Wenzel
kommt sie aber derzeit nur in besonderen Ausnahmefällen und im Rahmen von
klinischen Studien zur Anwendung.

Ein nierenbedingter Bluthochdruck lässt sich auch durch einen gesunden
Lebensstil beeinflussen. Wichtig ist aus Sicht der DHL® ein Verzicht auf
das Rauchen, da damit eine vorzeitige Verkalkung der Nierenarterien
verhindert wird. Auch eine salzarme Kost kann die Nieren entlasten, zu
deren Aufgaben die Ausscheidung von übermäßig mit der Nahrung
aufgenommenem Kochsalz gehört.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution816

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Hochdruckliga, Stephanie Priester, 07.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





FORSCHUNG/236: Forscher wollen neuartiges Frühwarnsystem für Krebs entwickeln (idw)


Universität des Saarlandes - 08.03.2018

Forscher der Saar-Uni wollen neuartiges Frühwarnsystem für Krebs entwickeln



Die typische Gestalt von Krebszellen im menschlichen Blut könnte der
Schlüssel sein für eine neue Methode zur Früherkennung von Krebs. Ein
darauf aufbauendes Nachweisverfahren hat der Physiker Stephan Quint
vorgeschlagen. Mit dieser Forschungsidee konnte kürzlich eine
Ausschreibung der Förderinitiative "Experiment!" der VolkswagenStiftung
gewonnen werden. Das Projekt wird in der Arbeitsgruppe von Professor
Christian Wagner in Zusammenarbeit mit dem Homburger Biophysiker Lars
Kaestner durchgeführt. Es wird mit rund 117.000 Euro über maximal 18
Monate gefördert.

Derzeitige Verfahren zum Nachweis von Krebszellen im menschlichen Blut
sind aufwändig und teuer: Die Zellen werden mit Markerstoffen angefärbt
und anschließend mittels Fluoreszenz-Signalen detektiert. Ein neuartiges,
einfach zu handhabendes Nachweisverfahren, das Krebszellen anhand ihrer
typischen Gestalt erkennt, wollen Wissenschaftler der Saar-Uni entwickeln.
"Schickt man Blut beziehungsweise einzelne Zellen davon durch einen schräg
stehenden Mikrokanal, so lässt sich mithilfe von 3-D-Aufnahmen ihre
charakteristische Gestalt erfassen. Diese lässt Rückschlüsse auf den
Zelltyp zu, beispielsweise, ob es sich um eine weiße Blutzelle oder
Krebszelle handelt", erklärt der Physiker Stephan Quint.

Je nachdem, welche Flussbedingungen im Mikrokanal herrschen, kann sich
zudem die Gestalt der Zellen ändern, weiß der 33-jährige Physiker, der im
Bereich Mikrofluidik am Fraunhofer-IMM in Mainz promoviert hat.
"Begrenzender Faktor bei der Erfassung der Zellgestalt ist jedoch die
Kameratechnik - insbesondere bei hohen Drücken und
Fließgeschwindigkeiten."

An dieser Stelle setze das neue Projekt an, sagt Stephan Quint: "Unsere
Idee ist es,
Mikrofluidik, physikalische Detektionsprinzipien und ausgeklügelte
Analysealgorithmen so zu kombinieren, dass ein zelltypisches Signal
entsteht." Dieses würde die benötigten Informationen liefern, um den
Zelltyp hinreichend zu bestimmen und somit auch Krebszellen zu
identifizieren. Insbesondere aus der Anwendung von hohen
Fließgeschwindigkeiten erwarteten die Physiker ausgeprägte Vorteile, zum
einen für die Identifizierung der Zellen und zum anderen für einen hohen
Zelldurchsatz.

"Ein auf dieser Methode basierendes Detektionsgerät zur Erkennung von
Krebszellen im Blut - ein sogenanntes Durchflusszytometer - wäre sehr
einfach zu handhaben", sagt Stephan Quint. Es erlaube, ohne großen Aufwand
festzustellen, ob im Blut zirkulierende Tumorzellen vorhanden seien, was
schon in einem frühen Krebsstadium passiere.

Die Förderinitiative "Experiment!" der VolkswagenStiftung unterstützt
grundlegend neue, gewagte Forschungsideen in der Startphase. Bewerben
können sich Wissenschaftler aller Karrierestufen nach der Promotion. Die
Förderung beträgt bis zu 120.000 Euro für einen Zeitraum von maximal 18
Monaten. Bei der letzten Ausschreibung haben 29 von insgesamt 594 Anträgen
den Zuschlag für eine Förderung bekommen, was einer Förderquote von unter
fünf Prozent entspricht.


Weitere Infos: 

https://www.volkswagenstiftung.de/experiment.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, Gerhild Sieber, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/907: Bonn - Podiumsdiskussion Social Freezing, 15.03.2018


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 08.03.2018

Deutscher Kongress für Endokrinologie: 

Einladung Podiumsdiskussion Social Freezing am 15.03.2018



Mit steigendem Alter sinken die Chancen auf eine Schwangerschaft und ein
gesundes Baby. Das Social Freezing, eine moderne Methode der
Fortpflanzungsmedizin, erweitert den Spielraum für Frauen, sich auch
später ihren Kinderwunsch zu erfüllen. Durch das Einfrieren und eine
künstliche Befruchtung können ältere Frauen also zu einem späteren
Zeitpunkt auf ihre "jungen Eizellen" zurückgreifen und haben so die Chance
auf ein genetisch eigenes Kind. Das Einfrieren von Eizellen aus nicht
medizinischen Gründen ist heute eine etablierte Variante der
Reproduktionsmedizin. Am 15. März 2018 diskutieren renommierte Expertinnen
dieses Thema aus medizinischer, ethischer und gesellschaftspolitischer
Sicht.

61. Deutscher Kongress für Endokrinologie der Deutschen Gesellschaft für
Endokrinologie (DGE), 14. bis 16. März 2018, Bonn

Social Freezing - Kinderwunsch auf Eis legen?

Anlässlich des 61. Deutschen Kongresses für Endokrinologie möchte die
Deutsche Gesellschaft für Endokrinologie (DGE) in einen öffentlichen
Austausch zum Thema Social Freezing treten und lädt daher zu einer
Podiumsdiskussion Social Freezing am Donnerstag, 15.03.2018, Beginn 18:30
Uhr an der Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität in Bonn ein.

Podiumsdiskussion Social Freezing (vorläufiges Programm):

Impulsreferate zu Social Freezing:

Die medizinische und soziodemografische Perspektive

PD Dr. med. Nicole Sänger

Leitende Oberärztin für Gynäkologische Endokrinologie und
Reproduktionsmedizin, Klinik für Frauenheilkunde und Geburtshilfe,
Universitätsklinikum Frankfurt

Die Perspektive der Kryobiologin

Dr. rer. nat. Jana Liebenthron

Universitäre Cryobank für assistierte Reproduktionsmedizin und
Fertilitätsprotektion Düsseldorf an der Klinik für Frauenheilkunde und
Geburtshilfe des Universitätsklinikums Düsseldorf

Die ethische und gesellschaftliche Perspektive

Professor Dr. phil. Dr. rer. med. habil. Mariacarla Gadebusch-Bondio

Direktorin des Medizinhistorischen Instituts der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn.

Podiumsdiskussion mit folgenden weiteren Teilnehmerinnen:

Marianne Pitzen, Künstlerin und Leiterin des Frauenmuseums in Bonn

Dr. med. Dr. phil. Sonja Roth, Universitäts-Frauenklinik Bonn Schwerpunkt
Medizinethik

Diskussionsleitung:

Professor Dr. med. Katrin van der Ven, MVZ für Frauenheilkunde und IvF
Medizin Bonn GbR

Terminhinweis:

Öffentliche Abendveranstaltung: 

Podium Social Freezing

Termin: Donnerstag, 15.03.2018, 18:30 bis 20:00 Uhr

Ort: Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität, Hauptgebäude, Senatssaal

Anschrift: Regina-Pacis-Weg 3, 53113 Bonn, Hörsaal I

Der Eintritt ist frei.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/809: Oldenburg - Was Telemedizin heute leisten kann, Schlaues Haus 15.03.2018


Schlaues Haus Oldenburg

Do., 15.03.2018, 19:30 - 21:00 Uhr

Telemedizin, so fern und doch so nah. Was Telemedizin heute leisten
kann

Dr. Daniel Overheu, Oberarzt der Universitätsklinik für
Anästhesiologie / Intensivmedizin / Notfallmedizin/ Schmerztherapie am
Klinikum Oldenburg AöR



Mit der zunehmenden Digitalisierung der Gesellschaft erweitert sich
die Diskussion auch um die Digitalisierung im Gesundheitswesen.
Während in vielen Ländern der Welt Fernbehandlungen schon zum Alltag
gehören, bestimmt in Deutschland die Diskussion um Sicherheit und
Datenschutz den Alltag. Kommt jetzt Dr. Google und ersetzt den
Hausarzt von heute? Viele jüngere Menschen können sich ein Leben ohne
Smartphone und Internet nicht mehr vorstellen. Gibt es dafür einen
Platz in der Gesundheitsversorgung?

Das Klinikum Oldenburg AöR betreibt schon seit 2015 eine
Telemedizinzentrale und versorgt darüber Arbeiter in Nord- und Ostsee,
die fern vom Festland in den Offshore-Windparks arbeiten. Hier wird
digitale Medizin bereits gelebt und im Alltag angewendet. Dr. Daniel
Overheu wird in seinem Vortrag als ärztlicher Leiter der Telemedizin
am Klinikum ausführen, was die digitale Technik heute bereits in der
Medizin alles leisten kann.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Telefon: 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Dipl.-Biol. Renate Gerdes

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Telefon: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

E-mail: renate.gerdes@uni-oldenburg.de

http://www.schlaues-haus-ol.de
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LABEL/4843: Warner Music Klassik News - 9. März 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 9. März 2018



BBC Proms mit Barenboim & Argerich

Das West-Eastern Divan Orchestra ist eines der besten internationalen
Touren-Orchester, und zugleich ein Symbol von Toleranz und
Völkerverständigung. Das Konzert bei den BBC Proms aus dem Jahr 2016
leitete Daniel Barenboim, Solistin war Marta Argerich. Es wurden
Werke von Liszt, Schubert, Wagner und Widman gespielt.

VÖ: 09. März - DVD 880242970589 · Blu-ray 880242970541


Die Kunst, auf der Viola zu singen

Mozart und Hindemith liebten sie, neben Bartók und Telemann widmeten
sie ihr berühmte Solokompositionen. Johannes Brahms, Max Bruch und
Robert Schumann machten ihren Klang zwischen Alt und Tenor zum
Inbegriff des romantisch schattierten "Klassik-Sounds". "Viola zu
spielen bedeutet, sie zum Singen zu bringen - und dabei aber auch
sich selbst zum Singen zu bringen", sagt der französische
Weltklasse-Solist Gérard Caussé, der am 26. Juni seinen 70.
Geburtstag feiert. Caussés riesige Diskografie reicht vom Barock bis
zur Moderne. Die Box Gérard Caussé: Viola Legend - The Erato Years
bietet 13 Alben des Künstlers mit Originalcovern, inklusive einer
CD-Premiere: die beiden Mendelssohn-Quintette mit Caussé und dem
Quatuor Viotti.

VÖ: 23. März - 13 CDs 0190295681586


Eine ganze Welt auf sechs Saiten

Dass die klassische Gitarrenmusik im großen Warner-Label so reich
vertreten ist, hat die Musikwelt Robert J. Vidal (1925-2002) zu
verdanken. Als Produzent, Festivalorganisator und Freund und Förderer
vieler international renommierter Solisten schuf er auch die Serie
Panorama de la Guitare, deren Früchte in einer faszinierenden Box aus
25 CDs hier vereint sind - natürlich in modernem Remastering.

VÖ: 23. März - 25 CDs 0190295801724


Vorschau: Claude Debussy 100 - weitere Veröffentlichungen

Claude Debussy: Centenary Discoveries

VÖ: 27. April

Die 3-CD-Box enthält Debussy-Entdeckungen und -Raritäten in
Aufnahmen, von denen viele eigens für das Jubiläum entstanden und als
Ersteinspielungen nun Schallplattengeschichte schreiben. Glanzpunkte
sind die Wiederentdeckung des Klavierstücks Khamma (légende dansée)
sowie die unbearbeitete Aufnahme des Opernfragments Der Untergang des
Hauses Usher.

Debussy - The First Performers

VÖ: 18. Mai

Diese Sammlung vereint auf 10 CDs historische Tondokumente aus dem
Umfeld von Debussys Leben und Schaffen - darunter zahlreiche
Erstaufnahmen von Debussys Werken, Sprachdokumente sowie
Klavierrollen, die Debussys eigene Interpretationen erlebbar
machen.

Ricardo Viñes · Alfred Cortot · Marguerite Long · Arturo Toscanini ·
Henri Büsser uvm.

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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LABEL/4842: Warner Music Medien Newsletter KW 10 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 10

Hamburg, 8. März 2018



DAVID BYRNE - AMERICAN UTOPIA

Diesen Freitag erscheint mit "American Utopia" das brandneue
Soloalbum des Talking-Heads-Mitbegründers David Byrne, aus dem er
bereits Anfang Januar den ersten Vorboten "Everybody's Coming To My
House" [1] enthüllte und an dem u.a. auch Brian Eno mitwirkte. Der
Neuling stellt verschiedenartige Impulse der Veränderung in den
Mittelpunkt seines Schaffens: "Ich vermute, dass es - so wie ich
selbst auch - die Frage danach stellt, wie wir sind, was wir wollen
und wonach wir suchen", so David Byrne. Vor Kurzem erst hatte er
eine Playlist namens "1+1=3 - When Collaboration Works"
veröffentlicht, bestehend aus Künstlern, die an seinem neuesten Werk
beteiligt waren. Nachdem Kritik laut wurde, dass er zu wenig Frauen
auf der Liste hatte, gab David Byrne über seine FB-Seite ein
Statement ab - hier [2] nachzulesen.

Alle weiteren Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Warner-Überblick:


ECHO 2018

Am 12.04. findet die diesjährige ECHO-Preisverleihung in Berlin statt
und nun stehen auch die Nominierten aus dem Hause Warner fest: Ed
Sheeran führt die Liste mit vier Nominierungen an - darunter "Album
des Jahres", "Hit des Jahres" ("Shape Of You" und "Perfect") sowie
bester "Künstler International" - dicht gefolgt von Bausa mit drei
Nominierungen ("Hit des Jahres", "Newcomer National", "Produzent
National").

Ebenfalls nominiert sind Die Toten Hosen (2x), die Beatsteaks, Die
Lochis, Kontra K, Robin Schulz, Alex Christensen & The Berlin
Orchestra, Jason Derulo, Rita Ora, Linkin Park und Ofenbach.

Als Live-Acts sind Jason Derulo und Rita Ora bestätigt. Vor Kurzem
erst beeindruckte Rita Ora bei den BRIT Awards mit einem fulminanten
Live-Medley ihrer Hits "Your Song", "Anywhere" und "For You (feat.
Liam Payne)" - hier [3] zu sehen.


FLO RIDA

In Folge seiner Ende 2017 erschienenen Hit-Single "Hola (feat.
Maluma)", die im offiziellen Musikvideo inzwischen über 107 Mio.
Views zählt, veröffentlichte der mit Multiplatin ausgezeichnete
Rap-Superstar Flo Rida vergangene Woche seine neue Single "Dancer".

Im dazugehörigen Musikvideo [4] begibt sich Flo Rida in einen
Strip-Club, denn dort tanzt sie, seine Herzensdame: "I fell in
love with a dancer, dancer", singt er im Refrain und hofft
darauf, dass sie seine Gefühle erwidern wird. Und siehe da, dank
seiner Unterstützung schafft sie es, ihren Traum einer eigenen
Tanzschule zu verwirklichen.

Auch im wahren Leben lebt Flo Rida den Traum und bringt regelmäßig
die Tanzflächen zum Überkochen. Bis dato verkaufte er weltweit über
100 Mio. Singles.


ROBIN SCHULZ

"Unforgettable (feat. Marc Scibilia)" heißt die vierte Single aus dem
aktuellen, dritten Album des Osnabrücker Superstar-DJs und
-Produzenten Robin Schulz, mit der er Anfang 2018 einen weiteren
unvergesslichen musikalischen Meilenstein seiner Karriere setzte.

Seither steuerten zahlreiche Producer ihre Remixe zum Smash-Hit bei.
Am vergangenen Freitag erschien nun auch die vielversprechende
Neubearbeitung aus der Schmiede des Berliner Vorzeigekünstlers Alle
Farben, der den Song in melodisch treibende Deep-House-Sphären
entführt - hier [5] zu hören.

Das offizielle "Unforgettable"-Remix-Bundle mit dem Alle-Farben-Remix
sowie weiteren großartigen Beiträgen von Kryder, Plastik Funk, Smash
und Lokee ist ab sofort überall digital erhältlich.


WHY DON'T WE

Die amerikanischen Pop-Überflieger Why Don't We präsentierten Anfang
des Monats das mit Spannung erwartete Musikvideo zu ihrer jüngsten,
von Ed Sheeran geschriebenen Single "Trust Fund Baby".

Das Video, gedreht unter Regie des MTV VMA-Gewinners Jason Koenig (Ed
Sheeran, Macklemore & Ryan Lewis), generierte bereits über 2 Mio.
Views und ist hier [6] zu sehen. "Trust Fund Baby" schoss direkt nach
Veröffentlichung in die Top 3 der US-iTunes-Charts, noch vor
Künstlern wie Drake, Bruno Mars oder Camila Cabello.

Mit über 120 Mio. weltweiten Streams und mehr als 145 Mio.
YouTube-Views binnen eines Jahres zählen Why Don't We zu den größten
Erfolgsgeschichten im Pop. Im Mai/Juni kommen sie im Rahmen ihrer
"The Invitation Tour 2018" live nach Deutschland: 14.05. Hamburg |
15.05. Berlin | 17.05. Köln | 08.06. München | 09.06. Frankfurt.


MAHALIA

Im Februar noch als Support der BRIT-Award-Preisträgerin Jorja Smith
auf UK-Tour gewesen, enthüllte die britische Sängerin Mahalia
kürzlich das offizielle Musikvideo zu ihrer brandneuen Single "Proud
Of Me", eine Zusammenarbeit mit der ebenso unglaublich talentierten
Londoner Rapperin Little Simz - hier [7] zu sehen.

In Großbritannien längst als "Artist To Watch" gehandelt, liefert
Mahalia mit "Proud Of Me" ein perfektes Beispiel für ihr
unverkennbares Songwriting und präsentiert eine zeitlose Mixtur aus
Soul- und R&B-Klängen - ein hymnisches Dankeschön an alle, die sie
bislang supporteten.

"Die eine Sache, von der ich immer gesagt habe, dass sie mich
wahrhaftig glücklich macht, ist zu wissen, dass meine Familie,
Freunde und ihr alle stolz auf das seid, was ich erreicht habe",
so Mahalia über den Song. Am 18.04. ist sie in der Berliner Kantine
am Berghain live zu erleben.


HYPHEN HYPHEN

Das zwischen Paris und Nizza lebende preisgekrönte, Gold-prämierte
Kollektiv gilt in seiner französischen Heimat bereits als eine der
Durchbruchs-Formationen der letzten Jahre. Nun präsentieren Hyphen
Hyphen ihre energiegeladene und vor Girl-Power strotzende neue Single
"Like Boys", die es in 12 Ländern auf die Spotify "New Music
Friday"-Playliste schaffte.

"Like Boys" ist der erste vielversprechende Vorbote aus dem
bevorstehenden zweiten Album des äußerst ehrgeizigen Pop-Projekts um
die französisch-amerikanische Frontfrau Santa, Bassistin Line und
Keyboarder Adam - alles hochtalentierte Multi-Instrumentalisten.

Auch im dazugehörigen Musikvideo zeigt sich die Band von ihrer
explosiven Seite und präsentiert mit "Like Boys" ein Brett, das noch
einigen Staub aufwirbeln wird - hier [8] zu sehen.


FRANÇOISE HARDY

Bereits in den frühen 1960er Jahren erlangte die französische
Singer/Songwriter-Ikone mit ihrem millionenfach verkauften Debüt
"Tous les garçons et les filles" augenblicklichen Ruhm und machte
sich als stilvoller Popstar, Schauspielerin und Fashion-Ikone
weltweit einen hervorragenden Namen.

Am 06.04. veröffentlicht die unvergleichliche Françoise Hardy nun mit
"Personne d'autre" (Niemand sonst) über Parlophone France/Warner
Music ihr 24. Studioalbum - ihr erstes seit sechs Jahren.

"Personne d'autre" enthält 10 neue Songs, darunter den auf Englisch
gesungenen und von Yael Naim geschriebenen "You're My Home", ein
Cover von Michael Bergers "Seras-tu là" sowie eine Adaption des Songs
"Sleep" der finnischen Band Poets Of The Fall. Hier [9] gibt es
daraus die erste Single "Le Large" zu hören.


FAMILY OF THE YEAR

Nach den Hits "Hero" (D: Platin-Status) und "Carry Me" veröffentlicht
die amerikanische Alternative-Formation Family Of The Year um die
Brüder Joe und Sebastian Keefe sowie ihre Bandkollegen James Buckey
und Christina Schroeter am 18.05. ihr neues, viertes Studioalbum und
gleichzeitiges Warner-Debüt.

"Goodbye Sunshine, Hello Nighttime" nennt sich der Neuling, aus dem
die Band kürzlich mit der Single "Hold Me Down" die erste Hörprobe
gab, samt dazugehörigem Musikvideo.[10] Produziert wurde das Album
vom mehrfach Grammy-nominierten Kanadier Greg Wells.

Im Zuge der Arbeiten am neuen Album wuchs das Quartett enger zusammen
als je zuvor: "Ich habe eine Band gegründet, damit ich nie wieder
allein sein muss", so Joe. "Wir sind zwar eine dysfunktionale
Familie, aber trotzdem eine, die zusammenhält. Keiner von uns fühlt
sich einsam."


TRACK OF THE WEEK · Miriam Bryant - Black Car

In Skandinavien ist der schwedische Shooting-Star Miriam Bryant schon
längst kein Geheimtipp mehr und schaffte mit ihrer letzten Single
"Rocket" den wohlverdienten Durchbruch. Nun legt sie mit ihrer
brandneuen Single "Black Car" nach. Zunächst in Schweden
veröffentlicht, wurde der fünffach mit Platin ausgezeichnete Song
dort zu einem der größten Smash-Hits der letzten Jahre.

"'Black Car' steht für den Ort, an dem wir uns getroffen haben -
der Club, an dem wir stets zurückkehrten und wo wir uns erstmals
küssten. Es ist der Moment, in dem du mich ansiehst, wie mich niemand
je zuvor angesehen hat, und der Moment, in dem du weißt, dass du
verliebt bist. Aber es ist auch die Erkenntnis, dass nichts für immer
ist", so Miriam Bryant, die auch im dazugehörigen Musikvideo
unter Regie von Oscar Sansom (u.a. Biffy Clyro) haushoch überzeugt -
hier [11] zu sehen.


WARNER MUSIC ON STAGE · LILY ALLEN

In Folge ihrer ersten heimischen UK-Tour seit 2015 kündigte die
32-jährige britische Ausnahmekünstlerin Lily Allen kürzlich eine
Reihe intimer Live-Shows in Europa an, darunter auch in Hamburg und
Berlin. Die Tickets für ihre vorhergehenden Konzerte in London,
Manchester und Glasgow waren binnen Minuten ausverkauft.

Ende letzten Jahres feierte Lily Allen mit dem neuen Song "Trigger
Bang" (feat. Giggs) [12] ihre überraschende und zugleich "perfekte
Rückkehr" (Wonderland) und bestätigte ihr im Frühsommer 2018
erscheinendes neues Album "No Shame".

Bis heute blickt Lily Allen auf drei #1-Singles, zwei UK-#1-Alben
sowie weltweit über 5 Mio. verkaufte Alben. Anfang April ist sie live
in Deutschland zu erleben:

05.04. Hamburg, Knust

06.04. Berlin, Lido
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KONFIGURATION ARTIST TITEL

Physisch & Digital David Byrne American Utopia

Physisch Marillion Brave (Deluxe Edition) (5 LP & 4CD+BR)

Phyisch Marillion Brave (Deluxe Edition) (5 LP & 4CD+BR)

Digital YFN Lucci Ray Ray From Summerhill

Physisch & Digital Laura Pausini Fatti Sentire

Physisch & Digital Laura Pausini Hazte Sentir

Physisch & Digital Stone Temple Pilots Stone Temple Pilots (CD)

Physisch & Digital Stone Temple Pilots Stone Temple Pilots (CD)

Digital The Magic Gang The Magic Gang (Standard & Deluxe)

Physisch Basil Poledouris OST Conan The Barbarian

Physisch Grateful Dead The Best Of The Grateful Live (CD)

Physisch Grateful Dead The Best Of The Grateful Live Vol. 1 (Vinyl)

Digital High Valley Farmhouse Sessions

Physisch & Digital IAMJJ Bloody Future (CD & Vinyl)

Physisch & Digital Led Zeppelin How The West Was Won (Remastered) (3CD, 4LP, BR Audio)

Physisch Led Zeppelin How The West Was Won (Super Deluxe Box Set)









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f0d9fd8e27b9003eab624453028683b8162f68450147ef3712a7e378805ef45ddf67631d6eea99edbf

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f0f71dc1e0704c0d49443612207defa921606f7e61301e34df1eeb1e6a26fa4031a6af434198076829

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f0b5f3e53d4336db95a22bc3defd4dc4a13e8f17736660953cb960ef3e92f886f9bdb8917457a75231

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f0a6f9f343ff310e6ef7e46a3a250b14b8798ae72630490190c042ab89f686a223a1e56cd32313068d

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f0b495c3ea868ef6007020ca92d2cd6cc5a107b2bc98e3d87c449cd6821d0c62c07f417d081bfd4901

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f0f154e30efc5b7b938048381170fe3e5fd5b1eba48a5e6d66d457bcba43bb7a461c1c416fa13922a0

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f000dcc2f941f3071e803acb969c32ecb727bf578c06f6b01757ec27f2cfca6988ebb1c3210d2e9a26

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f008cbe54cbf63890aac27446c1adfd1d31be08fa174666a48bfc54e95633c3a9774031cd41c502813

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f0865872196dbde1f04b47cca799db1af62f3a3c85375fe1a4bd45f1b9213521fa548069d9b5903f80

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f019aecb30fb6616cb54fea8a4a968bc605b6b1ae00098098dff1d14d582df698f450c5cfd10cd651f

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f0a06f95afc7bb88d78773960bbd5c4db6f013fc95767ded252a19daf095ee5cfd27a610857b5250d2

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=0d6e57e7aa6c83f02aff8c6702b90ef55f275aad330fab2e799d31c71f30302fcaa0e3091c6e3c960b4c9db43cd1ac05

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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FOLKLORE/1338: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Aperitivo - Pop, Rock, Irish und Swing mit dem Cajun-Geiger Max Kraatz und seinem Ensemble, 21.4.2018


Kulturcafé Komm du - April 2018

Aperitivo | Pop-Rock Violin

Geige mal anders: Gute Laune mit Pop, Rock, Irish und Cajun

Konzert am Samstag, 21. April 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit dem Pressefoto zum Konzert mit 'Aperitivo' am 21.4.2018 im 'Komm du' - Foto im Flyer: © by Max Kraatz]

[image: Plakat zum Konzert mit 'Aperitivo' und dem Cajun-Geiger Max Kraatz am Samstag 21.4.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Max Kraatz]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 21.04.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Aperitivo

Pop, Rock, Irish und Swing mit dem Cajun-Geiger Max Kraatz und seinem Ensemble

Cajun, die Musik französischer Einwanderer, die sich um 1755 im
südwestlichen Louisiana ansiedelten, ist voll urwüchsiger
Lebensfreude, die die Menschen den schwierigen Umständen ihrer
Existenz abtrotzten. In dieser Tradition sieht sich Max
Kraatz, der zu den bekanntesten Cajun-Geigern Europas zählt.
Aufenthalte in den USA und an den Ursprungsorten dieser Musik haben
seinen Stil geprägt. Aperitivo - neben Max Kraatz
(Cajun-Geige, E-Geige) Ronald Orth (Gitarre, E-Gitarre,
Gesang) und Sarah Müller (Klavier, e-Piano, Gesang) - spielen
u.a. aktuelle Stücke von Justin Timberlake, One Republic oder
Sunrise Avenue, aber auch Rock-Klassiker wie Summer of 69 oder Sweet
Home Alabama stehen auf dem Programm ihres "Cajun-Crossover".


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Pressefoto zum 'Aperitivo'-Konzert am Samstag, den 21.4.2018 im 'Komm du' mit Gitarre und Geige in Flammen und Fotos der drei Musiker - Foto: © by Max Kraatz]

Aperitivo - Pop-Rock Violin | Gute Laune mit Pop, Rock, Irish, Swing und Cajun

Foto: © by Max Kraatz





Weitere Informationen:

Geige mal nicht klassisch...

eine Mischung aus Pop, Rock, Irish, Swing und natürlich Cajun mit
dem unverwechselbaren Sound. Die Musik wird mit viel Cajun-Geige
interpretiert. Daraus ergibt sich ein eigener Stil
"Cajun-Crossover". Max Kraatz gehört zu den besten
Cajungeigern Europas und wurde mit der Band MaCajun in Frankreich
zur besten Cajunband Europas gewählt. Aufenthalte in den USA und das
Spielen an den Ursprungsorten der noch heute lebendigen Cajun-Musik,
haben den eigenen Stil geformt.

Aperitivo spielt mit viel Power, ob rockig oder klassisch, ob
klassische Geige oder E-Geige immer ein Hörgenuss. Zum Programm
gehören u.a. Stücke von Olly Murs, Justin Timberlake, Pink, Robbie
Williams, One Republic, Sunrise Avenue... aber auch Klassiker wie
Sweet Georgia Brown und Rock Klassiker wie Summer of 69, Sweet Home
Alabama ebenso sind auch bekannte Stücke des Irish Folk dabei. 

Aperitivo - Homepage

http://aperitivo-musik.de

Aperitivo bei Facebook 

https://www.facebook.com/aperitivoviolin/

Zum Reinhören: Aperitivo Violin - Soundsample

https://www.youtube.com/watch?v=cejVnb8bJMU




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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LIEDER/1781: Wiesbaden - Liederabend mit Marta Wryk im Hessischen Staatstheater, 12.03.18


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Liederabend mit Marta Wryk am 12. März im Foyer

Werke von Schumann, Fauré, Poulenc und Duparc



Am Montag, den 12. März 2018, um 19.30 Uhr, wird die Reihe der
Liederabende mit Mezzosopranistin Marta Wryk und Tobias Koltun am
Klavier im Foyer des Hessischen Staatstheaters Wiesbaden fortgesetzt.

Marta Wryk singt Robert Schumanns »Gedichte der Königin Maria Stuart«
sowie seine »Sechs Gesänge und ein Requiem«, außerdem Werke von
Gabriel Faurés, Henri Duparc und Francis Poulenc. Die Mezzosopranistin
studierte Gesang in Warschau und New York, war Ensemblemitglied der
Oper Köln und gastiert regelmäßig in Wiesbaden, u. a. im »Ring des
Nibelungen«, als Suzuki im Publikumserfolg »Madama Butterfly« und als
Cherubino in »Hochzeit des Figaro«. Der Pianist Tobias Koltun,
Preisträger zahlreicher Liedwettbewerbe, begleitet sie am Klavier.

Der Liederabend findet in Kooperation mit den Theaterfreunden
Wiesbaden e.V. statt.

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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LIEDER/1780: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Bernhard Schnur solo, Liedermacher und Entertainer aus Wien - Akustik-Pop, 27.4.2018


Kulturcafé Komm du - April 2018

Bernhard Schnur solo - Akustik-Pop

Dichter, Sänger, Komponist, Entertainer und Liedermacher aus Wien

Konzert am Freitag, 27. April 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto des Wiener Liedermachers Bernhard Schnur für sein Konzert am 27.4.2018 im 'Komm du' in Hamburg - Foto im Flyer: © by Elvira Faltermeier]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Wiener Liedermacher Bernhard Schnur am Freitag, 27.4.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Elvira Faltermeier]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 27.04.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Bernhard Schnur solo

Dichter, Sänger, Komponist, Entertainer und Liedermacher aus Wien - Akustik-Pop

Solo mit Gitarre - so tritt Bernhard Schnur heute auf und
sprengt dabei mühelos die Grenzen des Songwriter-Genres. Bereits als
Sänger der 90er Kultband "Snakkerdu Densk" wußte er gleichermaßen zu
begeistern als auch zu verstören und vier Studioalben samt
unzähliger Tourkilometer haben dafür gesorgt, daß der Bandname noch
heute ein Begriff ist. Als Solokünstler setzt Bernhard Schnur
seinen Weg als Querdenker der österreichischen Indie-Szene
konsequent fort: Osteuropa-Affinität, Popsensibilität, Sprachmix,
unruhig-schrulliges Bühnenspiel samt nuanciert-pointierter
Ganzkörper-Performance - all diese Merkmale heben ihn wohltuend aus
der Masse der Singer/Songwriter hervor. Ein Schuß McCartney, ein
Schuß Helge Schneider, zwei Schuß Bernhard Schnur.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende



Weitere Informationen:

Bernhard Schnur - Homepage

http://www.bernhardschnur.net

Bernhard Schnur bei Facebook

https://www.facebook.com/BernhardSchnur


Zum Reinhören & Anschauen:

Bernhard Schnur - zum Reinhören

https://www.bernhardschnur.net/audio.htm

Bernhard Schnur - Stanica

https://www.youtube.com/watch?v=PX6XQzFrpPA

Bernhard Schnur - Breathe (live)

https://www.youtube.com/watch?v=kzZUKdVz6RE

Bernhard Schnur & Band - Ho Chi Minh City

https://www.youtube.com/watch?v=2rHQoLhswKY




[image: Bernhard Schnur, Dichter, Sänger, Entertainer und Liedermacher aus Wien, im Schneidersitz auf einer Wiese - Foto: © by Elvira Faltermeier]

[image: Bernhard Schnur, Dichter, Sänger, Entertainer und Liedermacher aus Wien, im Schneidersitz vor einer Hausfassade - Foto: © by Elvira Faltermeier]

Der Liedermacher Bernhard Schnur - ein Querdenker der österreichischen Indie-Szene

Live ist er ein unverwüstlicher Veteran, der mit seinem Hang zum Surrealismus

eine Ganzkörper-Performance abliefert, die sich wohltuend vom usual suspect Troubadour abhebt.

Fotos: © by Elvira Faltermeier




Über den Dichter, Sänger, Komponist, Entertainer und Liedermacher Bernhard Schnur:

Ein Mann geht durch die Straßen Wiens. Er sieht die anderen
Menschen. Sie gehen ihm auf die Nerven. Sie sind hektisch und hängen
an elektronischen Unterhaltungsgeräten. Der Mann aber sucht
jemanden, der so fühlt wie er. Er findet diesen Jemand: in den
Spiegelungen auf den Scheiben der geparkten Autos.

Das besingt Bernhard Schnur in seinem Lied "Closer" (von der
jüngsten LP/CD "Yol".) Und er hat schon recht: Es gibt keinen wie
ihn. Er ist ein Veteran, der die ewigen Werte hochhält - Melodie,
offene Gitarrenakkorde, die Beatles -, und er ist ein Verblüffung
auslösender Bühnenentertainer, der kreischen kann wie ein Vogel und
röhren wie ein Sumpfmonster. In den 90er-Jahren war er Komponist und
Bandleader der Underground-Popper "Snakkerdu Densk", und im neuen
Jahrtausend hat er seine musikalische Sprache auf bislang vier
Platten verfeinert. Man erkennt einen Schnur-Song, wenn man
ihn hört: an der Stimme, an der Art, wie sich deren
ohrwurmverdächtige Gesangslinien zwischen die Noten der stets heftig
schwingenden Gitarrensaiten schmiegen.

Solo mit Gitarre - so tritt er meistens auf und sprengt dabei
mühelos die Grenzen des Songwriter-Genres. Weil er nicht zupft,
sondern schlägt, weil er seine Hüften zucken lässt, weil er lustig
ist und zugleich fast heilig in seiner ernsten Hingabe an das Format
Popsong. Sofern man den nicht nur auf Englisch, sondern auch auf
Italienisch, mit Fantasieworten oder mit slawischer Färbung singen
kann. Ein Schuss McCartney, ein Schuss Helge Schneider, zwei Schuss
Bernhard Schnur. Gelegentlich hat er auch eine Band, die
seinen Liedern die würdige Weite des Cinemascope verleiht.

Wird er ein geliebter Geheimtipp bleiben? Wird er, wie er es
verdient hätte, sich ein von Bäumen umgebenes Anwesen in Südengland
kaufen können? Das wird sich weisen. Inzwischen steht die Wahrheit
über Bernhard Schnur in den Autofensterscheiben: Es gibt
keinen wie ihn.


Diskografie:

Bernhard Schur: "Avril" (2008)

Bernhard Schnur & Band: "Canzoni d'Aprile" (2011)

Bernhard Schur: "Yol" (2012)

Bernhard Schur: "Decisions Based on Trial an Error" (2014)




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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POP-ROCK/5249: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Bernhard Schnur solo, Liedermacher und Entertainer aus Wien - Akustik-Pop, 27.4.2018


Kulturcafé Komm du - April 2018

Bernhard Schnur solo - Akustik-Pop

Dichter, Sänger, Komponist, Entertainer und Liedermacher aus Wien

Konzert am Freitag, 27. April 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto des Wiener Liedermachers Bernhard Schnur für sein Konzert am 27.4.2018 im 'Komm du' in Hamburg - Foto im Flyer: © by Elvira Faltermeier]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Wiener Liedermacher Bernhard Schnur am Freitag, 27.4.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Elvira Faltermeier]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 27.04.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Bernhard Schnur solo

Dichter, Sänger, Komponist, Entertainer und Liedermacher aus Wien - Akustik-Pop

Solo mit Gitarre - so tritt Bernhard Schnur heute auf und
sprengt dabei mühelos die Grenzen des Songwriter-Genres. Bereits als
Sänger der 90er Kultband "Snakkerdu Densk" wußte er gleichermaßen zu
begeistern als auch zu verstören und vier Studioalben samt
unzähliger Tourkilometer haben dafür gesorgt, daß der Bandname noch
heute ein Begriff ist. Als Solokünstler setzt Bernhard Schnur
seinen Weg als Querdenker der österreichischen Indie-Szene
konsequent fort: Osteuropa-Affinität, Popsensibilität, Sprachmix,
unruhig-schrulliges Bühnenspiel samt nuanciert-pointierter
Ganzkörper-Performance - all diese Merkmale heben ihn wohltuend aus
der Masse der Singer/Songwriter hervor. Ein Schuß McCartney, ein
Schuß Helge Schneider, zwei Schuß Bernhard Schnur.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende



Weitere Informationen:

Bernhard Schnur - Homepage

http://www.bernhardschnur.net

Bernhard Schnur bei Facebook

https://www.facebook.com/BernhardSchnur


Zum Reinhören & Anschauen:

Bernhard Schnur - zum Reinhören

https://www.bernhardschnur.net/audio.htm

Bernhard Schnur - Stanica

https://www.youtube.com/watch?v=PX6XQzFrpPA

Bernhard Schnur - Breathe (live)

https://www.youtube.com/watch?v=kzZUKdVz6RE

Bernhard Schnur & Band - Ho Chi Minh City

https://www.youtube.com/watch?v=2rHQoLhswKY




[image: Bernhard Schnur, Dichter, Sänger, Entertainer und Liedermacher aus Wien, im Schneidersitz auf einer Wiese - Foto: © by Elvira Faltermeier]

[image: Bernhard Schnur, Dichter, Sänger, Entertainer und Liedermacher aus Wien, im Schneidersitz vor einer Hausfassade - Foto: © by Elvira Faltermeier]

Der Liedermacher Bernhard Schnur - ein Querdenker der österreichischen Indie-Szene

Live ist er ein unverwüstlicher Veteran, der mit seinem Hang zum Surrealismus

eine Ganzkörper-Performance abliefert, die sich wohltuend vom usual suspect Troubadour abhebt.

Fotos: © by Elvira Faltermeier




Über den Dichter, Sänger, Komponist, Entertainer und Liedermacher Bernhard Schnur:

Ein Mann geht durch die Straßen Wiens. Er sieht die anderen
Menschen. Sie gehen ihm auf die Nerven. Sie sind hektisch und hängen
an elektronischen Unterhaltungsgeräten. Der Mann aber sucht
jemanden, der so fühlt wie er. Er findet diesen Jemand: in den
Spiegelungen auf den Scheiben der geparkten Autos.

Das besingt Bernhard Schnur in seinem Lied "Closer" (von der
jüngsten LP/CD "Yol".) Und er hat schon recht: Es gibt keinen wie
ihn. Er ist ein Veteran, der die ewigen Werte hochhält - Melodie,
offene Gitarrenakkorde, die Beatles -, und er ist ein Verblüffung
auslösender Bühnenentertainer, der kreischen kann wie ein Vogel und
röhren wie ein Sumpfmonster. In den 90er-Jahren war er Komponist und
Bandleader der Underground-Popper "Snakkerdu Densk", und im neuen
Jahrtausend hat er seine musikalische Sprache auf bislang vier
Platten verfeinert. Man erkennt einen Schnur-Song, wenn man
ihn hört: an der Stimme, an der Art, wie sich deren
ohrwurmverdächtige Gesangslinien zwischen die Noten der stets heftig
schwingenden Gitarrensaiten schmiegen.

Solo mit Gitarre - so tritt er meistens auf und sprengt dabei
mühelos die Grenzen des Songwriter-Genres. Weil er nicht zupft,
sondern schlägt, weil er seine Hüften zucken lässt, weil er lustig
ist und zugleich fast heilig in seiner ernsten Hingabe an das Format
Popsong. Sofern man den nicht nur auf Englisch, sondern auch auf
Italienisch, mit Fantasieworten oder mit slawischer Färbung singen
kann. Ein Schuss McCartney, ein Schuss Helge Schneider, zwei Schuss
Bernhard Schnur. Gelegentlich hat er auch eine Band, die
seinen Liedern die würdige Weite des Cinemascope verleiht.

Wird er ein geliebter Geheimtipp bleiben? Wird er, wie er es
verdient hätte, sich ein von Bäumen umgebenes Anwesen in Südengland
kaufen können? Das wird sich weisen. Inzwischen steht die Wahrheit
über Bernhard Schnur in den Autofensterscheiben: Es gibt
keinen wie ihn.


Diskografie:

Bernhard Schur: "Avril" (2008)

Bernhard Schnur & Band: "Canzoni d'Aprile" (2011)

Bernhard Schur: "Yol" (2012)

Bernhard Schur: "Decisions Based on Trial an Error" (2014)
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





POP-ROCK/5248: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Aperitivo - Pop, Rock, Irish und Swing mit dem Cajun-Geiger Max Kraatz und seinem Ensemble, 21.4.2018


Kulturcafé Komm du - April 2018

Aperitivo | Pop-Rock Violin

Geige mal anders: Gute Laune mit Pop, Rock, Irish und Cajun

Konzert am Samstag, 21. April 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit dem Pressefoto zum Konzert mit 'Aperitivo' am 21.4.2018 im 'Komm du' - Foto im Flyer: © by Max Kraatz]

[image: Plakat zum Konzert mit 'Aperitivo' und dem Cajun-Geiger Max Kraatz am Samstag 21.4.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Max Kraatz]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 21.04.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Aperitivo

Pop, Rock, Irish und Swing mit dem Cajun-Geiger Max Kraatz und seinem Ensemble

Cajun, die Musik französischer Einwanderer, die sich um 1755 im
südwestlichen Louisiana ansiedelten, ist voll urwüchsiger
Lebensfreude, die die Menschen den schwierigen Umständen ihrer
Existenz abtrotzten. In dieser Tradition sieht sich Max
Kraatz, der zu den bekanntesten Cajun-Geigern Europas zählt.
Aufenthalte in den USA und an den Ursprungsorten dieser Musik haben
seinen Stil geprägt. Aperitivo - neben Max Kraatz
(Cajun-Geige, E-Geige) Ronald Orth (Gitarre, E-Gitarre,
Gesang) und Sarah Müller (Klavier, e-Piano, Gesang) - spielen
u.a. aktuelle Stücke von Justin Timberlake, One Republic oder
Sunrise Avenue, aber auch Rock-Klassiker wie Summer of 69 oder Sweet
Home Alabama stehen auf dem Programm ihres "Cajun-Crossover".


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Pressefoto zum 'Aperitivo'-Konzert am Samstag, den 21.4.2018 im 'Komm du' mit Gitarre und Geige in Flammen und Fotos der drei Musiker - Foto: © by Max Kraatz]

Aperitivo - Pop-Rock Violin | Gute Laune mit Pop, Rock, Irish, Swing und Cajun

Foto: © by Max Kraatz





Weitere Informationen:

Geige mal nicht klassisch...

eine Mischung aus Pop, Rock, Irish, Swing und natürlich Cajun mit
dem unverwechselbaren Sound. Die Musik wird mit viel Cajun-Geige
interpretiert. Daraus ergibt sich ein eigener Stil
"Cajun-Crossover". Max Kraatz gehört zu den besten
Cajungeigern Europas und wurde mit der Band MaCajun in Frankreich
zur besten Cajunband Europas gewählt. Aufenthalte in den USA und das
Spielen an den Ursprungsorten der noch heute lebendigen Cajun-Musik,
haben den eigenen Stil geformt.

Aperitivo spielt mit viel Power, ob rockig oder klassisch, ob
klassische Geige oder E-Geige immer ein Hörgenuss. Zum Programm
gehören u.a. Stücke von Olly Murs, Justin Timberlake, Pink, Robbie
Williams, One Republic, Sunrise Avenue... aber auch Klassiker wie
Sweet Georgia Brown und Rock Klassiker wie Summer of 69, Sweet Home
Alabama ebenso sind auch bekannte Stücke des Irish Folk dabei. 

Aperitivo - Homepage

http://aperitivo-musik.de

Aperitivo bei Facebook 

https://www.facebook.com/aperitivoviolin/

Zum Reinhören: Aperitivo Violin - Soundsample

https://www.youtube.com/watch?v=cejVnb8bJMU
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/085: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Marc-Enrico Ibscher ... "Der österreichische Komponist Wilhelm Kienzl (1857-1941)", 26.4.2018


Vortragsreihe "Klassische Abende" im Kulturcafé Komm du - April 2018

Ein "One-Hit-Wonder":

Der österreichische Komponist, Pianist und Musikschriftsteller Wilhelm Kienzl (1857-1941)

Vortrag mit vielen Musikbeispielen und Bildern von Marc-Enrico Ibscher

am Donnerstag, 26. April 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto des Referenten Marc-Enrico Ibscher - Foto im Flyer: © by Hildegard Nieberle]

[image: Plakat zum Vortrag von Marc-Enrico Ibscher über den österreichischen Komponisten Wilhelm Kienzl (1857-1941) am 26. April 2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Hildegard Nieberle]





Das Komm du lädt ein zu einem "Klassischen Abend"

am Donnerstag, den 26.04.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Ein "One-Hit-Wonder"

Der österreichische Komponist, Pianist und Musikschriftsteller Wilhelm Kienzl (1857-1941)

Multimedia-Vortrag von Marc-Enrico Ibscher

Wilhelm Kienzl gilt neben Engelbert Humperdinck und Siegfried
Wagner, den großen Komponisten von Märchenopern, als wichtigster
Opernschöpfer der romantischen Wagner-Nachfolge und reiste als
Pianist und Dirigent durch ganz Europa. Heute ist er in erster Linie
durch seinen Wunschkonzert-"Schlager" "Selig sind, die Verfolgung
leiden" aus dem musikalischen Schauspiel "Der Evangelimann" (1895)
bekannt. Das mag auch daran liegen, daß Kienzl, dessen Stärken eher
in volkstümlichen Szenen lagen, unter dem Eindruck moderner
Musikströmungen und des Verismus, der sich der Darstellung sozialer
Zeitprobleme widmete, ab 1926 keine großen Werke mehr schrieb. Der
Vortrag von Marc-Enrico Ibscher zeichnet mit vielen
Musikbeispielen und Bildern Stationen von Wilhelm Kienzls
"Lebenswanderung" nach, als die er seine Autobiographie benannt hat.


Zum Reinhören & Anschauen:

Kienzl, Evangelimann "Selig sind..."; Julius Patzak

https://www.youtube.com/watch?v=WC20svDKZHM

Kienzl, "Der Kuhreigen" - Szene aus dem I. Aufzug; Rudolf Schock:

https://www.youtube.com/watch?v=PEN385MYKzg


Der Multimedia-Vortrag im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Marc-Enrico Ibscher bei einem Vortrag im Kulturcafé Komm du - Foto: © 2017 by Kulturcafé Komm du]

Die Vorträge von Marc-Enrico Ibscher zeichnen sich durch besondere Lebendigkeit und Anschaulichkeit aus

und versprechen einen ebenso unterhaltsamen wie gehaltvollen Abend

Foto: © 2017 by Kulturcafé Komm du




Stichworte zum Vortrag über Wilhelm Kienzl:

"Bei Gott, ich halte mich nicht für einen ragenden Künstler, aber für einen echt und ehrlich empfindenden Menschen, der sein kleines Pfand mit Liebe zu nutzen verstanden hat."



Nicht nur in der Pop- und Rockmusik finden wir sogenannte
"One-Hit-Wonder", sondern auch in der Klassik. Wilhelm Kienzl
(1857-1941) ist eins davon. Der österreichische Komponist und
Musikschriftsteller ist heute allerhöchstens noch durch seinen
Wunschkonzert- oder Sonntagskonzert-"Schlager" "Selig sind die
Verfolgung leiden" aus seiner Oper "Der Evangelimann" (1895)
bekannt. 

Kienzl verfaßte u.a. eine Wagner-Biographie und hatte sogar die
Möglichkeit, Wagner persönlich zu begegnen. Er erzürnte sich aber
sehr schnell mit ihm, was seiner Verehrung jedoch keinen Abbruch tat.

An seinen Wirkungsstätten in Österreich, besonders am Ort seiner
30jährigen "Sommerfrische" in Bad Aussee, wird sein Andenken noch
recht hoch gehalten. In den Jahren 1890/91 war Kienzl Kapellmeister
am Hamburger Stadttheater, dem Vorläufer der Staatsoper!

Der Vortrag zeichnet mit vielen Musikbeispielen (nicht nur aus dem
"Evangelimann") das Leben des österreichischen Komponisten nach,
eine Powerpointpräsentation illustriert die Stationen seines Lebens.

Lebenslauf und Werk von Wilhelm Kienzl (1857-1941)

https://de.wikipedia.org/wiki/Wilhelm_Kienzl


Über den Referenten:

Marc-Enrico Ibscher ist 1. Vorsitzender des
Richard-Wagner-Verbands Flensburg. Schon in der Kindheit entdeckte
er seine Liebe zur klassischen Musik und setzte sich später intensiv
mit Komponistenbiographien und Werkgeschichte auseinander. Im
Zentrum seines Musikinteresse steht seit mehr als 30 Jahren das
Leben und Werk Richard Wagners. Dabei blickt er gern und viel über
diesen Tellerrand hinaus und verfaßt Vorträge über klassische
Komponisten in Wagners Umfeld, aber auch vor und nach Wagner.
Besonders die Zeit zwischen 1756 und 1924 liegt dem begeisterten
Opernfreund am Herzen.

Mit großem Erfolg referiert Marc-Enrico Ibscher bundesweit
über bekannte und auch auch weniger bekannte Meister und lenkt den
Blick insbesondere auf ihr soziales Umfeld. Mit seinen lebendigen
Vorträgen, die stets mit zahlreichen Musikbeispielen aufgelockert
und illustriert werden, gelingt es dem Referenten, seinen Zuhörern
die Furcht und Zurückhaltung vor klassischer Musik zu nehmen und sie
mit seinen gehaltvollen und spannenden Ausführungen an die Musik
heranzuführen bzw. vorhandenes Wissen zu vertiefen. Dabei werden
auch ernste Themen unterhaltsam vorgetragen, so daß es durch
geschickt platzierte Anekdoten durchaus gelegentlich etwas zu
schmunzeln gibt.

Artikel über den Referenten Marc-Enrico Ibscher in "Tiefgang", dem Kulturfeuilleton des Hamburger Südens

http://www.sued-kultur.de/tiefgang/mit-tristan-gegen-die-tristesse/


Weitere Termine und Themen der Vortragsreihe "Klassische Abende" mit Marc-Enrico Ibscher im Kulturcafé Komm du:

Donnerstag, 28.06.2018: Robert Schumann (1810-1856), Schwerpunktkomponist beim Schleswig-Holstein Musik Festival 2018

Donnerstag, 25.10.2018: Georges Bizet (1838-1875)

Donnerstag, 24.01.2019: Friedrich Smetana (1824-1884)

Donnerstag, 25.04.2019: Antonin Dvorak (1841-1904)

Donnerstag, 14.11.2019: Leopold Mozart (1719-1787), Vater von Wolfgang Amadeus 

Beginn: jeweils 20:00 Uhr - Eintritt frei / Hutspende
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8639: Aus aller Welt - 09.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Präsident Zeman nutzt Antrittsrede für scharfe Kritik an Medien

Knapp sechs Wochen nach seiner Wiederwahl wurde der tschechische
Präsident Milos Zeman für seine zweite und letzte Amtszeit vereidigt.
In seiner Rede zur Amtseinführung auf der Prager Burg bilanzierte der
73jährige zunächst seine erste Amtszeit. Für Aufsehen sorgte die
Medienschelte des Präsidenten. So warf Zeman dem umstrittenen
Geschäftsmann Zdenek Bakala vor, durch seine Medien die tschechische
Öffentlichkeit manipulieren zu wollen. Ein Journalist, der auf diese
Art und Weise verdientes Geld anfaßt, darf nicht unseren Respekt
genießen, sagte der Staatschef, dessen Auftritt live im Fernsehen
übertragen wurde. Einige Parlamentarier, darunter der frühere
Außenminister Karel Schwarzenberg, verließen daraufhin demonstrativ
den Saal.

9. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8639: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bayerischer Zoll beschlagnahmt illegale Schlangengiftsalbe

Beamte des Zollamts Garching-Hochbrück haben in zwei Postpaketen aus
Vietnam zahlreiche Päckchen mit Schlangengiftsalbe entdeckt. Wie das
Hauptzollamt München mitteilte, wurde in der als Rheumasalbe
deklarierten Creme das Gift der unter Artenschutz stehenden
Königskobra (Ophiophagus hannah) verwendet. Der Handel mit den Tieren
und allen aus ihnen hergestellten Produkten unterliegt unter anderem
dem Washingtoner Artenschutzübereinkommen, erklärte eine
Behördenmitarbeiterin. Da die beiden Empfängerinnen keine
artenschutzrechtlichen Dokumente vorweisen konnten, wurden die
Sendungen beschlagnahmt.

9. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8635: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Anschlag auf schiitische Gemeinde in Kabul

Bei einer Bombenexplosion nahe einer schiitischen Moschee in der
afghanischen Hauptstadt Kabul sind neun Menschen ums Leben gekommen
und mindestens 18 weitere verletzt worden. Das Innenministerium
sprach von einem Selbstmordattentat. Ziel des Anschlags war demnach
eine Versammlung Hunderter Menschen, die zum Todestag eines
prominenten schiitischen Führers zusammengekommen waren. Wer hinter
der Tat steckt, blieb zunächst unklar.

9. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8637: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD schickt drei Frauen und drei Männer ins neue Kabinett

Die SPD hat am Freitag im Willy-Brand-Haus in Berlin ihre Minister
für die neue Bundesregierung vorgestellt. Demnach werden drei Frauen
und drei Männer in das Kabinett eintreten. Der ehemalige
Justizminister Heiko Maas soll Nachfolger von Außenminister Sigmar
Gabriel werden. Die bisherige Familienministerin Katarina Barley
übernimmt das Justizressort. Die Bezirksbürgermeisterin von
Berlin-Neukölln, Franziska Giffey, wird neue Familienministerin. Aus
dem nordrhein-westfälischen SPD-Landesverband wechselt Svenja Schulze
in die Hauptstadt. Sie wird Bundesministerin für Umwelt und folgt
Barbara Hendricks. Wie erwartet wird Olaf Scholz, der bislang Erster
Bürgermeister in Hamburg ist, Finanzminister. Der niedersächsische
Bundestagsabgeordnete Hubertus Heil soll neuer Arbeits- und
Sozialminister werden, wie der kommissarische Parteivorsitzende
Scholz und die designierte neue SPD-Chefin Andrea Nahles mitteilten.

9. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8636: Tragisches und Kurioses - 09.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Skifahrerin überlebt 40 Minuten unter Lawine

Im Gebiet Ifen im Kleinwalsertal (Österreich) ist eine Skifahrerin
aus Baden-Württemberg von einer abgehenden Lawine erfaßt worden. 40
Minuten lag die 37jährige unter den Schneemassen begraben, ehe sie
gerettet werden konnte. Sie war ansprechbar und bis auf eine
Unterkühlung nahezu unverletzt. Die Frau habe Mordsglück gehabt,
sagte ein Polizeisprecher. In den meisten Fällen überleben Verschüttete
so ein Unglück nicht. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7721: Aus Forschung und Technik - 09.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



18. Start einer Sojus-Rakete von Kourou

Eine russische Sojus-Trägerrakete ist heute vom europäischen
Weltraumbahnhof Kourou in Französisch-Guayana gestartet. Ziel der
Trägerrakete ist ein niedriger Erdorbit in 7.830 Kilometer Höhe.
Unter der Nutzlastverkleidung befinden sich nach Angaben von
Arianespace vier europäische Telekommunikationssatelliten mit einer
Startmasse von jeweils 700 Kilogramm. Mit dem Start der neuen
O3b-Satelliten erweitert SES Networks seine MEO-Flotte auf 18
Satelliten. 
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7734: Aus aller Welt - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Mississippi soll eingeschränktestes Abtreibungsrecht der USA bekommen

Das Repräsentantenhaus in Jackson hat für den US-Bundesstaat
Mississippi eine Einschränkung des Abtreibungsrechts beschlossen. 75
Abgeordnete stimmten am Donnerstag für die Novelle und 34 dagegen.
Der Senat hatte den Entwurf bereits verabschiedet. Wenn der
republikanische Gouverneur Phil Bryant den Gesetzestext wie
angekündigt unterzeichnet, werden in Mississippi Abtreibungen nach
der 15. Woche der Schwangerschaft nicht mehr zulässig sein. Bislang
lag die Grenze bei der 20. Schwangerschaftswoche. Abbrüche bei Inzest
oder nach einer Vergewaltigung werden nicht erlaubt. Ausnahmen werden
nur bei gesundheitlichen Gefahren für die Mutter und bei schweren
Hirnproblemen des Fötus gemacht. Damit bekäme Mississippi das am
engsten gefaßte Abtreibungsrecht der USA.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7695: Medizin und Gesundheitswesen - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



G-BA erkennt keine Versäumnisse bei Grippeschutzkampagne

Es gibt Streit um die letzte Grippeschutzkampagne. Obgleich sich
relativ früh abzeichnete, daß der Dreifach-Grippeimpfstoff dieses
Jahr kaum einen Schutz bietet und ein Vierfach-Impfstoff zur
Verfügung stand, der dieses gewährleistet, hat der Gemeinsame
Bundesausschuß (G-BA) ihn bis heute nicht empfohlen. Dennoch meint
G-BA-Chef Josef Hecken laut Deutschem Ärzteblatt in einem Schreiben
an den FDP-Abgeordneten Andrew Ullmann und alle Mitglieder des
Bundestagsgesundheitsausschusses, daß sich der Bundesausschuß
vollkommen gesetzeskonform verhalten habe. Schließlich habe man die
Beratungen zur Umsetzung der Empfehlungen der Ständigen
Impfkommission (STIKO) beim Robert-Koch-Institut (RKI) unmittelbar
nach deren Veröffentlichung am 11. Januar 2018 begonnen. Auch habe
man die im Gesetz eingeräumten Möglichkeiten zur Verkürzung des
Stellungnahmeverfahren genutzt, so daß der G-BA vor dem Hintergrund
der für den 20. März 2018 geplanten und ebenfalls gesetzlich
vorgeschriebenen mündlichen Anhörung im Unterausschuß Arzneimittel
auf der G-BA-Sitzung am 5. April 2018 den entsprechenden Beschluß
fällen wollte. Andrew Ullmann hatte den G-BA zuletzt als behäbigen
Klotz bezeichnet und ihm vorgeworfen, in der Frage des
Vierfach-Grippeimpfstoffs nicht in der Lage zu sein, flexibel und
unbürokratisch zu handeln.

Die Deutsche Stiftung Patientenschutz hat zudem einen besseren
Impfschutz der Bevölkerung per Eilverfahren angeregt. Daß der G-BA
die Entscheidung erst im April treffen wolle, sei viel zu spät für
die diesjährige Grippesaison, hatte Vorstand Eugen Brysch betont.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7722: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Brandanschlag auf Moscheegebäude in Lauffen am Neckar

Auf die Räumlichkeiten der Islamischen Gemeinschaft in Lauffen am
Neckar (Kreis Heilbronn) ist am Freitagmorgen ein Brandanschlag
verübt worden. Mehrere Molotowcocktails sollen durch das Schaufenster
eines Nebengebäudes der Moschee geworfen worden sein. Durch das Feuer
wurde niemand verletzt. Unter anderem durch die Verrußungen entstand
ein Sachschaden, der auf 5000 Euro geschätzt wird. In dem Gebäude
befinden sich neben Gemeinschafts- und Fortbildungsräumen der
Gemeinde sowie Wohnräumen des Imams über 40 weitere Wohnungen. Der
Imam hatte das Feuer frühzeitig löschen können. Das Freitagsgebet
konnte wie gewohnt stattfinden. Der türkische Konsul informierte sich
noch am selben Tag vor Ort über den Brandanschlag und seine Folgen.
Die Staatsanwaltschaft Heilbronn nahm unter dem Verdacht des
versuchten Mordes und der schwerer Brandstiftung Ermittlungen gegen
Unbekannt auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7648: Sprache, Kunst und Medium - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



New Musical Express macht nur noch im Internet weiter

Das renommierte britische Musikmagazin NME erscheint an diesem Freitag
zum letzten Mal als Druckausgabe. Das teilte das Stammhaus Time Inc.
mit. Künftig wolle sich die Redaktion auf die digitale Zielgruppe des
NME konzentrieren.

Das Wochenmagazin war 1952 als New Musical Express gegründet zum
wichtigsten Blatt in der Branche aufgestiegen. In der Ära von
Beatlemania, Punk, Britpop und weiteren Musikströmungen war die
Zeitschrift prägend. Etliche Musiker und Bands wurden durch die
ambitionierten Londoner Redakteure bekannt und berühmt gemacht.
Aufmachung und Stil der Reportagen und Aufsätze wurde ein hohes
journalistisches Niveau bescheinigt. Doch bald nach der
Jahrtausendwende begann der Stern des New Musical Express allmählich
zu sinken, was nicht allein mit dem Aufstieg des Internets zu erklären
ist.

Nun ist also auch das letzte gedruckte britische Musikmagazin
Geschichte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7712: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Hunderte von Toten bei der Rückeroberung von Ost-Ghuta

Bei der jüngsten Offensive zur Eroberung der Region Ost-Ghuta aus der
Hand von Dschihadisten und Al Kaida durch syrische Streitkräfte und
russisches Militär sind in gut drei Wochen mindestens 1005 Menschen
getötet worden. Das meldete am Donnerstag die internationale
Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen (MSF). Demnach wurden weitere
4829 Menschen verwundet. Die wirklichen Zahlen werden deutlich höher liegen.
MSF kann nur aus den von der Organisation betriebenen 20
Krankenhäusern und Kliniken berichten.

Uno-Angaben zufolge mußten und konnten in den vergangenen zweieinhalb
Wochen etwa 50.000 Menschen aus dem von der syrischen Armee seit Jahren
umzingelten Region fliehen. Das Gebiet, aus dem heraus immer wieder
Raketen auf die Hauptstadt Damaskus abgefeuert werden, gilt als einer
der letzten Rückzugsorte der Aufständischenmilizen in dem
siebenjährigen Bürgerkrieg.

Bis zu 400.000 Menschen in Ost-Ghuta sind weitgehend von der
Außenwelt abgeschnitten. Ihnen fehlen Lebensmittel, Medikamente und
elektrischer Strom. Wegen der fortgesetzten Kämpfe gelangte erst am
Freitag ein Konvoi aus 13 Lastwagen mit Hilfsgütern der Vereinten
Nationen, des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) und des
Syrischen Roten Halbmondes in die eingeschlossene Stadt Duma. Am
Donnerstag hatte der Konvoi unverrichteter Dinge umkehren müssen.

Der für Nahost und Nordafrika zuständige Generaldirektor des
Uno-Kinderhilfswerks UNICEF, Geert Cappelaere, berichtete am Freitag
in Jordaniens Hauptstadt Amman, seine Organisation stehe mit
Lastwagen bereit, um Spezialnahrung für unterernährte Kinder und
andere Hilfsgüter in das Umland von Damaskus zu bringen. 40 Prozent
der rund 200.000 Kinder in dem umkämpften Gebiet seien chronisch
unterernährt.

Die oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte
meldete von Großbritannien aus, die Nacht auf Freitag sei die
ruhigste seit über einer Woche gewesen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7726: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



CDU soll offensiv an Paragraph 219a Strafgesetzbuch festhalten

Die neue CDU-Generalsekretärin Annegret Kramp-Karrenbauer hat am
Donnerstagabend alle Funktions- und Mandatsträger der CDU auf die
Ablehnung der vom Koalitionspartner SPD sowie den
Oppositionsfraktionen der Linken und Grünen angestrebten Abschaffung
des Werbeverbots für Schwangerschaftsabbrüche verpflichtet. In einem
Schreiben werden die Christdemokraten zu einem offensiven Eintreten
für die Beibehaltung des Paragraphen 219a im Strafgesetzbuch
aufgerufen. Kramp-Karrenbauer verweist in ihrer vierseitigen
Argumentationshilfe unter anderem darauf, daß abbruchwillige
Schwangere bei den Beratungen, zu deren Inanspruchnahme sie
verpflichtet sind, darüber informiert werden, wo sie den Eingriff
vornehmen lassen können. Ein Bedarf an einem weiteren
Informationsangebot bestünde damit nicht. Die Union verfolgt hier
denselben Kurs wie die AfD. Wenn es um den Schutz ungeborenen Lebens
gehe, scheue die CDU keine Diskussion, betont Kramp-Karrenbauer.

9. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7698: Tragisches und Kurioses - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Laufen Europas Uhren wieder im Gleichschritt?

Erst über Unregelmäßigkeiten bei elektrischen Radioweckern und
Zeitschaltuhren in allen möglichen Elektrogeräten wurde publik, daß
politische Unstimmigkeiten zwischen Serbien und dem Kosovo für die
Zeitverluste verantwortlich waren.

Dabei ging es um Verspätungen bis zu sechs Minuten, die europaweit bei
netzbetriebenen Zeitmessern auftraten. Wie heise online berichtete,
war eine zeitweise Unterversorgung bei der Stromeinspeisung im Kosovo
verantwortlich, die eine geringe Abweichung vom 50 Hertz-Standard
bewirkte. Bisher hatten die Serben bei Bedarf für den Ausgleich
gesorgt, aber aus Verärgerung über die Zahlungsmoral des Kosovo, den
Serbien völkerrechtlich nicht anerkennt, ihre Bemühungen eingestellt.

Nachdem der ehemalige Umweltminister Klaus Töpfer als Vermittler
eingeschaltet wurde und das Netz seit Tagen wieder stabil ist, sind
die Schwierigkeiten möglicherweise ausgeräumt oder werden zumindest
verhandelt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7723: Arbeit, Soziales und Familie - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Hamburger Bündnis für mehr Personal im Krankenhaus

In den Krankenhäusern von Hamburg fehlen nach Angaben der
Gewerkschaft Verdi insgesamt 4200 Krankenpflegekräfte. Vor diesem
Hintergrund hat das Bündnis "Pflegenotstand Hamburg" eine
Volksinitiative für eine Änderung des Landeskrankenhausgesetzes
eingeleitet. Unter anderem soll die Bürgerschaft die Krankenhäuser
finanziell so gut ausstatten, daß diese die Pflegesätze der
Krankenkassen wirklich für die Pflege einsetzen können und nicht etwa
für Bauarbeiten oder technische Anschaffungen umleiten müssen. Die
Initiatoren des Volksbegehrens fordern zudem konkrete gesetzliche
Vorgaben dafür, wie viele Pflegekräfte trotz aller Ausfälle durch
Krankheit oder Urlaub zur Verfügung stehen müssen. Auch soll sich die
Gesundheitsversorgung nicht am Profit orientieren. Zusammen mit den
Kosten zur Verbesserung der Personalsituation kämen auf die Stadt und
die Krankenkassen Mehrkosten von 128 Millionen Euro zu. Das
Volksbegehren ist erfolgreich, wenn bis Ende März 10.000 bis 12.000
Unterschriften dafür zusammenkommen. Danach kann die Initiative einen
Volksentscheid vorbereiten. Die Aktion wird von der Fraktion Der
Linken unterstützt. Die Gesundheitssenatorin Cornelia Prüfer-Storcks
(SPD) verweist auf die bundesweite Regelung von Personalvorgaben für
die Pflege und die Regelung der Finanzierung der Krankenhäuser im
Bundesgesetz. Außerdem ist die Volksinitiative möglicherweise nicht
verfassungsgemäß, weil davon das Haushaltsrecht Hamburgs betroffen
ist.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7706: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Diesel-Abgase fordern 6000 Tote im Jahr

Die Luftverschmutzung ist ein großes Problem. Laut t-online.de gibt
es in Deutschland jedes Jahr etwa 6000 vorzeitige Todesfälle durch
überhöhte Stickstoffdioxid(NO2)-Konzentrationen. Das geht aus einer
Studie des Umweltbundesamt (UBA) hervor. Die Schuldigen sind leicht
gefunden: Diesel-Pkws. Besonders gefährdet sind Personen mit
Vorerkrankungen wie Asthma oder Bronchitis sowie Herzkranke, ältere
Menschen und Kleinkinder.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7711: Märkte und Finanzen - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Pazifik-Anrainerstaaten unterzeichnen Freihandelsabkommen CPTPP

Vertreter von elf Pazifik-Anrainerstaaten haben am Donnerstag
(Ortszeit) in Santiago de Chile das Handelsabkommen CPTPP
(Comprehensive and Progressive Trans Pacific Partnership - Umfassende
und Fortschrittliche Transpazifische Partnerschaft) unterzeichnet.
Kanada, Japan, Australien, Neuseeland, Mexiko, Chile, Peru, Vietnam,
Malaysia, Brunei und Singapur wenden sich damit gegen den von
Washington ausgeübten protektionistischen Druck, den US-Präsident
Trump mit dem Rückzug aus der Transpazifischen Partnerschaft TPP
aufgebaut hat. CPTPP stehe für eine dem Handel gegenüber offene Welt
ohne einseitig verhängte Sanktionen oder Androhungen eines
Handelskrieges, sagte Chiles Außenminister Muñoz bei der
Unterzeichnungszeremonie. Das Freihandelsabkommen wird von den
nationalen Parlamenten ratifiziert werden müssen. Die CPTPP ist offen
für den Beitritt weiterer Staaten - auch der USA. Sollte sich
Washington eines Tages umentscheiden, können 22 von der
Obama-Präsidentschaft ins TPP eingebrachte Regeln in dem mehr als
1000 Punkte umfassenden Regelwerk reaktiviert werden. Die elf
CPTPP-Staaten repräsentieren gut 13,5 Prozent der weltweiten
Wirtschaftskraft und 480 Millionen Menschen. Das Abkommen sieht die
Abschaffung oder Senkung von Zollschranken sowie zahlreiche
arbeitsrechtliche und umweltschutzpolitische Regelungen vor. Außerdem
werden im CPTPP öffentliche Ausschreibungen, Klagemöglichkeiten von
Unternehmen gegen Regierungen und der Schutz geistigen Eigentums
geregelt.

9. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7729: Aus Forschung und Technik - 09.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Google meldet Durchbruch bei den Quantenrechnern

Die Zeit der Quantencomputer rückt immer näher. Laut ZDNet.de hat
Google einen Durchbruch gemeldet. Der Quantenrechner-Chip Bristlecone
soll über nicht weniger als 72 Qubits verfügen. Stimmt das, wäre es
eine deutliche Steigerung gegenüber dem bisherigen Google-Chip, der
über 9 Qubits verfügte. Julian Kelly, Forscher aus Googles Quantum
AI-Lab, teilte in einem Blogeintrag mit, daß er und seine Kollegen
vorsichtig optimistisch sind, mit Bristlecone die sogenannte Quantum
Supremacy erreichen zu können. Damit ist der Punkt gemeint, an dem
Quantenrechner leistungsfähiger werden als herkömmliche Rechner oder
Aufgaben übernehmen, die mit einem herkömmlichen Rechner schwer oder
gar nicht bewältigt werden können. Das Leistungsversprechen der neuen
Rechner ist überwältigend. Allerdings werden durch sie vollkommen
neue Programme nötig, da die neue Technologie noch recht
fehleranfällig ist.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





GENETIK/250: Hessische Forscher wollen den Code des Lebens knacken (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 08.03.2018

Hessische Forscher wollen den Code des Lebens knacken - Startschuss für
neues LOEWE-Zentrum



95 Prozent des Erbguts von Tieren, Pflanzen und Pilzen sind bislang
unbekannt. Ein neues Forschungszentrum im Rahmen der hessischen
LOEWE-Initiative will das ändern und in einer weltweit einmaligen
Sequenzierungsoffensive Licht ins Dunkel der Genome von Organismen
bringen. Die Informationen sollen der Medizin und dem Artenschutz dienen.
Im Zentrum arbeiten Forschende der Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung , der Goethe-Universität, der Justus-Liebig Universität
Gießen und des Fraunhofer-Instituts für Molekularbiologie und Angewandte
Oekologie IME zusammen. Staatsminister Boris Rhein übergab heute die
Förderurkunde an das Leitungsgremium des neuen Zentrums.

Die hessische "Landes-Offensive für die Entwicklung
Wissenschaftlich-ökonomischer Exzellenz", kurz LOEWE, fördert seit 10 Jahren
exzellente Forschung in Hessen mit mehr als 700 Millionen Euro. Im neuen
LOEWE-Forschungszentrum "Translationale Biodiversitätsgenomik", kurz
LOEWE-TBG, dreht sich alles um die Entzifferung der Erbgutinformation von
Organismen und damit um den Kern der Natur an sich.

"Die Genome der Organismen sind die Grundlage für die uns umgebende
biologische Vielfalt", erklärt Prof. Dr. Axel Janke, Wissenschaftlicher
Koordinator des LOEWE-TBG, Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung und
Goethe-Universität. "Um diese genomische Vielfalt sichtbar zu machen
werden wir mehr als tausend Genome pro Jahr entziffern und damit den
Bauplan des Lebens von einer bisher unerreichten Bandbreite von Organismen
entschlüsseln."

Auch Exoten wie Flaschentierchen, Pfeilwürmer und Eipilze, Asseln,
Schnecken und Flechten, die bisher in der Genomforschung kaum beachtet
wurden, sollen analysiert werden. Alle sequenzierten Genome werden in eine
bislang einzigartige digitale Sammlung, die "Senckenberg Biodiversity
Genome Collection" aufgenommen. Nutzen kann sie vor allem die
internationale Forschungsgemeinschaft, denn auf diese Genombibliothek des
Lebens wird man per Webportal Zugriff haben.

Neue Maßstäbe will das Zentrum zudem setzen, wenn es darum geht,
Ergebnisse aus der Grundlagenforschung in konkrete Anwendungen zu
übertragen. "Die Erkenntnisse der Genomforschung werden uns unter anderem
eine Welle neuer Arzneimittel bescheren, denn Naturstoffe insbesondere aus
Bakterien und Pilzen aber auch aus giftigen Tieren wie Schnecken oder
Insekten sind schon sehr lange Teil der Medizin. Anhand der Genome werden
wir vorhersagen, welche Stoffe Organismen in ihren Zellen herstellen
können und dieses Wissen in Anwendungen übertragen", so Prof. Dr. Helge B.
Bode, Projektbereichsleiter Naturstoffgenomik LOEWE-TBG,
Goethe-Universität.

Die entschiedene Zusammenführung von Grundlagen- und angewandter Forschung
haben auch das Land Hessen überzeugt: Seit 2018 wird das Forschungszentrum
im Rahmen der bundesweit einzigartigen Landes-Offensive zur Entwicklung
wissenschaftlich ökonomischer Exzellenz (LOEWE) mit 17,6 Millionen Euro
zunächst bis 2021 unterstützt. "Das neues LOEWE-Zentrum TBG zeigt erneut
in eindrucksvoller Weise, wie das LOEWE-Programm zum Aufbau
profilbildender zukunftsweisender Forschungsbereiche beiträgt. Es bündelt
das wissenschaftliche Know-how in der Biodiversitätsgenomik und führt
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus zwei außeruniversitären
Forschungseinrichtungen und zwei Universitäten zusammen.

Die Zukunftsfähigkeit unseres Landes ist eng verknüpft mit der hohen
Innovations- und Wettbewerbsfähigkeit der Hochschulen, der
außeruniversitären Forschungseinrichtungen und der forschenden Wirtschaft.
Deshalb ist die Förderung der Wissenschaft ein wesentlicher Schwerpunkt
der Landespolitik. Wir sind davon überzeugt, dass Forschungsergebnisse von
heute die Produkte, Dienstleistungen, Therapien und Arzneimittel von
morgen sind", sagt der Hessische Wissenschaftsminister Boris Rhein.

Das international ausgerichtete LOEWE-TBG ist ein Joint Venture hessischer
Forschungseinrichtungen. Die Federführung liegt bei der Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung. Darüber hinaus beteiligen sich die
Goethe-Universität Frankfurt, die Justus-Liebig-Universität Gießen sowie
das Fraunhofer Institut für Molekularbiologie und Angewandte Oekologie IME
mit den Projektgruppen Translationale Medizin und Pharmakologie in
Frankfurt sowie Bioressourcen in Gießen.

"Das LOEWE-TBG vereint die Kompetenzen der beteiligten hessischen Partner
im Zukunftsfeld genomische Biodiversitätsforschung. Dank der Förderung
durch das Land Hessen und großer technisch-methodischer Fortschritte
können wir damit unsere laufende Erforschung der biologischen Vielfalt
stärker genomisch und zugleich anwendungsorientierter ausrichten", sagt
Prof. Dr. Dr. h. c. Volker Mosbrugger, Generaldirektor der Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung, abschließend.



Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen und
zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige Generationen
erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200 Jahren. Diese integrative
"Geobiodiversitätsforschung" sowie die Vermittlung von Forschung und
Wissenschaft sind die Aufgaben Senckenbergs. Drei Naturmuseen in
Frankfurt, Görlitz und Dresden zeigen die Vielfalt des Lebens und die
Entwicklung der Erde über Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg
Naturmuseum in Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main
sowie vielen weiteren Partnern gefördert.

Mehr Informationen unter www.senckenberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:
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Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, Sabine Wendler, 08.03.2018
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FORSCHUNG/486: Gene ins Visier nehmen (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 08.03.2018

Gene ins Visier nehmen

Forscher finden Proteine, die für pflanzliche Entwicklung sowie die
Reparatur und zielgerichtete Veränderung von DNA wichtig sind



Alle lebenden Zellen haben Mechanismen entwickelt, um ihre DNA gegen
Beschädigungen zu schützen - ob verursacht bei der Zellteilung, durch
ultraviolettes Licht oder Chemikalien. Biologinnen und Biologen um Prof.
Dr. Ralf Reski von der Universität Freiburg haben nun herausgefunden, dass
Proteine aus der RecQ-Familie im Moos Physcomitrella patens wichtige
Funktionen für die Moosentwicklung, sowie die Reparatur und zielgerichtete
Veränderung der DNA erfüllen. Die Ergebnisse, die das Team im Fachjournal
"Plant Cell" veröffentlicht hat, könnten den Schlüssel für eine präzisere
Genom-Editierung auch bei Nutzpflanzen liefern. Das Quedlinburger
Julius-Kühn-Institut JKI, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen und
das Zentrum des Nationalen Instituts für Agrarforschung INRA in
Versailles-Grignon/Frankreich haben zu der Studie beigetragen.




[image: Bild: © Sigrid Gombert]

Moospflanzen auf einer Petrischale.

Bild: © Sigrid Gombert



Proteine aus der RecQ-Familie kommen in Bakterien, Pilzen, Tieren und
Pflanzen vor. Am besten ist ihre Funktion im Menschen erforscht, da
Mutationen in den Genen, die die Baupläne für diese Proteine liefern, zu
Syndromen wie Bloom, Werner oder Rothmund-Thomson sowie zu
Krebserkrankungen führen. Dagegen ist ihre Rolle in Pflanzen bislang noch
weitgehend unklar. Das Forschungsteam hat nun entdeckt, dass sich zwei
wichtige Modellorganismen für die Genforschung - die Blütenpflanze
Arabidopsis thaliana und das Moos Physcomitrella patens - in ihren
RecQ4- und RecQ6-Genen deutlich voneinander unterscheiden. Indem die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler verschiedene gentechnisch
veränderte Pflanzen erzeugten, fanden sie heraus, dass RecQ4 für die
reguläre Entwicklung der Moospflanze und die DNA-Reparatur wichtig ist,
wohingegen RecQ6, das in Arabidopsis überhaupt nicht vorkommt, vor allem
die gezielte Veränderung von Genen befördert.

1998 publizierte Reskis Forschungsgruppe als erste über Gen-Targeting bei
Pflanzen, dem zielgerichteten Verändern von Genen. Seitdem dient die
Methode dazu, grundlegende Fragen der Biologie zu beantworten und so
genannte Knockout-Moose mit spezifisch ausgeschalteten Genen für
biotechnologische Anwendungen herzustellen. "Seit wir vor 20 Jahren unsere
Arbeit über die ersten Knockout-Moose veröffentlicht haben, habe ich mich
dafür interessiert, warum Physcomitrella um ein Vielfaches effizienter im
Editieren von Genen ist als jede andere Pflanze", erklärt Reski. Weltweit
haben mehrere Forschungsgruppen versucht, eine Antwort auf diese Frage zu
finden - bislang vergeblich. Die Kooperation mit den Expertinnen und
Experten aus Quedlinburg und Versailles hat schließlich zum Erfolg
geführt. "Wir wollen nun das RecQ6-Gen aus dem Moos in Blütenpflanzen
übertragen und untersuchen, ob es dort die Veränderung von Genen ebenfalls
befördert. Damit könnte es künftig möglich sein, Nutzpflanzen mit
herausragender Präzision zu modifizieren", sagt Reski.

Die Freiburger Biologinnen und Biologen sind auf die Moosforschung
spezialisiert und haben dazu beigetragen, Moose zu weltweit genutzten
Modellorganismen für Biologie und Biotechnologie zu entwickeln. Ralf Reski
ist Inhaber der Professur für Pflanzenbiotechnologie an der
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg. Der Biologe ist Mitglied des
Exzellenzclusters BIOSS Centre for Biological Signalling Studies und war
Senior Fellow am Freiburg Institute for Advanced Studies (FRIAS) sowie am
französischen Pendant USIAS, dem Institute for Advanced Study der
Université de Strasbourg.

Professur für Pflanzenbiotechnologie:

www.plant-biotech.net


Originalpublikation:

Gertrud Wiedemann, Nico van Gessel, Fabian Köchl, Lisa Hunn, Katrin
Schulze, Lina Maloukh, Fabien Nogué, Eva L. Decker, Frank Hartung, Ralf
Reski (2018):

RecQ helicases function in development, DNA-repair and gene targeting in
Physcomitrella patens.

In: Plant Cell.

DOI: 10.1105/tpc.17.006372.


Weitere Informationen unter:

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2018/gene-ins-visier-nehmen?set_language=de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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ENERGIE/1544: Konzepte für sichere Energiesysteme (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 08.03.2018

Konzepte für sichere Energiesysteme



Der Anteil erneuerbarer Quellen an der Stromerzeugung steigt immer weiter
- bundesweit auf zuletzt 38 Prozent im Jahr 2017. Welche Herausforderungen
dieser Teil der Energiewende mit sich bringt, erforschen Informatiker der
Universität Oldenburg innerhalb eines von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) ins Leben gerufenen Schwerpunktprogramms. Das
Team um Prof. Dr. Sebastian Lehnhoff von der Universität Oldenburg ist an
drei Projekten des interdisziplinären Programms beteiligt. Sie werden mit
jeweils knapp 300.000 Euro gefördert und sind kürzlich gestartet.

Für die Betreiber von Stromnetzen bringt die Energiewende neue
Herausforderungen mit sich. "Um die schwankende Leistung erneuerbarer
Energiequellen auszugleichen, muss das Stromnetz beispielsweise mit
Pufferkapazitäten, aber auch mit dem Wärme- und dem Gasnetz gekoppelt
werden", berichtet Sebastian Lehnhoff. Fachleute nennen diese neuen,
vielfältigeren Lebensadern der Energieversorgung "multimodale Netze". Weil
darin neben Wechselstrom zunehmend auch Gleichstrom eine Rolle spielt,
werden die Netze zusätzlich auch als "hybrid" bezeichnet.

Unabhängige Steuerung

Eins der drei Projekte mit Beteiligung der Oldenburger Energieinformatiker
beschäftigt sich damit, wie sich die zahlreichen regenerativen
Stromquellen - etwa Photovoltaik-Anlagen, Windturbinen oder
Blockheizkraftwerke - am besten koordinieren lassen. Zur Steuerung setzen
Lehnhoff und seine Kollegen von der Universität Hannover auf ein so
genanntes Multiagentensystem. Das ist eine Software, die ähnlich
funktioniert wie ein Ameisenstaat: Dabei agieren lokale Steuereinheiten
unabhängig voneinander. Sie sorgen beispielsweise dafür, dass die Spannung
in einem Bereich des Netzes im erlaubten Rahmen bleibt, ohne dass eine
zentrale Stelle das gesamte System überwacht. "Dadurch entstehen
automatisch Redundanzen, die das System robuster und weniger
fehleranfällig machen", sagt Lehnhoff.

Im zweiten Teilprojekt untersuchen die Oldenburger Forscher zusammen mit
Kollegen von der TU Dortmund die Risiken, die sich durch die Abhängigkeit
des Stromnetzes von der Informations- und Kommunikationstechnik ergeben.
Sie wollen ein Modell entwickeln, das die sicherheitskritischen Punkte der
multimodalen Netze aufspürt und bewertet. So will das Team etwa
herausfinden, ob sich Ausfälle kaskadenartig über verschiedene Bereiche
ausbreiten können, etwa vom elektrischen Netz über das
Telekommunikationsnetz ins Wärme- und Gasnetz. "Im letzten Schritt soll
eine Risikoanalyse entstehen, um die Wahrscheinlichkeit für das Auftreten
kritischer Ereignisse zu identifizieren", berichtet Lehnhoff.

Hochfahren nach dem Blackout

Das dritte Teilprojekt beschäftigt sich mit dem so genannten Schwarzstart
- also dem Fall, dass das Netz nach einem großräumigen Stromausfall wieder
neu gestartet werden muss. Hierbei arbeiten die Oldenburger
Energieinformatiker mit der Universität Passau zusammen. "Ein Schwarzstart
erfordert die sorgfältige Koordination zwischen den IT-Systemen und dem
elektrischen Energiesystem", erläutert Lehnhoff. Ein klassischer
Schwarzstart in einem großen Kraftwerk beginnt mit einer Batterie, die die
Steuerung für einen kleinen Dieselgenerator in Gang bringt, der wiederum
eine Gasturbine startet. Häufig werden auch Wasserkraftwerke eingesetzt,
deren Turbinen ohne Strom in Bewegung versetzt werden können.

In Zukunft wird die Aufgabe jedoch komplexer: Um das Stromnetz stabil
wieder aufzubauen, müssen viele dezentrale Erzeuger und Verbraucher
koordiniert werden. Das Problem: Um solche "Smart Grids" nach einem
Ausfall in Gang zu bringen, ist moderne Informations- und
Kommunikationstechnologie nötig - die aber selbst hohe Anforderungen an
die Netzstabilität stellt. "Im Falle eines großräumigen Systemausfalls
müssen IT und elektrisches Netz parallel wiederaufgebaut und hochgefahren
werden, wobei die beiden Systeme dynamisch miteinander wechselwirken",
berichtet Lehnhoff. Dieses "mehrkriterielle Optimierungsproblem" will der
Informatiker innerhalb des DFG-Projektes lösen.

Das DFG-Schwerpunktprogramm mit dem Titel "Hybride und multimodale
Energiesysteme: Systemtheoretische Methoden für die Transformation und den
Betrieb komplexer Netze" läuft über sechs Jahre und beinhaltet 16
Teilprojekte. Die erste, dreijährige Förderphase hat soeben begonnen.
Sebastian Lehnhoff ist eins von vier Mitgliedern im Programmausschuss des
Gesamtprojektes.


Weitere Informationen unter:

https://www.uni-oldenburg.de/informatik/energieinformatik/

http://gepris.dfg.de/gepris/projekt/313504828

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution24
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ENERGIE/1543: Forscherteam entwickelt Solarzelle mit Rekordwirkungsgrad (idw)


Leibniz Universität Hannover - 08.03.2018

Forscherteam entwickelt Solarzelle mit Rekordwirkungsgrad

Erfolgreiche Zusammenarbeit des ISFH und der Leibniz Universität Hannover



Rekord: Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern des Instituts für
Solarenergieforschung (ISFH) und des Instituts für Materialien und
Bauelemente der Elektronik (MBE) der Leibniz Universität Hannover ist es
gelungen, eine neuartige Solarzelle zu entwickeln, die mit einem
Wirkungsgrad von 26,1 Prozent deutlich effizienter arbeitet als die
bisherigen Solarzellen auf Basis des von in der Industrie üblicherweise
verwendeten Bor-dotierten Siliziums. Diese Entwicklung könnte dabei
helfen, auf lange Sicht die Kosten für die Erzeugung von Strom mittels
Photovoltaik zu senken. Außerdem sind derart effiziente Solarzellen
interessant für Anwendungsfälle mit begrenztem Platzangebot, z.B. auf dem
Dach von Elektrofahrzeugen. Das Forschungsvorhaben 26+ wurde für drei
Jahre vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWI) mit drei
Millionen Euro gefördert und läuft noch bis zum 30. Juni 2018.

Der maximal mögliche Wirkungsgrad einer Solarzelle aus dem für die
Anwendung besonders wichtigen Material Silizium liegt bei 29,5 Prozent.
Die praktische Realisierung eines Wirkungsgrades von mehr als 26 Prozent
mit Bor-dotiertem Silizium galt bislang nahezu unerreichbar. Basis der neu
entwickelten kristallinen Silizium-Solarzelle ist ein Kontakt, der
ebenfalls am ISFH und am MBE entstanden ist. Eine Solarzelle besteht im
Wesentlichen aus reinem Silizium, dort wird Licht eingefangen, das
positive und negative Ladungsträger erzeugt. Damit sie als Strom genutzt
werden können, müssen die verschiedenen Ladungsträger über unterschiedlich
behandelte Bereiche des Siliziums abgeführt werden. Dazu braucht man
Kontakte aus Metall, über die die Ladungsträger weitergeleitet werden. An
dieser Stelle - beim Übergang vom Metall zum Silizium und umgekehrt - kam
es bislang zu hohen Verlusten an Ladungsträgern. Hier setzen die vor
einiger Zeit neu entwickelten, sogenannten POLO Kontakte an.

POLO steht für "polycrystalline Silicon on Oxide" und beschreibt die
verwendeten Schichten. Um die positiven Ladungsträger auf der einen und
die negativen Ladungsträger auf der anderen Seite der Solarzelle zu
extrahieren, wurde je eine weitere Schicht Silizium für die POLO Kontakte
benutzt, allerdings eine mit einer anderen Struktur als im Inneren der
Zelle. Das polykristalline, leitfähige Silizium wurde als dünne Schicht
auf einem hauchdünnen Film aus Siliziumoxid aufgetragen. Diese isolierende
Zwischenschicht passiviert die Kontakte.

Durch Erhitzen auf Temperaturen um die 1000 Grad Celsius entstehen winzig
kleine
Poren in der darunterliegenden Passivierung. Der Durchmesser der Poren
liegt im Nanometerbereich. Durch sie können nun die Ladungsträger nahezu
verlustfrei über die polykristalline Siliziumschicht und die
Metallkontakte weitergeleitet werden. Die Verluste konnten so deutlich
reduziert werden. Die sogenannten POLO Kontakte vereinen daher eine
effiziente Stromextraktion aus der Solarzelle mit einer exzellenten
Passivierung.

Im aktuellen Forschungsvorhaben 26+ ist es nun gelungen, die POLO-Kontakte
so in eine Solarzelle zu integrieren, dass ein Wirkungsgrad von 26,1
Prozent erreicht wurde.
"Durch den Einsatz von Laserverfahren haben wir außerdem den Weg in
Richtung industrielle Anwendung geebnet", erklärt Projektleiter Dr. Felix
Haase vom ISFH. "Das Ergebnis zeigt, dass die Photovoltaik-Forschung in
Deutschland nach wie vor zur Weltspitze gehört und wesentliche Beiträge
zur Reduktion der Strom-Erzeugungskosten und für die Erschließung neuer
Anwendungsfelder für die Photovoltaik leisten kann", sagt Prof. Dr. Robby
Peibst, der am ISFH die Arbeitsgruppe leitet und am MBE eine
Juniorprofessur innehat.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution128
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GESUNDHEIT/996: Endlich Hilfen für Kinder psychisch kranker Eltern


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. März 2018 

Endlich Hilfen für Kinder psychisch kranker Eltern



Zur Konstituierung der interministeriellen Arbeitsgruppe am 12. März, die Vorschläge zur Verbesserung der Situation von Kindern psychisch kranker Eltern erarbeiten soll, erklären Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin für Jugendpolitik und Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für Gesundheitspolitik:

Unsere Anstrengungen haben sich gelohnt. Die Einsetzung der Arbeitsgruppe resultiert aus einem interfraktionellen Antrag, der im vergangenen Juni einstimmig vom Deutschen Bundestag verabschiedet wurde und der aus einer Initiative der Grünen Bundestagsfraktion hervorging.

Wenn Eltern psychisch krank werden, hat das Auswirkungen auf die ganze Familie. Kinder psychisch kranker Eltern sind deswegen ganz besonders auf ein unterstützendes soziales Umfeld und qualifizierte Hilfe angewiesen. Bei der Behandlung der Eltern werden Kinder bislang zu oft nicht mitgedacht und bleiben mit ihren Sorgen und ihrer Belastung häufig alleine. Das erhöht ihr Risiko, später selbst an einer psychischen Störung zu erkranken. Es fehlt an speziell zugeschnittenen Hilfs- und Präventionsangeboten, die die Kinder und ihre gesamte Familie in den Blick nehmen. Experten gehen immerhin von drei bis vier Millionen betroffenen Kindern in Deutschland aus.

Deshalb ist es so wichtig, dass die interdisziplinär besetzte Arbeitsgruppe jetzt endlich substanzielle Vorschläge erarbeitet, um die Situation der betroffenen Kinder und Jugendlichen nachhaltig, effektiv und passgenau zu verbessern.

Seit dem Bundestagsbeschluss ist schon viel Zeit vergangen und der im Antrag genannte Stichtag zur Vorlage des Berichts am 1. Juli 2018 wird nicht mehr zu halten sein. Wir appellieren deshalb an die zuständigen Ministerien nun möglichst zügig einen Bericht vorzulegen und dem Bundestag zuzuleiten. Wir werden den Prozess auf jeden Fall aufmerksam begleiten.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. März 2018 

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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UMWELT/1730: Atomkatastrophe Fukushima - keine Normalität, nirgends


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. März 2018

Atomkatastrophe Fukushima - keine Normalität, nirgends.



Zum Jahrestag der Nuklearkatastrophe von Fukushima am 11. März erklärt Sylvia Kotting-Uhl, Vorsitzende des Ausschusses für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit:

Sieben Jahre nach der Atomkatastrophe von Fukushima ist eine Bewältigung des Super-GAUs vom 11. März 2011 in Japan immer noch weit entfernt. Trotzdem will die japanische Regierung auf die Nutzung der Atomkraft nicht verzichten. Weder rechnet sie die Kosten der atomaren Katastrophe in den Atomstrompreis ein, noch akzeptiert sie den mehrheitlichen Wunsch der Bevölkerung nach einem Atomausstieg. Mit finanziellen Erpressungen werden Evakuierte in ihre alten Wohngebiete zurückgeschickt, die zwar dekontaminiert sind, aber immer noch viel zu hoch strahlen. Im Vorfeld der Olympischen Sommerspiele 2020 soll Normalität hergestellt werden. Doch normal wird das Leben in den verstrahlten Regionen noch lange nicht sein.

Mit dem Finger nach Japan zu zeigen, steht uns aber nicht an. Auch in Deutschland und seinen atomfreudigen Nachbarländern besteht das Risiko eines Super-GAUs bis zum Abschalten des letzten Atomkraftwerks. Viele Meiler an unseren Grenzen sind überaltert und störanfällig. Zu Ihrem Betrieb trägt Deutschland mit seinen Atomfabriken in Gronau und Lingen aktiv bei. Die Urananreicherungsanlage und die Brennelementefabrik schnellstmöglich zu schließen, ist die nächste Aufgabe der Bundesregierung. Das wäre ein konsequenter Schritt Richtung europäischer Atomausstieg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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WIRTSCHAFT/2785: Zeit für eine neue Wirtschaftsdiplomatie - Globalisierung endlich gerecht gestalten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. März 2018 

Zeit für eine neue Wirtschaftsdiplomatie! Globalisierung endlich gerecht gestalten!



Zu Donald Trumps Entscheidung, Zölle auf Stahl und Aluminium zu verhängen sagt Katharina Dröge, Sprecherin für Handelspolitik:

Die Politik von Donald Trump ist reiner Protektionismus. Hierauf muss die EU unverzüglich mit einer Klage vor der WTO reagieren. Wieder einmal tritt der US-Präsident internationale Regeln mit Füßen. Sein Handeln kann zu einer gefährlichen Spirale der Marktabschottung und einem internationalen Handelskrieg führen, an dessen Ende nur Verlierer stehen.

Die EU und auch Kanzlerin Merkel sind jetzt gefordert, eine Eskalation des Konflikts mit allen Mitteln zu verhindern. Gerade jetzt braucht es eine neue Form der Wirtschaftsdiplomatie. Merkel muss den Dialog mit den USA jetzt zur Chefinnen-Sache machen! Dazu gehört, die Gespräche, die es zwischen der EU, den USA und Japan und im Rahmen der G20 bisher gab, umgehend zu intensivieren.

Trumps angekündigte Zölle dürften auch dazu beitragen, dass der Druck auf die Stahlkonzerne in Europa weiter wächst. Sie kämpfen jetzt schon mit weltweiten Überkapazitäten und subventioniertem Stahl aus China. Wenn durch Trumps Zölle noch mehr Stahl auf den europäischen Markt drängt, kann die EU im Extremfall im Einklang mit WTO-Recht temporär die Menge an importiertem Stahl begrenzen. Dank Grüner Verhandlungserfolge im Europaparlament hat sie seit kurzem auch Instrumente gegen Umwelt- und Klimadumping zur Verfügung.

Die EU ist zudem gefordert, gerade jetzt in der Krise ihre Handelspolitik neu auszurichten und endlich für ein faires internationales Handelssystem einzutreten. Die beste Antwort auf die Protektionisten dieser Welt ist es, die Globalisierung endlich gerecht zu gestalten!

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

 * 
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Pressemitteilung vom 9. März 2018 
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RECHT/840: Union tritt weiter für Beibehaltung von § 219a StGB ein


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. März 2018

Union tritt weiter für Beibehaltung von § 219a StGB ein

Werbeverbot für Schwangerschaftsabbruch soll unverändert bestehen
bleiben



In der aktuellen Diskussion über § 219a Strafgesetzbuch (StGB)
spricht sich die CDU/CSU-Bundestagsfraktion weiter dafür aus, das
Werbeverbot für Schwangerschaftsabbrüche unverändert beizubehalten.
Dazu erklären die rechtspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker und die
Vorsitzende der Gruppe der Frauen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Yvonne Magwas:

"Die Union hält daran fest: Das Werbeverbot für den
Schwangerschaftsabbruch nach § 219a StGB soll unverändert
bestehen bleiben. Das Verbot ist ein wichtiger Teil des gut
austarierten Kompromisses zwischen dem Schutz des ungeborenen Lebens
und der Not ungewollt schwangerer Frauen. Das bestehende Werbeverbot
gehört damit untrennbar zur Beratungslösung des § 218a StGB.

Uns ist wichtig, dass jede schwangere Frau Zugang zu einer guten und
ergebnisoffenen Beratung hat. Nur dieses vertrauensvolle Gespräch
wird der psychischen Belastung gerecht, die ein
Schwangerschaftskonflikt für Frauen bedeutet. Im geschützten Raum
kann die schwangere Frau ihre Fragen klären, sich fundiert beraten
lassen und dann eine selbstbestimmte Entscheidung treffen.
Selbstverständlicher Bestandteil der Beratung ist es auch,
Informationen darüber zu übermitteln, welche Ärztinnen und Ärzte
einen Schwangerschaftsabbruch durchführen würden. Die Möglichkeit
eines sicheren Abbruches für Frauen bleibt unangetastet, wenn sie
sich aus individuellen schwerwiegenden Gründen nicht anders als für
einen Schwangerschaftsabbruch entscheiden kann.

Diese Hilfe wird Frauen und der Schwere des Konfliktes gerecht -
Werbung für ein Geschäft zur Tötung ungeborenen Lebens dagegen
nicht."

 * 

Quelle:
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Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2700: US-Strafzölle widersprechen klar den vereinbarten internationalen Handelsregeln


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. März 2018

US-Strafzölle widersprechen klar den vereinbarten internationalen
Handelsregeln



Zu den von US-Präsident Trump verhängten Schutzzöllen auf Stahl und
Aluminium können Sie den Stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Christian Hirte wie folgt zitieren:

"Die Strafzölle sind und bleiben ein Irrweg - auch für die USA. Wir
sollten jetzt alle Gesprächskanäle nutzen, um Präsident Trump von
dieser absurden Wirtschaftspolitik abzubringen. Wir setzen auch auf
intensive Kontakte zum US-Abgeordnetenhaus. Den US-Abgeordneten kann
es nicht passen, dass der Präsident sie in dieser zentralen
politischen Frage vollständig übergehen will und damit letztlich auch
massiv Arbeitsplätze in ihren Wahlkreisen gefährdet.

Im Übrigen sollten wir schnell eine Klage bei der
Welthandelsorganisation anstreben. Die US-Strafzölle widersprechen
klar den vereinbarten internationalen Handelsregeln.

Insgesamt wird es, trotz aller Schwierigkeiten, in nächster Zeit
darum gehen, den Welthandel zu stärken und Handelsbarrieren
abzubauen. Hier könnte die Strafzolldiskussion sogar hilfreich sein.
Selbst hartnäckige TTIP-Gegner sehen jetzt hoffentlich ein, dass
nicht der Freihandel das Problem ist, das wir bekämpfen müssen,
sondern der Protektionismus."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2699: Schutzzölle auf Stahl- und Aluminiumimporte gefährden amerikanische und europäische Jobs


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. März 2018

Schutzzölle auf Stahl- und Aluminiumimporte gefährden
amerikanische und europäische Jobs



US-Präsident Donald Trump wird voraussichtlich am heutigen Abend das
Dokument zur Verhängung von Schutzzöllen auf Stahl- und
Aluminiumimporte unterzeichnen. Hierzu können Sie den wirtschafts-
und energiepolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Joachim Pfeiffer, wie folgt zitieren:

"Sollte der US-Präsident die angekündigten Schutzzölle tatsächlich
verhängen, so wäre dies kein guter Tag für die transatlantische
Partnerschaft und für den weltweiten Freihandel. Schutzzölle auf
Stahl- und Aluminiumimporte gefährden amerikanische und europäische
Jobs gleichermaßen. Das Gebot der Stunde lautet, einen kühlen Kopf zu
bewahren und sich nicht in eine drohende Protektionismus-Spirale
hineinziehen zu lassen. Denn dies könnte am Ende in einen echten
Handelskrieg ausarten, bei dem alle Seiten verlieren.

Europa sollte die USA zügig vor der Welthandelsorganisation
verklagen. Gleichzeitig gilt es, den USA deutlich zu machen, dass die
EU zu schmerzhaften Gegenmaßnahmen in der Lage ist. Wichtig ist vor
allem, umgehend Maßnahmen zum Schutz der europäischen Industrie
vorzubereiten, damit Stahl und Aluminium aus anderen Regionen, die
von den US-Zöllen betroffen sind, nicht in den europäischen Markt
hineingedrückt werden. Im Übrigen wird man in der US-Administration
schnell begreifen, dass Strafzölle am Ende auch die US-amerikanische
Industrie schädigen, die dann für die Vorprodukte Stahl- und
Aluminium mehr bezahlen muss. Hier bauen wir auf die Stimmen der
freihandelsfreundlichen Republikaner im US-Kongress."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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AUSSEN/1675: Lange Phase nuklearen Drohens beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. März 2018

Lange Phase nuklearen Drohens beenden



"Ich begrüße ausdrücklich die begonnenen diplomatischen Gespräche zwischen den Konfliktparteien auf der koreanischen Halbinsel. Nach der langen Phase der nuklearen Drohungen zwischen Nordkorea und den USA ist der Schritt eines direkten Treffens zwischen dem nordkoreanischen Regierungschef Kim Jong Un und dem US-Präsidenten Donald Trump ein Zeichen der Hoffnung auf ein Ende der Eskalationsspirale zwischen beiden Ländern. Diese Chance darf nicht durch weiteres Säbelrasseln vertan werden", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die diplomatische Wende auf der koreanischen Halbinsel. Hänsel weiter:

"Die Gespräche müssen auch Konsequenzen nach sich ziehen. Die wirtschaftlichen Sanktionen, die die Bevölkerung in Nordkorea direkt treffen, müssen beendet werden. Nordkorea muss sämtliche atomare Tests und weitere Rüstungspläne sofort beenden. Die nordkoreanische Führung hat hier bereits Entgegenkommen signalisiert, im Gegenzug muss endlich eine Nichtangriffsgarantie verbunden mit der Aushandlung eines umfassenden Friedensvertrags mit allen Beteiligten auf die Tagesordnung."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. März 2018
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BILDUNG/883: Rahmenbedingungen an Schulen müssen dringend verbessert und gesichert werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. März 2018

Rahmenbedingungen an Schulen müssen dringend verbessert und gesichert werden



"Schüler und Lehrkräfte dürfen nicht weiter zum Sündenbock verfehlter Bildungspolitik gemacht werden", erklärt Birke Bull-Bischoff mit Blick auf die Forsa-Umfrage zur Situation der Schulleiter, die heute auf dem Schulleiterkongress vorgestellt wurde. 57 Prozent der befragten Schulleiter sehen im Lehrkräftemangel das ärgste Problem. Die Folgen dieses Mangels sind unbesetzte Stellen, Unterrichtsausfall, schlechte Arbeitsbedingungen für Lehrer und Lehrerinnen. Die Sprecherin der für Bildungspolitik der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Bundesweit sind zwölf Prozent der Lehrerstellen an Grundschulen und sechs Prozent an weiterführenden Schulen nicht besetzt. Das ist ein unhaltbarer Zustand. Dass sich so viele mit der Inklusion behinderter Schüler und Schülerinnen sowie der Integration von Flüchtlingskindern überfordert fühlen, verwundert nicht, auch hier macht sich der Personalmangel dramatisch bemerkbar.

Mittlerweile gibt es an mehr als jeder dritten Schule Seiteneinsteiger, von denen 65 Prozent keine systematische pädagogische Vorbereitung erhalten haben. Aufgrund der Zeitnot wird es ohne sie jedoch nicht mehr gehen, selbst wenn parallel der Ausbau von Studienplätzen für die Ausbildung von Lehrämtern weiter vorangetrieben wird.

Bei all diesen Problemlagen ist die Qualitätssicherung besonders wichtig und darf nicht vernachlässigt werden. Die Kultusministerkonferenz muss endlich handeln. Daneben müssen Bund, Länder und Kommunen gemeinsam enger zusammenarbeiten, um zügig kurz-, mittel- und langfristige Lösungen zu finden: Zum Abbau des Lehrkräftemangels ohne Qualitätsverlust, zur Steigerung der Attraktivität des Berufsfeldes, etwa durch die Verbesserung und Vereinheitlichung der Lehrergehälter, sowie zu Verbesserungen in der Lehrerbildung.

Das Kooperationsverbot in der Bildung muss endlich vollständig aufgehoben und eine Gemeinschaftsaufgabe Bildung im Grundgesetz verankert werden. Wir brauchen bundesweit geltende Vereinbarungen zur Sicherung materieller und personeller Rahmenbedingungen an Schulen, zur Ausbildung und zu Arbeitsbedingungen der Fachkräfte und zur Bildungsfinanzierung."

 * 

Quelle:
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INNEN/4911: SPD-Führung beschränkt sich auf die Simulation eines Neuanfangs


DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. März 2018

SPD-Führung beschränkt sich auf die Simulation eines Neuanfangs



Zur heutigen Präsentation der SPD-Minister erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Mit der Besetzung der Schlüsselministerien Finanzen und Arbeit durch ausgewiesene Vertreter der alten Agenda 2010-SPD beschränkt sich die SPD-Führung auf die Simulation eines Neuanfangs. Daran kann auch die Aufbruchs-Kosmetik durch teilweise überraschende Neuzugänge nichts ändern.

Olaf Scholz und Hubertus Heil stehen für die unrühmliche Vergangenheit der SPD. Scholz steht mit seinem Eintreten für eine Haushaltspolitik der schwarzen Null und gegen eine Vermögenssteuer für eine Fortsetzung des Kurses in die falsche Richtung. Der designierte Arbeitsminister Huberts Heil ist kein Angebot an Beschäftigte und Gewerkschaften, das nach den schwachen Verhandlungsergebnissen mit dem Fortbestand von Leiharbeit, sachgrundlosen Befristungen und Niedriglöhnen dringend nötig gewesen wäre.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Presseerklärung vom 9. März 2018
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WIRTSCHAFT/2043: Export von Kleinwaffen generell verbieten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. März 2018

Export von Kleinwaffen generell verbieten



"Die Bundesregierung kann und will den Endverbleib der gelieferten Maschinenpistolen, Scharfschützengewehre und Panzerabwehrraketen aus deutscher Produktion nicht kontrollieren. So landeten in der Vergangenheit deutsche Waffen, die an NATO-Mitglieder wie die USA, Großbritannien oder die Türkei exportiert wurden, auch in Kriegs- und Krisengebieten und bei islamistischen Terrorgruppen. Notwendig ist ein generelles Exportverbot von Kleinwaffen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE und Mitglied des Auswärtigen Ausschusses, mit Blick auf die Antwort [PDF] der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (BT-Drucksache 19/643). Die Rüstungsexpertin der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Der im Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD formulierte Exportstopp von Kleinwaffen in Drittstatten reicht nicht. Denn deutsche Kleinwaffen werden bereits jetzt über NATO-Mitglieder in Drittstaaten weiter exportiert. Die Bundesregierung muss verhindern, dass weiterhin alle 14 Minuten ein Mensch in dieser Welt durch eine Kleinwaffe aus der Produktion deutscher Rüstungsschmieden stirbt. Der frühere UN-Generalsekretär Ban Ki Moon bezeichnet Kleinwaffen zu Recht als 'Massenvernichtungswaffen des 21. Jahrhunderts'. Wer wie die Bundesregierung vorgibt, eine werteorientierte Außenpolitik zu führen, muss den Export dieser Massenvernichtungswaffen zwingend unterbinden.

Es ist ein Hohn, wenn die Bundesregierung einen restriktiveren Umgang bei Rüstungsexporten ankündigt und gleichzeitig das zweite Jahr in Folge mehr Ausfuhren von Kleinwaffen genehmigt. Laut Wirtschaftsministerium ist der Umfang der Exporte 2017 von 46,89 auf 47,81 Millionen Euro gestiegen, nachdem er 2015 noch 32,43 Millionen Euro betragen hatte. Eine deutliche Steigerung von 2,55 auf 5,45 Millionen Euro machen Liefergenehmigungen an NATO-Staaten aus. Allein an die USA, die in der Vergangenheit auch islamistische Terrorgruppen in Syrien aufgerüstet haben, sind im vergangenen Jahr Kleinwaffenexporte im Wert von 4,3 Millionen Euro genehmigt worden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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BUNDESTAG/6993: Heute im Bundestag Nr. 141 - 09.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 141

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. März 2018, Redaktionsschluss: 14.00 Uhr

1. Vertiefte Detailprüfung des Asylstatus

2. Fast eine Million Waffenbesitzer



1. Vertiefte Detailprüfung des Asylstatus

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf)
muss laut Asylgesetz spätestens nach Ablauf von drei Jahren die
Voraussetzungen für den gewährten Asylstatus im Einzelfall überprüfen.
In den vergangenen Jahren kam es dabei in etlichen Fällen auch auf
Grund einer veränderten Lage im Herkunftsland des Asylbewerbers zu
einer "vertieften Detailprüfung", wie es in der Antwort (19/991) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/735) der AfD-Fraktion
heißt.

Für das Jahr 2013 sind 369 solche Fälle aufgeführt, darunter die
meisten bei Staatsangehörigen aus Syrien (72), gefolgt von Pakistan
(65), Iran (59), Irak (58) und Afghanistan (42). Für das Jahr 2014
sind 1.293 Fälle genannt. Betroffen waren erneut vor allem
Staatsangehörige aus Syrien (521), Irak (170), Sri Lanka (75), Iran
(71) und Afghanistan (59).

 * 

2. Fast eine Million Waffenbesitzer

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Im Nationalen Waffenregister (NWR) sind rund 934.000
Personen aufgeführt, die mindestens eine erlaubnispflichtige
Schusswaffe besitzen. Das geht aus der Antwort (19/992) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/741) der AfD-Fraktion
hervor.

Unter den registrierten Waffenbesitzern sind unter anderem Jäger
(417.005), Sportschützen (345.576), Vereine (15.447), Waffensammler
(7098) und Erben (96.935). In den Zahlen enthalten sind mögliche
Kombinationen, etwa Jäger und Sportschütze, die nicht gesondert
abgebildet werden.

Die Zahl der Waffentrageberechtigungen hat sich den Angaben zufolge in
den vergangenen Jahren stark erhöht: Von 2.492 im Jahr 2013 auf 9.285
im Jahr 2017.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 141 - 9. März 2018 - 14.00 Uhr
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BUNDESTAG/6992: Heute im Bundestag Nr. 140 - 09.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 140

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. März 2018, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. 9.377 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge

2. Terminplan für Pkw-Maut noch unklar

3. FDP fragt nach 24-Stunden-Baustellen

4. Grüne fragen nach Flugausfällen

5. Grüne fragen nach Zugsicherungssystemen

6. Grüne fragen nach Software-Updates

7. Hinterlandanbindung deutscher Seehäfen

8. Grüne thematisieren Abgasmanipulationen



1. 9.377 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bei der Bundesnetzagentur sind mit Stand 7. Februar
2018 insgesamt 9.377 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge an 4.666
öffentlich zugänglichen Ladeeinrichtungen angezeigt worden. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/986) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/649) hervor. Der Antwort
zufolge handelt es sich um 8.103 Normalladepunkte, an denen Strom mit
einer Ladeleistung von höchstens 22 Kilowatt an ein Elektromobil
übertragen werden kann, und 1.274 Schnellladepunkte, an denen Strom
mit einer Ladeleistung von mehr als 22 Kilowatt übertragen werden
kann.

Auf die Frage, ob das Ziel des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur erreicht wurde, bis Ende 2017 alle rund 400
Standorte der Autobahn Tank & Rast GmbH mit Schnellladesäulen und
Parkplätzen für Elektrofahrzeuge auszustatten, teilt die
Bundesregierung mit, bis Ende 2017 seien rund 300 Standorte der
Autobahn Tank & Rast Gruppe entsprechend ausgestattet worden. Es werde
jedoch an dem Ziel festgehalten, die Autobahnraststätten mit
E-Ladesäulen auszustatten. Zeitliche Verzögerungen hätten sich aus
baulichen oder standortspezifischen Unwägbarkeiten ergeben, die dem
Umfang der Maßnahmen geschuldet seien, heißt es in der Antwort.

 * 

2. Terminplan für Pkw-Maut noch unklar

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung kann noch keinen Termin für die
Einführung der Infrastrukturabgabe (Pkw-Maut) nennen. Das geht aus der
Antwort (19/990) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/724) hervor. Der Einführungstermin sei abhängig von den
Ergebnissen der noch laufenden Vergabeverfahren, schreibt die
Regierung. In den Jahren 2014 bis 2017, so heißt es in der Antwort
weiter, seien für die Einführung der Infrastrukturabgabe Kosten in
Höhe von insgesamt 23 Millionen Euro entstanden. Im Bundesministerium
für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI), im Bundesamt für
Güterverkehr (BAG) und im Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) seien für die
Vorbereitung der Infrastrukturabgabe insgesamt 76 Stellen und
Planstellen vorgesehen. Davon seien 30 besetzt, teilt die Regierung
mit.

Was die Ausweitung der Lkw-Maut auf das Bundesstraßennetz betrifft, so
geht die Bundesregierung der Vorlage zufolge davon aus, "dass der
Termin 1. Juli 2018 für die Ausweitung auf alle Bundesstraßen
eingehalten werden kann". Die gegenwärtigen Mautsätze sollen dann
weitergelten, bis die Arbeiten an dem neuen Wegekostengutachten 2018 -
2022 abgeschlossen sind und auf dieser Basis die aktuellen Mautsätze
überprüft werden könnten. Auf der Grundlage des neuen
Wegekostengutachtens will die Bundesregierung nach eigener Aussage
auch eine Ausweitung der Maut auf kleinere Lkw mit 3,5 bis 7,5 Tonnen
zulässigem Gesamtgewicht und auf Fernbusse sowie die Einbeziehung der
Lärmkosten prüfen.

 * 

3. FDP fragt nach 24-Stunden-Baustellen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Anzahl der 24-Stunden-Baustellen auf
Bundesautobahnen erkundigt sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen
Anfrage (19/1018) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung
unter anderem wissen, wie die Bundesländer im Rahmen der
Auftragsverwaltung das Instrument von 24-Stunden-Baustellen, auf denen
rund um die Uhr gearbeitet werden kann, nutzen. Gefragt wird auch,
welche rechtlichen und planerischen Möglichkeiten die Bundesregierung
in Bezug auf Prämienzahlungen für Bauunternehmen sieht, "die zum
Beispiel als Generalunternehmer schneller als vereinbart mit einer
Baumaßnahme auf national und international bedeutenden Autobahnen und
Verkehrswegen fertig werden".

 * 

4. Grüne fragen nach Flugausfällen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für Ausfälle und Verspätungen von Flügen in
Deutschland interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In
einer Kleinen Anfrage (19/1023) weisen die Abgeordneten daraufhin,
dass Verspätungen und Ausfälle von Flügen seit Jahren für Unsicherheit
bei Touristen, aber auch bei Geschäftsreisenden sorgen würden. Die
Abgeordneten wollen angesichts dessen von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie der aktuelle Zeitplan für die Novellierung der
Fluggastrechte auf europäischer Ebene aussieht.

 * 

5. Grüne fragen nach Zugsicherungssystemen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Realisierung des europäischen Leit- und
Sicherungssystems ETCS (European Train Control System) im deutschen
Schienennetz interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In
einer Kleinen Anfrage (19/1024) schreiben die Abgeordneten, Ziel des
Zugsicherungssystems sei es, die unterschiedlichen im europäischen
Zugverkehr eingesetzten Zugbeeinflussungssysteme abzulösen und durch
einen einheitlichen, interoperablen Standard in Europa zu ersetzen.
Die Deutsche Bahn AG habe im Januar 2018 ein Projekt "Digitale Schiene
Deutschland" vorgestellt, welches die Ausrüstung der Schienenwege des
Bundes mit ETCS zu einem Kernbestandteil der Digitalisierung des
deutschen Schienennetzes herausstelle, heißt es in der Vorlage.
Zahlreiche Fragen der Öffentlichkeit, etwa zu Kosten und Finanzierung
einer ETCS-Migrationsstrategie in Deutschland, seien jedoch bis heute
ungeklärt.

Daher wollen die Grünen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie hoch sie die Investitionskosten für die Ausstattung sämtlicher
Bahnstrecken der Transeuropäischen Netze (TEN-T-Korridore) auf dem
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland mit ETCS einschätzt. Gefragt
wird konkret, ob die Bundesregierung die in den Medien kursierende
Zahl über die Investitionskosten in Höhe von 30 Milliarden Euro über
15 Jahre für die ETCS-Ausrüstung des gesamten Schienennetzes in
Deutschland für realistisch hält.

 * 

6. Grüne fragen nach Software-Updates

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für wie viele Diesel-PKW auf dem Dieselgipfel im
August 2017 von den PKW-Herstellern Software-Updates zugesagt wurden,
möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen von der Bundesregierung
wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/1025) erkundigen sich die
Abgeordneten außerdem, wie viele dieser Diesel-PKW mittlerweile
tatsächlich ein neues Software-Update aufgespielt bekommen haben.

 * 

7. Hinterlandanbindung deutscher Seehäfen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Hinterlandanbindungen der deutschen Seehäfen
im Zuge des Bundesverkehrswegeplans 2030 (BVWP) interessiert sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten machen in einer
Kleinen Anfrage (19/1029) deutlich, das aus ihrer Sicht nicht alle in
den Ausbaugesetzen zum BVWP genannten Hafenhinterlandprojekte die
Absichten erfüllen, die Seehäfen besser anzubinden, sondern rein für
den regionalen Verkehr bedeutsame Projekte seien. Die Bundesregierung
wird nun gefragt, welche Projekte in den Ausbaugesetzen ihrer
Auffassung nach eine Funktion der Hafenhinterlandanbindung erfüllen.

 * 

8. Grüne thematisieren Abgasmanipulationen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/1032) "Rückrufe von Dieselfahrzeugen sowie
Untersuchungen zu weiteren Verdachtsfällen von Abgasmanipulationen".
Wie die Abgeordneten schreiben, habe das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA)
seit Bekanntwerden des Abgasskandals verschiedene verbindliche
Fahrzeugrückrufe aufgrund unzulässiger Abschalteinrichtungen oder
sonstiger Abgasmanipulationen angeordnet. Der aktuelle Umsetzungstand
der einzelnen Rückrufe sei jedoch unklar. Zudem würden inzwischen in
den USA gegenüber dem Daimler-Konzern Vorwürfe erhoben, dass in
bestimmten Fahrzeugen Software-Funktionen eingesetzt würden, "um die
Abgastests auf dem Prüfstand zu bestehen", heißt es in der Vorlage.
Offen sei, "welche Fahrzeugmodelle von den Vorwürfen betroffen sind,
wie viele Fahrzeuge auch in Deutschland zugelassen sind und auf welche
Weise die Bundesregierung den Vorwürfen nachgeht".

 * 
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BUNDESTAG/6991: Heute im Bundestag Nr. 139 - 09.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 139

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. März 2018, Redaktionsschluss: 12.20 Uhr

1. Entwicklung einer bewaffneten Eurodrohne

2. Verwundete Soldaten in Afghanistan

3. Ausweitung des Irak-Mandates

4. Keine Statistik über Moschee-Besuche

5. Kosten von Steuervorhaben

6. Steuersenkungen in den USA



1. Entwicklung einer bewaffneten Eurodrohne

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Konzeptphase zur Entwicklung einer europäischen,
bewaffneten Drohne wurde am 29. Januar 2018 abgeschlossen. Dies teilt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1082) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/567) mit. Mit dem erfolgreichen Abschluss
seien die Anforderungen der am Projekt beteiligten Nationen
Deutschland, Frankreich, Italien und Spanien harmonisiert worden. Die
dafür erarbeiteten rudimentären Designentwürfe ließen aber keine
abschließenden Schlussfolgerungen auf die spezifischen technischen
Systeme der Eurodrohne, ihre Funktionen und die Anzahl der
mitgeführten Waffen zu.

 * 

2. Verwundete Soldaten in Afghanistan

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Seit Beginn des Afghanistan-Einsatzes im Jahr 2002
wurden 123 Soldaten und zwei Soldatinnen der Bundeswehr während
Kampfhandlungen verwundet. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/1084) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion mit.
Weitere 179 Soldaten und eine Soldatin seien bei Verkehrsunfällen,
Dienstunfällen, beim Sport und anderen Gelegenheiten verletzt worden.

 * 

3. Ausweitung des Irak-Mandates

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Zu den Rechten und Pflichten eine geschäftsführenden
Bundesregierung gehört nach Artikel 69 Absatz 3 des Grundgesetzes auch
die Planung für eine Verlängerung auslaufender Mandate für
Auslandseinsätze der Bundeswehr. Diese Ansicht vertritt die Regierung
in ihrer Antwort (19/1087) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
zur geplanten Ausweitung des Irak-Einsatzes der Bundeswehr (19/784).
Die Regierung verweist zudem darauf, dass die Entscheidung über das
Mandat beim Bundestag liegt.

 * 

4. Keine Statistik über Moschee-Besuche

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundeswehr führt keine Statistik über
Moschee-Besuche von Bundeswehreinheiten im Rahmen der Ausbildung. Dies
teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/1089) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/792) mit. Der Besuch einer Moschee
Erfolge im Rahmen der Politischen Bildung, der Ausbildung
interkultureller Kompetenz oder als Teil des lebenskundlichen
Unterrichts und sei deshalb grundsätzlich verpflichtend. Es würden
keine Moscheen besucht, die von Verfassungsorganen überwacht werden.

 * 

5. Kosten von Steuervorhaben

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Kosten verschiedener steuerpolitischer
Ankündigungen aus der Koalitionsvereinbarung von CDU, CSU und SPD geht
es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/1022). Die Regierung soll angeben, wie viele Haushalte von dem
geplanten Baukindergeld profitieren könnten und wie hoch die
steuerlichen Mindereinnahmen sein könnten. Außerdem soll beziffert
werden, wie viele Wohnungen zusätzlich durch die Gewährung von
Baukindergeld entstehen könnten. Weiter gefragt wird nach den
Auswirkungen der Sonderabschreibung beim freifinanzierten Wohnungsbau
und den Auswirkungen einer Anpassung des Solidaritätszuschlags, bei
der die unteren 90 Prozent der Zahler vollständig von dem Zuschlag
entlastet werden würden.

 * 

6. Steuersenkungen in den USA

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Steuerreformen in den USA und in weiteren
Ländern geht es einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/1027). Die
Bundesregierung wird gefragt, ob sie die Einschätzungen von
Forschungsinstituten und anderen Experten teilt, wonach es durch die
Steuerreform in den USA Anreize für deutsche Unternehmen gebe, ihre
Wertschöpfung und Strukturen zu verlagern, um dadurch mehr Gewinne in
den USA auszuweisen. Die Bundesregierung soll angeben, ob die
Möglichkeit von Arbeitsplatzverlusten in Deutschland durch die
amerikanische Steuerreform besteht und ob sich Investitionen in
Forschung und Entwicklung künftig eher in den USA als in Deutschland
lohnen. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage zitieren die
Abgeordneten Schätzungen des US-Kongresses, dass die Steuerreform (Tax
Cuts and Jobs Act) Privathaushalte und Unternehmen um 225 Milliarden
Euro jährlich entlasten werde, was 1,2 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts entspreche. Umgerechnet auf Deutschland
entspreche dies einer Steuersenkung von 46 Milliarden Euro im Jahr.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 139 - 9. März 2018 - 12.20 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/6990: Heute im Bundestag Nr. 138 - 09.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 138

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. März 2018, Redaktionsschluss: 11.30 Uhr

1. Rund 64.000 Übernahmeersuchen 2017

2. 162 islamfeindliche Straftaten

3. Demokratische Strukturen in Tunesien

4. Programm WIR fördert regionale Bündnisse

5. Ergebnisse des EU-Afrika-Gipfels

6. Bundestagsrede eines russischen Schülers



1. Rund 64.000 Übernahmeersuchen 2017

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) 2017 sind in Deutschland insgesamt 198.317
Asylerstanträge registriert worden. In 64.267 Fällen kam es zu einem
sogenannten Übernahmeersuchen an die Mitgliedstaaten im Rahmen der
Dublin-Verordnung, wie aus der Antwort (19/921) der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage (19/694) der Fraktion Die Linke hervorgeht.
Das entspricht einem Anteil von 32,4 Prozent.

Gemäß der Dublin-III-Verordnung müssen Flüchtlinge in dem Land Asyl
beantragen, wo sie erstmals die Europäische Union betreten haben.
Zeigt sich, dass ein Asylantrag in einem anderen EU-Staat bearbeitet
werden muss, wird ein Übernahmeersuchen an diesen Staat gerichtet.

Die 2017 von Übernahmeersuchen am stärksten betroffenen
Herkunftsländer der Flüchtlinge waren den Angaben zufolge Irak mit
10,7 Prozent, Syrien (9,5), Afghanistan (7,4), Nigeria (7,1) und
Somalia (5,6). Die von dem Verfahren am stärksten betroffenen
EU-Mitgliedstaaten waren Italien mit 35,3 Prozent, Frankreich (6,9),
Ungarn (5,1), Schweden (5,1) und Polen (5,1).

In 15.144 Fällen lehnten die betroffenen EU-Mitgliedstaaten das
Übernahmeersuchen ab, in 46.873 Fällen stimmten sie zu.

 * 

2. 162 islamfeindliche Straftaten

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Sicherheitsbehörden haben im vierten Quartal 2017
insgesamt 162 islamfeindliche Straftaten registriert. Darunter waren
Fälle von Körperverletzung, Sachbeschädigung, Volksverhetzung,
Beleidigung und Hausfriedensbruch, wie aus der Antwort (19/987) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/708) der Fraktion Die
Linke hervorgeht.

In fünf weiteren Fällen richteten sich Angriffe gegen Moscheen. Fast
alle islamfeindlichen Straftaten in diesem Zeitraum werden der
politisch motivierten Kriminalität rechts (PKM-rechts) zugeordnet.

 * 

3. Demokratische Strukturen in Tunesien

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung sieht in der
Sicherheitskooperation mit Tunesien einen Beitrag zur demokratischen
Entwicklung des Landes. Deutschland unterstütze die Transformation
Tunesiens seit 2011 durch den Aufbau demokratischer Strukturen und
Institutionen und die Förderung von Rechtsstaatlichkeit und
Menschenrechtsschutz, heißt es in der Antwort (19/989) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/722) der Fraktion Die
Linke. Zur Verankerung demokratischer Strukturen seien demokratisch
geprägte und kontrollierte Sicherheitsstrukturen elementar.

 * 

4. Programm WIR fördert regionale Bündnisse

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Im Rahmen des wettbewerblichen Bewerbungsverfahrens
für "WIR! - Wandel durch Innovation in der Region" wurden bis zur
Ausschlussfrist am 31. Oktober 2017 insgesamt 105 Projektskizzen
eingereicht. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/1054) auf die Kleine Anfrage der AfD (19/713). Laut
Bundesministeriums für Bildung und Forschung sollen mit dem Programm
"WIR! - Wandel durch Innovation in der Region" sogenannte
strukturschwache Regionen in Ostdeutschland in ihrer Entwicklung
gefördert werden.

Die Bundesregierung betont, dass es sich bei den Skizzeneinreichern um
Hochschulen, außeruniversitäre Bildungs- und Forschungseinrichtungen,
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, gemeinnützige Organisationen,
Gebietskörperschaften sowie andere Einrichtungen wie zum Beispiel
Vereine oder Verbände handle. Hinter den Projektskizzen stünden in der
Regel breit angelegte regionale Bündnisse, die ein weites Spektrum an
innovationsrelevanten Akteuren abbildeten.

Die Bündnisse seien auf Grundlage der in der Förderrichtlinie
angeführten Kriterien ausgewählt. Bei seiner Entscheidung habe sich
das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) durch ein
Gremium von 18 unabhängigen Experten beraten lassen, die Kompetenzen
in den Bereichen "Strukturwandel und Regionalentwicklung",
"Innovationsmanagement und Strategieentwicklung" sowie "Innovation,
Technologie und Wirtschaft" vereinigten.

 * 

5. Ergebnisse des EU-Afrika-Gipfels

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Ergebnisse des EU-Afrika-Gipfels im November
2017 stehen im Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/944). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen,
welche "neuen und zusätzlichen Mittelzusagen oder materielle Zusagen"
die Bundesregierung im Rahmen des Gipfels gemacht hat, welche neuen
Initiativen von welchen Ländern verabschiedet und inwieweit
Vereinbarungen zu Migrationsaspekten getroffen worden sind.

 * 

6. Bundestagsrede eines russischen Schülers

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Rede eines russischen Schülers im Bundestag
anlässlich des Volkstrauertages im November 2017 thematisiert die
Fraktion der AfD in einer Kleinen Anfrage (19/953). Mit einer
"unglücklich formulierten" Aussage habe der Schüler in seiner Heimat
großen Unmut ausgelöst, er sei beschimpft, angefeindet und sogar mit
dem Tode bedroht worden. Die Bundesregierung soll angeben, welche
Kenntnisse sie über die Auswirkungen der Rede in Russland hat, ob sie
in Kontakt mit dem Schüler und seiner Lehrerin stehe und diese
unterstützt.

 * 
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BUNDESTAG/6989: Heute im Bundestag Nr. 137 - 09.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 137

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. März 2018, Redaktionsschluss: 09.24 Uhr

1. Grenzsicherung im Libanon

2. Politisch Gefangene im Ausland

3. Rüstungsexporte mit Jemen-Bezug

4. Kredit für Air Berlin

5. Batterieproduktion in Deutschland



1. Grenzsicherung im Libanon

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach "deutschen Maßnahmen zur Grenzsicherung im
Libanon" erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen
Anfrage (19/908). Die Bundesregierung soll unter anderem angeben,
welche "Projekte zur see- und landseitigen Grenzsicherung" sie seit
2006 im Libanon unterstützt hat und welches strategische Interesse sie
damit verfolgt.

 * 

2. Politisch Gefangene im Ausland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den "Bemühungen der Bundesregierung zur
Freilassung politisch Gefangener im Ausland" erkundigt sich die
Fraktion der AfD in einer Kleinen Anfrage (19/912). Die
Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wie viele solche Fälle
ihr seit dem Jahr 2000 bekannt geworden sind und in welchen Fällen sie
sich mit welchem Ergebnis um Freilassung bemüht habe. Außerdem fragen
die Abgeordneten, wie viele "direkte Gespräche mit der türkischen
Regierung zur Beschleunigung des Verfahrens" im Falle des Journalisten
Deniz Yücel geführt wurden.

 * 

3. Rüstungsexporte mit Jemen-Bezug

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Deutsche Rüstungsexporte an Länder, die unmittelbar
am Krieg im Jemen beteiligt gewesen sind, stehen im Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1052). Die Abgeordneten
fragen die Bundesregierung dabei nach Details des beschlossenen
Genehmigungsstopps von Ausfuhren an solche Länder. Sie möchten zudem
wissen, um welche Länder es sich konkret handelt und welche Rolle
Staaten wie die USA, Frankreich und Großbritannien in dem
militärischen Konflikt spielen.

 * 

4. Kredit für Air Berlin

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion der FDP erkundigt sich nach den
Umständen der Kreditvergabe an die Fluggesellschaft Air Berlin. Auf
dem Weg einer Kleinen Anfrage (19/1019) möchten die Abgeordneten von
der Bundesregierung wissen, ob Medienberichte über eine mangelhafte
Absicherung des Kredits zutreffen. Sie fragen detailliert nach
kolportierten Aussagen verschiedener Beteiligter, unter anderem des
beauftragten Wirtschaftsprüfers PricewaterhouseCoopers und von
Anwälten der insolventen Fluggesellschaft.

 * 

5. Batterieproduktion in Deutschland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte wissen,
wie es um die Möglichkeiten einer Batterieproduktion in Deutschland
oder in der EU steht. Die Abgeordneten verweisen in einer Kleinen
Anfrage (19/1041) auf die Bedeutung von Batterien als Speicher im Zuge
der Energiewende. Bei der Bundesregierung erkundigen sie sich nach
möglichen Staatsbeihilfen für die Batterieindustrie und anderen
Finanzierungsoptionen.

 * 
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BUNDESTAG/6988: Heute im Bundestag Nr. 136 - 09.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 136

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 9. März 2018, Redaktionsschluss: 08.00 Uhr

1. Erleichterter Einstieg in den Polizeidienst

2. Keine verdeckten Ermittler im Ausland

3. Zusammenarbeit mit Kambodscha

4. Militärintervention in Libyen 2011

5. Keine Belege für Wahlbetrug in Honduras

6. Umstrittene Äußerung einer Diplomatin



1. Erleichterter Einstieg in den Polizeidienst

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Voraussetzungen für eine Bewerbung bei der
Bundespolizei haben sich 2016 geringfügig geändert. So wurden die
erforderlichen Schulnoten in den Fächern Deutsch und Englisch leicht
abgesenkt, wie aus der Antwort (19/895) der Bundesregierung auf eine
Kleine Anfrage (19/679) der AfD-Fraktion hervorgeht.

Die erforderliche Mindestgröße sei abgeschafft worden. Tätowierte
Bewerber würden zum Auswahlverfahren zugelassen, sofern die
Tätowierung abgedeckt werden könne. Bewerber mit Tattoos auf Händen
und im Gesicht würden weiterhin abgelehnt. Geweitete oder gedehnte
Piercings, etwa an den Ohren, gelten den Angaben zufolge grundsätzlich
als Ausschlussgrund.

Der erleichterte Zugang zur Bewerbung bei der Bundespolizei hänge mit
rund 7.500 zusätzlichen Planstellen, sinkenden Schulabgängerzahlen und
der großen Konkurrenz auf dem Bewerbermarkt zusammen, heißt es in der
Antwort weiter. Ihre Eignung müssten alle Bewerber in einem
Auswahlverfahren unter Beweis stellen.

 * 

2. Keine verdeckten Ermittler im Ausland

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Weder im innereuropäischen Ausland noch außerhalb
Europas werden vom Bundeskriminalamt (BKA), der Bundespolizei oder dem
Zoll verdeckte Ermittler eingesetzt. In diesen Behörden seien auch
keine "nicht offen ermittelnden" Polizei- oder Zollbeamten aus
Drittstaaten im Einsatz, heißt es in der Antwort (19/920) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/693) der Fraktion Die
Linke.

 * 

3. Zusammenarbeit mit Kambodscha

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass die
Europäische Union ihre Zusammenarbeit mit Kambodscha im Falle
anhaltender Repression gegenüber Opposition und
Menschenrechtsorganisationen deutlich einschränkt. Wie sie in ihrer
Antwort (19/816) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/604) deutlich macht, sollte sich die EU aus ihrer Sicht auf
Maßnahmen in den Bereichen Armutsbekämpfung, Gesundheitswesen sowie
Rechtsstaatlichkeit konzentrieren, zudem sollen Aktivitäten mit der
Zivilgesellschaft stärker gefördert werden.

Nach der Verhaftung des kambodschanischen Oppositionsführers Kem Sokha
im September 2017 habe die Bundesregierung wiederholt seine sofortige
Freilassung in zahlreichen Gesprächen mit der kambodschanischen
Regierung gefordert. Nach Auflösung der Oppositionspartei Anfang
November 2017 habe sie die geplante Unterzeichnung eines "Memorandum
of Understanding" über politische Konsultationen unbefristet
ausgesetzt und die für Ende November 2017 vorgesehene Reise des
kambodschanischen Innenministers Sar Kheng nach Deutschland abgesagt.
"Die Bundesregierung hat sich außerdem erfolgreich in der Europäischen
Union für ein gemeinsames Handeln eingesetzt bezüglich einer
Einschränkung der Kambodscha gewährten Handelspräferenzen, für die
Einstellung der Unterstützung der Wahlkommission sowie für eine
Überprüfung von Budgethilfen."

 * 

4. Militärintervention in Libyen 2011

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung verweist darauf, dass sich
Deutschland nicht an der Militärintervention in Libyen im Jahre 2011
beteiligt hat. Ziel der internationalen Koalition von Nato-Alliierten
und Partnern auf Grundlage der Resolution 1973(2011) des
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen sei es gewesen, Zivilisten und
von Zivilisten bewohnte Gegenden in Libyen vor Angriffen oder
Drohungen von Angriffen zu schützen und ein Waffenembargo und eine
Flugverbotszone durchzusetzen, heißt es in der Antwort (19/818) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/627). Diese hatte sich unter
anderem nach Überlegungen der Bundesregierung erkundigt, inwiefern die
Militärintervention "Migrations-/Flüchtlingsströme in die EU"
verändern könne. Dazu heißt es in der Antwort: "Auch vor 2011 kam es
zu Flucht- und Migrationsbewegungen aus Libyen in die EU."

 * 

5. Keine Belege für Wahlbetrug in Honduras

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Weder die Wahlbeobachtermission der EU noch der
Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) haben bisher konkrete Belege
für einen Wahlbetrug bei den Wahlen in Honduras im November 2017
vorgelegt. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/948) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/642) schreibt, hätten die
von der EU eingesetzten Wahlbeobachter bestätigt, dass die Wahlen in
den von ihnen besuchten Wahllokalen transparent und nach
internationalen Standards verlaufen seien. Die
EU-Wahlbeobachtermission habe die Arbeit des Obersten Wahlgerichts
Honduras grundsätzlich positiv bewertet. "Sie kritisierte allerdings
den verbreiteten Handel mit Akkreditierungen in den Wahllokalen, die
zu hohe Politisierung der Wahlbehörde auf allen Ebenen sowie das klare
Übergewicht der Regierungspartei in der Medienpräsenz während des
Wahlkampfs."

 * 

6. Umstrittene Äußerung einer Diplomatin

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung bezieht derzeit keine Position
zu Äußerungen einer deutschen Diplomatin zum Ausgang der
Bundestagswahl und dem Einzug der AfD. "Am 17. Januar 2018 haben
Mitglieder der Fraktion der AfD bei der Staatsanwaltschaft Berlin
Strafantrag wegen der hier in Rede stehenden Äußerungen einer
deutschen Diplomatin gestellt", heißt es in der Antwort (19/949) auf
einer Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/712). "Die Bundesregierung
nimmt zu laufenden Strafverfahren grundsätzlich keine Stellung."

 * 
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BUNDESTAG/6987: Heute im Bundestag Nr. 135 - 08.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 135

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 8. März 2018, Redaktionsschluss: 13.59 Uhr

1. Fortsetzung des Nato-Mittelmeereinsatzes

2. Fortsetzung der UN-Mission im Südsudan

3. Mehr Soldaten im Afghanistan-Einsatz

4. Mehr Personal für Mali-Einsatz

5. Anti-IS-Einsatz der Bundeswehr im Irak

6. Darfur-Einsatz soll fortgesetzt werden

7. Drohnen über dem Mittelmeer erprobt

8. AfD fragt nach Tuberkulose und Pocken



1. Fortsetzung des Nato-Mittelmeereinsatzes

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll sich weiterhin an der
"Nato-Sicherheitsoperation Sea Guardian" im Mittelmeer beteiligen. Wie
die Bundesregierung in einem Antrag (19/1097) schreibt, sollen dafür
wie bisher bis zu 650 Soldatinnen und Soldaten eingesetzt werden
können, um "auf und über See" Lagebilder zu erstellen und den Seeraum
zu überwachen. Mit dem Einsatz wolle das Bündnis einen Beitrag zur
Seeraumüberwachung, zum Lagebildaustausch sowie zum maritimen Kampf
gegen den Terrorismus und zur Beschränkung von Waffenschmuggel im
maritimen Umfeld leisten. Der Einsatz erfolge auf Grundlage der
Nato-Beschlüsse vom Juli 2016 und "der einschlägigen Resolutionen des
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen (VN), insbesondere Resolution
2292 (2016)". Das Operationsgebiet umfasse das Mittelmeer, die Straße
von Gibraltar und ihre Zugänge und den darüber liegenden Luftraum.
"Der Einsatz in Territorialgewässern erfolgt auf Beschluss des
Nordatlantikrats und nach Autorisierung durch den Küstenstaat." Das
Mandat ist befristet bis Ende März 2019, die einsatzbedingten
Zusatzkosten beziffert die Bundesregierung für diesen Zeitraum auf
rund 6,3 Millionen Euro.

 * 

2. Fortsetzung der UN-Mission im Südsudan

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll die Beteiligung an der von den
Vereinten Nationen geführten Friedensmission im Südsudan (UNMISS)
fortsetzen. Wie die Bundesregierung in einem Antrag (19/1095)
schreibt, sollen wie bisher bis zu 50 Soldatinnen und Soldaten
eingesetzt werden können, die dabei "Führungs-, Verbindungs-,
Beratungs- und Unterstützungsaufgaben" übernehmen und bei der
technischen Ausrüstung und Ausbildung truppenstellender Nationen sowie
für die Vereinten Nationen helfen sollen. Der Einsatz erfolge auf
Grundlage der Resolution 1996 (2011) und folgender Resolutionen des
UN-Sicherheitsrates. Aufgabe der UNMISS-Mission im Südsudan ist laut
Antrag der Schutz der Zivilbevölkerung, die Beobachtung der
Menschenrechtslage, die Absicherung der Bereitstellung humanitärer
Hilfe und die Unterstützung bei der Umsetzung des Friedensabkommens
von 2015. Das Mandat ist bis Ende März 2019 befristet. Die
einsatzbedingten Zusatzausgaben beziffert die Bundesregierung für
diesen Zeitraum auf rund 1,1 Millionen Euro.

 * 

3. Mehr Soldaten im Afghanistan-Einsatz

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Der Bundeswehreinsatz zur Ausbildung von Polizei-
und Armeekräften in Afghanistan soll ausgeweitet werden. Wie die
Bundesregierung in einem Antrag (19/1094) schreibt, sollen bis zu
1.300 Soldaten für ein weiteres Jahr im Rahmen der Nato-Ausbildungs-,
Beratungs- und Unterstützungsmission "Resolute Support" entsendet
werden können statt wie bisher bis zu 980 Soldaten. Auftrag der
Mission bleibe es, die afghanischen nationalen Verteidigungs- und
Sicherheitskräfte zu befähigen, ihrer Sicherheitsverantwortung
nachzukommen. Dazu sollen sie auf der ministeriellen und der
nationalen institutionellen Ebene sowie auf Korps- und auch auf
niedrigeren Führungsebenen ausgebildet, beraten und unterstützt
werden. Die Bundeswehrsoldaten sollen "über die Sicherung des von der
Nato eingesetzten Personals hinaus auch im zivilen Wiederaufbau
eingesetztes Personal der internationalen Gemeinschaft im Notfall" und
in Abstimmung mit der afghanischen Seiten unterstützen dürfen
(sogenannter "in extremis support"). Bei den Beratungsaufgaben stehen
unter anderem auch Sicherheitsmaßnahmen im Zusammenhang der
Parlaments- und Präsidentschaftswahlen 2018 und 2019 im Mittelpunkt.

"Siebzehn Jahre nach Ende der Taliban-Herrschaft und dem Petersberger
Abkommen ist Afghanistan trotz vieler Fortschritte immer noch geprägt
von einer schwierigen, wenn auch regional unterschiedlichen
Sicherheitslage, einer nicht in allen Landesteilen handlungsfähigen
Regierung, Armut in breiten Schichten der Bevölkerung sowie einem
durch konkurrierende Interessen gekennzeichneten regionalem Umfeld",
schreibt die Bundesregierung. Die Anschläge auf das deutsche
Generalkonsulat in Masar-e Scharif im November 2016 und auf die
deutsche Botschaft in Kabul im Mai 2017 hätten erneut gezeigt, dass
auch Deutschland und seine Verbündeten "auf externe Schocks und
alternative Szenarien vorbereitet bleiben müssen". Gleichwohl gebe es
Grund zur Zuversicht: "Eine neue, gut ausgebildete Generation rückt in
Entscheidungspositionen vor, darunter viele Frauen. Die afghanischen
Sicherheitskräfte ergreifen in Operationen zunehmend die Offensive;
eigene afghanische Luftstreitkräfte werden neu aufgebaut." Die
nationale Einheitsregierung verfolge ein ehrgeiziges Reformprogramm.
"Die Abkehr von starren Fristen für die weitere Reduzierung der
internationalen Truppenpräsenz hat den Druck auf die Aufständischen
erhöht", eine politische Lösung anzustreben.

Das Mandat ist befristet bis Ende März 2019, die einsatzbedingten
Zusatzausgaben beziffert die Bundesregierung auf 315,3 Millionen Euro.

 * 

4. Mehr Personal für Mali-Einsatz

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll sich ein weiterhin an der
"Multidimensionalen Stabilisierungsmission der Vereinten Nationen in
Mali" (MINUSMA) beteiligen und den Personaleinsatz leicht erhöhen.
Statt wie bisher 1.000 sollen laut Antrag der Bundesregierung
(19/1098) bis zu 1.100 Soldaten entsendet werden können. Das Mandat
ist befristet bis Ende Mai 2019. Die Kosten für die einsatzbedingten
Zusatzaufgaben beziffert die Bundesregierung auf rund 268,8 Millionen
Euro.

"Deutschland beteiligt sich seit Beginn der Mission am 1. Juli 2013 an
MINUSMA zuerst mit Lufttransport und aktuell vor allem mit einer
Aufklärungs-Taskforce mit Objektschutz- und Aufklärungskräften
inklusive HERON 1 sowie der hierfür notwendigen Unterstützungskräfte,
und einem Hubschrauberverband mit Transport- und Kampfhubschraubern in
Gao, Nordmali." Dies werde ergänzt durch Expertise mit Einzelpersonal
in den Stäben der Mission sowie durch das Vorhalten von
Luftbetankungsleistungen. "Die Aufklärungsfähigkeiten sind ein
wesentlicher deutscher Beitrag, um die verlustreichste aktuelle
VN-Friedensmission besser abzusichern." Zusätzlich stelle Deutschland
mit dem Lufttransportstützpunkt in Niamey, Niger, den taktischen und
strategischen Patientenlufttransport sowie die logistische
Unterstützung im Sahel sicher. Die im März 2017 bereitgestellten
Transporthubschrauber NH90 und Kampfhubschrauber Tiger werden laut
Antrag nach Ablauf des ersten Halbjahres 2018 abgezogen. Den
Personalmehrbedarf der Truppe begründet die Bundesregierung mit
"erhöhten Ausfällen von Fahrzeugen und Großgerät in einem schwierigem
Umfeld", die zusätzliches logistisches Personal erfordern würden.

 * 

5. Anti-IS-Einsatz der Bundeswehr im Irak

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung will die Beteiligung der
Bundeswehr im Kampf gegen den "Islamischen Staat" im Irak (IS)
fortsetzen, das Mandat allerdings modifizieren. "Der Kampf gegen IS in
Syrien und Irak verläuft mit hoher Geschwindigkeit und verzeichnet
große Fortschritte", schreibt die Bundesregierung in einem Antrag
(19/1093). Allerdings gehe die Terrororganisation zunehmend zu einer
asymmetrischen Kriegsführung über.

"Die internationale Anti-IS-Koalition reagiert auf die veränderte Lage
in Syrien und Irak mit einer Anpassung des militärischen Beitrags zum
Kampf gegen IS in Form einer schrittweisen Reduzierung des Einsatzes
kinetischer Fähigkeiten und einem verstärkten Fokus auf
Aufklärungstätigkeit." Dem trage die Bundesregierung Rechnung, indem
die Personalobergrenze des Einsatzes signifikant auf 800 Soldatinnen
und Soldaten abgesenkt und auf die Komponente des seegehenden Schutzes
für den französischen Flugzeugträger Charles de Gaulle im Mittelmeer
künftig verzichtet wird. Demgegenüber werde die Aufklärung aus der
Luft umso wichtiger, je verdeckter und dezentraler IS operiert.

Die Bundeswehrsoldaten sollen weiterhin Aufgaben zur
Einsatzunterstützung wie unter anderem die Luftbetankung und die See-
und Luftraumüberwachung etwa durch Beteiligung an AWACS-Flügen der
Nato übernehmen. Im Mittelpunkt stehe zudem Fähigkeitsaufbau für die
regulären irakischen Streit- und Sicherheitskräfte, "im Kern unter
Nutzung mobiler Trainingsteams mit Schwerpunkt auf Ausbildung der
Ausbilder ('Train the Trainers')". Um die staatliche Einheit des Iraks
zu stärken, erfolge dieses Engagement in "einer angemessenen Balance
zwischen der irakischen Zentralregierung und - in Absprache mit der
irakischen Zentralregierung - der Region Kurdistan-Irak". Dabei würden
Maßnahmen zum Fähigkeitsaufbau in Zentralirak eindeutig im Vordergrund
stehen. Das Mandat ist befristet bis Ende Oktober 2018, die
einsatzbedingten Zusatzausgaben für diesen Zeitraum werden auf rund
69,5 Millionen Euro beziffert.

Die Bundesregierung beruft sich bei diesem Einsatz auf das Recht auf
kollektive Selbstverteidigung gemäß Artikel 51 der Charta der
Vereinten Nationen in Verbindungen mit den
UN-Sicherheitsratsresolutionen 2170 (2014), 2199 (2015) sowie 2249
(2015). Mit letzterer habe der UN-Sicherheitsrat "die Mitgliedstaaten,
die dazu in der Lage sind, aufgefordert, unter Einhaltung des
Völkerrechts, insbesondere der Charta der Vereinten Nationen sowie der
internationalen Menschenrechtsnormen, des Flüchtlingsvölkerrechts und
des humanitären Völkerrechts, in dem unter der Kontrolle von IS
stehenden Gebiet in Syrien und Irak alle notwendigen Maßnahmen zu
ergreifen, ihre Anstrengungen zu verstärken und zu koordinieren, um
terroristische Handlungen zu verhüten und zu unterbinden, die
insbesondere von IS und anderen terroristischen Gruppen begangen
werden".

 * 

6. Darfur-Einsatz soll fortgesetzt werden

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll die Beteiligung an der
Friedensmission in Darfur der Vereinten Nationen und der Afrikanischen
Union (UNAMID) fortsetzen. Wie aus einem Antrag (19/1096) der
Bundesregierung hervorgeht, sollen wie bisher bis zu 50 Soldatinnen
und Soldaten eingesetzt werden können, die "Führungs-, Verbindungs-,
Beratungs- und Unterstützungsaufgaben" übernehmen und bei der
technischen Ausrüstung und Ausbildung truppenstellender Nationen sowie
für die Vereinten Nationen helfen sollen. Der Einsatz im Sudan erfolge
auf Grundlage der Resolution 1769 (2007) und folgender Resolutionen
des UN-Sicherheitsrates. Das Mandat ist bis Ende März 2019 befristet.
Die einsatzbedingten Zusatzausgaben beziffert die Bundesregierung für
diesen Zeitraum auf rund 0,4 Millionen Euro.

UNAMID trage unter anderem durch verstärkte Patrouillentätigkeiten und
Präsenz in den Flüchtlingslagern zu einer Verbesserung der humanitären
Lage bei und leiste wichtige logistische Unterstützung für
Friedensverhandlungen sowie für die Umsetzung des Friedensabkommens.
Für einen besseren Schutz der Zivilbevölkerung habe UNAMID neben den
VN-Einrichtungen Schutzzonen für die Zivilbevölkerung geschaffen. Das
Mandat umfasse weiterhin den Schutz der Zivilbevölkerung, die
Erleichterung der Bereitstellung humanitärer Hilfe und Gewährleistung
der Sicherheit des humanitären Personals, die Vermittlung zwischen der
Regierung Sudans und den bewaffneten Bewegungen, die das
Doha- Dokument nicht unterzeichnet haben sowie die Unterstützung der
Vermittlungsbemühungen in Konflikten zwischen den Bevölkerungsgruppen.

 * 

7. Drohnen über dem Mittelmeer erprobt

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/PK) Im Rahmen eines Pilotprojektes mit der Bezeichnung
"Creation of a European coastguard function" sind unlängst über dem
Mittelmeer auch Prototypen von Drohnen erprobt worden. Dabei sei es um
verschiedene Einsatzszenarien gegangen, darunter Such- und
Rettungsmanöver (SAR), das Auffinden von Booten und Schiffbrüchigen
sowie die Identifizierung von Meeresverschmutzungen, heißt es in der
Antwort (19/888) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/665)
der Fraktion Die Linke.

Beteiligt waren den Angaben zufolge die Europäische Grenz- und
Küstenwache (Frontex), die Europäische Agentur für die Sicherheit des
Seeverkehrs (EMSA) und die Europäische Fischereiaufsichtsagentur
(EFCA). Der Einsatz von Drohnen und Überwachungsflugzeugen habe
gezeigt, dass damit Synergien geschaffen würden und eine bessere
Kooperation auf europäischer Ebene erreicht werden könne.

 * 

8. AfD fragt nach Tuberkulose und Pocken

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion stellt einen Zusammenhang her
zwischen dem Auftreten von Tuberkulose und Pocken in Deutschland und
der Flüchtlingswelle. In einer Kleinen Anfrage (19/1077) heißt es, die
Krankheitsfälle stiegen seit 2015 und dem Beginn der Politik der
"offenen Grenzen" überproportional an.

Auch in den Schulen häuften sich die Krankheitsbilder. Die Gesundheit
der Heranwachsenden sei gefährdet. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung nun mehr über die Erkrankungszahlen wissen und
verlangen eine Aufschlüsselung der Patienten nach Herkunftsländern,
Staatsbürgerschaft und Aufenthaltsstatus.

 * 
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HAMBURG/4306: Olaf Scholz hinterlässt viele offene Baustellen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. März 2018

Olaf Scholz hinterlässt viele offene Baustellen



Nach monatelangem Hin und Her ist es nun offiziell: Olaf Scholz gibt das Amt des Ersten Bürgermeisters ab, um Bundesfinanzminister zu werden. "Sieben Jahre lang hat Olaf Scholz Hamburg regiert, zum Teil auch geprägt", erklärt dazu Sabine Boeddinghaus, Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Er war professionell, fleißig, hatte einen hohen Wissensstand in allen Bereichen - das muss man ihm lassen. Die Kehrseite ist seine völlig unterentwickelte Beziehung zu den Bürger_innen, seine Empathielosigkeit, sein stures Durchregieren, sein fehlender Instinkt für die Stimmung in der Stadtgesellschaft. Scholz hat sich in den sieben Jahren als Bürgermeister allein an der Wirtschaft orientiert und den Sozialbereich langsam, aber unerbittlich ausgetrocknet."

Über allem stand Scholz' "unbedingter und bedingungsloser, um nicht zu sagen autoritärer Führungsanspruch", so Boeddinghaus: "Zuhören, andere Meinungen einholen, auf Gesprächspartner zugehen - das konnte Olaf Scholz nicht. Der Bürgermeister einer großen, weltoffenen Stadt wie Hamburg aber muss das können. Für seinen Nachfolger gibt es viel zu kitten."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4305: Abriss Cityhof-Häuser - Senat versagt auf ganzer Linie (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. März 2018

Abriss Cityhof-Häuser: Senat versagt auf ganzer Linie



Medienberichten zufolge hat der Hamburger Senat den Abriss der Cityhof-Häuser beschlossen. Die denkmalgeschützten vier Hochhäuser dürfen aber nur abgerissen werden, wenn es überwiegende öffentliche Interessen gibt - so steht es im Denkmalschutzgesetz (vgl. Paragraph 9, Abs. 2). Jedoch würden verschiedene Senatsprogramme und Leitlinien die Interessen des Denkmalschutzes überwiegen, erklärt der Senat.

Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, erklärt dazu: "Wie ein Bulldozer räumt der Senat hier den Denkmalschutz aus dem Weg! Krampfhaft werden alle möglichen Senatsprogramme und Leitlinien herangezogen, um eine Begründung für den Abriss zu finden. Der geplante Neubau ist beliebig und könnte auch an einer anderen Stelle in der Stadt gebaut werden, ohne für Aufsehen zu sorgen. Mit dieser Denkmalabriss-Politik versagt der Senat in seiner Funktion als Eigentümer und als oberster Denkmalschützer auf ganzer Linie. Armes gebautes Hamburg!"

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 9. März 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg
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INNEN/3009: Ein schlagkräftiges Team für die Paralympics


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. März 2018

Arbeitsgruppe: Sport



Ein schlagkräftiges Team für die Paralympics

Detlev Pilger, sportpolitischer Sprecher:

Heute beginnen die Paralympischen Winterspiele in Pyeongchang. Den deutschen Athletinnen und Athleten drücken wir die Daumen, damit alle ein einzigartiges Sportfest genießen und sich als herausragende Botschafterinnen und Botschafter unseres Landes präsentieren können.

"Es freut uns, dass ARD und ZDF ihre Berichterstattung aus Pyeongchang im Vergleich zu 2014 in Sotschi mehr als verdoppeln. Weltweit verfolgen diese Winterspiele mehrere Milliarden Menschen. Daher haben nun auch unsere 20 Athletinnen und Athleten die Möglichkeit, ihr Können der ganzen Welt zu präsentieren.

Nach dem erfolgreichen Abschneiden unserer olympischen Mannschaft sind wir zuversichtlich, dass das deutsche paralympische Team mindestens genauso erfolgreich sein wird. Immerhin holte unsere Mannschaft bei den paralympischen Spielen vor vier Jahren in Sotschi 15 Medaillen.

Die deutschen Athletinnen und Athleten sind nicht nur herausragende Vorbilder und Botschafter für Fairness, Leistungsbereitschaft und Teilhabe, sondern beweisen durch ihren Einsatz, dass der olympische und paralympische Sport zurecht zusammen gehören. Daher müssen wir auch in Zukunft den Sport für Menschen mit Behinderung stärken."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. März 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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GEWERKSCHAFT/248: Berufsbildende Schulen brauchen bis 2025 knapp 22.000 zusätzliche Lehrkräfte mehr als erwartet (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 9. März 2018

GEW: "Berufsbildende Schulen brauchen bis 2025 knapp 22.000 zusätzliche
Lehrkräfte mehr als erwartet"

Bildungsgewerkschaft stellt Schülerzahl- und Lehrkräftebedarfs-Prognose vor
- Mehr Schüler als von der KMK berechnet - Länder müssen handeln



Berlin - "Knapp 22.000 zusätzliche Lehrkräfte brauchen die berufsbildenden
Schulen bis 2025. Der Grund: Bis zu diesem Zeitpunkt werden fast 340.000
Schülerinnen und Schüler mehr an berufsbildenden Schulen lernen als bisher
von der Kultusministerkonferenz (KMK) berechnet", sagte Ansgar Klinger, für
Berufliche Bildung verantwortliches Vorstandsmitglied der Gewerkschaft
Erziehung und Wissenschaft (GEW), am Freitag während einer Pressekonferenz
seiner Organisation in Berlin. Er stellte die Ergebnisse der Studie
"Prognose der Schüler*innenzahl und des Lehrkräftebedarfs an
berufsbildenden Schulen bis 2030" vor
(www.gew.de/prognose-lehrkraeftebedarf-PDF), die der Bildungsforscher
Dieter Dohmen im Auftrag der Bildungsgewerkschaft erstellt hat. "Schon
jetzt herrscht an diesen Schulen Lehrkräftemangel. Die Länder müssen
endlich wirksam handeln", betonte Klinger.

"Die höhere Schülerzahl bedeutet, dass auch die Bildungsausgaben kräftig
steigen müssen: Allein im Jahr 2025 muss die öffentliche Hand mindestens
1,6 Milliarden Euro mehr ausgeben. Davon entfallen gut 1,3 Milliarden Euro
auf die Länder und knapp 300 Millionen Euro auf die Landkreise sowie
kreisfreien Städte als Schulträger. Und mit diesem Geld können nur die
Standards gehalten werden, notwendige Verbesserungen sind nicht mit
eingerechnet", unterstrich Klinger. Um zusätzliche Lehrkräfte zu gewinnen,
müssten die Länder den Lehrerberuf an berufsbildenden Schulen wieder
attraktiver gestalten. Bessere Rahmenbedingungen brauchten auch die
Lehrerinnen und Lehrer, die an berufsbildenden Schulen arbeiten. "Klar ist,
dass die Leistungsverdichtung der vergangenen Jahrzehnte der Attraktivität
des Berufs deutlich geschadet haben", sagte der GEW-Experte.

"Doch das allein wird nicht reichen. Die Länder müssen für mehrere Jahre
Quer- und Seiteneinsteiger einstellen und die Lehramtsausbildung ausbauen,
um den Bedarf an Lehrkräften zu decken", stellte Klinger fest. "Die Quer-
und Seiteneinsteiger müssen sofort berufsbegleitend nachqualifiziert und
durch Mentoringprogramme unterstützt werden. Dafür brauchen wir bundesweit
Mindeststandards. Lehrkräfte, die Quer- und Seiteneinsteiger ausbilden und
betreuen, müssen entlastet werden, die ausbildenden Schulen Unterstützung
erhalten. Nur so kann die Qualität des Unterrichts gesichert werden." Quer-
und Seiteneinsteiger haben keine abgeschlossene Ausbildung als Lehrkräfte,
sie müssen insbesondere pädagogische und didaktische Qualifikationen
erwerben.

Zudem müssten die Länder ihre Investitionen in die grundständige Ausbildung
der Lehrerinnen und Lehrer für berufliche Schulen an den Hochschulen und in
den Vorbereitungsdienst deutlich erhöhen sowie die Ausbildungskapazitäten
hochfahren. Die "Qualitätsoffensive Lehrerbildung" von Bund und Ländern
solle hierbei unterstützen. Dazu gehöre u.a. die (Wieder-)Einrichtung von
Lehrstühlen in der Berufs- und Wirtschaftspädagogik sowie der Didaktik der
beruflichen Fächer. "Eine länderübergreifende Zusammenarbeit in der
Ausbildung von Lehrkräften der beruflichen Schulen ist notwendiger denn
je", hob Klinger hervor.

Info: Die vorgelegten Daten beziehen sich auf die Gesamtheit der 16
Bundesländer. Zwischen den Stadtstaaten und den Flächenländern, aber auch
zwischen den Regionen in den Flächenländern gibt es deutliche Abweichungen
gegenüber dem aufgezeigten deutschlandweiten Trend.

Bislang ging die KMK in ihren Veröffentlichungen von einem Rückgang der
Zahl der Schülerinnen und Schüler an beruflichen Schulen auf gut 2,1
Millionen bis zum Jahr 2025 aus. Neuere Studien Dohmens zeigen jedoch, dass
die Zahl der Schülerinnen und Schüler an beruflichen Schulen mittelfristig
steigt. Selbst bis zum Jahr 2030 wird sie auf dem vergleichsweise hohen
Niveau von gut 2,5 Millionen Schülerinnen und Schüler bleiben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. März 2018

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.
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HOCHSCHULE/2188: Baden-Württemberg - Landtag verabschiedet neues Hochschulgesetz (idw)


Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg -
07.03.2018

Landtag verabschiedet neues Hochschulgesetz



Mit dem neuen Landeshochschulgesetz stärkt die Landesregierung die
nächste Wissenschaftlergeneration und den Gründergeist an den
Hochschulen. Die Gruppe der Doktoranden erhält erstmals in Deutschland
einen eigenen Status.

Wissenschaftsministerin Theresia Bauer: Wir stärken die Freiheit des
einzelnen Wissenschaftlers wie auch der Institution als Ganzer. Unsere
Rektorate bleiben handlungsfähig. Sie können wie bisher mutige und wo
nötig auch unbequeme Entscheidungen treffen.

Das Kabinett hat in seiner heutigen Sitzung (Mittwoch, 7. März) das
Hochschulrechtweiterentwicklungsgesetz (HRWeitEG) verabschiedet, mit dem
das Landeshochschulgesetz (LHG) novelliert wird.


Die LHG-Novelle setzt folgende Schwerpunkte:

Bundeweit einmalig: Ein eigener Status für Doktoranden

Erstmals in Deutschland erhalten die Promovierenden einen eigenen Status
und damit Stimmrecht in den Hochschulgremien. "Die Doktoranden markieren
immer den Beginn einer neuen Forschergeneration", sagt Bauer. "Sie
hinterfragen noch unvoreingenommen und ihre Arbeit ist grundlegend für die
Forschungskraft unserer Hochschulen. Deshalb erhöhen wir ihre Sichtbarkeit
und ihr Gewicht in den Universitäten." Promovierende werden deshalb
künftig wie Studierende oder wissenschaftliche Mitarbeiter zu einer
eigenen Gruppe. Sie bleiben dabei regelmäßig immatrikuliert.

Verbesserte Grundlage für Promotionen von HAW-Absolventen

Talentierte Studierende einer Hochschule für Angewandte Wissenschaften
(HAW) sollen bessere Möglichkeiten erhalten, zu promovieren. Deshalb
verbessert das neue Gesetz die Bedingungen für kooperative Promotionen.
HAW-Professoren sollen hierzu an die Fakultät einer Universität assoziiert
werden können. Dadurch können sie bei der Betreuung der Promovierenden die
Ressourcen der Universität mitnutzen, ohne weitere inneruniversitären
Rechte und Pflichten in der akademischen Selbstverwaltung zu haben.

Bauer: "Dies ist ein wichtiger Schritt, um mehr Gerechtigkeit in den
Bildungskarrieren herzustellen." Die Hochschullandschaft in
Baden-Württemberg zeichne sich durch ihre Vielfalt und ihre
Differenzierung aus, so die Wissenschaftsministerin. Gerade darum sei es
wichtig, dass Umstiege und Kombinationen möglich seien und auch gelebt
würden.

Mehr Spielräume für unternehmerische Gründungen

Die LHG-Novelle erweitert die Möglichkeiten der Hochschulen,
Unternehmensgründungen aus ihrem Umfeld zu fördern. Hochschulen können
künftig Gründerinnen und Gründern erlauben, Einrichtungen der Hochschule
bis zu drei Jahre lang weiter zu nutzen, wenn sie zuvor Mitglieder der
Hochschule waren. Dies betrifft beispielsweise die Nutzung
kostenintensiver Forschungsinfrastruktur.

"Damit erleichtern wir den Übergang von Studium oder Forschung zum eigenen
Unternehmen. Wir wollen Absolventinnen und Absolventen, die mutig genug
sind, etwas Eigenes zu wagen - und schlau genug, um damit erfolgreich zu
sein", sagt die Wissenschaftsministerin.

Auch künftig starke, entscheidungsfähige Rektorate

Der baden-württembergische Verfassungsgerichtshof hatte dem Gesetzgeber
aufgetragen, die Wissenschaftsfreiheit in der Hochschulgovernance
deutlicher abzubilden. Dabei wurden vom Gericht die individuellen
Freiheitsrechte der Hochschullehrer sowie ihrer gewählten Vertretung im
Senat betont. Diese müssen bei allen wesentlichen wissenschaftsrelevanten
Entscheidungen von Forschung und Lehre die Mehrheit haben. Das war bisher
auch schon so. Der Verfassungsgerichtshof machte nun aber darüber hinaus
deutlich, dass die Stimmen der professoralen Amtsmitglieder (Rektorat und
bislang auch die Dekane) dabei nicht mitgezählt werden dürfen. Angerechnet
werden können nur die Stimmen der gewählten Vertreterinnen und Vertretern
der Hochschullehrerschaft.

Der Verfassungsgerichtshof betonte zudem: Je stärker die
Handlungsspielräume beim Rektorat verortet seien, desto ausgeprägter müsse
im Gegenzug eine Möglichkeit vorgesehen werden, dass die Mehrheit der
Hochschullehrer eigenständig das Rektorat abwählen könne - und zwar ohne
die Beteiligung weiterer Statusgruppen, Hochschulgremien oder des MWK.

Wissenschaftsministerin Theresia Bauer: "Wir haben den Geist des Urteils
umgesetzt und weiterentwickelt. Wir stärken die einzelne Wissenschaftlerin
und den einzelnen Wissenschaftler sowie die Institution als Ganze. Das neu
eingeführte Instrument der Urabwahl sichert, wie vom Urteil eingefordert,
die Wissenschaftsfreiheit ab - ohne mutige Rektorate zu verschrecken oder
zu bremsen."

Die Rektorate blieben im Gegenteil handlungsfähig, so Bauer, und könnten
auch weiterhin unbequeme Entscheidungen durchsetzen: "Das ist von
entscheidender Bedeutung, denn nur so gewährleisten wir, dass die die
Strategiefähigkeit der Hochschule erhalten bleibt."

Das Gesetz tritt nach Verkündung im Gesetzesblatt noch im März in Kraft.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution761

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württemberg,

Biljana Bojic, 07.03.2018
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FORSCHUNG/1127: Plasma-, Agrar- und Lebensmittelforscher suchen gemeinsam Alternativen zu Pestiziden (idw)


Leibniz-Institut für Plasmaforschung und Technologie e.V. - 08.03.2018

Plasma-, Agrar- und Lebensmittelforscher suchen gemeinsam Alternativen
zu Pestiziden

Leibniz-Institut für Plasmaforschung und Technologie und Hochschule
Neubrandenburg starten innovatives Projekt für die Agrarbranche



Der fortschreitende Klimawandel stellt die Landwirtschaft vor große
Herausforderungen. Die zunehmenden Wetterextreme führen zu drastischen
Ernteausfällen, darüber hinaus ist aufgrund steigender Temperaturen mit
der Ausbreitung neuer Pflanzenkrankheiten zu rechnen. An dieser Stelle
setzt ein Vorhaben des Greifswalder Leibniz-Instituts für Plasmaforschung
und Technologie (INP Greifswald) sowie der Hochschule Neubrandenburg an.
Die Forscher wollen im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung geförderten Projekts "Physics for Food" eine Strategie
entwickeln, um Saatgut mithilfe physikalischer Technologien keimfähiger
und robuster zu machen. Einen Schwerpunkt bildet hierbei die Anwendung
kalter Plasmen. Studien haben gezeigt, dass dieses schadstofffreie
Verfahren das Wachstum der Pflanzen beschleunigen und deren
Widerstandsfähigkeit erhöhen kann.

Im Blickpunkt der Forscher aus Mecklenburg-Vorpommern stehen
Getreidesorten wie Weizen und Gerste, deren Aussaat häufig mit chemischen
Beizmitteln behandelt wird. Zudem wird untersucht, wie die Keimung von
Leguminosen wie Rotklee und Luzerne optimiert werden kann. Diese gelten
als wichtiger Baustein auf dem Weg zu einer nachhaltigeren Landwirtschaft.
"Wir wollen dazu beitragen, dass weniger Pestizide auf den Feldern
eingesetzt werden", betonen die Biologinnen Dr. Henrike Brust und Dr.
Nicola Wannicke, die am INP Greifswald in einem interdisziplinären Team
die Wirkung von Plasmen auf Pflanzen erforschen. Angesichts der zu
erwartenden verschärften EU-Regelungen für Pflanzenschutzmittel müssten
Alternativen gefunden werden, um Pathogene wie Pilze und Bakterien weiterhin
wirksam bekämpfen zu können. In Kooperation mit dem Leibniz-Institut für
Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung Gatersleben soll
das mit Plasma behandelte Saatgut auf Versuchsflächen getestet werden.
"Erst dann lassen sich Aussagen treffen, ob unsere Methode auch zu höheren
Erträgen führt", ergänzt Professor Leif-Alexander Garbe, Prorektor
Forschung an der Hochschule Neubrandenburg.

Professor Gerd Teschke, Rektor der Hochschule Neubrandenburg, sieht in der
Lebensmittelverarbeitung mit physikalischen Methoden ohne chemische
Zusätze wegweisende Zukunftstechnologien und erhofft sich eine
strategische Neuausrichtung in der Region Nordost.

Der Vorstandsvorsitzende und wissenschaftliche Direktor des INP
Greifswald, Prof. Klaus-Dieter Weltmann, verspricht sich neue
wirtschaftliche Impulse für den Nordosten durch die interdisziplinäre
Bündelung von Kompetenzen auf dem Gebiet der Physik und in der
Landwirtschaft. "Der Einsatz von physikalischen Hochtechnologien könnte
innovative Lösungen für die Produktion und Verarbeitung von Lebensmitteln
sowie erfolgversprechende Geschäftsmodelle hervorbringen", sagt Weltmann.
"Bei einem Erfolg lässt sich das Konzept perspektivisch auch auf andere
Regionen in Deutschland und darüber hinaus übertragen."


Über das Institut INP Greifswald:

Plasma ist nach fest, flüssig und gasförmig der vierte Aggregatzustand,
den Materie annehmen kann. Das elektrisch leitfähige Teilchengemisch aus
Atomen, Ionen, Elektronen und Molekülen entsteht dann, wenn einem Gas
weiter Energie zugeführt wird. Dieses natürliche Phänomen findet man in
Blitzen, in der Sonne oder in Polarlichtern. Am Leibniz-Institut für
Plasmaforschung und Technologie (INP Greifswald), der größten
außeruniversitären Forschungseinrichtung für Niedertemperaturplasmen in
Europa, arbeiten rund 200 Mitarbeitende an Technologien, die zur
Beschichtung von Oberflächen, Dekontamination von Lebensmitteln, Reinigung
von Abwässern, zur Behandlung von Hautkrankheiten und chronischen Wunden
sowie in der Elektrotechnik eingesetzt werden. Das INP Greifswald betreibt
anwendungsorientierte Grundlagenforschung und bietet auch
kundenspezifische Lösungen, Studien und Beratungen für die Industrie an.
Viele Innovationen führten bereits zur Entwicklung von Prototypen und
Ausgründungen.

Über die Hochschule Neubrandenburg:

Die Hochschule Neubrandenburg fokussiert den Forschungsschwerpunkt
"Gesundheit und Ernährung". Diesem gehören zahlreiche Professuren aus den
Fachbereichen Agrarwirtschaft und Lebensmittelwissenschaften, Gesundheit,
Pflege, Management und Soziale Arbeit, Bildung und Erziehung, an. Unter
dem Arbeitsschwerpunkt behandelt die Hochschule Fragestellungen für die
gesamte Kette der Erzeugung und Verarbeitung von Lebensmitteln sowie der
verbundenen ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Fragen.
Inhaltliche Bezüge existieren dabei zu den peripheren Aktionsfeldern
Agrarwirtschaft, Gesundheitsförderung, Public Health,
Gesundheitssystemforschung, Pflege, Rehabilitation.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution244

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Plasmaforschung und Technologie e.V.,

Henning Kraudzun, 08.03.2018
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FORSCHUNG/1126: Pasta-Produktion - Qualitätsansprüche an heimischen Hartweizen auf dem Prüfstand (idw)


Universität Hohenheim - 08.03.2018

Pasta-Produktion: Qualitätsansprüche an heimischen Hartweizen auf dem
Prüfstand

• Neugegründete Expertengruppe unter Leitung der Universität Hohenheim
hinterfragt Qualitätskriterien an Hartweizen

• Ziel: Stärkung der regionalen Pasta-Produktion



Pasta wird vorwiegend aus importiertem Hartweizen hergestellt, nur
langsam steigt der regionale Anbau an. Das Problem: Die hohen
Qualitätsansprüche, die an die Hartweizenkörner gestellt werden, damit sie
gute Pasta ergeben. Doch viele dieser Qualitätsansprüche sind eher
historisch übernommen als experimentell überprüft, weiß PD Dr. Friedrich
Longin, Weizen-Experte der Landessaatzuchtanstalt an der Universität
Hohenheim in Stuttgart. Unter seiner Führung hat sich nun eine
Expertengruppe zusammengefunden, die diese Qualitätskriterien kritisch
überprüfen und auf die wirklich notwendigen reduzieren will, um so die
regionale Hartweizen- und Teigwarenproduktion zu stärken. Beteiligt sind
Vertreter der Teigwaren-Industrie, der Hartweizen-Müllerei und des
Maschinenbaus. Diese Offenheit, so PD Dr. Longin, habe in der
Getreidebranche Vorbildcharakter.

Pasta erfreut sich immer größerer Beliebtheit in der heimischen Küche. Nur
wenige wissen, dass sie aus einer anderen Weizenart hergestellt wird als
Brot: Hartweizen, auch als Durum bezeichnet, ist der Hauptrohstoff, der
eine schöne gelbe Nudel mit guter Bissfestigkeit garantiert. In
Deutschland werden rund 300.000 Tonnen Pasta hergestellt, doch der
Hartweizen dafür kommt vor allem aus Südeuropa, Osteuropa oder den USA -
mit entsprechend großem CO2-Fußabdruck.

Seit einiger Zeit versuchen die Landwirte, Hartweizen (Triticum turgidum
ssp. durum) auch in Deutschland anzubauen. Aktuell auf rund 30.000 Hektar,
was gut 25 Prozent des Bedarfs der deutschen Pasta-Produzenten deckt. "Der
Hartweizenanbau in Deutschland ist durchaus weiter ausbaubar", meint PD
Dr. Longin, Weizen-Spezialist an der Universität Hohenheim. "Allerdings
scheitert es häufig an den vom Handel, den Mühlen und den
Teigwaren-Produzenten zahlreich geforderten Qualitätsansprüchen, die die
Durumkörner der Landwirte erfüllen müssen. Dabei gibt es zu vielen dieser
Qualitätsansprüche in der Wissenschaft keine Daten, und deren
Notwendigkeit sollte dringend überprüft werden."

Expertengruppe will Qualitätsansprüche kritisch hinterfragen

Dafür hat sich nun eine Expertengruppe zusammengefunden, die den gesamten
Herstellungsprozess abbildet: Neben der agronomischen Forschung der
Universität Hohenheim sind das Max Rubner-Institut aus Detmold, die
Saalemühle, Bernbacher Teigwaren, Lubella als führender Teigwarenproduzent
und Hartweizenmüller in Polen sowie die Firma Bühler als weltweit größter
Mühlen- und Teigwaren-Anlagenbauer mit von der Partie.

"Ziel ist es, die im heimischen Hartweizenanbau bisher geforderten
Qualitätsansprüche auf deren Berechtigung zu überprüfen und wenn möglich
deutlich auszudünnen, um damit die heimische Hartweizen- und
Pasta-Produktion zu stärken", erklärt Michael Haag, Produktionsleiter der
Saalemühle am Standort Aschersleben. "Ein Mega-Trend beim Verbraucher ist
Regionalität, und dies versuchen wir auch bei der Pasta nachhaltig zu
realisieren."

Das unterstreicht auch Piotr Romanczuk, Geschäftsführer von Lubella in
Polen: "Wir versuchen seit 2005, die regionale Hartweizenproduktion in
Polen und den Nachbarländern anzukurbeln und freuen uns, dies nun zusammen
mit den deutschen Kollegen angehen zu können. Auch wir haben große Fragen
zu den geforderten Qualitätsansprüchen und können zahlreiche Analysen
beisteuern, da wir die Mühle, die Teigwaren-Produktion und ein großes
Labor an einem Standort haben."

Beispiel: Qualitätskriterium Glasigkeit deutlich überbewertet

Das erste Treffen der Expertengruppe in der letzten Februarwoche an der
Universität Hohenheim lieferte bereits wichtige Erkenntnisse. Anhand
langjähriger Sortenversuche konnte am Max Rubner-Institut herausgearbeitet
werden, dass die Glasigkeit der Hartweizenkörner kaum einen Zusammenhang
mit der Griesausbeute in den Mühlen aufweist. Somit gibt es keine
Rechtfertigung, dem Landwirt bei geringen Glasigkeitsdefiziten seiner
Durum-Ernte große Preisabschläge zuzumuten.

"Hartweizen wird auch im heimischen Anbau immer glasig", bestätigt PD Dr.
Longin. "Die Glasigkeit der Hartweizenkörner geht beim Landwirt nur
verloren, wenn direkt vor der Ernte starker Regen kommt. Dies kann der
Landwirt nicht beeinflussen, und es passiert leider immer wieder im
heimischen Anbau." Gerade in Jahren, in denen witterungsbedingt die
Glasigkeit reduziert ist, solle man daher Augenmaß bei der Beurteilung
dieser Erntemuster walten lassen: "Das reduziert das Anbaurisiko für die
Landwirte und stabilisiert somit nachhaltig den heimischen Anbau."

Gemeinsames Forschungsthema: Qualitätskriterien Proteingehalt und
-qualität

"Als großes Themenfeld für intensive gemeinsame Forschungsarbeit haben wir
den Einfluss des Proteingehaltes und der Proteinqualität der
Hartweizenkörner auf die Kocheigenschaften der Pasta identifiziert", führt
Reiner Willmann von Bernbacher Teigwaren aus. "Bisher wird vor allem ein
sehr hoher Proteingehalt von heimischem Hartweizen verlangt - zum Teil
erheblich höher als von importiertem Hartweizen."

Dieser hohe Proteingehalt erfordert beim Anbau allerdings viel
Stickstoffdünger, was mit der neuen Düngeverordnung nicht vereinbar ist
und auch wegen der negativen Umwelteinflüsse mehr und mehr hinterfragt
wird. "International wird häufig die Proteinqualität mitbewertet und gute
Teigwaren mit moderaten Proteinmengen erreicht", berichtet Daniel Kaufmann
von Bühler in Uzwil. "Umso wichtiger ist es, dass wir nun im Rahmen dieser
Expertengruppe Forschungsarbeiten starten, wie gute Teigwaren mit
moderaten Proteingehalten beim heimischen Hartweizen erreicht werden
können."

Sehr zufrieden zeigt sich auch PD Dr. Longin: "Wir haben gleich im ersten
Treffen wichtige Erkenntnisse für die Branche erarbeitet und vier wichtige
Forschungsprojekte angestoßen." Das sei weit mehr als erwartet und zeige,
wie offen die Branche ist und interessiert daran, die regionale
Hartweizen- und Pasta-Produktion zu stärken. "Diese Offenheit und der
Umsetzungswille sind einmalig in der Getreidebranche und sollten als
leuchtendes Beispiel für andere Branchen gesehen werden."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, Florian Klebs, 08.03.2018
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ASYL/1253: Willkommenskultur war gestern - Abschreckung und Isolierung sind das neue Programm (Landesflüchtlingsräte)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - Pressemitteilung vom 9. März 2018

Willkommenskultur war gestern - Abschreckung und Isolierung sind das
neue Programm der Bundesregierung

Frühjahrskonferenz der Landesflüchtlingsräte in Magdeburg



Die Frühjahrskonferenz der Landesflüchtlingsräte, welche am Donnerstag und
Freitag in Magdeburg stattfindet, wendet sich entschieden gegen die
massiven Verschärfungen im Asyl- und Aufenthaltsrecht, die CDU/CSU und SPD
im Koalitionsvertrag für die kommende Legislaturperiode beschlossen haben.
"Die flüchtlingspolitischen Ziele der neuen Bundesregierung lassen sich mit
drei Begriffen zusammenfassen: Ausgrenzung, Kasernierung und Abschreckung"
erklärt Stefanie Mürbe vom Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt in Magdeburg.

Die Pläne für die so genannten AnKER-Zentren sehen vor, dass Asylsuchende
bis zu 18 Monate lang in zentralen Großlagern kaserniert werden sollen. Die
staatlich verordnete Isolation soll offenbar die Integration der
Betroffenen in hohem Maße verhindern und will stattdessen die
Aufenthaltsbeendigung als zentrales Anliegen staatlicher Flüchtlingspolitik
ausweisen. Dieser Umgang mit dem Anliegen von Verfolgten und
Schutzsuchenden stellt einen massiven Eingriff in die Grund- und
Menschenrechte dar und hat gesellschaftlich nicht absehbare und negative
Folgen. Dies gilt auch für die einmal mehr grundgesetzwidrige und durch
sogenannte humanitäre Kontingente kaschierte faktische Aussetzung des
Familiennachzugs für subsidiär Geschützte. "Der Koalitionsvertrag liest
sich in großen Teilen wie ein Rückgriff auf die Mottenkiste der 1990er
Jahre - all die integrationspolitischen Fehler von damals werden jetzt
wiederholt", fügt Kai Weber vom Flüchtlingsrat Niedersachsen hinzu.

Diese Desintegrationspolitik ist auch ein Schlag ins Gesicht für all
diejenigen, die sich vor Ort für das gelingende Ankommen der Flüchtlinge
einsetzen.

Gleichzeitig beobachten die Flüchtlingsräte, dass die Hemmschwelle, auch in
Krisen- und Kriegsgebiete abzuschieben, sinkt, und die Abschiebungspraxis
immer restriktiver wird. Es wird in vielen Fällen keine Rücksicht mehr auf
den Schutz von Ehe und Familie, den gesundheitlichen Zustand oder andere
persönliche Härtefälle genommen.

Bund und Länder haben sich nicht nur auf eine Intensivierung der
Abschiebung von im Asylverfahren gescheiterten Flüchtlingen verständigt.
Mehr Abschiebungsgefängnisse und eine drastische Steigerung von
Widerrufverfahren gehören zu den Instrumenten dieser Politik.

Die flüchtlingspolitischen Konzepte erwecken den Eindruck, als hätte die
AfD daran mitgeschrieben. Die Landesflüchtlingsräte fordern die konsequente
Rückkehr zu einer menschenrechtsbasierten Flüchtlingspolitik.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.
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BERICHT/310: Politische Gefangenschaft - kriminalisiert und abgeschlagen ... (SB)


Das Präventivgesetz hat daher kein Maß in sich, keine vernünftige Regel,
denn die vernünftige Regel kann nur aus der Natur der Sache, hier der Freiheit,
genommen sein. Es ist maßlos, denn wenn die Prävention der Freiheit sich
durchsetzen will, so muß sie so groß sein wie ihr Gegenstand, d.h. unbeschränkt.
Das Präventivgesetz ist also der Widerspruch einer unbeschränkten Beschränkung,
und wo es aufhört, ist nicht durch die Notwendigkeit, sondern durch den Zufall
der Willkür die Grenze gesetzt, wie die Zensur täglich ad oculos
demonstriert.

Karl Marx: Debatten über Preßfreiheit und Publikation der Landständischen Verhandlungen [1]



"Die erste Freiheit der Presse besteht darin, kein Gewerbe zu sein" - die
berühmte Feststellung von Karl Marx könnte kaum anachronistischer klingen als in
der sogenannten Informationsgesellschaft. In ihr gerät jede Nachricht, jede
Debatte und jede Meinungsbekundung zur Aufmerksamkeitsware, Mittel zum
Zweck der Kapitalakkumulation. Emanzipatorische oder revolutionäre Anliegen
könnten da nicht unwillkommener sein. Das war auch 1842 so, als der
24jährige Journalist eine Artikelserie in der Rheinischen Zeitung zum Thema
Zensur und Pressefreiheit verfaßte. Er kritisierte einen Vertreter bürgerlicher
Freiheitsrechte, der die damals noch nicht existierende Pressefreiheit dadurch
voranbringen wollte, daß er sie der Gewerbefreiheit zuordnete. Dabei ignorierte
der junge Karl Marx die Notwendigkeit des Lebenserwerbs nicht, räumte der
Presse, mit der damals die Gesamtheit aller verbreiteten Druckerzeugnisse
gemeint war, aufgrund ihres potentiell gesellschaftsverändernden Charakters
jedoch einen besonders hohen Rang an notwendiger Eigenständigkeit ein: "Der
Schriftsteller muß allerdings erwerben, um existieren und schreiben zu können,
aber er muß keineswegs existieren und schreiben, um zu erwerben." [2]

Heute ist das Leben im Prekariat vielen Kulturschaffenden zur zweiten Natur
geworden. Linke Theoriebildung und sozialrevolutionäre Gesellschaftskritik
interessieren nur Minderheiten, obwohl die globale Krisenkonjunktur das
Gegenteil erwarten lassen müßte. Kulturindustriell zahlt sich aus, was auf
unterhaltsame Weise von den alltäglichen Widerspruchs- und Ohnmachtserfahrungen
ablenkt. Je grundsätzlicher und radikaler die Kritik, desto unverkäuflicher ist
sie auch, das gilt für die objektive Marktlage wie für das Selbstverständnis
von AutorInnen, die dennoch nicht auf das Lesen und Schreiben verzichten wollen.
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Wer kennt die Fallstricke und Untiefen politischer Justiz?

Auf der Internationalen Konferenz, zu der das Freiheitskomitee für Musa Asoglu
am 10. und 11. Februar ins Hamburger Centro Sociale geladen hatte, klärte der
Journalist Peter Nowak die Anwesenden über die Schwierigkeiten auf, mit denen
ein Autor bei dem Versuch, der Öffentlichkeit etwas über politische Gefangene,
die Repressalien, die sie zu erleiden haben, und den Widerstand, mit dem sie
gegen ihre politische Stigmatisierung und die harten Haftbedingungen
protestieren, konfrontiert wird. Der Mitherausgeber des 2001 veröffentlichten
Sammelbandes "Bei lebendigem Leib. Von Stammheim zu den F-Typ-Zellen.
Gefängnissystem und Gefangenenwiderstand in der Türkei" hat auf Delegationen im
Rahmen der auch als Todesfasten bekanntgewordenen Hungerstreikaktionen
politischer Gefangener in der Türkei die Konfrontation zwischen sozialem
Widerstand und staatlicher Repression hautnah miterlebt. 

Der landesweite Hungerstreik politischer Gefangener, der im Oktober 2000 begann,
richtete sich gegen die Einführung sogenannter F-Typ-Gefängnisse und das
Anti-Terrorgesetz, das den Bau dieser Knäste vorsah. Häftlinge, denen
"Verbrechen gegen den Staat" vorgeworfen wurden, sollten in völliger Isolation
eingesperrt werden. Sie liefen dabei Gefahr, zusätzlich zum folterartigen Entzug
aller soziale Kontakte auch ohne die Anwesenheit von Zeugen physischer Folter
unterzogen zu werden. Mit der Auflösung des Großzellensystems sollte jegliche
Opposition unter den Gefangenen, die viele Entbehrungen und Schmerzen in Kauf
genommen haben, um zusammengelegt zu werden, im Keim erstickt werden.

Des weiteren forderten die hungernden Gefangenen die Schließung der
Staatssicherheitsgerichte, an denen eine besonders KurdInnen betreffende Form
des Gesinnungsstrafrechts exekutiert wurde, die Verurteilung der verantwortlichen
Polizisten, die den Befehl für die Erstürmung von Gefängnissen gaben, bei denen
Dutzende politischer Gefangener ums Leben kamen, sowie die sofortige Freilassung
aller kranken und verletzten Gefangenen. An dem landesweiten Hungerstreik
beteiligten sich phasenweise über 1000 Gefangene und Angehörige gleichzeitig.
Insgesamt kamen bei dieser Form des politische Protestes, bei dem die Gefangenen
ihr Leben in die Waagschale warfen, um ihre Forderungen zu erstreiten, und der
sich über einen Zeitraum von fast sieben Jahren erstreckte, mehr als 130
AktivistInnen ums Leben. Im Ergebnis kam es zu kleinen Zugeständnissen der
staatlichen Behörden, doch betrifft die Unterdrückung der linken Opposition in
der Türkei nach wie vor Tausende, die mit härtesten Haftbedingungen traktiert
werden.

Wie Nowak hervorhebt, konnte er Berichte über die Rolle Deutschlands bei der
Etablierung der Isolationshaft in der Türkei nur in einem ganz engen Segment
linker Publikationen unterbringen. Zeitungen des bürgerlichen Mainstreams
wollten davon gar nichts wissen. Wenn überhaupt, wurde nur pauschal nach Art
einer humanistischen Pflichtübung über die Situation der Gefangenen in der
Türkei berichtet. Größere politische Zusammenhänge, insbesondere wenn sie die
Unterstützung des türkischen Repressionsapparates durch deutsche Behörden
betrafen, waren praktisch tabu. Beim Thema Hungerstreikende mußte sich
Nowak schon von Redakteuren sagen lassen, daß man ersteinmal abwarten wolle,
vielleicht machten die Gefangenen ja nur eine Abmagerungskur. Er könne sich ja
noch einmal melden, wenn es wirklich kompliziert werde und die Hungernden
gesundheitliche Probleme bekommen, so die zynische Reaktion mancher JournalistInnen
auf seine Versuche, Berichte über politische Gefangene im Widerstand zu
verbreiten.

Am ehesten noch gelang es, Berichte über das Todesfasten im Kontext deutscher
Solidaritätsbekundungen zu veröffentlichten, wenn diese von bereits bekannten
Linken geleistet wurden. So nannte Peter Nowak das Beispiel der 2007
verstorbenen Aktivistin Ilse Schwipper, die die politischen Gefangenen in der
Türkei unter anderem beim Solidaritätsfasten unterstützte und ihre eigene
Prominenz in der deutschen Linken gezielt dazu einsetzte, Nachrichten über
diesen Kampf zu plazieren. Die damals 60jährige Frau war als Wolfsburger
Arbeiterin politisiert worden und saß als militante Linke und Anarchofeministin
insgesamt 12 Jahre im Knast, davon viele Jahre in Untersuchungs- und mehr als
die Hälfte der Zeit in Isolationshaft.

Nowak beklagt insbesondere die unreflektierte Leichtfertigkeit, mit der auch
linke AktivistInnen heute den Begriff des Terrorismus benutzen, auch wenn er auf
die RAF oder die Bewegung 2. Juni angewendet wird. Früher hätten sogar
Linksliberale vermieden, diesen Herrschaftsbegriff unabhängig von den
politischen Zielen und Methoden der damit stigmatisierten AktivistInnen und
Bewegungen aus grundsätzlichen bürgerrechtlichen Erwägungen zu benutzen, auch
und gerade weil er den politischen Diskursen regelrecht aufoktroyiert wurde.
Eine liberale Öffentlichkeit, wie es sie noch in den 70er und 80er Jahren gegeben habe,
existiere heute nicht mehr, so sein nicht nur auf der Konferenz gezogenes Fazit.

Daher gebe es für die 23 türkischen und kurdischen Gefangenen, die nach
Paragraph 129 b der Zugehörigkeit zu als terroristisch bezeichneten Organisationen
bezichtigt werden und keinerlei Straftaten in der Bundesrepublik begangen haben,
praktisch keine Öffentlichkeit. Über politische Prozesse gegen türkische
KommunistInnen, wie etwa seit anderthalb Jahren in München gegen elf als
TKP/ML-Mitglieder bezichtigte Menschen geführt, könne auch in linken Medien nur
mit sehr viel Fingerspitzengefühl berichtet werden. Wer sich nicht in der
Sprache und den Diskursen der postmodernen Linken auskennt, habe bei den
meisten dieser Zeitungen keine Chance auf Veröffentlichung. Dementsprechend
gelte es, sprachliche Sensibilität zu entwickeln und herauszufinden, welche
Begriffe überhaupt noch gehen und wo die Grenze überschritten wird und - weniger
beim Publikum als bei den Redakteuren - die Klappe fällt.

Heute hätten es Verlage und die Politik kaum mehr nötig, Druck auf
JournalistInnen auszuüben, um eine konforme, nicht nur den Werbekunden genehme
Berichterstattung durchzusetzen. Sie nähmen von sich aus keine oppositionelle
Haltung mehr ein wie zu einer Zeit, als Journalisten wie Hermann Gremliza oder
Otto Köhler versuchten, innerhalb des Spiegels für offenere Diskussionen zu
sorgen. Die taz wurde eigens als Plattform für widerständigen Journalismus
aufgebaut. Die fortschreitende Rechtsdrift des einst linken Blattes spiegele das ureigene
Interesse seiner MacherInnen, so Nowak.

Man dürfe sich nichts über die Presse vormachen, denn die dort beschäftigten
JournalistInnen sind meist mit ihrer politischen Sozialisation und ihrer
Lebensrealität sehr zufrieden, lautete seine Antwort auf die Frage nach dem
Grund für diese Einstellung. Heutige JournalistInnen leisten sich bestenfalls
systemimmanente Kritik, aber eine grundsätzliche Infragestellung des Systems
könne ihnen nicht fremder sein. Sie sind in den herrschenden Verhältnissen so gut
aufgehoben, daß sie derartige Fragen nur als Bedrohung erleben könnten. Die
meisten Redakteure hätten nie Probleme mit der Polizei. Sie gingen auch nicht bei
G20 auf die Straße, das machten eher freie MitarbeiterInnen.

Zu der Frage, inwiefern sich JournalistInnen durch die normative Kontrolle
bedroht fühlen, die in sozialen Medien heute im Rahmen der institutionalisierten
Zensur von sogenannter Hate Speech oder Fake News durchgeführt wird, gab Nowak
zu bedenken, daß diese Form der Sprachkontrolle gegen Rechte gerichtet
zu sein scheint. Das mache es für linke JournalistInnen schwierig, sich klar zu
positionieren. Haß sei ein inhaltsleerer Begriff, und so könnten auch
Klassenkämpfe als Verbreitung von Haß gebrandmarkt werden.

Ein Aktivist vom Hamburger Ermittlungsausschuß berichtete, daß viele Medien
nichts Polizeikritisches abdrucken wollen, weil sie dann keine Informationen
mehr von der Polizei erhalten. Da sie in ihrer Berichterstattung von dieser
Quelle abhängig seien, verzichteten sie lieber auf Kritik an den staatlichen
Vollzugsorganen. Zudem agiere die Polizei inzwischen selbst in sozialen Medien.
Sie habe etwa auf Twitter regelrechte Lügen in die Welt gesetzt, die dennoch von
den Nachrichtenredaktionen weiterverbreitet worden seien. Heute nutzten die
Behörden das Internet ganz gezielt, um ihre politische Linie durchzusetzen und
Meinungen zu formieren.
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Die neue Rechtsordnung des Antiterrorkrieges

"Terroristen" gibt es nur dann, wenn man das verhängnisvolle Denkkonzept
globalstrategischer Herrschaftsentfaltung teilt, das sich anschickt, potentielle
Gegnerschaft ein für allemal präventiv zu unterdrücken. Hat man den Zirkelschluß
erst einmal geschluckt, daß mit dem Prädikat des Bösen die Antriebskräfte seiner
Agenten hinreichend definiert und begründet seien, ist man der Suche nach allen
konkreten Motiven des Widerstands gegen Ausbeutung und Unterdrückung enthoben.
So nimmt es nicht wunder, daß die Spekulationen über die mutmaßliche
Interessenlage der "Terroristen" vage und abstrus bleiben.

Die innovative Verfügungsgewalt des Terrorbegriffs entfaltet sich in seiner
totalen Verdammung eines Menschen oder Lebenszusammenhangs bis hin zu dessen
vorbeugender Vernichtung unter Aushebelung aller bislang akzeptierten ethischen,
moralischen und rechtlichen Standards. Da der "Terrorist" per Definition
entmenschlicht ist, gibt es im Umgang mit ihm keine Schranken, die man gemeinhin
nicht überschreiten würde. Er darf, da noch unter dem Titel des "illegalen
Kombattanten" oder "Gefährders", schon im Bereich der Prävention ausspioniert,
festgenommen, ohne Gerichtsurteil eingekerkert und gefoltert werden, wie die im
US-Sondergefängnis Guantanamo und anderen eigens für diesen Zweck in aller Welt
eingerichteten Lagern nach den Anschlägen des 11. September 2001 übliche Praxis
belegt. Der "Terrorist" darf sogar auf dem Vorwege im Rahmen einer "extralegalen
Hinrichtung" mit Drohnenbeschuß liquidiert werden, wenn es gilt, einen verübten
Anschlag zu sühnen und künftige zu verhindern. Der staatliche Vollzug ist so
unberührbar und sakrosankt, wie das davon betroffene "nackte Leben" (Giorgio
Agamben) verletzbar und schutzlos ist. 

Wenn die Kategorien von Schuld und Unschuld, Verdacht und Beweis, Tat und Strafe
bis zu ihrer vollständigen Auflösung verschwimmen, dann ist das kein
unerwünschtes Nebenresultat eines Ausnahmeverfahrens, ohne das sich angeblich
keine Anschläge verhindern ließen. Der in der Terrorismusbekämpfung
verwirklichte Ausnahmezustand setzt die herrschende Rechtsordnung ganz gezielt
außer Kraft und etabliert an ihrer Stelle eine Form der exekutiven Ermächtigung,
deren wesentlicher Charakter in der Gültigkeit des verfahrenstechnischen und
polizeilichen Vollzugs gegenüber der verfassungmäßigen Anwendung
rechtstaatlicher Prinzipien besteht.

Wo die globaladministrative Verfügungsgewalt US-amerikanischer Souveränität und
viele andere Regierungen analog dazu sich die Vollmacht zumaßen, Menschen unter
dem Titel des Terrorismus ohne eigens vollzogene rechtliche Überprüfung straflos
töten zu können, bedient man sich in der Bundesrepublik und EU des
Vereinigungsstrafrechtes nach Paragraph 129 a und b StGB. Um die "Bildung
terroristischer Vereinigungen" als Strafnorm zu etablieren, bedarf es einer
Definition des Terrorismus. Angesichts der Vielzahl unterschiedlicher
Sprachregelungen und des virulenten politischen Widerspruches, daß des einen
Staates Terrorist des anderen Staates Freiheitskämpfer sein kann, verrät die
EU-Terrorismusdefinition auf exemplarische Weise den präventiven Charakter und
die politische Intention dieses Straftatbestandes. Indem noch nicht vollzogene
Straftaten oder die bloße Zugehörigkeit zu einer entsprechenden Gruppe
kriminalisiert werden, erhält das Sonderstrafrecht der Terrorismusbekämpfung
die aus dem ideologischen Arsenal der Staatsräson hervortretende Funktion eines
konstitutiven Aktes. 

So werden in der EU-Terrorismusdefinition von 2017 Straftaten gewaltsamer Art
aufgelistet, die fast ausschließlich als kriminelle Handlungen bereits
strafrechtlich verfolgbar sind. Der sich dazugesellende Sachverhalt des
Terrorismus entsteht, wenn mit diesen Vergehen "eine schwerwiegende
Einschüchterung der Bevölkerung" bezweckt oder versucht wird, "die
grundlegenden politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder
sozialen Strukturen eines Landes (...) ernsthaft zu destabilisieren
oder zu zerstören". [3] 

Da bereits die Androhung einer der Katalogstraftaten ausreicht, um als Terrorist
belangt zu werden, können Menschen ins Visier der Staatsschutzbehörden geraten,
die über derartige Entwicklungen lediglich spekulieren oder leichtfertig
Behauptungen aufstellen, die sie nie umsetzen würden. Vor allem aber können
Menschen belangt werden, die den Anspruch auf Gesellschaftsveränderung auf die
Straße tragen und dort mit der Polizei in Konflikt geraten. Zwar wird in den
Strafverfahren gegen G20-AktivistInnen in Hamburg nicht der Vorwurf des
Terrorismus erhoben. Wie jedoch Ermittlungen im Vorfeld der G8-Proteste in
Heiligendamm oder die Staatschutzpraxis des Erdogan-Regimes zeigen,
die von der Bundesregierung nicht ausdrücklich verurteilt und sogar durch die
Verfolgung in der Türkei kriminalisierter Parteien flankiert wird, sind die
Übergänge dazu fließend. 

Im Zusammenhang mit der Einzelpersonen wie Gruppen betreffenden EU-Terrorliste
reicht es aus, sich zu einer der dort gelisteten Organisationen zu bekennen, auf
irgendeine ansonsten völlig legale Weise mit ihr zusammenzuarbeiten oder der
Assoziation mit ihr verdächtigt zu werden, um den Organisationsstraftatbestand
nach 129 a und b zu erfüllen. Daß letzterer unter dem politischen Vorbehalt
einer vom Bundesjustizministerium zu erlassenden Verfolgungsermächtigung steht,
unterstreicht den Charakter eines Sonderstrafrechts, mit dem Menschen kollektiv
kriminalisiert werden, denen angelastet wird, ein politisches Anliegen wie das
der Veränderung der herrschenden sozialen und gesellschaftlichen Verhältnisse zu
verfolgen. 
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Vergessen macht nicht wirklich frei

Der bereits 1878 zum Kampf gegen die damals noch als klassenkämpferisch geltende
SPD geschaffene Paragraph 129 wurde schon in der Weimarer Republik als
Instrument zur Unterdrückung der revolutionären Linken und dabei namentlich der
KPD eingesetzt. Dies änderte sich auch nach dem Ende des NS-Regimes nicht, als
die Beibehaltung dieses Staatschutzstrafrechts damit begründet wurde, einem
wieder aufkommenden Faschismus Einhalt zu gebieten. Während die BRD auf allen
administrativen Ebenen personelle Kontinuität mit der NS-Bürokratie wahrte,
wurde der Paragraph 129 wiederum zur Verfolgung der KPD eingesetzt. Schon vor
dem Verbot der Partei 1956 leitete die BRD-Justiz 125.000 Ermittlungsverfahren
gegen KommunistInnen ein, von denen 5,5 Prozent mit Verurteilungen endeten. 

1976 erweiterte der Staat mit dem Paragraph 129 a "Bildung terroristischer
Vereinigungen" seine Befugnisse, insbesondere linksradikale Zusammenhänge unter
leicht zu erwirtschaftenden Vorwänden auszuforschen und einzuschüchtern. In den
1990er Jahren wurde unter Inanspruchnahme des 129 a gegen etwa 1500 Personen
ermittelt, die in etwa 95 Prozent der Fälle linken Gruppierungen angehörten.
Obwohl rund 100 Todesopfer neonazistischer Gewalt für diese Zeit belegt sind,
richteten sich durchschnittlich nur etwa drei Ermittlungsverfahren nach 129 a im
Jahr gegen rechts, während linke Bewegungen mit durchschnittlich 155 Verfahren
im Jahr traktiert wurden. So wird diese Form des politischen Strafrechts seit
jeher nicht nur gegen die revolutionäre Linke, sondern auch antifaschistische
Gruppen, deren politische Arbeit in aller Öffentlichkeit stattfindet,
eingesetzt.

Die weitaus meisten 129 a-Verfahren gegen Linke kamen über das Ermittlungsstadium
nicht hinaus. In nur etwa fünf Prozent der abgeschlossenen Fälle kam es
überhaupt zu einem Urteil. In Anbetracht der weitreichenden Befugnisse, die
diese Kollektivstrafbestände den Sicherheitsbehörden im Unterschied zum
konventionellen Tatstrafrecht zubilligen, liegt es auf der Hand, daß sie als
universales Instrument zur Ausforschung und Einschüchterung linker Bewegungen
eingesetzt werden. Die umfassende Überwachung der Telekommunikation auch in Form
von Rasterfahndungen, Großrazzien, Fahrzeugkontrollen und Durchsuchungen selbst
bei Unverdächtigen, der Einsatz von V-Leuten und verdeckten Ermittlern, die
Abschöpfung von Kronzeugen und die Verwendung von Geheimdienstmaterial stehen
den Repressionsorganen des Staates ebenso zur Verfügung wie die Anordnung von
Untersuchungshaft auch ohne Vorliegen einer Fluchtgefahr, die langfristige
Inhaftierung unter Isolationsbedingungen und die Einschränkung der
Verteidigungsrechte der Betroffenen.

Die Durchführung bundesweiter Hausdurchsuchungen und Telefonüberwachung im
Vorfeld des G8-Gipfels in Heiligendamm 2007 ist ein Beispiel für die Anwendung
des 129 a als Mittel der Unterdrückung politischen Protestes, mußten doch alle
in diesem Zusammenhang anberaumten Verfahren ergebnislos eingestellt werden.
Auch die in Dresden aufgrund der Aussage eines bekannten Neonazis gegen eine
sogenannte "Antifa Sportgruppe" eingeleiteten Ermittlungen wurden nach über vier
Jahren ergebnislos eingestellt. Die AktivistInnen hatten gegen in Pegida aktive
Neonazis protestiert.

Im Dezember 1998 einigten sich die Justiz- und Innenminister der damals 15
EU-Staaten auf eine Gemeinsame Maßnahme, die die Mitgliedstaaten verpflichtet,
den Straftatbestand der "kriminellen Vereinigung" in ihr Strafrecht aufzunehmen.
Um die länderübergreifende Zusammenarbeit von Polizei und Justiz bei der
Verfolgung politisch radikaler Organisationen zu verbessern, legten sich die
EU-Staaten darauf fest, gegen mutmaßliche Mitglieder krimineller Vereinigungen
unabhängig von ihrem Standort oder ihrer Operationsbasis vorzugehen. Durch die
Schaffung des Tatbestandes der bloßen Zugehörigkeit wurden die
Strafverfolgungsbehörden der Pflicht enthoben, einen konkreten Tatverdacht zum
Ausgangspunkt ihrer Ermittlungen zu machen, durch die Aufhebung eines
Inlandsbezugs versetzten sie sich in die Lage, gegen politische Gruppen
vorzugehen, die in ihrem Zuständigkeitsbereich nichts Rechtswidriges getan
hatten.

Da in der Bundesrepublik bis dahin galt, daß man zumindest einer
Teilorganisation der inkriminierten ausländischen Vereinigung auf deutschem
Boden bedurfte, um Anklage zu erheben, wurde unter Verweis auf deutsche
UnterstützerInnen der baskischen ETA weiterer Handlungsbedarf reklamiert. 1999
legte die rot-grüne Bundesregierung einen ersten Entwurf zum Paragraph 129 b
"Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland" vor. Das Vorhaben, die
in der BRD erprobte Strafbarkeit von Gesinnung auf die EU auszudehnen, um nicht
nur in Europa operierende militante Gruppen, sondern auch politische Bewegungen,
die zu Aktionsformen wie Streiks und Blockaden griffen, unter
Terrorismusverdacht stellen zu können, bedurfte der Anschläge des 11. September
2001 nicht. Sie sorgten lediglich für die beschleunigte Umsetzung des
Gesetzgebungsverfahrens. Am 1. September 2002 trat Paragraph 129 b StGB in
Kraft, um Mitglieder ausländischer Organisationen, die sich häufig als
politische Flüchtlinge in der Bundesrepublik aufhalten, im Interesse der
Regierungen, vor deren Zugriff sie aus politischen Gründen flohen, auch
hierzulande mit Freiheitsentzug bedrohen zu können.

Das alles bleibt ein blinder Fleck im Bewußtsein der meisten Menschen. Zensur
muß heute nicht mehr offen ausgeübt werden, ist sie doch in ihrer
internalisierten Form wirksamer denn je. Die Verdächtigung und Kriminalisierung
von der erwünschten Norm, als Marktsubjekt anstandslos zu produzieren und zu
verbrauchen, abweichender Formen der Vergesellschaftung nimmt im politischen
Strafrecht und seiner polizeilichen Durchsetzung die Kontur einer konkreten
Bedrohung an. Der präventiv übererfüllten Negation all dessen, was sich dem
Staat und seiner Ordnung widersetzen könnte, ist die soziale Amnesie der
Menschen, die sich kaum einmal mehr die Frage stellen, worum es in ihrem Leben
und in dieser Gesellschaft überhaupt gehen könnte, adäquat.


Fußnoten:

[1] Karl Marx: Debatten über Preßfreiheit und Publikation der Landständischen Verhandlungen

Rheinische Zeitung Nr. 132 vom 12. Mai 1842

http://www.mlwerke.de/me/me01/me01_050.htm

[2] http://www.mlwerke.de/me/me01/me01_066.htm

[3] http://www.eu-info.de/dpa-europaticker/277766.html
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FAMILIE/309: Bessere Gesundheit von Müttern und bessere kindliche Entwicklung durch Familienbegleitung (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 08.03.2018

Bessere Gesundheit von Müttern und bessere kindliche Entwicklung durch
Familienbegleitung



Die Begleitung junger Mütter im Hartz-IV-Bezug im Rahmen eines
Hausbesuchsprogramms durch Hebammen und Sozialpädagoginnen verbessert die
elterlichen Fähigkeiten, die Gesundheit und die Lebenszufriedenheit der
Mütter. Auch bei der kindlichen Entwicklung zeigt sich eine Verbesserung.
Nicht erreicht wurde allerdings, dass die jungen Mütter schneller von
staatlichen Transferleistungen unabhängig werden. Das geht aus einer
aktuellen Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
hervor.

Um Familien mit Kindern unter drei Jahren zu unterstützen, hat das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) im
Jahr 2007 das "Nationale Zentrum Frühe Hilfen" gegründet. Ein
Modellprojekt dieses Zentrums ist das Hausbesuchsprogramm "Pro Kind", in
dem Hebammen und Sozialpädagoginnen junge Frauen, die nur über ein
geringes Einkommen verfügen und daher überwiegend auf Arbeitslosengeld II
angewiesen sind, von der Schwangerschaft bis zum zweiten Geburtstag des
Kinds besuchen.

"Pro Kind" behandelt neben Themen der Erziehung und Gesundheit Fragen der
Familienplanung, der Erwerbstätigkeit und des Bezugs staatlicher
Transferleistungen wie des Arbeitslosengelds II. Die Begleitforschung zum
Programm zeigt zahlreiche positive Auswirkungen der regelmäßigen
Hausbesuche durch die Familienbegleiterinnen: Die jungen Mütter leiden
beispielsweise seltener unter Depressionen, die Kinder sehen weniger fern,
zumindest den Töchtern wird häufiger vorgelesen.

Die höhere Lebenszufriedenheit der am Programm teilnehmenden Mütter führt
dazu, dass sie sich in den ersten drei Jahren nach der Geburt häufiger für
ein weiteres Kind entscheiden. Ein unbeabsichtigter Nebeneffekt des
Programms ist, dass die jungen Mütter länger nicht erwerbstätig sind und
auf staatliche Transferleistungen angewiesen bleiben.

Die Studie bewertet das Besuchsprogramm dennoch positiv - nicht zuletzt
aufgrund der verbesserten kindlichen Entwicklung in den teilnehmenden
Familien. "Dadurch können langfristig bessere Bildungs- und
Arbeitsmarktchancen sowie Einsparungen für den Sozialstaat erzielt
werden", schreibt der IAB-Forscher Malte Sandner.

Die IAB-Studie beruht auf den Daten von 394 teilnehmenden Familien und
einer Kontrollgruppe von 361 nicht teilnehmenden Familien, die
hinsichtlich der sozio-demographischen Merkmale vergleichbar sind.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb0618.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für

Arbeit (IAB), Wolfgang Braun, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1621: Tarifrunde Telekom - Kein Angebot erhalten (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
8. März 2018

Tarifrunde Telekom: Kein Angebot erhalten - ver.di macht jetzt Druck
mit ersten Warnstreiks und Aktionen



Berlin - Nachdem die Deutsche Telekom in der zweiten Verhandlungsrunde am
8. März 2018 kein Angebot unterbreitet hat, ruft die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) zu ersten gezielten Warnstreiks
und Aktionen auf, um Druck auf den Arbeitgeber auszuüben. Die Streiks
beginnen bereits am morgigen Freitag.

"Mit einer Verschleppungstaktik kommt die Telekom bei den
Beschäftigten nicht durch. Es muss ein Angebot auf den Tisch", betont
ver.di-Verhandlungsführer Frank Sauerland.

In den ersten Tagen ruft ver.di gezielt ca. 5.000 Beschäftigte zu
Aktionen und Protesten auf. Betroffen sind Betriebsteile und
Einrichtungen der Service- und der Techniksparte in nahezu allen
Bundesländern.

"Bei der Vorstellung der Jahresbilanz 2017 hat sich die Telekom für
gute Zahlen feiern lassen. Damit ist auch für die Beschäftigten klar:
Es ist genug Geld für eine spürbare Lohnerhöhung vorhanden", betont
Sauerland.

ver.di fordert in der laufenden Tarifrunde unter anderem eine
tabellenwirksame Entgelterhöhung um 5,5 Prozent bei einer Laufzeit
von zwölf Monaten sowie eine Komponente zur Steigerung der
Einkommensgerechtigkeit. Die Höhe der Ausbildungsvergütungen und der
Vergütungen für dual Studierende soll um 75 Euro angehoben werden.

Die dritte Runde der Verhandlungen für die ca. 62.000 betroffenen
Tarifangestellten und Auszubildenden/dual Studierenden der Deutschen
Telekom findet am 21./22. März 2018 in Berlin statt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 08.03.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Martina Sönnichsen - ver.di-Bundesvorstand

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INTERNATIONAL/345: NAFTA-Verhandlungen - Einmal mehr wenig vorzuweisen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko / USA

NAFTA-Verhandlungen: Einmal mehr wenig vorzuweisen

Von Gerold Schmidt



(Mexiko-Stadt, 7. März 2018, npl) - Kein Abbruch, aber genauso wenig
ein Durchbruch. Die Verhandlungsführer*innen der drei Nafta-Länder
USA, Kanada und Mexiko hatten diese Woche Montag (5. März) am Ende der
siebten Verhandlungsrunde einmal mehr - wenig vorzuweisen. Das
zentrale Thema Autoindustrie wurde in Mexiko-Stadt nicht
weiterdiskutiert. Jason Bernstein, der Chefverhandler zu diesem Thema,
kam anders als angekündigt von kurzfristig angesetzten Konsultationen
in Washington nicht mehr zurück. Beim Thema Löhne und Arbeitswelt gab
es ebensowenig Fortschritte. Dagegen beherrschte einmal mehr Donald
Trump die Schlagzeilen. Sein Spruch "Handelskriege sind gut und leicht
zu gewinnen" sowie seine Ankündigung, allgemeine Einfuhrzölle von 25
Prozent auf Stahl und 10 Prozent auf Aluminium zu erheben, bremsten
den Verhandlungsfluss. Denn Trump erklärte, Mexiko und Kanada würden
von den Zöllen nur ausgenommen, wenn es zu einem "neuen und gerechten"
Freihandelsvertrag mit beiden Ländern komme. In eine ähnliche Kerbe
schlugen nach der siebten Runde US-Finanzminister Steven Mnuchin und
sein Kollege Wilbur Ross vom US-Handelsministerium. Das alte Spiel von
Zuckerbrot und Peitsche.


Fortschritte nur bei weniger wichtigen Kapiteln

Mexiko will abwarten, wie sich die Zollfrage wirklich entwickelt, sagt
Wirtschaftsminister Ildefonso Guajardo. Kanadas Außenministerin
Chrystia Freeland ist etwas selbstbewusster und deutet "geeignete
Maßnahmen" als Reaktion an, ist aber auch relativ vorsichtig.
US-Verhandlungsführer Robert Lighthizer hat am Ende der Verhandlungen
in Mexiko-Stadt wieder die bilateralen Verträge als Option ins Spiel
gebracht. Drei kleine Verhandlungskapitel konnten abgeschlossen
werden: Gute Regulierungspraktiken, Handhabung und Veröffentlichung
(Transparenz) der Handelsregeln sowie Gesundheits- und
Pflanzenschutzmaßnahmen. Fortschritte gab es zudem bei weiteren
weniger wichtigen Kapiteln. Alles wird am Ende nicht viel Wert haben
ohne eine Einigung bei den Themen Automobilindustrie und Agrarsektor.


Weitere Zwischenrunde geplant

Nun ist innerhalb der kommenden fünf Wochen eine "Zwischenrunde"
geplant. Außerdem sollen Minister*innentreffen weiterhelfen. Am
Mittwoch traf bereits Trumps Schwiegersohn Jared Kushner zu
bilateralen Gesprächen mit Mexikos Außenminister Luis Videgaray und
später mit Präsident Enrique Peña Nieto ein. Doch Kushner ist
abgewertet, seit ihm Ende Februar der Zugang zu vertraulichen (top
secret) Informationen im Weißen Haus entzogen wurde. Der mexikanische
Wirtschaftsexperte José Blanco sieht Nafta mal wieder "am taumeln".
Andere gehen nach wie vor von langwierigen Verhandlungen aus, die am
Ende doch in irgendeiner Art neuem Vertrag münden. Schlicht daneben
lag aber der mexikanische Arbeitsminister Roberto Campa Cifrián. Noch
vor wenigen Tagen meinte er naiv: "Die Wolken haben sich verzogen."


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/nafta-verhandlungen-einmal-mehr-wenig-vorzuweisen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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STELLUNGNAHME/045: Verhandlung in der Berufungsinstanz - Dr. Rolf Gössner gegen Bundesrepublik Deutschland (ILMR)


Weiterleitung durch Internationale Liga für Menschenrechte

RA Dr. Udo Kauß, Freiburg - Pressemitteilung vom 8. März 2018

Mündliche Verhandlung in der Berufungsinstanz

Verwaltungsgerichtliches Verfahren

Dr. Rolf Gössner gegen Bundesrepublik Deutschland / Bundesamt für
Verfassungsschutz



Dienstag, 13. März 2016, 11.00 Uhr,

im Sitzungssaal II des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen in
Münster, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster, Tel. 0251-5050

Nach insgesamt über zwölf Jahren Verfahrensdauer findet am Dienstag, 13.
März 2018, 11 Uhr, die mündliche Verhandlung vor dem Oberverwaltungsgericht
Nordrhein-Westfalen statt. Es geht um die Berufung der Bundesregierung
gegen das erstinstanzliche Urteil des Verwaltungsgerichts Köln, das die
fast vierzigjährige Dauerüberwachung und Ausforschung des Rechtsanwalts,
Publizisten und Bürgerrechtlers Rolf Gössner durch das Bundesamt für
Verfassungsschutz Anfang 2011 für unverhältnismäßig und grundrechtswidrig
erklärt hatte.

Dieses klare Urteil ist nicht rechtskräftig geworden, weil die
Bundesrepublik, vertreten durch das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV)
die Zulassung der Berufung gegen das Urteil beantragt hatte. Das
Berufungsgericht ließ die Berufung zu - und zwar wegen "besonderer
tatsächlicher und rechtlicher Schwierigkeiten" der Rechtssache. Das
bedeutet, dass die Berufung nur aus diesem Grunde zugelassen wurde und
nicht etwa, wie das BfV forderte, weil ernstliche Zweifel an der
Richtigkeit des VG-Urteils bestünden oder ein Verfahrensmangel vorliege.

Nach über sieben Jahren seit Verkündung des angegriffenen Urteils findet am
13. März 2018 die mündliche Verhandlung vor dem Oberverwaltungsgericht
Nordrhein-Westfalen (OVG-NRW) statt, das nun über die Berufung zu
entscheiden hat. Mit ungewisser Dauer des weiteren Verfahrens und mit
ungewissem Ausgang. Nach insgesamt zwölf Jahren Verfahrensdauer seit
Klageerhebung ist an Rechtssicherheit immer noch nicht zu denken.

Zum Hintergrund des Verfahrens:

Rolf Gössner ist seit 1970 vier Jahrzehnte lang ununterbrochen vom
Bundesamt für Verfassungsschutz geheimdienstlich beobachtet und
ausgeforscht worden - schon als Jurastudent, dann als Gerichtsreferendar
und seitdem ein Arbeitsleben lang in allen seinen beruflichen und
ehrenamtlichen Funktionen als Publizist, Rechtsanwalt, parlamentarischer
Berater, später auch als Präsident der Internationalen Liga für
Menschenrechte und seit 2007 zudem als stellvertretender Richter am
Staatsgerichtshof der Freien Hansestadt Bremen. Es dürfte die längste
Dauerbeobachtung einer unabhängigen, parteilosen Einzelperson durch den
Bundesinlandsgeheimdienst "Verfassungsschutz" sein, die bislang
dokumentiert werden konnte.

Das Bundesamt für Verfassungsschutz legt meinem Mandanten zur Last,
berufliche und ehrenamtliche Kontakte zu angeblich "linksextremistischen"
und "linksextremistisch beeinflussten" Gruppen und Veranstaltern
unterhalten zu haben, bei denen er referierte und diskutierte, aber auch zu
bestimmten Presseorganen, in denen er - neben vielen anderen Medien -
veröffentlichte, denen er Interviews gab oder in denen über seine
Bürgerrechtsaktivitäten berichtet wurde. Mit seinen Kontakten,
publizistischen Beiträgen, Vorträgen und Diskussionen soll er, so die
Unterstellung, besagte - nicht verbotene - Gruppen und Organe
"nachdrücklich unterstützt" haben; er soll sie - so wörtlich - als
"prominenter Jurist" aufgewertet und gesellschaftsfähig gemacht haben. Aus
vollkommen legalen und legitimen Berufskontakten hat der
"Verfassungsschutz" also eine Art von 'Kontaktschuld' konstruiert.

Im Laufe des Klageverfahrens schob der "Verfassungsschutz" dann neue
Vorwürfe gegen Gössner nach - Vorwürfe, die zuvor keinerlei Rolle gespielt
hatten, die aber nun nachträglich die unglaubliche Überwachungsgeschichte
zusätzlich rechtfertigen sollten: Jetzt zog der "Verfassungsschutz" auch
seine Bücher, Schriften und Interviews in Misskredit und setzte seine
inhaltliche und begründete Kritik an bundesdeutscher Sicherheits- und
Antiterrorpolitik sowie an den Sicherheitsorganen, insbesondere den
Geheimdiensten, einem Extremismusverdacht aus. Wie sich nach den NSU-, NSA-
und Vertuschungsskandalen deutlich zeigte, war seine Kritik mehr als
berechtigt.

Das Verwaltungsgericht Köln hatte das Bundesamt gerichtlich dazu
verpflichtet, die gesamte Personenakte über meinen Mandaten vorzulegen.
Dies ist auch geschehen - aber nur sehr eingeschränkt: Im Laufe der
Jahrzehnte war eine Akte zu seiner Person von weit über 2.000 Seiten
entstanden. Die erst nach Monaten vorgelegte Akte besteht aufgrund einer
Sperrerklärung des Bundesinnenministeriums überwiegend aus entnommenen
Seiten und Seiten mit geschwärzten Textstellen. Um die Akte ganz
freizubekommen haben wir ein Parallelverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht anstrengen müssen, ein sog. In-Camera-Verfahren,
also ein rechtsstaatlich zweifelhafter Geheimprozess, auf das der Kläger
keinerlei Einfluss hatte. Entsprechend fiel das Urteil aus: Alle gesperrten
Aktenteile müssen weiterhin geheim bleiben - und zwar aus Gründen des
Quellenschutzes (Informanten, V-Leute, Agenten), der Ausforschungsgefahr
und des Staatswohls! Die Folge: Nur auf dieser eingeschränkten Beweislage
konnte das Verwaltungsgericht Köln über die Rechtswidrigkeit der
Überwachung urteilen.

Die gesamte Überwachungsgeschichte, der Prozess und der Ausgang des
Verfahrens haben über den Einzelfall hinaus grundsätzliche Bedeutung -
besonders auch für andere Publizisten, Anwälte und Menschenrechtler: Denn
Berufsgeheimnisse wie Mandatsgeheimnis und Informantenschutz sind unter den
Bedingungen geheimdienstlicher Überwachung nicht zu gewährleisten, die
verfassungsrechtlich geschützten Vertrauensverhältnisse zwischen Anwalt und
Mandant sowie zwischen Journalist und Informant werden erschüttert, die
Berufsfreiheit und berufliche Praxis damit mehr als beeinträchtigt. So sah
es auch das Verwaltungsgericht Köln in seinem Urteil von 2011: Die Sammlung
von Daten zu Gössners Person im Hinblick auf seine journalistische Arbeit,
aber auch seine rechtsberatende Tätigkeit im parlamentarischen Raum sei
"als schwerwiegender Eingriff in verfassungsrechtlich geschützte Positionen
zu bewerten". Als erschwerend komme hinzu, dass vor allem bei Recherchen in
seinem Haupttätigkeitsfeld 'Innere Sicherheit' eine "besondere
Vertrauensbasis zu Auskunftspersonen nötig ist, die durch eine Beobachtung
seitens des Verfassungsschutzes erheblich tangiert wird". Das Gericht
billigte dem Kläger daher ein "Rehabilitierungsinteresse" zu.

Das Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen hat nun die Aufgabe, über
den Bestand des erstinstanzlichen Urteils zu entscheiden. Ziemlich sicher
dürfte sein, dass diese unendliche Geschichte auch in die nächste Instanz,
also in Revision vor das Bundesverwaltungsgericht gehen wird. Wir werden
über den weiteren Verlauf informieren.

Dr. Udo Kauß, Rechtsanwalt

 * 

Quelle:

Internationale Liga für Menschenrechte

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Telefon: 030 - 396 21 22, Fax: 030 - 396 21 47

E-Mail: vorstand@ilmr.de

Internet: www.ilmr.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06499: Tücken des Endspiels (SB)


Vom ersten Zug an aufs Matt spielen - klingt poetisch, ist,
genaugenommen, jedoch kaum mehr als der prosaische Versuch, vor den
Tiefen und Schluchten des Endspiels zu flüchten. Kein anderer
Abschnitt der Partie hat die Schachspieler mehr in Verzweiflung
gestürzt, sie im wilden Zorn die Haare raufen lassen, als ebendieses
scheinbar so harmlose Endspiel mit dem Rest der Figuren, die die
Schlacht des Mittelspiels überstanden haben. Die Grundmotive sind
einfach, rasch zu verinnerlichen, aber die Abweichungen gehen ins
Astronomische. Steht beispielsweise ein Bauer statt auf a3 auf a4, so
ändert sich aufs geheimnisvollste der gesamte Zusammenhang der
Stellung. Was eben noch gewonnen stand, kann plötzlich ins Gegenteil
gewendet sein. Jeder Großmeister mußte auf seinem Weg zur Spitze Blut
und Wasser schwitzen, ehe er von sich sagen konnte, ja, ich beherrsche
auch das Endspiel - im großen und ganzen. Der Relativismus spricht
Bände. Nichts ist bekanntlich schwieriger, als eine gewonnene Stellung
zu gewinnen. Fürs Endspiel gilt diese Schachweisheit mit besonderer
Schärfe. Jugendliche Enthusiasten werfen sich daher auch mit Vorliebe
aufs Kombinatorische und beten inständig, den Kontrahenten noch vor
dem Erreichen des Endspiels in die Knie zu zwingen. Wohl nur ein
gereiftes Auge kann erkennen, welcher Zauber und welche verwickelte
Mannigfalt an Irrwegen und Abwegen sich in diesem Partieabschnitt
verbirgt. Im heutigen Rätsel der Sphinx gab der Pole David Janowski
seine Partie gegen den Kubaner José Capablanca nunmehr auf im Glauben
darauf, daß der weiße Mehrbauer den Ausschlag geben würde. Nun,
Wanderer, er hatte eine feine Remisfolge glattweg übersehen.
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Capablanca - Janowski

New York 1916


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Plötzlich schlug sie zu, die flammendheiße Siegeskombination, und
unser Fernschachfreund Habermann fand am Brett bestätigt, was sich ihm
mitten in die Gedanken hinein offenbart hatte: 1...Lc8-h3+! 2.Kg2xh3
Tf8-f1! 3.De1xf1 Dg5xe3 4.Ld1-f3 h5-h4! - der schwarze Angriff ließ
sich von keinem Einwand abschrecken - 5.Tc1xc4 Tg7xg3+ 6.Kh3-h2 De3-f4
7.Kh2-h1 Tg3xf3 8.Df1-g1+ Tf3-g3 und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 13. März 2005

9. März 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/533: Didaktik - Einfache Abbildungen helfen besser (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 09.03.2018

Didaktik: Einfache Abbildungen helfen besser



Im Idealfall bringt eine Abbildung Licht ins Dunkel eines komplizierten
Sachverhalts, der im Schulunterricht vermittelt werden soll. Das gilt vor
allem für einfache Abbildungen. Sie fördern den Lernerfolg. Enthält das
Bild zu viele Details, sorgt es bei Schülerinnen und Schülern für mehr
kognitive Belastung und teils auch für mehr Stress. Das hat die
Biologiedidaktikerin Dr. Nina Minkley von der Ruhr-Universität Bochum
(RUB) zusammen mit Moritz Krell (Freie Universität Berlin) und weiteren
Kollegen aus verschiedenen Fachbereichen herausgefunden. Sie berichten im
Journal of Research in Science Teaching vom 1. März 2018.

Dieselbe Aufgabe mit verschiedenen Bildern

Das Forscherteam teilte 93 Schülerinnen und Schüler, die im Schülerlabor
der RUB zu Gast waren, zufällig in zwei Gruppen ein. Alle lösten dieselben
Aufgaben, denen aber unterschiedlich komplexe Abbildungen beigefügt
wurden, welche für die Lösung der Aufgaben nur von geringer Bedeutung
waren. "Eine Gruppe bekam einfache symbolische Darstellungen von
Molekülen, die andere Strukturformeln", verdeutlicht Nina Minkley.
Nach dem Test ermittelten die Forscher den Lernerfolg der Probanden und
ließen diese ihre kognitive Belastung und ihr subjektives Stressempfinden
mittels verschiedener Skalen selbst einschätzen. Außerdem maßen sie vor
und nach der Aufgabe die Konzentration des Stresshormons Cortisol im
Speichel der Schülerinnen und Schüler und beobachteten während der Aufgabe
die Herzfrequenz, um objektive Faktoren für das Ausmaß von Stress
auswerten zu können.

Weniger Belastung, größerer Lernerfolg

"Die große Mehrheit der Testpersonen, über 80 Prozent, bevorzugten die
einfache Moleküldarstellung gegenüber der Strukturformel", berichtet Nina
Minkley. Obwohl ihre kognitive Belastung geringer war, war die Leistung
der Schüler, die die einfache Abbildung bekommen hatten, besser als die
derjenigen mit der komplexen Abbildung.

Der Stresslevel unterschied sich bei einfachen Aufgaben kaum zwischen
beiden Gruppen, weder in der subjektiven Wahrnehmung noch bei den
körperlichen Stressanzeichen. Wurden die Aufgaben jedoch komplizierter,
beobachteten die Forscher stärkere Stresssymptome bei den Schülern, die
komplexere Abbildungen erhalten hatten. "Die Herzratenvariabilitätswerte,
die auf Stress hinweisen, waren deutlich höher als die der
Vergleichsgruppe", erläutert Minkley.

Lehrer sollten abwägen

"Lehrerinnen und Lehrer sollten daher genau überlegen, welche Art von
Abbildungen sie nutzen, um Inhalte zu vermitteln. Sind die Details für das
Verständnis nicht notwendig, so können sie auch auf einfachere Abbildungen
zurückgreifen", so Nina Minkley. Darüber hinaus sei es aber auch wichtig,
dass Lehrer ihre Schüler befähigen, die komplizierteren Abbildungen zu
verstehen.



Originalveröffentlichung

Nina Minkley, Tobias Kärner, Atila Jojart, Lasse Nobbe, Moritz Krell:
Students? mental load, stress, and performance when working with symbolic
or symbolic-textual molecular representations, in: Journal of Research in
Science Teaching, 2018, DOI: 10.1002/tea.21446,

https://doi.org/10.1002/tea.21446

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, Meike Drießen, 09.03.2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/458: "Gemischte Gefühle" mit dem Smartphone erfasst (idw)


Universität Leipzig - 08.03.2018

"Gemischte Gefühle" mit dem Smartphone erfasst



Viele Schüler und Studierende schieben Aufgaben vor sich her. Erst die
"last minute panic" verleiht ihnen einen Motivationsschub. Andere wiederum
engagieren sich mit vollem Eifer hochmotiviert für ihr Studium und ihre
Arbeitsaufgaben, bis sie gefährliche Stress- und Erschöpfungssymptome
entwickeln. Juniorprofessorin Dr. Julia Moeller von der Universität
Leipzig erforscht seit kurzem die Mischung negativer Gefühle wie Angst
oder Stress und positiver Erlebnisse wie Motivation, Interesse und
Lernfreude.

Die von der Yale University in New Haven (USA) nach Leipzig gewechselte
Wissenschaftlerin analysiert gemischte Gefühle in Lern- und
Arbeitskontexten. Sie erfasst dafür die Emotionen und Motivationen in den
Momenten, in denen sie erlebt werden, mit Hilfe von Smartphone-Apps. Die
Apps senden mehrfach am Tag kurze Befragungen an die Studienteilnehmer und
erfassen, was diese gerade tun und wie sie sich dabei fühlen. "Diese
Methode, die in der Fachwelt 'Experience Sampling Method' heißt, hilft uns
zu verstehen, welche Gefühle in welchen Situationen zusammen erlebt
werden", erklärt Dr. Moeller.

Mit derselben Methode untersuchte sie in ihrer jüngsten Studie die
Emotionen von etwa 26.000 US-amerikanischen High-School-Schülern und fand,
dass jeder dritte von ihnen gemischte Gefühle - also Kombinationen
positiver und negativer Emotionen - für die Schule empfand. Die Studie,
die am Yale Center for Emotional Intelligence durchgeführt und gerade in
der renommierten Fachzeitschrift "Emotion" veröffentlicht wurde, zeigt die
Netzwerke gemeinsam auftretender Emotionen. In den untersuchten
Lernsituationen traten besonders häufig Kombinationen von hohem Stress mit
Interesse, Lernfreude und dem Gefühl des Akzeptiertseins auf.

Schüler mit hohen Stresswerten und erhöhter Motivation

In weiteren Studien fanden Juniorprofessorin Moeller und ihre Kolleginnen
heraus, dass jeder dritte Schüler in Finnland und jeder vierte Schüler in
den USA in Sekundarschulen gleichzeitig moderate bis hohe Stress- und
Erschöpfungswerte gemeinsam mit erhöhter Motivation erlebte. Zudem zeigte
jeder fünfte Arbeitnehmer in den USA ähnliche Profile von hohem Stress und
hoher Motivation, wie Dr. Moeller und ihre Kollegin Dr. Emma Seppälä
(Stanford und Yale Universities) in einem gerade veröffentlichten Bericht
im Harvard Business Review beschreiben. "Dies zeigt, dass auch
hochmotivierte Schüler und Arbeiter Unterstützung benötigen, um eigene
Ressourcen zu bewahren und zu erneuern", erklärt die Wissenschaftlerin.

Sowohl Lehrkräfte an Schulen als auch Manager in Unternehmen sollten ihren
"Schutzbefohlenen" dabei helfen, Ressourcen aufzubauen und zu erneuern, um
den Anforderungen im Lern- und Arbeitsleben gewachsen zu sein. Die
aktuellen Studien der Forscherin deuten darauf hin, dass hohe
Anforderungen oft motivierend wirken, gleichzeitig aber auch Stress und
Angstgefühle auslösen können. Sie lassen sich vor allem mit gesteigerten
persönlichen und aufgabenbezogenen Ressourcen bewältigen.

Neue Studien in Leipzig geplant

Am Institut für Bildungswissenschaften der Erziehungswissenschaftlichen
Fakultät in Leipzig untersuchen Dr. Moeller und die von ihr betreuten
Studierenden nun, wie häufig solche Kombinationen von hohem Stress und
hoher Motivation von Schülern, Studierenden und arbeitenden Personen in
Deutschland erlebt werden. Beispielsweise befragte die Forscherin
Studierende an der Universität Jena über ein gesamtes Semester hinweg in
jeder Veranstaltung einer Vorlesungsreihe dreimal über ihre aktuelle
Motivation, in einem Pilotprojekt unter Leitung von Dr. Julia Dietrich und
Prof. Dr. Bärbel Kracke von der Universität Jena und in Kooperation mit
Professor Jaana Viljaranta von der University of Eastern Finland, Joensuu.

Als nächstes plant Moeller den Einsatz weiterer innovativer Methoden der
Emotionsmessung, beispielsweise mit Hilfe von Geräten, die in Echtzeit die
Herzraten und damit das Stress-, Erholungs-, Schlaf- und
Bewegungsverhalten von Studienteilnehmern erfassen. In diesen geplanten
Studien sucht sie nach Wegen, die Lehre individueller, persönlicher und
dadurch motivierender zu gestalten und gleichzeitig Lehrenden zu zeigen,
wie digitale Medien zur Motivationssteigerung und Stressreduktion von
Lernenden eingesetzt werden können.

Diese neuen Studien finden in enger Zusammenarbeit mit internationalen und
nationalen Kooperationspartnern statt, beispielsweise in gemeinsamen
Projekten mit dem Yale Center for Emotional Intelligence, der University
of Helsinki und der University of Eastern Finland, der University of
California, Irvine und der Maximilian-Ludwig-Universität in München.

App gibt Tipps zur Regulierung negativer Gefühle

Ein Ziel der Schüler-Studien war es Dr. Moeller zufolge, das Schul- und
Lernklima zu verbessern. So könne die gleiche App, welche Fragen aussende,
auch direkt in der Lernsituation Tipps zur Regulierung negativer Gefühle
wie Stress oder Angst geben. Die Schüler bekämen auch die Möglichkeit,
anonym ihre Emotionen im Unterricht mitzuteilen. Die Lehrkräfte erhielten
somit Rückmeldung über die zu einem bestimmten Zeitpunkt in ihren Klassen
überwiegenden Gefühle.

Zur Unterstützung dieser Arbeit hofft die Nachwuchsforscherin nun auch auf
Spenden alter Smartphones aus der Bevölkerung, welche die Forschung am
Institut für Bildungswissenschaften sehr voranbringen könnten. "Wir freuen
uns immer über Spenden alter Smartphones mit Android oder Apple-
Betriebssystemen, genauso wie über Nachrichten von Lehrkräften oder
Unternehmen, die daran interessiert sind, die Emotionen und Motivationen
ihrer Schüler oder Arbeitnehmer zu erfassen", so Dr. Moeller.


Originaltitel der Veröffentlichung in der Fachzeitschrift "Emotion":

"Mixed Emotions: Network Analyses of Intra-Individual Co-Occurrences
Within and Across Situations"

doi.org/10.1037/emo0000419


Weitere Informationen unter:

http://psycnet.apa.org/record/2018-04146-001

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, Susann Huster, 08.03.2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/303: Magdeburg - Diskussion "Wie wir heute die Arbeitswelt von morgen gestalten", 13.03.18


idw - Pressemitteilung: Wissenschaft im Dialog gGmbH

Arbeitsplätze mit Zukunft - Wie wir heute die Arbeitswelt von
morgen gestalten 

Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft:

Diskussionsveranstaltung "Wissenschaft kontrovers" im Alten Rathaus
Magdeburg



Künstliche Intelligenz, Robotik und komplett automatisierte
Arbeitsprozesse - die technologischen und digitalen Umwälzungen
verändern die Arbeitswelt zurzeit massiv. Welche Chancen bieten sich
für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer? Welchen Anforderungen müssen
sie neuerdings gerecht werden? Und wie entwickeln sich Unternehmen in
diesem Prozess weiter? Um diese Fragen geht es in der Diskussion
"Arbeitsplätze mit Zukunft - Wie wir heute die Arbeitswelt von morgen
gestalten", zu der Wissenschaft im Dialog (WiD) am Dienstag, 13. März
2018 von 19 bis 20.30 Uhr ins Alte Rathaus Magdeburg, Alter Markt 6,
39104 Magdeburg einlädt.

Der Ingenieur und acatech-Präsident Prof. Dr. Dieter Spath stellt dar,
welche Kompetenzen in der Arbeitswelt der Industrie 4.0 gefragt sein
werden. Gewerkschaftssekretärin Dorothea Forch von ver.di zeigt auf,
wie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sich aus- und weiterbilden
können. Die Ingenieurin Dr. Sonja Schmicker von der Universität
Magdeburg gibt einen Einblick in den aktuellen Forschungsstand und die
Entwicklungsperspektiven in den Bereichen digitales Arbeiten und
Robotik und Silke Kull von der Deutsche Bahn AG geht der Frage nach,
wie Unternehmen in Zukunft wettbewerbsfähig bleiben können. Janine
Koska (eingebrand PR Agentur) moderiert die Veranstaltung.

Die Diskussionsveranstaltung findet in Kooperation mit acatech -
Deutsche Akademie der Technikwissenschaften und der Landeshauptstadt
Magdeburg statt. Der Eintritt ist frei.

Die Diskussion ist Teil von "Wissenschaft kontrovers", einer
Veranstaltungsreihe und Online-Plattform von Wissenschaft im Dialog
(WiD) im Wissenschaftsjahr 2018 - Arbeitswelten der Zukunft. Das
Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.wissenschaft-kontrovers.de/veranstaltungen/arbeitsplaetze-mit-zukunft/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution544

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaft im Dialog gGmbH, Dorothee Menhart, 07.03.2018
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/264: Olympia - Lohn und Strafe beleben das Geschäft ... (SB)




Neudeutsche Wörter wie "Prekariat", "Working Poor" oder "Vertafelung 
der Gesellschaft" künden zwar davon, daß die soziale Spaltung in 
Deutschland trotz aller Egalitätsversprechen rapide voranschreitet, 
doch das scheint den neoliberalen Wettbewerbsstaat nur noch 
mehr anzuspornen, Gelder in den Klassenkampf von oben zu investieren. 
Während der Breitensport in der Bundesrepublik chronisch 
unterfinanziert ist, überall im Land die Mittel für die Sanierung und 
den Bau von Turn- oder Schwimmhallen fehlen, buttert der Staat immer 
mehr Steuergelder in den elitären Spitzensport, um die Fassade einer 
glorreichen Sportnation aufrechtzuerhalten, auf die sich Arm und 
Reich, verbrüdert im patriotischen Sportgeiste, etwas einbilden 
sollen. Damit das euphorisierende wie betäubende Dauergeschwafel in 
den Medien über deutsche Medaillenerwartungen und -erfolge auch 
weiterhin durch die Köpfe der Bürger dröhnen kann, soll die 
Bundessportförderung, die zur Zeit bei etwas mehr als 170 Millionen 
Euro liegt, erheblich aufgestockt werden. Von bis zu 100 Millionen 
zusätzlich ist die Rede. "Es handelt sich dabei um eine grobe 
Schätzung dessen, was im gesamten Bereich des Leistungssports künftig 
wohl erforderlich sein könnte, und zwar aus Mitteln von Bund, Ländern 
und Kommunen und auch der zahlreichen weiteren Partner des Sports", 
teilte der DOSB-Vorstandsvorsitzende Dirk Schimmelpfennig im Oktober
vergangenen Jahres mit. [1] Aufgrund der langwierigen 
Regierungsbildung sind zur Zeit noch keine gültigen Zahlen über das 
künftige Ausmaß der Spitzensportförderung veröffentlicht. 

Bei den Olympischen Winterspielen in Pyeongchang führte 
Schimmelpfennig als "Chef de Mission" eine Mannschaft aus 154 
deutschen Athletinnen und Athleten an, die zu etwa 70 Prozent aus 
Militärs, Polizisten und Grenzschützern bestand. Von den 31 Medaillen 
(14 G, 10 S, 7 B), die Deutschland in Südkorea errang, gingen allein 
16 auf das Konto der Bundeswehr - neben dem Innenministerium einer der 
größten Förderer des Elitesports in Deutschland. Die wider besseren 
Wissens mit aller Macht fortbehauptete Vorbildfunktion des 
Spitzensports haben sich nicht nur Politik, Medien und Wirtschaft auf 
die Fahnen geschrieben, sondern auch das Verteidigungsministerium, das 
sich unlängst als "offizieller Ausbilder von Vorbildern" präsentierte 
und mit dem Slogan "Wir kämpfen für die Freiheit. Und um Medaillen" 
warb. Vor dem Hintergrund, daß die Regierungskoalition den Etat für 
die Bundeswehr von 38,5 Milliarden Euro auf 42,4 Milliarden im Jahr 
2021 anzuheben plant, um den US- bzw. NATO-Forderungen nach einer 
Zwei-Prozent-Erhöhung gemäß dem Bruttoinlandsprodukt näherzukommen, 
sollte die Vereinnahmung des medaillengoutierenden Sports für 
Werbeziele des Verteidigungsministeriums schon zu denken geben. 

Dirk Schimmelpfennig führte nicht nur die Athleten in den immer mehr 
humane und materielle Ressourcen verbrauchenden Medaillenkrieg der 
Nationen, sondern bestätigte auch das Richtmaß, an dem sich die 
TeilnehmerInnen zu messen hätten. Wie der ehemalige 
Tischtennisfunktionär gegenüber dem Deutschlandfunk erklärte, seien 
Medaillen nun einmal "der Maßstab" - und zwar nicht nur "dafür, dass 
man sagt, man ist wieder unter den Spitzennationen zurück". Auch für 
die Athleten sei es wichtig, "etwas Handfestes für die erbrachten 
Leistungen zu bekommen - und da sind die Medaillen sicherlich auch für 
die Athleten immer noch die Währung". [2]

Soziale Währung, um Rangfolgen, Privilegien und Klassen abzustecken, 
zu verfestigen und fortbestehen zu lassen, sollte man hinzufügen. Die 
Spaltung und Klassifizierung der Athleten findet nicht nur über den 
bewährten Hebel von Leistung und Konkurrenz statt. Sie drückt sich 
auch in der Mehr- oder Minderprivilegierung von potentiellen wie 
tatsächlichen Medaillengewinnern aus. So bestätigte Dirk 
Schimmelpfennig im Deutschlandfunk, daß "potentielle 
Medaillenkandidaten" in der Businessclass nach Pyeongchang fliegen 
durften, da der DOSB ihnen die Möglichkeit geben wollte, "besser 
ausgeschlafen und besser ausgeruht nach Korea zu kommen" bzw. "um 
schneller in die Vorbereitung und die Wettkämpfe einsteigen zu 
können". Vorteile oder Chancen, die minderprognostizierten 
Olympiateilnehmern, die es vielleicht viel nötiger gehabt hätten, 
nicht gewährt wurden. 

Die Auf- und Abwertung der TeilnehmerInnen nach Medaillenerfolgen 
setzte sich auch auf dem Heimflug fort. Denn nur die 
MedaillengewinnerInnen sollten die Annehmlichkeiten der Businessclass 
erfahren dürfen. Sportfachliche Gründe, sofern sie nicht ohnehin 
teilweise vorgeschoben waren, dürften zumindest auf dem Rückflug 
kaum eine Rolle gespielt haben als vielmehr die Botschaft an die 
zurückgesetzten Athleten, sich beim nächsten Mal gefälligst mehr 
anzustrengen, damit sie nicht in der "Holzklasse" mit eingeschränktem 
Serviceangebot landen. Was wunder, daß aus Sicht eines 
Sportwissenschaftlers wie Schimmelpfennig "die Problematik" nicht etwa 
in der sozialen Deklassierung von mindererfolgreichen Athleten liegt, 
sondern darin, daß der DOSB offenbar nicht mit dem Erfolg der 
deutschen Eishockeymannschaft gerechnet hatte (Silber nach 
überraschender Finalteilnahme), so daß "wir weniger Businessplätze 
haben als Medaillengewinner". Zur Rechtfertigung dieser 
Verfahrensweise führte er u.a. die Leistungssportreform an, die auch 
zwischen Olympia-, Perspektiv- und Nachwuchskadern differenziere. "Das 
ist der Grundgedanke. Und deshalb waren die Eishockeyspieler zu dem 
Zeitpunkt halt noch nicht auf dem A-Kader-Niveau", so Schimmelpfennig. 
Bei den nächsten Winterspielen in Peking 2022, entsprechendes 
Leistungsniveau vorausgesetzt, könnten die Eishockeyspieler "dann eben 
auch ausgeruhter und frischer zu den Spielen nach Peking" befördert 
werden. 

Wer Medaillen oder Endkampfplazierungen vorzuweisen hat, dem wird
gegeben, so das verkürzte Credo der Leistungssportgesellschaft. 
So werden die Prämien der Deutschen Sporthilfe streng nach Plazierung 
ausgeschüttet: Für Gold gibt es 20.000 Euro, für Silber 15.000 Euro, 
für Bronze 10.000 Euro. Platz vier bekommt 5.000 Euro, Platz fünf 
4.000 Euro, Platz sechs 3.000 Euro, Platz sieben 2.000 Euro, Platz 
acht 1.500 Euro. Warum die Pyramide nicht umkehren und dem Letzten das 
meiste vom Kuchen geben? Haben es die Mindererfolgreichen nicht am 
nötigsten? Solcherlei Fragen scheinen geradezu tabu zu sein, was auch 
nicht weiter verwundert, steht doch hinter der Sportelitenförderung 
eine private Stiftung, die sich selbst aus gesellschaftlichen Eliten 
zusammensetzt. So schöpft die Deutsche Sporthilfe nicht 
nur ihre Gelder aus der Wirtschaft, sondern wird auch von einem 
Kuratoren-Netzwerk reicher Einflußnehmer repräsentiert, die in der 
Selbstdarstellung "eine Elite unseres Landes mit Leistungsträgern aus 
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik" verkörpern. [3] 

Daß sich die Minderklassifizierten mit Sicherheit genauso angestrengt 
haben wie die Edelmetallgewinner, zählt in dieser Oben und Unten 
determinierenden Weltsicht nicht - was zählt, ist der selektive 
Maßstab, über den sich die Menschen in die hierarchische Ordnung des 
kompetitiven Vergleichs und der fortgesetzten sozialen Unterscheidung 
einbinden lassen. 

"Die Prinzipien des Sports stärken unser Land", behauptet die 
Sporthilfe, obwohl strahlende deutsche Medaillenerfolge wie in 
Pyeongchang kaum noch darüber hinwegtäuschen können, daß sich die 
Reichtumseliten immer mehr Gelder zu Lasten einer wachsenden 
Armutsbevölkerung in die eigenen Taschen wirtschaften. Selbst die 
Bertelsmann-Stiftung, die 2005/06 eine der größten, eng an 
sportlichen Konnotationen siedelnden Social-Marketing-Kampagnen 
("Du bist Deutschland") in der Geschichte der Bundesrepublik 
losgetreten und an der Agenda 2010 mitgewirkt hatte, konzediert 
inzwischen weitverbreitete Armut schon bei den Kleinsten und 
Schwächsten. "Kinderarmut ist in Deutschland ein Dauerzustand. Wer 
einmal arm ist, bleibt lange arm. Zu wenige Familien können sich aus 
Armut befreien", so Jörg Dräger, Vorstand der Bertelsmann Stiftung. 
[4] Die Spaltung der Gesellschaft ist schon so weit fortgeschritten, 
daß die obersten zehn Prozent der deutschen Bevölkerung mehr als die 
Hälfte des Nettovermögens auf sich vereinen, während der ärmeren 
Hälfte gerade einmal ein Prozent bleibt. [5]

Um die Verhältnisse im Land zu verschleiern, macht es für die 
privaten und staatlichen Elitenförderer schon Sinn, in deutsche 
Medaillenerfolge zu investieren. Die Absicherung der "dualen 
Karriere" von Topathleten liegt der Sporthilfe seit neustem besonders 
am Herzen. "Wir empfinden die duale Karriereförderung auch als 
Präventionsarbeit. Mündige und selbstbewusste Athleten mit guten 
beruflichen Perspektiven sind gegen Versuchungen wie Doping 
resistenter als solche, die zu hundert Prozent auf Medaillenerfolge 
angewiesen sind", so Michael Ilgner, Vorstandsvorsitzender der 
Sporthilfe. [6]

Fehlt eigentlich nur noch der Modebegriff der "Resilienz" (psychische 
Widerstandsfähigkeit), um die Irreführung komplett zu machen. 
Tatsächlich sind Eliteathleten immer zu hundert Prozent auf 
Medaillenerfolge angewiesen, Dopingversuchungen hin oder her. 
Denn das gesamte, von Staat, Politik und Sportbürokratie vorgegebene 
Spitzensportsystem - in weiten Bereichen ein Relikt des Kalten 
Krieges, der inzwischen immer unverhohlener mit nationalen 
Standortargumenten und pauschalen Dopingbezichtigungen gegen 
rückständige Länder fortgeführt wird, verfolgt das ausdrückliche Ziel, 
die Medaillenerträge zu steigern. Diesem Ziel ist auch die von BMI und 
DOSB angeschobene "Neustrukturierung der Spitzensportförderung" 
verpflichtet. "Sportpolitisches Förderziel des Bundes ist es, dass 
sich Deutschland als Sportnation noch besser präsentiert - 
erfolgreicher, aber zugleich fair und sauber", heißt es aus dem 
Bundesinnenministerium. Athletinnen und Athleten, die in diesem System 
ihr Talent in die Waagschale werfen, liefern sich mit Haut und Haaren 
dem Benchmarking staatlich orchestrierter Medaillenhuberei aus. "Wir 
brauchen die Reform nicht nur, um uns nach oben zu orientieren, 
sondern auch um nicht nach unten abzurutschen", erklären die 
ministeriellen Sportbürokraten mit starrem Blick auf den 
Medaillenspiegel. [7]

Bis zum 15. Juli 2018 will die PotAS-Kommission 
(Potenzialanalysesystem) für den Bereich des Wintersports die 
Aufteilung der Sportarten in Exzellenzcluster, Potentialcluster und 
Cluster mit wenig oder keinem Potential abgeschlossen haben, wie der 
Kommissionschef Prof. Urs Granacher kürzlich im 
Bundestagssportausschuß bekanntgab. [8] Aus der Einstufung ergeben 
sich später die staatlichen Zuwendungen. Zwar räumen die 
PotAS-Potentaten inzwischen ein, daß das auch in der Kriminalistik 
zur Anwendung kommende Softwareprogramm nicht in der Lage sei, 
"individuelle Leistungsentwicklungen zu prognostizieren"; es gehe 
vielmehr darum, "die Rahmenbedingungen zur Erhöhung der 
Erfolgswahrscheinlichkeit zu verbessern", wie es nun heißt. Doch dabei 
handelt es sich um reine Augenwischerei. Fördergewährung oder -entzug 
mit Hilfe von "Mustererkennung und Leistungsklassifizierung" durch 
das mit Algorithmen arbeitende PotAS-2.0-Programm, auf dessen 
Ergebnisse sich dann die Expertenkommissionen in ihren anschließenden 
Strukturgesprächen und Förderentscheidungen stützen, trifft die 
Athleten immer ganz direkt und persönlich. Ebenso wie A-Kader-Athleten 
mit günstigem Medaillenscore in der Businessclass fliegen dürfen, 
bleibt Athleten mit minderer Prognose nur die "Holzklasse" in der 
Sportförderung. 

Vielleicht wäre es ehrlicher, gleich das China-Modell des Social 
Scorings in der deutschen Spitzensportförderung zu übernehmen, zumal 
der gläserne Athlet ohnehin schon einem rigiden Disziplinarregime 
unterworfen ist, in dem sportliche Leistungsbeweise alles und 
bürgerliche Freiheiten wenig zählen. Wer im Reich der Mitte, 
das die totale Datentransparenz der Bevölkerung anstrebt, als 
staatlich geförderter Athlet Medaillen für sein Land holt, bekommt auf 
seinem Konto Pluspunkte gutgeschrieben. Je mehr Pluspunkte man 
sich durch (folgsames, leistungsorientiertes, sauberes) Wohlverhalten 
verdient, desto höher steigt man im Ranking: Oben die 
A-Klasse-Bürger, die mehr Wettbewerbsvorteile, Privilegien und 
Annehmlichkeiten bekommen, unten die D-Klasse, die gesellschaftliche 
Nachteile oder Sanktionen für ihre Schwächen, Sozialsünden oder 
gesetzlichen Verfehlungen in Kauf nehmen muß. Sämtliche 
Lebensäußerungen, sofern sie nur quantifizierbar und in Daten 
übersetzbar sind, werden zur Berechnung des "Citizen Score" 
herangezogen. Ähnliche Herrschaftskonzepte ("Smart City") sind unter 
den Euphemismen "E-Government" oder "E-Democracy" auch in Deutschland 
auf dem Vormarsch. 

Auch die neue, potentialorientierte Fördersystematik in Deutschland, 
die im Ergebnis der Abfrageroutinen auf eine geschichtlich 
beispiellose Datentransparenz und Zentralkontrolle des vom Bund 
alimentierten Sports hinausläuft, analysiert und bewertet die 
Sportarten oder Disziplinen auf der Grundlage unterschiedlichster 
Leistungselemente (sog. Attribute), Umfeld- und Strukturbedingungen, 
um sie schließlich bestimmten Förderklassen zuzuordnen. Die 
leistungsstärksten bzw. perspektivreichsten A-Kader-Athleten (mit 
Medaillenpotential) sollen das Prädikat "Olympiakader" erhalten und 
auch die meisten Zuwendungen, Privilegien und Annehmlichkeiten 
bekommen, damit sie noch mehr leisten ("4-8 Jahre zum Podium"). Die 
Erfassung, Verarbeitung und Speicherung der Verbandsdaten erfolgt 
online über das PotAS-Datenmanagementsystem, in das sich autorisierte 
Sportdirektoren bzw. Verbandsuser einloggen können. Sämtliche Hinweise 
und Informationen zur potentialorientierten Fördersystematik sowie 
zukünftige Bewertungsergebnisse werden auf der PotAS-Website 
(www.potas.de, im März noch im Aufbau) öffentlich dokumentiert, heißt 
es. Hier können Funktionäre und Athleten später ablesen, wie es um 
ihren Förder-Score bestellt ist. Da die Eliteathleten schon daran 
gewöhnt sind, sich jederzeit und allerorten kontrollieren sowie 
medizinisch, psychologisch und leistungsdiagnostisch einstellen zu 
lassen, dürften die Medaillen-Kommissare kein Problem haben, ihr 
streng nach Effektivitäts- und Effizienzgesichtspunkten 
ausgerichtetes Elitefördersystem durchzusetzen. Damit der Preis für 
die funktionale Einpassung der Athleten nicht zu hoch erscheint, 
bedarf es allerdings der Sozialwährung, sprich des Medaillenrausches. 
Erfolgreiche Athleten werden dann mit jener Münze belohnt, um deren 
willen sie der Staat durch die Knochenmühlen des Hochleistungssports, 
die Schuldschöpfungssysteme der Dopingbekämpfung und die 
Selektionsprogramme der Potentialanalysen gejagt hat. Mit einem Wort: 
Vorbildlich!

Fußnoten:

[1] https://www.sport.de/news/ne2936411/sportfoerderung-es-fehlen-100-millionen/. 16.10.2017.

[2] http://www.deutschlandfunk.de/olympia-bilanz-von-dirk-schimmelpfennig-medaillen-sind-der.1346.de.html?dram:article_id=411620. 24.02.2018.

[3] https://www.sporthilfe.de/foerderer/kuratorium/?ActiveID=1085

[4] http://www.schattenblick.de/infopool/politik/soziales/psarm249.html. 23.10.2017.

[5] http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/deutschland-ein-zehntel-besitzt-52-prozent-des-vermoegens-a-1073677.html. 25.01.2016.

[6] https://www.sporthilfe.de/ueber-uns/medien/pressemitteilungen/rekord-in-pyeongchang-2018-deutsche-sporthilfe-schuettet-ueber-750000-euro-olympia-praemien-aus/. 25.02.2018.

[7] https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/sport/sport-liste.html

[8] https://www.bundestag.de/presse/hib/2018_02/-/544302. 21.02.2018.
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/818: Hamburg - Osan Yaran, Gewinner des Hamburger Comedy Pokals 2017, zu Gast im Goldbekhaus 17.03.


Osan Yaran: Ostmane - Integration gelungen. | COMEDY

Hamburg: Samstag 17. März um 20 Uhr im Goldbekhaus



Gewinner des Hamburger Comedy Pokals 2017! Osan Yaran ist ein
waschechter Berliner mit türkischen Wurzeln. Aufgewachsen und
sozialisiert in einem Problembezirk der Hauptstadt, war Osans Leben
zuweilen anstrengend und aufregend zugleich. Mit einer Riesenpackung
Lebensfreude und übersprühender Energie erzählt der Vater eines Sohnes
Geschichten mitten aus seinem Alltag - vom Job, den Schwiegereltern,
aus seinem Kiez und auch von den täglichen Herausforderungen seiner
Ehe. Probleme gibt es genug - gut, wenn man gemeinsam darüber lachen
kann. Und wenn es doch einmal zum Streit kommt, z.B. ob Mohammed oder
Jesus "der Bessere" ist, dann einigt man sich eben auf Batman! So
verbindet der Ossi-Türke, wie Osan sich selbst nennt, einfach das
Beste aus allen Welten. Und heraus kommt ein OSTMANE!

In eben diesem ersten Comedy-Solo "spiztbübt" Osan sich durch alle
Kultur- und Kommunikations-Missverständnisse. Ehrlich, authentisch und
vielschichtig nimmt Osan Yaran seine Zuschauer an die Hand und
begeistert mit Geschichten aus allen Schubladen, in die er regelmäßig
gesteckt wird. Er hält uns einen aberwitzigen Spiegel der Realität
vor, um im nächsten Moment wieder unschuldig und spießbürgerlich vor
uns zu stehen.

Sein Debüt-Programm ist wie das Leben selbst: hart und komisch, absurd
bis hoffnungslos

Osan Yaran (Solo) | www.osan-yaran.de

Bühne zum Hof | AK 17,50 / 15,- | VVK 15,-./ 12,- (zzgl. evtl.
anfallender Vorverkaufsgebühren)


Goldbekhaus e.V.

Moorfuhrtweg 9 | 22301 Hamburg

040-27 87 02-0 | info@goldbekhaus.de

www.goldbekhaus.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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KLEINKUNST/817: Wiesbaden - Uwe Wallisch - Der Frauenversteher, Theater im Pariser Hof 17.03.18


Theater im Pariser Hof - Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Uwe Wallisch - Der Frauenversteher

Kabarettprogramm mit Erik Lehmann

Datum: Sa., 17. März 2018

Beginn 19:30 Uhr - Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 19 / erm. 14 Euro



In der Grundschule bekam er fürs Frechsein und Kaspern immer Einträge
ins Muttiheft - heute darf er für so etwas Eintritt verlangen. Am 17.
März 2018 präsentiert Erik Lehmann als Uwe Wallisch sein
Kabarettprogramm "Der Frauenversteher" erstmals in Wiesbaden. Die Gäste
des Theaters im Pariser Hof erwartet Jogging fürs Zwerchfell und
Karate fürs Hirn!

Erik Lehmann, Jahrgang 1984, mag es gern scharfzüngig. Für seine
bissigen Kabarettprogramme wurde er schon mehrfach ausgezeichnet -
unter anderem mit dem Ostdeutschen Kleinkunstpreis. Seit 2008 gehört
er zum Ensemble des renommierten Dresdner Kabaretttheaters "Die
Herkuleskeule" und ist dort in verschiedenen Bühnenproduktionen zu
erleben. Ein Leben auf der Bühne schien für Erik Lehmann nahezu
vorprogrammiert. Vom frühen kindlichen Berufswunsch Zirkusdirektor zu
werden über das Theaterspielen, Filme drehen und Zaubern führte ihn
sein Weg direkt auf die Kabarettbühne.

Die, die ihn kennen, wissen: Kein Stereotyp und kein Dialekt ist vor
ihm sicher. Vom Gesundheitswesen über das Bildungssystem bis zur
allgemeinen politischen Misere, der gebürtige Leipziger nimmt
gnadenlos aufs Korn, was ihm vor die Flinte kommt. Dabei darf es in
Lehmanns Figurenpanoptikum ruhig auch politisch unkorrekt zugehen. Den
leidenschaftlichen Kabarettisten kümmern diese Unkorrektheiten
herzlich wenig, vielmehr sind sie sein Kapital. Und sein Publikum
lacht trotzdem - oder gerade deswegen.

In einer Welt, die sich gegen den kleinen Mann verschworen hat - in
einer Welt, in der selbst Gartenzwerge gegen Überfremdung
demonstrieren - in einer solchen Welt braucht es einen kühlen Kopf:
Uwe Wallisch - Hobbybastler, Kleingärtner, Mensch!

Er kämpft für uns! Mit Frau Kleefeld vom Jobcenter. Mit der Anja von
ebay-Kleinanzeigen. Und mit seiner Tochter Bettina, die Mastschweine
mehr liebt, als ihren Vater.

"Da fehlt dir der zweite Kopf zum Schütteln!" meint Uwe - und Recht
hat er! Doch Uwe ist nicht allein. Da ist auch noch Schorsch, der
fassungslose Förster mit dem EU-geförderten Waldspielplatz. Oder Herr
von Klatsche, der philosophierende Milliardär und Sonnenanbeter. Und
Marko, der sich nur noch bewaffnet ins Pflegebett legt.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Tel +49 (0)611 - 94 580 697

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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SCHAUSPIEL/1159: Wiesbaden - »Nathan der Weise«, Premiere 17.03., weitere Termine 24.03.+01.04.


Hessisches Staatstheater Wiesbaden

»Nathan der Weise«

Von Gotthold Ephraim Lessing

Premiere am 17. März 2018 um 19.30 Uhr im Kleinen Haus

Die nächsten Vorstellungstermine: 24. März 2018 und 1. April 2018,
jeweils um 19.30 Uhr



Nicolas Brieger stellt Lessings »Nathan der Weise« in einer
Neuinszenierung vor.

Das Schauspiel mit der berühmten Ringparabel zeigt, dass in den alten
Texten nicht nur die Konflikte mustergültig abgebildet werden, sondern
auch Lösungen aufgezeigt werden. Ein eindringlicheres Plädoyer für
Toleranz und Gesprächsbereitschaft ist nie ges
chrieben worden.

Jerusalem. Eine ständig gefährdete Waffenruhe inmitten der Kreuzzüge.
Alle Kriegsparteien erheben Anspruch auf die heiligen Stätten, leiten
doch alle den Ursprung ihres jeweiligen Glaubens von hier ab. Aber es
geht auch um Handfesteres: Handelswege, Geschäftsinteressen. Die Juden
sind am längsten vor Ort, die Moslems gerade an der Macht, und die
christlichen Kreuzfahrer unterhalten eine internationale
Eingreiftruppe zur »Befreiung der Region«. Jeder versucht, sein Recht
geltend zu machen, doch wer hat die besten Argumente?

Das Stück, ein Manifest für Vernunft und Humanität, endet trotzdem
hoffnungsvoll mit der sinnbildlichen Umarmung der drei abrahamitischen
Religionen. Aber können Liebe, Toleranz und Einsicht wirklich zwischen
den Fronten vermitteln, oder ist das reine Utopie? In Anbetracht einer
politischen Weltlage, in der der Kampf der Religionen sich immer
weiter verschärft, ist Lessings Toleranzparabel immer noch
hochaktuell.

Regie Nicolas Brieger

Bühne Hans Dieter Schaal

Kostüme Andrea Schmidt-Futterer

Musik Nils Strunk

Dramaturgie Katharina Gerschler

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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KURSUS/018: Bonn - "Erst der VHS-Kurs - dann der Hund" 5 Termine im April, Infoabend am 19.3.


Erst der VHS-Kurs - dann der Hund 



BN - Passt eine Dogge oder ein Dackel in mein Leben? Und wie viel Zeit
muss ich für den neuen tierischen Begleiter einplanen? Antworten auf
diese Fragen gibt der VHS-Lehrgang "Erst der Kurs - dann der Hund".
Vor dem offiziellen Start im April findet am Montag, 19. März 2018, um
18 Uhr ein unverbindlicher und kostenloser Infoabend statt.
Veranstaltungsort ist die Volkshochschule Bad Godesberg, Am
Michaelshof 2.

Wer sich danach für den fünfteiligen Kurs entscheidet, erfährt ab
Montag, 9. April 2018, alles Wichtige zur Hundehaltung und dem Wesen
der Vierbeiner. Am letzten Termin haben die Teilnehmenden die
Gelegenheit, verschiedene Hunderassen hautnah kennenzulernen und
auszuführen. Der Praxisnachmittag findet am Freitag, 4. Mai 2018, ab
14 Uhr im Tierheim Remagen, Blankertshohl 25, statt. Dozentin des
Kurses ist eine erfahrene Hundetrainerin. Es wird um Anmeldung zum
Infoabend und Kurs unter www.vhs-bonn.de oder unter 0228 -77 36 31
gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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MELDUNG/445: Krötenwanderung zum Wochenende (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 9. März 2018

Kröten und Krötenhelfer stehen in den Startlöchern

NABU NRW rechnet am Wochenende mit Beginn der Krötenwanderung im
nordrhein-westfälischen Tiefland | Autofahrer in der Dämmerung bitte
vorsichtig fahren!



Düsseldorf - Das frühlingshafte Wetter der kommenden Tage lockt
endlich Kröten, Frösche und Molche aus ihren Winterquartieren hervor.
Mit milden Nachttemperaturen von über 6° C ist zum Wochenende an
vielen Orten in Nordrhein-Westfalen mit den ersten
Amphibien-Wanderungen zu rechnen. "Endlich wird es auch in der Nacht
so warm, dass die Kröten aus ihren Winterverstecken kommen und zu
ihren Laichgewässern laufen. Besonders im nordrhein-westfälischen
Tiefland dürfte einiges los sein", erklärt Monika Hachtel, Sprecherin
des NABU-Fachausschusses Amphibien- und Reptilienschutz in NRW.

Die kalten und frostigen Nächte der letzten Wochen haben die
wechselwarmen Frösche und Kröten bislang von ihrer Frühlingswanderung
abgehalten. Doch nun werden die Bedingungen in den niederen Lagen
günstiger. Besonders bei mildem und feuchtem Wetter, wie es am Samstag
und Sonntag zu erwarten ist, machen sie sich auf den Weg. Aktuell
lägen bereits einzelne Meldungen aus dem Köln-Bonner Raum vor. In den
höheren Lagen müsse man sich jedoch noch etwas gedulden, zumal auch ab
nächster Woche bei wieder frostigen Nächten mit Unterbrechungen der
Wanderungen zu rechnen sei.

Auf den bis zu zwei Kilometer langen Wanderungen müssen Kröten,
Frösche und Molche oftmals Straßen überqueren. Der NABU bittet deshalb
Autofahrer, in der Dämmerung vorsichtig zu fahren und Rücksicht auf
liebestrunkene Lurche zu nehmen. Überall, wo Amphibien unterwegs
seien, sollte man nicht schneller als Tempo 30 fahren, um die Tiere
nicht unnötig zu gefährden. Hinweisschilder an den Straßenrändern
weisen auf entsprechende Streckenabschnitte hin. Eine oft
unterschätzte Gefahr sei zudem der Strömungsdruck der Fahrzeuge. Bei
Geschwindigkeiten von über 30 Stundenkilometern würden auch Amphibien
getötet, die am Straßenrand sitzen. Der Strömungsdruck bringe ihre
inneren Organe zum Platzen.

Auch für die ehrenamtlichen Naturschützer beginnt nun in ganz
Nordrhein-Westfalen die Wandersaison. Viele NABU-Gruppen betreuen
mobile Krötenzäune, um Amphibien an besonderen Gefährdungsstellen vor
dem Straßentod zu retten. So z.B. bei Troisdorf im Rhein-Sieg-Kreis,
bei Rösrath im Rheinisch-Bergischen Kreis, am Kamener Kreuz im Kreis
Unna, in Velbert im Kreis Mettmann oder bei Dröschede im Märkischen
Kreis. Insgesamt werden einige 100 Krötenzaunanlagen in NRW von
aktiven Krötenschützern betreut "Bei entsprechender Witterung heißt es
nun, täglich die Krötenzäune abzugehen, die sich in Eimern sammelnden
Amphibien zu zählen und sie über die Straße zu tragen", so die 
NABU-Amphibienschützerin. Wer beim Krötenretten mitmachen möchte, 
könne sich an die örtliche NABU-Gruppe wenden. Mithelfer seien immer 
gerne willkommen.

Eine Übersicht über die landesweiten Krötenzäune sowie das aktuelle
Wandergeschehen findet man unter 

www.nabu.de/kroetenwanderung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 15/2018, 09.03.2018
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BILDUNG/557: Klassenfahrt statt Digitalisierung (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 9. März 2018

Klassenfahrt statt Digitalisierung



(Bremen, den 09.03.18) Als "gefährlichen Irrweg" sieht der NABU die
drohende Digitaliserung in Schulen und Kindergärten. Das
Suchtpotenzial der sozialen Medien und Spielkonsolen sei immens und
der Nutzen bislang in keiner ernst zu nehmenden Studie bewiesen.
Nachgewiesen seien dagegen eine massive Zunahme der Kurzsichtigkeit
durch die Nutzung von Touchscreens und ein um rund ein Fünftel
schlechteres Lernergebnis in digital-daddelnden Klassenzimmern. Bremen
sollte seine Schüler umfassender und vermehrt in der Natur bilden,
fordern die Naturschützer.

"Wie kann die Politik den falschen Versprechungen einer
gewinnmaximierenden Unterhaltungsindustrie folgen, wenn alle Studien
den Schaden für die Kinder belegen?", fragt NABU-Geschäftsführer Sönke
Hofmann, der seit 18 Jahren ehrenamtlich das Schullandheim Dreptefarm
leitet. Australien habe jüngst seine 2,4 Milliarden Dollar teuren
Tablets in den Schulen wieder eingesammelt - die Schüler lernten
nicht, sie daddelten herum. "Da sind Eltern stolz, wie flink ihr
Dreijähriger über das Smartphone wischen kann, während die gleiche
Kinderhand motorisch zu verkümmert ist, den eigenen Hintern sauber zu
wischen."

"Zwei Millionen Jahre menschlicher Evolution haben in der Natur
stattgefunden, dort müssen wir wieder hingehen", fordert Hofmann, "nur
dort wird der gesamte Geist menschengerecht stimuliert und gefordert."
Unterricht in der Natur mit Bewegung und Beispielen aus dem Leben sei
immens effektiv, so der NABU. Wer die Höhe eines Baumes per
Strahlensatz ermittle oder Grammatikspiele am Deich mache, erreiche
die Kinder besser als im lebensfernen Klassenraum.

Eine gewichtigere Rolle in der Bremer Lernlandschaft sollten
Klassenfahrten einnehmen. "Wir haben zehn Bremer Schullandheime mitten
in der schönsten Natur, die genau auf die Bedürfnisse des Unterrichts
ausgelegt sind", wirbt der Heimvorsitzende. Jede Woche wandert Sönke
Hofmann dort nach Feierabend noch mit den Schülern durch die Nacht und
erlebt die Folgen des naturfernen Lebens: "Die Fähigkeit, einfachste
Probleme beim spielerischen Höhlenbau zu lösen hat ebenso enorm
abgenommen wie motorische Grundfertigkeiten beim Schnitzen oder die
Konzentrationsdauer."

Auch die sozialen Fähigkeiten der Kinder würden auf Klassenfahrten
deutlich verbessert, weiß Hofmann durch die langjährige Begleitung der
NABU-Kinderfreizeiten. "Viele Eltern missverstehen eine Klassenfahrt
als lauen Kinderurlaub, dabei lernen die Kinder ganz intensiv
miteinander umzugehen, Rücksicht zu üben und auch Enttäuschungen
wegzustecken." Teamaufgaben wie der Tischdienst für alle stärkten den
Zusammenhalt, so Hofmann.

Heute blieben die Fahrten hinter ihren Möglichkeiten, weil sie von
Montag bis Freitag zu kurz seien. Kein Lehrer wolle mehr übers
Wochenende auf Klassenfahrt gehen. "Wer jetzt die Lehrer vorschnell
aburteilt, sollte sich fragen, ob er denn auch bereit wäre, ohne
Bezahlung und Stundenausgleich ein Wochenende durchzuarbeiten?", fragt
Hofmann. Auch stelle sich die Schulbehörde nicht genug hinter ihre
Lehrer, wenn Hubschrauber-Eltern oder fragwürdige Ansichten aus
anderen Kulturkreisen die Klassenfahrt torpedieren.

"Wenn Bremen den letzten Pisa-Platz loswerden will, können wir
entweder abwarten, bis die anderen Bundesländer ihre Schüler digital
verdummen und selbst diesen Fehler nicht machen oder sogar aktiv den
Schulpakt um den Faktor Natur erweitern", fordert der NABU-Mann. Es
müsse eine beispiellose Anstrengung und Kooperation der Schulen mit
Umweltverbänden und Sportvereinen geben. "Wir müssen den Lehrern
wieder das Wissen und Handwerkszeug für Unterricht in der Natur
geben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.03.2018
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Landesverband & Stadtverband Bremen e. V.

Vahrer Feldweg 185, 28309 Bremen

Tel.: 0421/33 98 77 2, Fax: 0421/33 65 99 12

E-Mail: Info@NABU-Bremen.de

Internet: www.NABU-Bremen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





GESCHICHTE/033: "Frühes Anthropozän" in Eisbohrkernen nachgewiesen (idw)


Universität Wien - 08.03.2018

Deutliche menschliche Belastung der Umwelt bereits in der
Bronzezeit nachweisbar

"Frühes Anthropozän" in Eisbohrkernen nachgewiesen



Die von Menschen verursachten Eingriffe in die Umwelt und
einhergehende Umweltverschmutzung hat dazu geführt, dass wir vom
Anthropozän, einem neuen geologischen Zeitalter sprechen.
Geowissenschaftler der Universität Wien und der Universität für
Bodenkultur Wien haben mittels Archivanalysen herausgefunden, dass der
menschliche Einfluss auf die Umwelt schon wesentlich früher begonnen
hat, als bisher angenommen. Die erhöhte Konzentration von
Schwermetallen in Eisbohrkernen deutet auf ein "Frühes Anthropozän" ab
der Bronzezeit hin. Die Ergebnisse dazu sind kürzlich in der
Fachzeitschrift "The Anthropocene Review" erschienen.




[image: Ausgrabungsstätte - Foto: © Erich Draganitz]

Die neuen Erkenntnisse lassen auf ein "Frühes Anthropozän" schließen.

Foto: © Erich Draganitz



Schwermetallanreicherungen sind nicht nur Umweltgifte, sondern können
auch als Anzeiger für einen möglichen neuen Abschnitt der
Erdgeschichte - dem Anthropozän als Zeitalter des Menschen - verwendet
werden. Der Einfluss des Menschen auf das System Erde hat sich aber
nicht plötzlich manifestiert, sondern ist über Jahrhunderte und
Jahrtausende graduell und langsam gewachsen, bis er in der "Großen
Beschleunigung" nach dem Zweiten Weltkrieg massiv zugenommen hat. Die
Geowissenschaftler Michael Wagreich von der Universität Wien und Erich
Draganits von der Universität für Bodenkultur Wien haben sich aktuell
mit der Frage beschäftigt, ob bereits frühere Spuren des Menschen in
geologischen Archiven zu finden sind.

Eisbohrkerne geben Aufschluss Wie die aktuelle Studie aufzeigt, finden
sich die bisher ältesten Spuren für unbestritten menschlichen Einfluss
beispielsweise in Eisbohrkernen der Nordhemisphäre. Dabei konnten
erhöhte Konzentrationen von Schwermetallen, wie Kupfer und Blei, die
eindeutig vom menschlichen Erzabbau und der Verhüttung aus der
Kupfer-, Eisen- und Römerzeit stammen, nachgewiesen werden. "Man kann sich
die plakative Frage stellen, ab wann der Mensch begonnen hat, die Erde
zu vergiften", so der Geologe Michael Wagreich: "Eine Antwort darauf
finden wir in vielen geologischen Archiven". Das älteste Signal dafür
ist etwa 3.200 bis 2.500 Jahre alt und wird der phönizisch-griechischen
Kupfer- und Silberproduktion zugeordnet. Die damit
einhergehende Bleianreicherung konnte etwa in einem Eisbohrkern aus
dem arktischen Kanada nachgewiesen werden, der ungefähr das Dreifache
der natürlich vorkommenden Bleiwerte beinhaltet.

Erdwissenschaften, Archäologie und Geschichte forschen zusammen Vor
rund 2.000 Jahren zeigt sich sogar eine noch stärkere
Bleikontamination mit bis zu fünffach erhöhten Ausgangswerten, welche
auf die intensive römerzeitliche Metallproduktion zurückgeht. Diese
wurde vor allem auf der iberischen Halbinsel nachgewiesen - die
Isotopenzusammensetzung des Bleis lässt dabei direkt auf die Herkunft
aus Erzlagerstätten im heutigen Spanien schließen. "Die Verschmutzung
durch Blei und andere Metalle wurde nicht nur durch Flüsse verbreitet,
sondern auch in der Atmosphäre in Form von Aerosolen, die vor allem
bei der Metallerzeugung, dem Rösten bzw. Verhütten des metallführenden
Erzes entstanden sind", erklärt Erich Draganits und ergänzt: "Die
neuen Erkenntnisse machen eine interdisziplinäre Kooperation von
Erdwissenschaften, Archäologie und Geschichtswissenschaften
notwendig".

"Wir sehen eine sehr frühe Anreicherung von Schwermetallen durch
bronzezeitlichen bis römerzeitlichen Bergbau. Allerdings ist das
Ausmaß wesentlich kleiner und nicht global, wie später ab der
Industriellen Revolution und besonders mit dem verbleiten Benzin in
den 1950er Jahren", so Wagreich. Die aktuellen Forschungsergebnisse
sind auch ein Beitrag zur generellen Debatte über die Bedeutung des
Anthropozäns sowie der Diskussion über den genauen Startpunkt dieses,
und durch welche geologischen Signale eine Definition möglich wäre.

Derzeit setzt die internationale Arbeitsgruppe, deren Mitglied Michael
Wagreich ist, mehrheitlich einen Beginn des Anthropozäns um die
1950-er Jahre fest, da hier die ersten Nachweise von durch
Atombombenversuche freigesetzte Radionuklide, wie etwa Plutonium,
erbracht wurden. Die wesentlich älteren Bleifreisetzungen bestimmen
aber einen Zeitraum, der als "Frühes Anthropozän" schon Eingang in die
Fachliteratur gefunden hat.



Publikation in The Anthropocene Review Michael Wagreich, Erich
Draganits (2018): Early mining and smelting lead anomalies in
geological archives as potential stratigraphic markers for the base of
an early Anthropocene. The Anthropocene Review. DOI:
10.1177/2053019618756682



Weitere Informationen finden Sie unter

http://journals.sagepub.com/doi/pdf/10.1177/2053019618756682 

Publikation

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690493

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, Stephan Brodicky, 08.03.2018
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TOURISMUS/072: Kreuzfahrtboom sorgt für schmutzige Luft in Hafenstädten (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 8. März
2018

NABU: Kreuzfahrtboom sorgt für schmutzige Luft in Hafenstädten

Miller: Fahrverbote für Kreuzfahrtschiffe - Den dreckigsten Schiffen
die Einfahrt verweigern



Berlin - Angesichts der heute vom Kreuzfahrtverband CLIA auf der
Internationalen Tourismusmesse ITB vorgestellten Jahresbilanz der
Kreuzfahrbranche warnt der NABU vor der weiter steigenden
Abgasbelastung in den Zielhäfen der Schiffe. Die Umweltschützer
kritisierten die Branche für weitestgehende Untätigkeit bei der
Reduzierung schädlicher Abgase sowie die Verwendung von giftigem
Schweröl auf hoher See. Der NABU fordert daher Hafenstädte auf,
Einfahrverbote für besonders dreckige Kreuzfahrtschiffe zu verhängen,
um so die zunehmende Luftverschmutzung im Zuge der stetig wachsenden
Zahl von Schiffsanläufen abzuwenden.

NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller: "Die Erfolgsmeldungen der
Branche dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, dass hier ein riesiges
Abgasproblem auf die Hafenstädte zukommt. Denn mit jedem weiteren
Schiff nimmt natürlich auch die lokale Schadstoffbelastung deutlich
zu. Die politisch Verantwortlichen müssen alles daran setzen, die
Gesundheit ihrer Bürger zu schützen und sollten deshalb analog zum
Fahrverbot für Diesel-Pkw auch ein Einfahrverbot für die dreckigsten
Schiffe verhängen." Mit dieser Maßnahme dürften in Zukunft dann nur
noch solche Schiffe den jeweiligen Hafen anlaufen, die über einen
Flüssiggasantrieb verfügten oder mit Partikelfiltern und
Stickoxidkatalysatoren nachgerüstet wurden. Auch die Abnahme von
grünem Landstrom müsse verpflichtend sein und die so erzielten
Einnahmen zur Finanzierung der entsprechenden Anlagen beitragen.

Sönke Diesener, NABU-Verkehrsexperte: "Die Kreuzfahrtbranche blendet
die Kehrseite des eigenen Erfolgs nur allzu gerne aus. Darauf zu
hoffen, dass die Anbieter von allein Maßnahmen zur Senkung der
Luftschadstoffemissionen ergreifen, hat sich überwiegend als frommer
Wunsch herausgestellt. Die wenigen lobenswerten Fortschritte können
nicht darüber hinwegtäuschen, dass nach wie vor sämtliche
Kreuzfahrtschiffe überwiegend mit giftigem Schweröl betrieben werden,
während Abgastechnik weitestgehend fehlt. Da die Motoren auch während
der Liegezeit in den Häfen weiterlaufen, belasten Feinstaub und
Stickoxide die Atemluft, insbesondere in hafennahen Wohnquartieren. Es
wird Zeit, dass die Reedereien einen Teil ihres Gewinns in
höherwertige Kraftstoffe und die Nachrüstung mit wirksamen
Abgassystemen stecken. Alles andere ist unverantwortlich."

Mehr Infos:

www.NABU.de/Kreuzfahrtschiffe

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 027/18, 08.03.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

Tel.: 030/284 984-1510, -1520, Fax: 030/284 984-84

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / INTERNATIONALES





AGRARINDUSTRIE/028: Kein Tropenwald im Futtertrog! - Raubbau für Soja in Südamerika (Robin Wood magazin)


ROBIN WOOD magazin - Nr. 136/1.2018

Kein Tropenwald im Futtertrog!

Raubbau für Soja in Südamerika

von Tina Lutz



Soja - So nicht: Die Massenproduktion von Fleisch, Eiern und Milch
in Deutschland treibt die Tropenwaldzerstörung in Lateinamerika voran


Grasende Kühe auf der grünen Wiese und hübsche Fachwerkhäuser -
deutsche Fleisch-, Eier- und Milchproduzent*innen werben gerne mit
Naturnähe und Regionalität. Übersehen wird dabei oft, dass die
Herstellung dieser Produkte im hohen Maße von dem Import von
Futtermitteln, vor allem Soja, abhängig ist. Sie steht damit in
Zusammenhang mit gravierenden sozialen Problemen sowie der massiven
Zerstörung von Tropenwäldern.

Der Sojaanbau ist, nach der Weidehaltung für die Produktion von
Rindfleisch, der größte Waldvernichter in Lateinamerika. Etwa ein
Viertel der Amazonas Entwaldung bis 2004 ging auf das Konto des
Sojaanbaus. Und die Zerstörung geht weiter und betrifft auch weite
Gebiete außerhalb des Amazonas. Neben dem tropischen Regenwald müssen
nun auch andere tropische Wälder wie der Chiquitano-Trockenwald oder
artenreiche Savannengebiete wie die Cerrados dem Soja weichen.

Wer heute im großen Maßstab Fleisch, Milch oder Eier produziert, kommt
an Sojafutter nicht mehr vorbei. Rund 80 Prozent des weltweit
angebauten Sojas landet im Futtertrog. Ohne Soja könnte kein
Masthähnchen binnen 30 Tagen auf Schlachtniveau gemästet werden und
kein Schwein täglich bis zu 800 Gramm zunehmen, um dann mit knapp
sieben Monaten das Schlachtgewicht von rund 120 kg erreicht zu haben.
In einem Kilo Hühnerfleisch steckt umgerechnet ein Kilo Sojafutter.
Für ein Kilo Schweinefleisch wird immerhin noch 500 Gramm Soja
benötigt.

Soja ist eine Pflanze, die ursprünglich in der tropisch/subtropischen
Klimazone heimisch war, weshalb sie dort die meiste Ernte bringt.
Heute wird sie vor allem in Südamerika und im Süden der USA angebaut.
In Deutschland spielt der Anbau von klimaangepassten Sojapflanzen nur
eine marginale Rolle. Jahrelang wurde hier auch der Anbau von
heimischen Eiweißfutterpflanzen, wie Ackerbohne und Lupinen,
vernachlässigt. Hinzu kommt die großzügige Befreiung von Zöllen für
Sojaimporte aus z.B. Brasilien und Argentinien. Soja ist so günstig,
dass es in der Tierproduktion heute scheinbar unverzichtbar ist. Fast
das gesamte hier verfütterte Soja muss nach Deutschland importiert
werden. Der größte Anteil kommt aus Brasilien, wo die Abholzungsraten
die höchsten in Lateinamerika sind. Neben der Entwaldung bringt der
großflächige Sojaanbau weitere ökologische und soziale Probleme mit
sich. Ohne massiven Pestizideinsatz ist er nicht denkbar.

Allein in der Region Mato Grosso werden jährlich 200 Mio. Liter
Agrochemikalien ausgebracht. Der Chemieeinsatz stellt für die örtliche
Bevölkerung nachweislich ein hohes Risiko dar. Er begünstigt u.a.
Krebs, neurologische Erkrankungen sowie Fehlgeburten. Der Sojaanbau
trägt außerdem entscheidend zu einer weiteren Verarmung der
Landbevölkerung bei.

Sojaanbau ist nur lukrativ, wenn er im großen Stil erfolgt, für
Kleinbäuer*innen lohnt er sich meist nicht. Arbeit finden sie auf den
neuen Sojafeldern aber auch nicht. Der Sojaanbau kommt mit extrem
wenigen Arbeitskräften aus. Der Landhunger der Sojaindustrie führt
auch immer wieder zu unrechtmäßigen Vertreibungen auch von indigenen
Gruppen oder zu erzwungenen Landverkäufen.

Soja-Moratorium

Nachdem die dramatische Dezimierung des Amazonas Regenwaldes durch den
Sojaanbau einer breiten Öffentlichkeit bekannt wurde, kam auf
intensiven Druck der Umweltbewegung, vor allem von Greenpeace, 2006
ein Soja-Moratorium zum Schutz des brasilianischen Amazonas-Waldes zu
Stande. Demnach verpflichteten sich nahezu alle großen Sojaproduzenten
und -exporteure kein Soja mehr zu verwenden, das auf nach 2006
gerodeten Regenwaldflächen angebaut wurde. In den darauf folgenden
Jahren sank die Entwaldung im_brasilianischen Amazonasgebiet deutlich.

Das Moratorium zeigte scheinbar seinen gewünschten Erfolg - zumindest
was den Schutz des brasilianischen Teils des Amazonas angeht.
Umweltschützer*innen bemängeln jedoch, dass sich die Entwaldung für
Soja zu einem Teil lediglich auf wertvolle Ökosysteme außerhalb des
Schutzgebietes verlagert hat. Statt des brasilianischen
Amazonas-Regenwaldes würde nun vor allem der Cerrado oder aber
Amazonas-Regenwald in den Nachbarländern geredet. Insbesondere in
Bolivien, wo Wälder, einschließlich des tropischen Regenwaldes, kaum
Schutz genießen, wird immer mehr Wald vernichtet. Seit 1991 hat dort
die Sojaanbaufläche um 500 Prozent zugenommen. Außerdem sei in den
Jahren vor dem Moratorium im brasilianischen Amazonas so viel gerodet
worden, dass überhaupt keine neuen Entwaldungen nötig geworden seien.

Kritisiert wird auch, dass viele Kleinbäuer*innen durch das Moratorium
verstärkt unter Druck gesetzt würden, ihr Land zu verkaufen, da es
häufig nicht unter das Moratorium falle. Teilweise würden diese
Menschen sogar gezwungen ihr Land zu verlassen. Beobachtet wird auch,
dass die Sojaindustrie nun vermehrt auf ehemalige Weideflächen
ausweicht, für die dann wiederum neuer Wald gerodet werde. Der
Sojaanbau würde so weiter indirekt zu einer Entwaldung beitragen. 2009
trat deshalb auch eine Vereinbarung für die Rinderhaltung auf
Weideflächen in Kraft. Demnach dürfen Viehbesitzer*innen, deren Rinder
auf nach 2009 gerodeten Weiden grasen, ihre Rinder nicht mehr
verkaufen. Diese freiwillige Vereinbarung wurde aber von Anfang an
immer wieder geschickt unterlaufen. So wurde beispielsweise
beobachtet, dass Viehbesitzer*innen ihre Rinder erst kurz vor der
geplanten Schlachtung von frisch gerodeten Flächen auf bereits lange
bestehende Weiden übersiedeln.

Die Diskussion um die Moratorien zeigt, wie wichtig es ist,
Schutzmaßnahmen ganzheitlich zu betrachten. Prognosen zufolge wird die
Soja- und Fleischnachfrage weiter wachsen. Wenn wir die Tropenwälder
schützen und die Rechte der örtlichen Bevölkerung wahren wollen,
brauchen wir länderübergreifende Ansätze, die alle schützenswerten
Flächen einschließen und soziale Aspekte einbeziehen. In den nächsten
Jahren, wenn die wirtschaftlichsten Flächen außerhalb der Schutzzonen
belegt sind, wird der Druck auf den brasilianischen Amazonas wieder
zunehmen und das bestehende Soja-Moratorium stärker gebraucht denn je.
Ein Verstoß darf dann nicht ohne Folgen bleiben.

Cargill und Bunge vernichten weiter Tropenwälder

Zusammen mit unserer Partnerorganisation Mighty Earth sind wir gerade
dabei nachzuvollziehen, ob Soja von gerodeten lateinamerikanischen
Waldflächen auch in deutschen Futtertrögen landet. Nach durch
Satellitenbilder gestützten Analysen von Mighty Earth sind die
US-amerikanischen Agrargiganten Cargill und Bunge in unverhältnismäßig
hohem Umfang für die Abholzungsaktivitäten z.B. in der brasilianischen
Savanne, den Cerrados und im bolivianischen Amazonasbecken
verantwortlich. Eine schockierende Enthüllung, wenn man bedenkt, mit
wie viel Aufwand insbesondere Cargill sich nach Unterzeichnung des
Soja-Moratoriums als Retter des Tropenwaldes inszeniert hat. Und umso
weniger verwunderlich ist nun, dass sich sowohl Cargill als auch Bunge
bisher beharrlich weigern, das Moratorium auf andere wertvolle
Waldgebiete wie den Cerrado auszudehnen. Beide Agrarunternehmen
gehören zu den wichtigsten Sojalieferanten nach Deutschland. Knapp
400.000 Tonnen Soja dieser Firmen kommen allein aus Brasilien jedes
Jahr zu uns.

Den direkten Lieferfluss des Sojas vom Feld bis in die Futtertröge und
von dort in die Fleischtheken der Supermärkte nachzuvollziehen, ist
alles andere als einfach. Die Firmen halten ihre Warenströme meist
strikt geheim. Oft laufen sie über verschiedene Drittfirmen, so dass
der Weg der Waren nur noch sehr schwer nachzuvollziehen ist.

Wir fordern absolute Transparenz: vom Feld über die Futtertröge bis
zum Endprodukt. Nur so kann Soja aus Raubbau sicher verhindert werden.
Die führenden Akteure der deutschen Fleischindustrie Toennies, PHW
Gruppe und Westfleisch, bewerben allesamt ihre Umweltstandards, doch
keiner will die nachhaltige Beschaffung von Futtermitteln bisher
lückenlos und für uns glaubhaft nachweisen.

 * 

Flächenbedarf auf Kosten des Südens

Deutschland ist einer der größten Fleischexporteure weltweit. Vor
allem Schweinefleisch wird hier in großen Massen produziert. Wir
produzieren mittlerweile deutlich mehr als wir selbst verbrauchen.
Während sich der Fleischkonsum in den letzten Jahren relativ konstant
bei sieben Millionen Tonnen eingependelt hat, ist die
Fleischproduktion - gemessen an der Schlachtmenge - um fast 23 Prozent
auf rund 9 Millionen Tonnen im Jahr 2016 gestiegen.

In einem flächenmäßig eher kleinen Land wie Deutschland ist eine
derartig intensive Massenproduktion nur möglich, wenn durch
Futtermittelimporte auf die Anbauflächen anderer Länder
zurückgegriffen wird. Ein Drittel der deutschen Futtermittel wird
importiert Auf jede*n Deutsche*n kommt allein für die Produktion von
Sojafutter pro Kopf eine Fläche von rund 172 m². Diese Flächen stehen
den Menschen vor Ort z.B. in Brasilien und Bolivien nicht mehr zur
Verfügung, sondern werden für die Fleisch-, Milch- und Eierproduktion
hier in Europa genutzt.

Entschärfen werden sich die Probleme in Lateinamerika erst, wenn auch
die Nachfrage nach Soja nicht immer weiter zunimmt. Das wird ohne eine
Minderung der Tierproduktion hier bei uns in Europa nicht
funktionieren.


Tina Lutz, ROBIN WOOD-Tropenwaldreferentin in Hamburg,


tropenwald@robinwood.de


Die eindrucksvollen Bilder für diesen Beitrag wurde uns von
unserer Partnerorganisation Mighty Earth zur Verfügung gestellt.

 Herzlichen Dank!

Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Der Sojaanbau ist, nach der Weidehaltung für die Produktion von Rindfleisch, der größte Waldvernichter in Lateinamerika. Etwa ein Viertel der Amazonas-Entwaldung bis 2004 ging auf das Konto des Sojaanbaus

	Ungebremste Waldzerstörung in Brasilien und Bolivien, um noch mehr Platz für den Anbau von Soja zu schaffen, mit dem die Tiere in unseren Breiten gemästet werden. Für den Raubbau werden die dort lebenden Kleinbäuer*innen vertrieben

	Die Zerstörung geht weiter: Neben dem tropischen Regenwald müssen nun auch andere tropische Wälder wie der Chiquitano-Trockenwald oder artenreiche Savannengebiete wie die Cerrados dem Soja weichen

	Soja-Moratorium: Viehbesitzer*innen, deren Rinder auf nach 2009 gerodeten Weiden grasen, dürfen ihre Rinder eigentlich nicht mehr verkaufen.

	Die US-Agrargiganten Cargill und Bunge stehen trotz umfangreicher Nachhaltigkeitsversprechen in Verdacht, weiterhin Naturwälder für Soja zu vernichten

	Besonders in Bolivien, wo Wälder kaum Schutz genießen, wird immer mehr Wald vernichtet. Seit 1991 hat dort die Sojaanbaufläche um 500 Prozent zugenommen

	Wir fordern für die Sojaproduktion absolute Transparenz: vom Feld über die Futtertröge bis hin zum fertigen Endprodukt



 * 
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KLIMA/522: Auf dünnem Eis in der warmen Arktis (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung - 08.03.2018

Auf dünnem Eis in der warmen Arktis

Nie maßen Forscher in einem Februar eine kleinere Eisdecke auf dem
Nordpolarmeer als 2018



Bremerhaven, 8. März 2018. Das Meereis in der Arktis schwindet weiter:
Seit Satelliten in den 1970er Jahren die weiße Kappe über dem
Nordpolarmeer im Blick haben, war die Fläche in keinem einzigen
Februar so klein wie dieses Jahr. Grund dafür sind Warmlufteinbrüche,
die nicht nur häufiger in die Arktis kommen, sondern auch stärker
werden und weiter nach Norden dringen.




[image: Grafik:Quelle: www.meereisportal.de / © Alfred-Wegener-Institut]

Monatsmittelwerte der Meereisausdehnung im Februar in der Arktis der
Jahre 1979-2018

Quelle: www.meereisportal.de / © Alfred-Wegener-Institut



Als weite Teile Europas im Februar in eisiger Polarluft bibberten,
wärmten im Gegenzug milde Winde aus dem Süden die Arktis und
bescherten dem Norden Grönlands mitten in der Polarnacht Temperaturen
von plus sechs Grad Celsius. Solche in diesen Breiten sommerlich
erscheinenden Werte bei gleichzeitig sibirischer Kälte in Mitteleuropa
sind Wettermuster, die mit dem Klimawandel verknüpft sind. Warme Luft
bremst das Gefrieren von Wasser im Nordpolarmeer. Bildet sich weniger
Eis, bleibt die Eisdecke im Winter kleiner als in anderen Jahren und
der Ozean erwärmt sich schneller.

Im Februar 2018 registrierten Forscher am Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung (AWI) dann auch
tatsächlich mit knapp 14 Millionen Quadratkilometern den niedrigsten
Durchschnittswert für die Eisfläche im hohen Norden seit Beginn der
Satellitenmessungen im Jahr 1978. "Allerdings nimmt die Eisbedeckung
im Februar keineswegs von Jahr zu Jahr gleichmäßig ab, sondern
schwankt erheblich", erklärt der Meereisphysiker Marcel Nicolaus vom
Alfred-Wegener-Institut. Über längere Zeiträume ergibt sich jedoch ein
klarer Trend - die Eisdecke auf dem Nordpolarmeer schrumpft im Monat
Februar um durchschnittlich 2,75 Prozent pro Dekade.

"Hinter dieser langfristigen Abnahme steckt eindeutig der
Klimawandel", sagt Marcel Nicolaus. Mit Konsequenzen für das Wetter
der Nordhemisphäre: Steigen die Temperaturen und verkleinern sich die
Eisflächen auf dem Nordpolarmeer, verändern die geringen Unterschiede
im Luftdruck zwischen verschiedenen Gebieten den sogenannten Polarjet.
Mit diesem Begriff bezeichnen Meteorologen einen Gürtel starker Winde,
die mit Geschwindigkeiten von einigen Hundert Kilometern in der Stunde
hoch oben in der Atmosphäre von West nach Ost um den Globus brausen.
Allerdings bildet der Polarjet keinen perfekten Kreis, sondern kann
riesige Schleifen bilden, besonders wenn sich der
Temperaturunterschied zwischen dem Norden und dem Süden verringert.
Vergrößern sich mit dem Klimawandel also die Schwingungen des
Polarjets, dringt mancherorts Warmluft viel weiter als in normalen
Zeiten nach Norden und andernorts Kaltluft viel weiter nach Süden.

Genau diese Entwicklung können Klimaforscher bereits beobachten: Die
Warmlufteinbrüche in die Arktis kommen nicht nur häufiger, sondern
werden auch stärker und dringen weiter nach Norden. Im Februar 2018
schwenkte der Polarwirbel über Grönland besonders weit nach Norden,
über Europa reichte er dagegen weit nach Süden. Dabei klemmte er ein
Hochdruckgebiet über Skandinavien und ein Tief über Grönland praktisch
ein. An deren Flanken flutete eiskalte Polarluft auf kürzestem Weg
weit in den Süden Europas, während über Grönland warme Luft weit nach
Norden floss, die dort das Bilden einer Eisdecke auf dem Nordpolarmeer
bremste.

Um diese Änderungen besser zu verstehen, reicht es nicht, nur die
Eisfläche der Arktis zu vermessen. Auch die Eisdicke spielt eine
erhebliche Rolle, denn dünnes Eis bricht schneller und wird vom Wind
leichter vertrieben oder zusammengedrückt. Deshalb messen die Forscher
seit 2010 vor allem mit Hilfe des europäischen Satelliten CryoSat-2
und anderer Erdbeobachtungssatelliten auch die Dicke des Eises auf dem
Nordpolarmeer. "Auch dabei zeichnet sich ein erster Trend zu
durchschnittlich dünnerem Eis ab", erklärt AWI-Forscher Marcel
Nicolaus. Der Klimawandel lässt das Eis auf dem Nordpolarmeer also
nicht nur in der Fläche, sondern auch in der Masse schrumpfen. Ein
Teufelskreis: Die Eisdecke wird empfindlicher und variabler. Das
wiederum lässt die Temperaturen weiter steigen, weil offenes Wasser
viel mehr Sonnenwärme auf der Erde hält als eine Eisdecke.




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news690503

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und

Meeresforschung, Ralf Röchert, 08.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/1306: Lippstadt - Historische Kneipentour "Die 3 K's" am 16. März 2018


Historische Kneipentour "Die 3 K's"

Öffentliche Führung am 16. März



Lippstadt. Am Freitag, dem 16. März, bietet die Stadtinformation eine
öffentliche historische Kneipentour "die drei K's - Kneipen, Kultur,
Kirche" an. Treffpunkt für die zweistündige Führung ist um 18 Uhr am
Rathaus.

Zunächst erläutert Stadtführerin Wiltrud Lauer am Stadtmodell im
Rathaus Interessantes über die Stadtgeschichte. Nach einem kurzen
Besuch in der Marienkirche folgt die Einkehr in gemütliche Lippstädter
Kneipen, wo den Teilnehmern Einblicke in die Kunst des Bierbrauens und
des Schnapsbrennens geboten werden.

Der Kostenbeitrag beträgt 10 Euro pro Person. Um Anmeldung in der
Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter 02941-58515 wird
gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 9. März 2018

Stadt Lippstadt

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Tel. 02941/58515

E-Mail: niedner@kwl-lippstadt.de
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BEGEGNUNG/1846: Hanau - Musik, Vortrag und Kaffeetrinken im "Erzählcafé" am 27.3.2018


Erzählcafé Kesselstadt/Weststadt des Hanauer Seniorenbüros am 27.
März



Das nächste Erzählcafé Kesselstadt/Weststadt des Hanauer Seniorenbüros
in Kooperation mit der Initiative Nachbarschaftshilfe Kesselstadt e.
V. findet am Dienstag, 27. März, von 15 bis 16.30 Uhr im
Olof-Palme-Haus (OPH), Pfarrer-Hufnagel-Straße 2 statt. Das
ehrenamtliche Team freut sich über rege Teilnahme. Eleonore Acklau
untermalt das gemeinsame Kaffeetrinken mit Klavierspiel.

Inge Paap, Mitglied des Hanauer Märchen Erzählkreises, wird einen
Vortrag über afrikanische Märchen halten und afrikanische Märchen
erzählen. Chid Chamberlain, ein Anwalt aus Liberia, der 2017 mit dem
Hanauer Integrationspreis ausgezeichnet wurde, wird sie bei der
Veranstaltung mit seiner Tschembe (afrikanische Trommel) begleiten.

Wer regelmäßig an der Erzählcafé-Veranstaltung teilnimmt, braucht sich
nicht anzumelden. Neue Gäste aus Kesselstadt sind immer willkommen.
Weitere Informationen gibt Bärbel Beisiegel unter der Rufnummer 
06181-77393. Sie nimmt auch Anmeldungen neuer Interessenten entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7158: Borken - Öffentliche Nachtwächterführung am 17. März 2018


"Hört ihr Leut' und lasst Euch sagen, unsere Glock' hat neun
geschlagen..."

Öffentliche Nachtwächterführung durch Borken am Samstag, den 17. März
2018 um 18:00 Uhr - Anmeldung erforderlich!



Am Samstag, den 17. März 2018, bietet die Tourist-Info Borken wieder
einen öffentlichen Nachtwächter-Rundgang durch Borkens dunkle Gassen
und Hinterhöfe an. Gekleidet im mittelalterlichen Gewand und mit
Hellebarde und Rufhorn ausgestattet geht der Nachtwächter mit seiner
Laterne voran und lässt den Ruf "Hört ihr Leut' und lasst Euch sagen,
unsere Glock' hat neun geschlagen..." erschallen.

Bei der öffentlichen Führung weiß der Gästeführer den Teilnehmerinnen
und Teilnehmern viele interessante Details sowie spannende Geschichten
aus dem Alltagsleben in früheren Zeiten zu berichten.

Zur Teilnahme an dem öffentlichen Rundgang ist aufgrund der begrenzten
Teilnehmerzahl eine vorherige Anmeldung bei der Tourist-Info Borken
(02861 / 939-252, tourist-info@borken.de) erforderlich.

Der Teilnehmerbeitrag beträgt 5,- Euro pro Person. Für Kinder unter 14
Jahren ist die Teilnahme kostenfrei. Die Nachtwächterführung beginnt
um 18:00 Uhr vor dem Alten Rathaus am Marktplatz und dauert ca. 1,5
Stunden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 8. März 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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